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Vorwort. 

Die Anregung zu diesem Thema erfuhr ich von meinem Vater, 

der der Schöpfer des heute in Rumänien geltenden Einheitsge- 

setzes für das gesamte Sozialversicherungswesen des Landes ist. 

In dem Streben meines Heimatstaates nach einer Vereinheitlichung 

des Sozialversicherungswesens der einzelnen Landsteile nach dem 

Weltkrieg gewann ich den ersten Einblick in die Problematik der 

modernen Sozialversicherung. Wie wir im Verlauf dieser Unter- 

suchung seken werden, fand man in Rumänien die Lösung in dem 

sog. Einheitssystem, während wir in Deutschland den typi- 

schen Vertreter des sog. Mehrheitssystems sehen. Im Rahmen 

der vorliegenden Arbeit haben wir zur Charakterisierung der heu- 

tigen Lage in der : Sozialversicherung unsere Ausführungen auf 

diese beiden Länder beschränkt, da wir glauben, dass die Sozial- 

versicherungssysteme dieser beiden Länder sowohl die Haupttypen. 

der modernen Sozialversicherung darstellen als auch die wichtig- 

sten Repräsentanten der beiden Systeme sind. 

Für den Aufbau und die Gliederung dieser Arbeit empfing 

ich von meinem hochverehrten Lehrer, Herrn Professor Dr. Mol- 

denhauer, vielfältige Anregungen in seinen Vorlesungen und 

Seminaren. Für das stets rege Interesse und die bereitwillige För- 

derung schulde ich ihm aufrichtigen Dank.



Einleitung. 

Um im Rahmen der gewählten ‘Aufgabe die für eine wissen- 
schaftliche Untersuchung notwendigen Abgrenzüngen vornehmen 
zu können, bedarf ‘es zunächst einer Erörterung des Begriffes 
„Sozialversicherung“. Die Auffindung einer allgemein anerkannten 
und allgemien gültigen Begrifisbestimmung der Solzialversicherung 
in der Literatur stösst aber auf . erhebliche Schwierigkeiten. Die 
einzelnen Lehrmeinungen sind nur im Zusammenhang mit der 
jeweiligen. wirtschaftlichen Entwicklung des Landes zu würdigen, 
das dem Autor als Objekt seiner Untersuchungen diente, Die 
einzelnen Begriffsbestimmungen in der Sozialversicherung müssen 
‚demzufolge notwendigerweise voneinander abweichen, weil die 
Gestaltung der Sozialversicherung und ihre Grundelemente von 
Land zu Land verschieden sind und weil den einzelnen Autoren 
bei der Begriffsbildung verschiedene Merkmale als wesentlich 
erschienen. 

Wir wollen daher im folgenden zunächst die u. R wichtigsten 
Versuche einer Begriffsbestimmung der Sozialversicherung auf- 
führen und dann versuchen, unsererseits die wesentlichsten 
Merkmale der Sozialversicherung herauszustellen, um auf dieser 
Basis zu einer brauchbaren Begrifisbestimmung der „modernen 
obligatorischen Sozialversicherung“ zu gelangen. - 

V, Zwiedineck-Südenhorst bezeichnet die „soziale 
Versicherung“ als „die Gesamtheit der Einrichtungen, die für jeden 
Arbeiter oder seine Hinterbliebenen auf versicherungsartigem 
Wege die Mittel bereitstellen, um ökonomische Wirkungen, die 
aus der Beeinträchtigung seiner Erwerbsmässigkeit sich ergeben. 
zu überwinden oder abzuschwächen“ '). 

) ©. v. Zwiedineck-Südenhorst, Sozialpolitik, Leipzig. 
1911, 8. 377.
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Schmoller kennzeichnet die Arebiterversicherung — in 
Anlehnung an die Bemerkung der Sozialversicherung — folgen- 
dermassen : „Unter dem Namen der Arbeiterversicherung fasst 
man heute eine Anzahl von Versicherungseinrichtungen zusammen, 
die wesentlich den heutigen Lohnarbeitern oder sonstigen kleinen, 
überwiegend von ihrer Arbeit lebenden Leuten dienen, ihnen für 
die Fälle, da die Arbeitskraft versagt, geschmälert ist. aufhört, 
ein Einkommen geben, die wirtschaftliche Existenz ermöglichen 
oder erleichtern sollen. Es handelt sich um die Versicherung im 
Falle des Todes, der Krankheit, des Alters, der Invalidität, der 
Schädigung durch Unfälle der Witwen- und Waisenschaft der 
Schwangerschaft ; endlich gehört im weiteren Sinne auch die 
Arbeitslosigkeit, die Arbeitseinstellung, die Wanderschaft zu den 
Fällen, in welchen eine Unterstützung des Arbeiters angezeigt 
erscheint” ?), 

Manes definiert zunächst die Versicherung ganz allgemein 
als „gegenseitige Deckung zufälligen schätzbaren Geldbedarfs 
zahlreicher gleichartig bedrohter Wirtschaften” 2). Innerhalb des‘ 
Begriffes Versicherung unterscheidet Manes w. a. die Individual- 
und die Sozialversicherung. Den Aufgabenkreis der letzteren 
umgrenzt er folgendermassen : „Die soziale Methode der Versi- 
cherung hat als Teilgebiet der Sozialpolitik die Aufgabe und das 
Ziel, die materiellen Verhältnisse einer oder mehrerer notleidenden 
Klassen von Volksgenossen zu sichern, und zwar handelt es sich 
dabei bisher stets um Deckung des Einkommenbedaris” >), 

Silverman gibt die folgeride Begriffsbestimmung der 
Sozialversicherung: „Social Insurance is usually taken to mean 
that form of insurance which guarantees an individual against 
exigencies which reduce his eaming capacity or increase his 
expenditure beyond the normal”?), 

Nach Silverman ist die Sozialversicherung also eine Art 

  

1) G. Schmoller, Grundriss der allgemeinen Volkswirtschafts- Ichre, München und Leipzig, 1919, II. Teil, S. 400. 
2) A. Mancs, Versicherungswesen, I. Bd. 5. Auflage, Leipzig und Berlin, 1950. 'S, 2. 
3) Ebenda, S. 15, 

. 4) H. A. Silverman, The economics of social problems, Lon- - don, 1928, 2, Auflage, S. 274.
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Versicherung, durch die das Individuum in denjenigen Notfällen 
anterstützt wird, die seine Erwerbsfähigkeit vermindern oder seine 
üblichen Aufwendungen über den Normalstand hinaus ansteigen 
lassen. Diese Risiken sind: „Such contingencies arise out of 
(1) temporary inability to make a living, (2) permanent incapacity, 
an (3) death. Under (1) come unemployment, sickness, accidents, 
etc.; under (2) come disablement, chronic illnes, old age, etc.; 
and under (3) come widowhood and orphanlıood”?). 

Schmittmann geht bei seiner Begriffsbestimmung von 
der Definition von Manes aus: „Unter Sozialversiche- 
rungim weiteren Sinne verstehen wir „alle auf Gegensei- 
digkeit beruhenden wirtschaftlichen Veranstaltungen, die der 
Deckung zufälligen schätzbaren Vermögensbedarfs notleidender 
Bevölkerungsschichten dienen“, z. B. Volksversicherung durch 
private Gesellschaften, Gegenseitigkeitsvereine oder durch freie 
selbständige Organisationen der Arbeitnehmer usw; im 
engeren und eigentlichen . Sinne - sprechen wir 
von Sozialversicherung nur dann, wenn dazu der staatliche 
Zwangscharakter tritt” ?). 

Dann stellt Schmittmann noch fest, dass durch die Sozial- 
versicherung „dem Versicherten auf Grund der Tatsache einer 
unselbständigen Beschäftigung wertvolle öffentlich-rechtliche 
Rechte, nämlich Ansprüche auf Entschädigung in bestimmten 
‚Sohadensfällen”°) gewährt werden. 

Oswald Stein fusst ebenfalls auf der Definition voıl 
Manes: „Die Sozialversicherung ist organisierte Selbsthilfe der Arbeitnehmer gegen Wechselfälle des Lebens. Sie ist (nach der 
Begriffsbestimmung von Manes) gegenseitige Deckung zufälligen 
‚schätzbaren Geldbedarfs zahlreicher gleichartig bestrebter Wirt- 
schaften, unter Beschränkung auf notleidende Bevölkerungs- 
‚schichten” ?). 

I) M. A. SilvermanaaO.S, 274. 
2) B. Schmittmann. Sozialversicherung, Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 4. Aufl. Jena 1926, VII Bd. S. 66-637. 
5) Ebenda. S. 622. . \ on 
4 Oswald Stein. Sozialversicherung — im Versicherungslexi- Kon, 5. Aufl. Berlin 1950, 8. 1446. ' -
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Nach Weddigen „sucht die Sozialversicherung zur: För- 
derung des sozialen Friedens eine Existenzsicherung bestimmter 
Gesellschaftsgruppen dadurch zu erreichen, dass sie einen zufäl- 
ligen schätzbaren Mittelbedarf auf eine Vielkeit von Wirtschaf- 
tern umlegt, die alle von diesem Bedarf bedroht aber hur zum 
Teil von ihnen betroffen werden” ?). 

Nach A. Grieser ist die Sozialversicherung „solidarische 
Ausgestaltung des Arbeitsverhältnisses zum Schutze gegen die 
Wechselfälle, die den Arbeiter und seine Familie treffen”, 2), 

Grieser kommt mehr von der Rechtssphäre zur Begriffsbe- 
stimmung und sagt daher von der Sozialversicherung. dass „sie in 
sich die arbeitsrechtliche Unterhaltungspflicht des Unternehmers, 
die freie Selbsthilfe der Arbeiter und die Fürsorgepflicht der öf- 
fentlichen Verbände vereinigt: sie ist öffentlichrechtlicher Spar- 
zwang mit Risikenausgleich und ein wesentlicher Bestandteil des 
Arbeitsrechtes” °), 

Siegrist bezeichnet die Sozialversicherung als „soziale 
Existenzsicherung für bestimmte Notfälle, geordnet durch, öffent- 
lich-rechtliche Selbsthilfe”, ?). 

Paula Schweiger kennzeichnet die Sozialversicherung 
als „iene auf Gegenseitigkeit beruhende Einrichtung, die das Ar- 
beitseinkommen, insoweit es zufälligen schätzbaren Beeinträch- 
tigungen ausgesetzt ist, zu schützen sucht” ’), 

Unter den mehr oder weniger rein ‚juristischen Definitionen 
der Sozialversicherung erscheint uns diejenige von Lutz Rich- 
ter für unsere Begriffsbildung erwähnenswert: „Sozialversiche- 
rung ist diejenige verwaltungsmässige Fürsorge für Arbeitnehmer 
und ihren gleichgestellten Menschen (Versicherte), die auf beson- 
dere, selbstverwaltungsmässig gebildete Personen des öffentlichen 

  

VW. Weddigen, Sozialpolitik. Jena 1955, S, 229, 
2) Siehe Versichern ngslexikon, a. a OÖ, S. 1447. 
5) Siehe Handbuch der Versicher ung, herausgegeben von Paul Riebesell, Hamburg 1955, S. 307. 
4) A. Siegrist, Probleme der deutschen Sozialversicherung, Hei- delberger Diss. 1927. S. 25, 
5} Paula Schweiger, Sozialver sicherung und Wirtschafts- 

ablauf, Münchener Diss 1928, S,
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Rechts (Versicherungsträger) übertragen ist unter Begründung 
organisatorischer Rechtsverzältnisse zwischen den Versicherten und 
ihren Arbeitgebern als Mitgliedern oder Angehörigen: und den 
'Versicherungsträgern, woraus sich Mitwirkungsrechte der Mit- 
gliedern oder Angehörigen, Pflichten der Vers.cherten' oder 
ihrer Arbeitgeber oder beider zur Beteiligung an der Auf- 
bringung der Mittel, subjektive öffentliche Rechte der Ver- 
sicherten auf Leistungen der Versicherungsträger beim Eintritt 
bestimmter Wechselfälle des Lebens (Versicherungsfälle) und be- 
sondere öffentlich-rechtliche Gewaltverhältnisse zwischen Mitglie- 
dern oder Angehörigen und Versicherungsträgern ergeben”), 

Dass die SV. nicht nur als freiwillige Einrichtung, sondern 
auch in der Form der modernen obligatorischen Sozialversiche- 
zung auf den beiden Grundsätzen der Selbsthilfe und der Selbst- 
verantwortlichkeit beruht, kommt in der Definition von Molden- 
hauer am klarsten zum Ausdruck: „In der Zwangsversicherung 
ist, wenn auch abgeschwächt, der Gedanke der Selbsthilfe erhal- 

. ten, die Auffassung von der Selbstverantwortlichkeit des einzel- 
nen, auf die er gestelit ist, und die ihn zwingt, für sich und seine 
Familie zu sorgen” ?). 

Ein anderes und noch viel bef/eutsameres Charakteristikum 
der Sozialversicherung liegt in dem Grundsatz, des „einer für alle, 
alle für einen”, d. h. in dem Solidaritätsprinzip, dessen Bedeutung 
in der SV. von Albrecht folgendermassen gekennzeichnet 
wird: „Der sozialgesunde Grundsatz des „einer für alle, alle für 
einen” ist, wenn er auch hier ebensowenig, wie in anderen An- 
wendungen, ideale Verwirklichung findet, dem Arbeiter durch 
nichts so nahe gebracht worden, wie durch die Sozialversiche- 
zung”). 

Auf Grund der obigen Begriffsbestimmungen und Ausführun- 

1) Lutz Richten, Sozialversicherung, Berlin 1931, S. 7. 
2) P.Moldenhaue:r, Versicherungs- oder Versorgungsprinzip in, 

der deutschen Sozialversicherung, Zeitschrift für die gesamte Versiche- 
rungswissenschaft, Bd. 22, Berlin 1922, S. 180. 

5) G. Albrecht, Grundfragen der Sozialversicherung, Berlin 1929, 
Ss. 25. \
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gen kann man folgende hauptsächliche Merkmale der 
Sozialversicherung herausziehen: 

Die Sozialversicherung ist eine Art Versicherung, und zwar 

eine Versicherung im Dienste der Sozialpolitik. !). 

Die Sozialversicherung ist in erster Linie eine soziale Einrich- 

tung für die unteren, d. h. ärmeren sozialen Klassen und insbeson- 
rede für die Arbeitnehmer und für die ihnen gleichgestellten Per- 
sonen, deren einziges Kapital ihre eigene Arbeitskraft ist. Die So- 
zialversicherung übernimmt die Existenzsicherung dieser Personerr 
und ihrer Familien gegen die zufälligen schätzbaren zukünftiger 
Wechselfälle des Lebens. Diese Wechselfälle des Lebens bedrohen 
alle erwähnten Personen, sie betreffen aber nur einen Teil von 
ihnen, so dass eine gegenseitige Deckung gegen die ökonomischer 
Wirkungen — Einkommensbedarf, usw, — die aus der verursach- 
ten Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit der betroffenen Per- 
sonen sich ergeben, möglich ist. 

Die Grundelemente der Sozialversicherung sind: die Selbst- 
hilfe, Selbstverantwortlichkeit, gegenseitige Deckung und gegen- 
seitige Unterstützung, gegenseitige Beitragsleistung und nicht zu- 
letzt der Grundsatz der Solidarität. 

Die bisher herausgestellten charakteristischen Merkmale der 
Sozialversicherung umreissen ‘allgemein den Begriff der „Sozial- 
versicherung”. . 

Innerhalb der „Sozialversicherung” müssen aber zwei grund- 
Verschiedene Wirkungsbereiche unterschieden werden, und zwa 
die Sozialversicherung im weiteren und die Sozialversicherung im 
'engeren Sinne, 

Die Sozialversicherung im weiteren Sinne um- 
fasst alle Sozialversicherungseinrichtungen, gleichgültig ob sie obli- 
£atorische oder freiwillige Einrichtungen sind, so wie z. B. die 
Hilisvereine, Gegenseitigkeitsvereine und andere Selbsthilfeeinrich- 
tungen der Arbeitnehmer; die Versicherungseinrichtungen der 
Arbeitgeber, der Staaten oder anderer öffentlicher Verbände, 

1) Vgl. auch -W. We ddigen, Grundfragen der Sozialversiche- 
Tungsreform, Jena 1951, S. 5 und G. Albrecht, a. a. ©, S. 12,
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manchmal auch die freiwilligen Volksversicherungen und sogar die 
Staatsbürgerversorgung. ?). = 

Unter Sozialversiiccherung im engeren und ei- 
gentlichen Sinne des Wortes sind aber nur die obliga- 
torischen Sozialversicherungen zu verstehen, die kraft Gese- 
tzes bestehen und die auf dem staatlichen Zwangscharakter be- 
‚uhen. . 

Das wichtigste Merkmal der Sozialversicherung im engeren 
Sinne, d. h. der obligatorischen Sozialversicherung ist also der 
staatliche Zwangscharakter. 

Auf Grund dieses Zwangscharakters, der im allgemeinen kraft 
Gesetzes besteht, oder mit anderen Worten, auf Grund des Ver- 
sicherungszwanges, haben die betreffenden versicherten Personen 
andererseits feste Rechtsans prüche, d. h. öffentlich- 
rechtliche Ansprüche auf die Gewährung der Sozialversicherungs- 
leistungen. 

Ein anderes bedeutsames Merkmal der obligatorischen So- . 
zialversicherung ist die fast überall besteltende zwangsweise He- 
ranziehung anderer als der versicherten Personen zu der Aufbrin- 
gung der finanziellen Mittel und zwar der Arbeitgeber und des 
Staates. : 

Wir kommen daher zu der folgenden Definition der obligatori- 
schen Sozialversicherung: Die Sozialversiche- 
rungimengeren Sinne, d. h.die obligatorische 
Sozialversicherung isteine auf Selbsthilfe und 

  

1) Siehe dazu: L. Br ucker, Muthesius, Lutz Richter, H. Süss, Die Sozialversicherung a. a. O. S. 73: „Vom wirtschaftlichen Standpunkt aus sind also Sozialversicherung im weitesten Sinne des Wortes zü bezeichnen, alle auf Gegenseitigkeit beruhenden wirtschaft- lichen Veranstaltungen. welche der- Deckunng zufälligen schätzbaren Vermögensbedarfsnotleidender Bevölkerungsschich!en dienen”. 
Diese Sozialversicherung im weitesten Sinne kann sein: 
„a) eine freiwillige Versicherung bei privaten Gegenseitigkeitsverei_ nen oder Aktiengesellschaften (Volksversicherungen in England und Amerika); 

b) eine freiwillige Versicherung bei Arbeiter- und Angestelltenorga- nisationen; 

c) eine Versicherung mit staatlichem Zwang (reine Sozialversiche- rung)”. S. 75.
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dem. Solidaritfätsgedanken beruliende soziale Einrichtung, die auf Grund ihres gesetzlichen Zwangscharakters die obligatorische Versiche- rung der Arbeitnehmer und der ihnen gleichge- stellten Personengruppengegendie zukünftigen zufälligen schätzbaren Wechselfälle des Lebens unternimmt. 

In Uebereinstimmung mit der herrschenden Anscaauung setzen wir in der vorliegenden Untersuchung den Begriff der „obligato- rischen Sozialversicherung” demjenigen der „modernen Sozialver- sicherung” gleich, da die obligatorische Sozialversicherung keuti- sen Tages fast auf der ganzen Erde verbreitet ist. 
Wir glauben dazu berechtigt. zı: sein, da man in der Gegen- wart im allgemeinen fast nur an die obligatorische Sozialversiche- rung zu denken pflegt, wenn irgend ein Problem der modernen Sozialversicherung zur Erörterung steht, Das Internationale Ar- beitsamt in Genf hat sogar erklärt, dass „eine Sozialversicherung nur als Pflichtversicherung denkbar ist”. 1), 

Das soziale Leben ist dauernder Wandlungen unterstellt. Jedes soziale Gebilde wandelt sich in seiner inneren Gestai- tung mit der geschichtlichen Entwicklung eines Landes und zwar sucht es sich dem jeweiligen politischen und wirtschaftlichen Zeit- geist, dem jeweiligen herrschenden Wirtschaftssystem und der je- weiligen herrschenden Weltanschauung anzupassen. 
Die neue Gestalt, die eine soziale Einrichtung annimmt, bringt wieder neue ungelöste Fragen mit sich, Probleme, zu deren Lö- sung jede Generation ihren Beitrag liefern muss, um auf diese Weise den. sozialen Fortschritt zu ermöglichen. 
Die Sozialversicherung gehört zu jenen sozialen Gebilden, die der geschichtlichen Dynamik ausgesetzt sind. . Daher drängt jede Wirtschaftsepoche sowie jede Umgestal- tung des technischen Fortschritts die Sozialversicherung dazu, sich den Anforderungen ihrer Zeit anzupassen. " Zu jeder Zeit und in jedem Lande hat die Sozialversicherung el 

s „ Diesberüglich siehe weiter die Ausführungen dieser Arbeit auf - 7071.
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daher bestimmte Fragen und Probleme zu lösen gehabt und muss . sich auch heute noch dieser Aufgabe unterziehen. Selbst die moderne Sozialversicherung birgt ihre Probleme in sich, Diese Problematik sehen wir vor allem in der Notwendigkeit zur Vereinheitlichung des Sozialversicherungssystems des einzel- nen Landes und darüber hinaus in dem grösseren internationalen Rahmen. 
Bu 

Die nachfolgenden Untersuchungen dieser Arbeit stehen im Zeichen dieses im Vordergrund der Sozialversicherungsreiormbe- strebungen stehenden Problems. 
Daher haben wir diese Arbeit das „Problem der modernen Sozialversicherung” betitelt: 
Die Gestaltung dieses Themas haben wir so vorgenommen, dass wir den Kern des Problems der modernen Sozialversiche- 

obligatorischen Sozialversicherung sehen. 
Demzufolge werden im IL Abschnitt dieser ‘Arbeit die Leitge- danken im II. Abschnitt die heutige Lage und im IV. Abschnitt die Problematik der modernen Sozialversicherung entwickelt. Um aber die moderne Sozialversicherung in ihrer Vielgestal- tigkeit der Systeme und ihrer Problematik erforschen zu kön- nen, haben wir es für notwendig erachtet, im ersten Abschnitt erst einmal die Entstehung und Entwicklung des Sozialversicherungs- gedankens überhaupt darzustellen. 

Im dritten Abschnitt, der die heutige Lage der modernen So- zialversicherung behandelt, haben wir die Sozialversicherungs- systeme nur zweier Länder und zwar von Deutschland und Rumä- nien herangezogen, weil wir —schon eingangs erwähnt — giaubten, dass diese zwei Länder die beiden wichtigsten Typen der modernen Sozialversicherung am reinsten vertreten, nämlich Rumänien das einheitliche Sozialversicherungssystem und Deutschland das Mehr- heits- oder in mehrere Zweige getrennte System. In dem vierten Abschnitt, der die Problematik der modernen Sozialversicherung zum Gegenstand hat, haben wir die. wichtigsten Kritiken der obligatorischen Sozialversicherung im allgemeinen, die Ergebnisse und die Entwicklungstendenzen in der modernen



10 

  

Sozialversicherung zur Darstellung gebracht, um uns auf diese 
Weise die notwendigen Voraussetzungen zu schaffen für die Frör- 

‚ terung des heute im Brennpunkt stehenden Problems der nationa- 
- len -wie «der 'internationalen Diskussion der modersien Sozialversi- 
cherung, nämlich der Vereinheitlichung der Sozialversicherung.



ERSTER ABSCHNITT: 

GESCHICHTLICHER UEBERBLICK ÜBER DEN URSPRUNG 

DER SOZIALVERSICHERUNG UND IHRE ENTWICKLUNG 

BIS ZUR GEGENWART.



ERSTES KAPITEL: 

DIE URSACHE DER ENTSTEHUNG DES GEDANKENS DER 
SOZIALVERSICHERUNG. 

S 1 Der Mangel an Selbstfürsorgepflicht- 

bewusstsein. 

„Omul se naste nepreväzätor!”!) d. h. von Natur mangelt es 
dem Menschen an Selbstfürsorgepflichtbewusstsein. So lange er 
gesund und im Vollbesitz seiner Arbeitskraft ist, wird er nur sel- 
ten an die Zeiten denken, wenn er alt oder invalide sein wird 
und nicht mehr die Möglichkeit hat aus eigener Kraft seine Exi- 
stenz zu sichern. 

Andererseits wird es, so lange die Menschheit in der auf Pri- 
vateigentum ruhenden Gesellschaftsordnung lebt, immer : Reiche 
und Arme geben, einige mit angesarmelten Vermögenswerten, die 
ihre Existenz gegen Krankheit, Alter oder Invalidität sichern kön- 
nen .und auch sichern, und andere, die eines Tages hilflos als Inva- 
lide und Bettler der Gemeinschaft zur Last fallen. 

Das mangelnde Selbstfürsorgepilichtbewusstsein, d. h, der in 
der menschlichen Natur begründete Mangel an Einsicht in die Not- 
wendigkeit einer rechtzeitigen eigenen Fürsorge für den künftigen 
Fall einer Notlage war zu allen Zeiten und bei allen Völkern vor- 

  

1) D.R.Ioanitescu: Renasterea Meseriilor, Bucuresti 1951. S. 284.
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handen. Wenn man auch nur ein wenig Völkerpsychologle treibt, 
so kann man feststellen, dass allen Völkern und innerhalb dieser 
besonders der grossen, arbeitenden Massen dieses Selbstfürsorge- 
pflichtbewusstsein fehlt. Auch. dem französischen Volk, dessen be- 
sondere Sparsamkeit fast sprichwörtlich ist, und von dessen klei- 
ner Bourgeoisie man sagt, dass sie das Geld im Strumpf sammelt, 
mangelt diese Einsicht !). 

Der Engländer pflegt im allgemeinen das, was er erarbeitet 
hat, zu verzehren. Aber gleich welcher Berufsklasse er angehört, 
eine kleine Summe von seinem wöchentlichen Einkommen muss er 
sich in Abzug bringen lassen, die einer Versicherungsgesellschaft 
als Prämie dient. 

Der Deutsche findet sich wie der Engländer willig damit ab, 
dass man einen kleinen Anteil seines wöchentlichen Verdienstes ein- 
behält, um ihn gegen mögliche Lebens- und Arbeitsgefahren zu 
schützen. Er verlangt aber, dass der Versicherungsträger auch sei- 
nerseits dauernd bestehen und zahlungsfähig bleibt; er fordert 
daher die Autorität des Staates für die Sicherung dieses Versiche- 
tungsschutzes, d. h. die obligatorische Sozialversicherung. 

Die Amerikaner haben bis in die jüngste Zeit nicht darüber 
nachgedacht, welche soziale Bedeutung eine obligatorische Sozial- 
versicherung für alle Werktätigen einer Volksgemeinschaft für 
diese hat, da Nord-Amerika in einer dauernden Periode der Pro- 
sperität lebte, die dem Handarbeiter hohe Löhne sicherte und den 
Unternehmungen die Möglichkeit gab, grössere Reserven anzusam- 
meln, mit denen sie Hilfs- und Unterstützungskassen einrichten 
konnten. So kommt Moldenhauer noch im Jahre 1927 zu der 
Feststellung, dass „in einem Lande, wo wenigstens die vorwärts- 
strebende und moderne Arbeiterschaft so gestellt ist, dass jeder 
sein eigenes Auto und sein Haus »at, wenn auch nur auf Abzah- 
lung gekauft, Fragen wie die der Invaliden- und Altersversiche- 

1) Pr&cis de l&gislation industrielle Dalloz—H 
Capitan et Paul Cuche -— Paris 1935, 8. 421: ...il faut con- 
stater que l’£sprit de prevoyance n’est pas assez repandu, et cela dans 
tous les milieux”,
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füng nicht existieren, mit denen ‚die anderen Länder ‚sich quälen 
müssen“ ?). 

Die natürlichen Voraussetzungen für die Einführung der Sozial- versicherung pflegen nur in Depressionszeiten bezw. ausgesproche- nen Wirtschaftskrisen, bei Lohnsenkungen und in Perioden eines 
niedrigen ökonomischen Standes. der Wirtschaft gegeben zu sein ?). Heute, wo die ganze Welt auf das Heftigste von Wirtschafts- krisen erschüttert ist, sind auch die Vereinigten Staaten von Nord- Amerika intensiv in Mitleidenschaft gezogen worden. Daher for- 
dert nunmehr das amerikanische Proletariat dringend die Sozial- versicherung ’). 

Der Mangel an Selbstfürsorgepflichtbewusstsein der ‚Menschen würde nicht so ausschlaggebend für die Entstehung der Sozial- versicherung sein, wenn die Existenzsicherung des Individuums nicht so eng an die künftige ‚Wirtschaftsgestaltung geknüpft wäre, 
die ihrerseits von sehr mannigfachen, .im. vorhinein, nieht: bestimm- 
bare Faktoren abhängig ist. 

Es fehlt dem Menschen also von Natur nicht nur meist die Einsicht- in die ‚Notwendigkeit. einer. rechtzeitigen Selbstfürsorge, sondern er ist als Lebewesen. von Geburt an den mannigfachsten Lebensgefahren ausgesetzt, deren. er nur. dann regelmässig Herr werden könnte, wenn die Menschheit in einer. ewigen, Prosperität leben würde. Die Ungewissheit der künftigen Gestaltung des Wirt- 
schaftslebens macht. aus dem ‚Mangel .an Selbstfürsorgepilichtbe- 
wusstsein des Menschen einen ausschlaggebenden Faktor für das 
Entstehen der Sozialversicherung. 

  

1) P.Moldenhauer: Internationale Sozialpolitik, Vortrag, Leip- zig 1927. 5. 8, Hinsichtlich der Lösung der sozial-politischen Fragen behauptete das amerikanische Unternehmertum, ‚dass es „so hohe Löhne zahle, dass der Arbeiter für sich selbst sorgen kann, dass er in der Lage ist, seine Versorgung und Versicherung selbst zu übernehmen”. 2) Siehe auch. A. Manes: Versicherungswesen, Bd, III (B. Sozial- versicherung). Leipzig und Berlin 1952, $, 207: „Hinzu kommt die poli- tisch Beunruhigung der ArbeitnehmerschaftinKri- senzeiten, an der die Unternehmer vernünftigerweise kein Interesse haben können. Man kann daher sagen, dass wenigstens häufig die Kri- senzeiten für die Ausbreitung der Sozialversicherung besonders günstige Konstellationen bieten, vor allem psychologisch; ob auch finanziell, ist eine andere I'rage”, 
3) Diesbezüglich siehe auch weiter _ $. 5456,
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$ 2 Die Unzulänglichkeit des Arbeitseinkommens 
für eine Selbstfürsorge. 

Während einige werktätige Personengruppen lediglich der Mange] an Selbstfürsorgepflichtbewusstsein hindert, rechtzeitig Er- sparnisse zu machen für einen künftigen Notfall, kommt bei der Arbeiterklasse ganz allgemein noch als wichtiger Grund die nied.- rige Entlöhnung hinzu, die es dem Arbeiter nicht ermöglicht, einen Fonds anzusammeln zur Ueberwindung der drohenden Lebensge- jahren wie Krankheit, Unfälle, Alter und Invalidität. ! . 
Andererseits sind in den Ländern mit freier Lohnbildyug stän- dig wiederkehrenden Lohnkämpfe zwischen Arbeitgeber und Ar- beitnehmer eine Folgeerscheinung der heutigen industrialisierten Wirtschaft, die immer wieder Wirtschaftsschwankungen und Wirt- schaftskrisen ausgesetzt sein wird und gegen diese so iberaus empfindlich ist. Und in diesem Kampf um die Lohnhöhe wird das Arbeitseinkommen fast immer um das Existenzminimum ?) pendeln, welches dem Arbeiter bestenfalls die nötigen Mittel zur Verfügung stellt für ausreichende Ernährung, notwendige Kleidung, hygieni- sche Wohnung und einen bescheidenen Fonds für die geistigen Kulturbedürfnisse, ' \ 
Der Arbeiter wird daher schwerlich in der Lage sein, seine Existenz und die seiner Familie gegen künftige Lebensgefahren aus eigener Kraft zu schützen, selbst wenn er das nötige Selbstfür- sorgepflichtbewusstsein hätte, da sein Arbeitseinkommen mehr oder weniger nur das Existenzminimum deckt °). Da aber die Un- zulänglichkeit des Arbeitseinkommens der Arbeiter hauptsächlich eine Folgeerscheinung des ökonomischen Flends und somit des 

  

1) Precis de legislation industrielle Dalloz — a. a. O., 5. 420: „Les travailleurs, et en particulier ceux auxquels s’adres- sent les assurances sociales, sont incapables de faire des &conomies qui puissent les metire & Yabri des principaux zisques de Vexistence”, 2) Es ist also damit gemeint, was die Engländer als „minimum standard of. living” oder „minimum standard of comfort” bezeichnen. Vergl. dazu bei Silver mann: Economies of social problems. Lon- don 1928, S, 57—8., . . 5) Siehe auch Pr&ceis Dalloz: aa. O. S. 421: „pour la plu- part — des salaries — les salaires gagnes suffisent ä peine aux besoins de chaque jour”,
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Systems der Festsetzung des Arbeitsentgelts ist; wird die Lage 
des Arbeiters schwerlich geändert werden können, solange nicht 
die Wirtschaftsverfassung selbst eine andere wird. In der moder- 
nen kapitalistischen Wirtschaftsverfassung ist daher die Unzuläng- 
lichkeit des Arbeitseinkommens die zweite wichtige Quelle für das 
Aufkommen des Gedankens der Sozaiversicherung. ?). 

. Die beiden aufgezeigten Entstehungsursachen der Sozialversi- 
cherung — der Mangel an Selbstfürsorgepflichtbewusstsein und die 
Unzulänglichkeit des Arbeitseinkommens —- haben inzwischen die 
meisten Staaten veranlasst, die obligatorische Sozialversicherung 
einzuführen, damit die arbeitenden Massen nicht schuldlos ohne 
Hilfe sind und dem Staate zur Last fallen, wenn sie infolge der 
unvermeidlichen Gefahren des industriellen Arbeitsprozesses in 
eine Notlage geraten. 

. 
Den arbeitenden Massen könnte in ihrer unvermeidbaren, aber 

auch unverschuldeten Notlage beispielsweise auch auf dem Wege 
der Sozialfürsorge d. h. der Armenpilege oder Staatsbürgerver- 
sorgung geholfen werden. Die obligatorische Sozialversicherung 
stellt keineswegs die einzige mögliche Lösung dar. Ausgehend von 
den Entstehungsursachen der Sozialversicherung erscheint es da- 
her notwendig, in diesem Zusammenhang diejenigen Gründe auf- 
zuzeigen, die im Interesse der arbeitenden Massen die Sozialver- 
sicherung als die einzig sinngemässe Lösung der Existenzsiche- 
rung der. Arbeiterschaft erscheinen lassen. 

S 3. Exkurs: Soziale Fürsorge oder 
Sozialversicherung ? 

Die soziale Fürsorge (Armenpflege) lässt sich 
kennzeichnen als eine Unterstützung des Individuums, die von der 
Grundidee der „Wohltätigkeit” ausgeht. Das Individuum hat kei- 
nen Rechtsanspruch auf Unterstützung in seiner Notlage. Die Un- 
terstützung, die die Gemeinschaft gewährt, ist keine Pilichtleistung, 
sondern sie ist eine Folgeerscheinung des menschlichen Wohltä- 

  

) Vergl. auch: Precis Dallon.aaO0.& 420: „L’assurance donne le moyen de se garantir contre les consequences des principaux risques de lexistance, tou! en reduisant Veflort d’epargne nöcessaire”.



"
M
U
 

U
 

17 
-—___ 

tigkeitsbedürfnisses, das seinerseits auf der dem Menschen von “Natur innewohnenden Hilfsbereitschaft beruht. 
Beim Sozialversicherungssystem ist die Lage des Hilisbedürftigen eine grundsätzlich andere. Hier wird die Unter- stützung als ein Rechtsanspruch des Versicherten gewährt. Der Versicherte hat in guten Zeiten — freiwillig oder gezwungen — Beiträge für eine Sozialversicherung zu entrichten, die zur Bil- dung eines Gesamtionds dienen, aus welchem später alle Versi- cherten bei Krankheit, Invalidität und Alter unterstützt werden. Bei der Sozialversicherung folgen alle Leistungen aus einem Vertragsverhältnis, das vor längerer oder kürzerer Zeit zwischen dem Versicherten und dem Versicherungsträger getroffen wurde, während .im Fürsorgesystem der Umfang der Leistungen dem Zu- fall überlassen bleibt, d. h. davon abhängt, welche Unterstützungs- möglichkeiten zu der Zeit gegeben sind, in der sich der Bedürftig- keitsfall zuträgt. Die dem Versicherten zu gewährende Unterstü- tzung ist also in ihrer Höhe im vorhinein festgelegt und ist kein Almosen wie bei der sozialen Armenfürsorge, sondern ein Rechts- anspruch, der gewissermassen eine Entschädigung darstellt im Versicherungsfall. !). 
Wenn an dieser Stelle im Interesse der arbeitenden Masseı; die Vorzüge der Sozialversicherung gegenüber der sozialen Für- 

  

1) Vgl. A. Manes: Sozialversicherung. Wörterbuch der Volks- wirtchaft. 4. Aufl. 5. Bd. Jena 1955. S, 371, Manes gibt als eine wich- tige Voraussetzung für die Sozialversicherung an: „der Rechtsan-- spruch auf Bedarfsdeckung der versicherten Arbeiter”. Daher stellt er fest, dass „auf Wohltätigkeit beruhende Einrichtungen nicht als Versicherungen anzusprechen sind”. „An die Stelle der Armenversor- gung ist der fesie Rechtsanspruch auf eine Entschädigungsseumme bei Krankheit, Unfall, Invalidität und Alter getreten”. (S. 375). So auch Herkner: Die Arbeiterfrage. 8. Aufl. 1. Bd. Berlin und Leipzig 1922. S. 591: „Das heisse Sehnen des modernen Arbeiters nach Rechten, nicht nach mehr oder weniger demütigenden Wohltaten, ist erfüllt worden. Wo früher die Armenpflege, die Wohltätigkeit einsetz- $en darf der deuische Arbeiter heute klagbare Rechte geltend machen”. Ferner Schmiitmann: Sozialversicherung. Handwörterbuch der Staatswissenschaften. VIT. Bd. 4. Aufl. Jena 1926. S. 622. „Die Sozial- versicherung hingegen gibt dem Versicherten auf Grund der Tatsache einer unselbständigen Beschäftigung wertvolle öffentlichrechtliche Rechte, nämlich Ansprüche auf Entschädigung in bestimmten Scha- densfällen”, 
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"sorge so scharf herausgestellt werden, so soll deshalb keines- 

wegs verkannt werden, dass vor der Einrichtung der Sozialver- 

sicherung in den einzelnen Ländern die alten wohltätigen Einrich- 

tungen, Krankenhäuser, Armenhäuser, usw. viele kranke und alte 

Arbeiter unterstützt haben und dass diese Einrichtungen auch 

heute noch in verschiedenster Gestalt eine segensreiche Tätigkeit 

ausüben. Alle diese Einrichtungn „haben bis zu einem bestimmten 

Grad die Sozialversicherung gut ersetzt, aber ihre Existenz be- 

ruhte auf der Wohltätigkeit und Barmherzigkeit. Der Arbeiter 

hatte keinen Rechtsanspruch, sondern er hatte alles nur als Al- 

mosen bekommen. Dies war erniedrigend und ungerecht”.'). Im 

Gegensatz hierzu ist die Stellung des Versicherten eine würdige 

und verletzt nicht den Menschen in seinem Ehrgefühl wie die 

Armenpflege. 

Die Staatsbürgerversorgung ist auch eine Art 

Sozialfürsorge, Zwar gibt es bei der Staatsfürsorge auch einen 

Rechtsanspruch. Trotzdem liegt hier keine echte Sozialversiche- 

rung vor, weil die Leistungen in diesem Falle nicht aus der Sum- 

me der Beiträge .der Versicherten, sondern aus öffentlichen Mit- 

teln gewährt werden. Mit Recht bezeichnet Schmittmann da- 

her die Staatsbürgerversorgung als eine „bemäntelte öffentliche 

Armenpflege”. 2). 

Weder die Staatsbürgerversorgung noch die Armenpflege 
kennen Beitragsleistungen oder gar eine Beitragspflicht der zu 
unterstützenden Arbeiter. Dagegen ist die Sozialversicherung auf 
der Selbsthilfe und auf der Selbstverantwortlichkeit des Versi- 
cherten begründet, indem sie ihn zur Beitragentrichtung verpflich- 

1) D.R. loanitesen: a. a. O., S. 276. 

2) Schmittimann: Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 
a. a. O. S. 627: „Unter Sozialversorgung oder Staatsbürgerversorgung 

versteht man ein soziales Unterstützungssystem, das allen Staatsbürgern 

hei materiellen Notständen des Lebens dem Staat gegenüber einen 
Rechtsanspruch auf einen angemessenen Lebensunterhalt gewähren will. 
Begrifflich steht die Staatsbürgerversorgung in der Mitte zwischen So. 
zialversicherung und Armenpflege: tatsächlich ist sie bemäntelte öf- 
Teniliche Armenpflege”,
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tet. Moldenhauer sagt daher:!) „In der Zwangsversiciterung 

ist, wenn auch abgeschwächt, der Gedanke der Selbsthilfe erhal- 

den, die Aufiassung von der Selbstverantwortlichkeit des einzel- 

nen, auf die er gestellt ist, und die ihn zwingt, für sich und seine 

Familie zu sorgen”. 

Ein weiterer Mangel der sozialen Fürsorge ist, dass sie selten 

‚gut organisiert ist. Die soziale Fürsorge kann entweder privat 

‚oder öffentlich ausgeübt werden. Wir sprechen dabei in einerı 

zweifachen Sinne von einer privaten sozialen Fürsorge. Sie ist 

eine individuelle Fürsorge, wenn sie von dem Einzelnen als Folge 

des Grundsatzes der christlichen Religion „Hilf Deinem Nächsten 

‚wie Dir selbst” getätigt wird, oder sie ist eine kollektive Fürsorge. 

‚wenn ein Gemeinwesen oder eine Berufsgruppe Träger der ‚so 

zialen Fürsorge ist. \ 

Während bei der Staatsbürgerversorgung die gesamten auf- 

‚zewendeten Beträge aus öffentlichen Mitteln bereitgestellt wer- 

‚den, sind die Staaten selbst in besonderen Notzeiten nur selten 

bereit Mittel für die soziale. Fürsorge zu bewilligen. 

Im Mittelalter hat nur ein einziges Mal ein König sich ernst- 

haft mit der öffentlichen Armenpflege befasst und führte demzu- 

folge eine förmliche Armensteuer ein. Es war Karl der Gros- 

se, der im Jahre 779 den Bischöfen, Grafen und Vasallen eine 

Armensteuer auferlegte. 2). 

In der Neuzeit gibt es. nur wenige Länder, die Gesetze zur 

“ Einrichtung der öffentlichen Fürsorge erlassen haben, 'beispiels- 

. weise Deutschland. 3), Man findet fast nirgends eine allgemein 

1} P. Moldenhauer:. Versicherungs- oder Versorgungsprinzip: 

Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft. Berlin 1922. Bd. 

22. 5. 180. 
So auch Weddigen: Sozialpolitik. Jena 1955. S. 224: „das 

Versieherungsprinzip legt den Hauptnachdruck auf die ver- 
sicherungstechnisch organisierte Selbsthilfe der in den Gefahren- 

gemeinschaften ‘der Versicherung vereinigten Personen und Gruppen, 
‚die hier die Mitiel der Versicherung wesentlich selbst im Wege ‚gegen- 

'seitiger Beitragsleistung aufbringen”. u 

Hierzu siehe auch G. Albrecht: Grundfragen der Sozialversi- 

.cherung. Berlin 1929, S. 42—45 und A. Manes: Wörterbuch der Volks« 
wirtschaft. a. a. O. 8. 57 

2) Kleeis: Die Geschichte der sozialen Versicherung in Deutsch- 

amd. Berlin 1928. S. 22. 
3) Siehe die Verordnung über die Fürsorgepflicht vom 15. Februar 

1924 (R. G. BL. I. S. 100), die bis zur Gerenwart mehrfach abge- 
ändert worden ist.
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‘durchgeführte Organisation der Armenpflege. Die soziale Fürsor- 
ge beschränkt sich. grösstenteils auf Schenkungen und Stiftungen 
vermögender Leute. Diese Stifter hinterlassen ihr Vermögen und 
ihre Besitzungen oder einen Teil davon einer privaten Fürsorze- 
stelle zur Gründung von Krankenhäusern, Sanatorien oder an- 
deren ähnlichen sozialen Einrichtungen, die zur Armenpflege 
dienen.?). 

‘Der Umfang dieser Schenkungen und Stiftungen wird in er- 
heblicheın Masse bestimmt durch die jeweilige ökonomische Lage. 
In der heutigen Zeit der steten Wirtschaftskrisen, der Verminde 
rung der Einkommen und: der sozialen Umgestaltung fliessen der 
Wohltätigkeitseinrichtungen meist nur noch in sehr beschränkter 
Masse neue Mittel zu. Aber nicht nur das Finkommen der Wohl- 
tätigkeitseinrichtungen ist infolge der Wirtschaftskrisen Stark zu- 
rückgegangen, in’ manchen Ländern sind die Wohltätigkeitsein- 
richtungen ausserdem von Enteignungen betroffen worden, die 
ihre Besitzungen erheblich verkleinert haben, so beispielsweise im 
Rumänien. 

-In anderen Ländern, ‘wie z. B. in Deutschland, ist dagegen ihr 
Vermögen infolge der ‘Inflation in erheblichem Masse zusammen- 
geschrumpft. Die Wohltätigkeitseinrichtungen können, unter diesen 
Umständen; nicht mehr in dem erforderlichen Umfange ihren 
Zweck erfüllen, insofern als die private Wohltätigkeit fast keine 
Mittel mehr zur Verfügung stellen konnte. Sobald aber kaum noch 
Aussicht besteht, dass grosse Stiftungen ‘zu wohltätigen Zwecke 
hinterlassen werden und auch keine Wohltätigkeitseinrichtungen 
mit grossen Fonds mehr geschaffen werden können, kann das Ar- 
beiterproletariat nur in der Sozialversicherung einen beständigen 
und wirksamen Schutz gegen die soziale Not finden. 

Wenn auch die für jede Volksgemeinschaft wertvollen Leistun- 
gen der sozialen Fürsorge anzuerkennen sind, so hat doch die Er- 
fahrung nur allzu deutlich gelehrt, dass sie den Krisenzeiten nicht 
gewachsen sind. Hier zeigt sich die Ueberlegenheit der Sozialver- 
‚Sicherung besonders deutlich, da bei dieser Einrichtung in norma- 
len Zeiten in ganz anderem Umfang Fonds angesammelt werder 

4, D. R. Toanitfescu: Renasterea Meseriilor. a. a. OÖ. 8. 274.
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können, um Leben und Gesundheit des. Arbeiters in, Zeiten ‚wirt- 
schaftlicher Erschütterungen zu sichern. 

Die Staaten sollten aber auch in ihrem eigenen Interesse sich 
Tür die Sozialversicherung einsetzen, denn. die Sozialversicherung 
äst, wie schon. Moldenhauer satg, „immer billiger als eine 
Staatsfürsorge”, weil sie auf der Selbsthilie der Versicherten be- 
ruht.‘). Es sprechen also zwei wesentliche Momente für eine ge- 
nıerelle Ersetzung der sozialen Fürsorge durch die Sozialversiche- 
rung in allen Ländern. ?). 

Die tatsächliche Entwicklung der Sozialversicherung zeigt 
denn auch, dass sie sich zusehens gegenüber der sozialen Fürsorge 
durchsetzt, und in dem Masse wie sie an Bedeutung gewinnt, 
wird in den betreffenden Ländern die Armenpflege entlastet und 
schliesslich verbleibt der Armenpflege nur noch ein geringfügiger 
selbständiger Aufgabenkreis, 

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang auch die Tatsa- 
che, dass sogar die Hauptvertreter des Gedankens der Staats- 
bürgerversorgung wie Australien und Grossbritanien „den Ueber- 
zang zur Zwangssozialversicherung beschlossen haben”, °), weil 
die Sozialversicherung bisher die zweckmässigste und geeigneteste 
Form der sozialen Hilfe für die wirtschaftlich Schwachen ist. 

Wie sich im einzelnen die Ablösung der sozialen Fürsorge 

  

1) P. Moldenhauer: Versicherungs- oder Versorgungsprinzip. a.a. O. S. 180. Siehe auch Schmittmann: Handwörterbuch der Staatswissenschaften. Bd. YII. a a. O., 5. 638. . 
2) Nicht nur ausserhalh sondern auch innerhalb der Sozialversi- cherung selbst hat man (die Beibehaltung des Versicherungsprinzips 

gefordert, weil man es als dem Versorgungsprinzip überlegen erkannt hatie. Diese Frage tauchte beispielsweise in. Deutschland nach der In- flationszeit in der deutschen Sozialversicherung auf. 
Daher schrieb Moldenhauer im Jahre 1922: „Aus allen diesen 

Gründen wird man, glaube ich, auch in der Zukunft, solange wir an 
unserer heutigen Wirtschaftsordnung festhalten und sie nicht durch eine sozialistische ersetzen, an dem Versicherungsprinzip auch in der Sozialversicherung festhalten. Es erscheint mir so wenig veraltet, wie die privaie Versicherung etwa sozialisierungsreif ist”, (Versicherungs- oder Versorgungsprivuzip; a. a. O. S. 181). . . ° 

Siehe auch Schmittmann: Handwörterbuch der Staatswissen- schaften. a. a. O., S. 627628, 
5) A. Manes: Wörterbuch der Volkswirtschaft. Bd. 3.2.a.0. 5.378,
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durch die Sozialversicherung in den einzelnen Ländern vollzogen 

hat, soll nunmehr entwicklungsgeschichtlich untersucht werden. 

ZWEITES KAPITEL: 
DIE ENTWICKLUNG DES FÜRSORGE- UND :SOZIAL- 
VERSICHERUNGSGEDANKENS IM ALTERTUM UND 

MITTELALTER. 

$ 1. Im Altertum: 

Die Existenzsicherung bei den alten Völkern. — Die, 

‚Armenpflege im alten Athen und Rom. 

Im Altertum gibt es noch kein Sozialversicherungssystem, das 

aui der Grundidee des Rechtsanspruches des Versicherten begrün- 

det ist, weil dazu eine bestimmte ökonomische Struktur die Vor- 

aussetzung bildet. Wenn die alten Völker auch auf einer hohen 
Kulturstufe standen, so war ihre Wirtschaftsverfassung doch auf 
der Sklavenwirtschaft aufgebaut. Der Sklave wurde als eine Ware 

angesehen. Er leistete demzufolge seine Arbeit nur unter der Herr- 

schaft des „Zwanges”. Der Sklave wurde nur dann gepflegt, went 

die Gewissheit bestand, dass er wieder arbeitsfähig würde. Der - 
Nutzen des Besitzers stand im Vordergrund: Der junge Sklave 
wurde gut gepflegt, der alte Sklave aber aufgegeben, da seine 
Wiederherstellung keinen grossen Nutzen mehr bringen konnte. Ber 

dieser Wirtschaftsverfassung konnte weder die Idee der sozialen 
Fürsorge noch die der Sozialversicherung aufkommen. 

Einige Schriftsteller. sehen die ersten Spuren der Idee ei- 
ner „Existenzsicherüung” in der Sorge der alten Aegyp- 
ter, Assyrer, Chinesen und Japaner für eine Einlagerung von Ge- 
treide und anderen Lebensmitteln „zum Ausgleich der schlechteir 
und der guten Erntejahre”. !). 

Diese Fürsorge der alten Völker entsprang aber aus dem Ge- 
danken einer gewissen Voraussicht — aus dem Kampf gegen den 
Hunger — war aber keine Sozialversicherung. 

  

1) A. Manes: Versicherungsiwesen. Bd. II. a. a. ©. $. i79.
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Dagegen wurde die Armenpflege schon von den alten 

Griechen und Römern ausgeübt. 

So gab es schon in Athen eine öffentliche Armenpilese, de- 

ren Lasten vom Staate getragen wurden. Die Bettelei wurde ver- 

boten, weil man sie als eine hationale Schande empfand.'). Zu- 
erst wurden zwar nur die hilfsbedürftigen Kriegsverletzten unter- 

stützt, später aber alle Bürger mit körperlichen Gebrechen oder 
Schwächen. Im alten Athen gab es sogar Häuser ohne Türen, in 
denen die Armen ein Nachtlager finden konnten.?). Schliesslich 
wäre noch darauf hinzuweisen, dass es im alten Griechenland be- 
reits bestimmte Einrichtungen gab zur Unterstützung von Perso- 

nen, die in Seenot geraten waren. Diese Enrichtungen hiessen 
Koinonia und beruhten auf dem Gegenseitigkeitsprinzip.°). 

Auch inRom gab. es eine Armenpflege, die aber schon weiter 
entwickelt war als in Athen. Nach Hirschfeld?!) kamen schon 
vor Christi Geburt Getreidespenden an die Armen zur Verteilung 
im Werte von bis zu 10 Mill. Sesterzien (d. s. ungefähr 2% Mill. 
Mark) — für jene Zeiten eine sehr erhebliche Summe. 

Eine andere. Form der öffentlichen sozialen Fürsorge der al- 
ten Römer bestand in der. Gewährung von „panem et ccircen- 
ses” („Brot und Zirkusspiele”), die man als Hauptbedürfnisse des 
Volkes im alten Rom ansah, wurden oitmals von den dainaligen 
Kaisern dem römischen Pöbel gewälhrt. Hierin liegt eine Art so- 
zialer Fürsorge, durch die der Kaiser den Wünschen und Trieben 
eines Teiles des Volkes entgegenkam. 

Im alten Rom findet sich auch eine Urform des Schwan- 
gserschaftsschutzes, indem die Sklavinen während der 
‚Schwangerschaft zeitweise von der Arbeit befreit wurden. ’). ° 

Von einer gewissen Bedeutung für die ersten Ansätze einer 
Sozialversicherung waren ferner die sogenannten :„Collegia”, 
die eine grosse Aehnlichkeit mit den späteren deutschen und fran- 

  

1) IN. Angeleseuw: Asigurärile sociale in statele moderne. Bu- 
curesti 1915. S. 50. 

2) Kleeis: aa 0.8 9-21. 
53) IN. Angelescu aaO0OS 1 
4) Hirschfeld: Die Getreidelieferung in der romanischen Kai- 

serzeit. Göttingen 1869. Zitiert von Kleeis — aa 0 — S 2. 
5) W. Weddigen: Sozialpolitik. Jena 1933. 5, 155.
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zösischen Zünften hatten. Sie wurden für die unteren Volksklassen 
errichtet und beruhten in erster Linie auf dem Gegenseitigkeits- 
prinzip. Ihr Hauptzweck war die Gewährung von Sterbegeldern 
und gegenseitiger Unterstützung der Mitglieder in Notfällen.?). 
Allerdings war ihre Bedeutung dadurch beschränkt, dass es nicht 
sehr viele Collegia gab, 

Gegen Ende des Altertums hat sich die Idee der Armenpflege 
unter dem Einfluss des Christentums mehr und mehr entwickelt. 
Das christliche Gebot „Hilf Deinem Nächsten wie Dir selbst” ver- 
anlasste viele Wohlhabende, den Armen in ihrer Not Hilfe zu ge- 
währen. Es gab jedoch keine systematisch betriebene Armenpflege, \ die mit einer gut eingerichteten Organisation die Hilfsbedürftigen 
erfasst und unterstützt hätte. Die Christenverfolgung und der Fin- bruch der Barbaren stand der Ausgestaltung dauernder Fürsorge- 
einrichtungen entgegen. Dies musste späteren ruhigeren Zeiten vor- 
behalten bleiben. : 

Trotzdem findet sich schon in dem späteren römischen Recht 
die juristische Idee der Versicherung gegen die Haftpflicht; und 
zwar machte das römische Recht denjenigen unterstützungspflich- 
tig, der den Unfall eines freien Menschen verursacht hatie. Der 
Schuldige musste die Aufwendungen für Kurkosten (ärztliche Be- 
handlung) und sogar einen Schadenersatz für den Verlust an Ar- beitsgewinn zahlen. 2). 

Es zeigt sich also, dass die Idee der Sozialversicherung dem Altertum noch fremd ist, °), dass sich aber schon Ansätze zu einer nicht unbedeutenden Armenpflege nachweisen lassen, und die’ für 
die Entwicklung des Gedankens der Sozialversicherung berücksich- 
tigt zu werden verdienen. 

\ 

  

9» Vergl. P. Moldeahauer — Das Versicherungswesen —_ I Bd. Allgemeine Versicherungslehre — 4. Aufl. — Berlin und Leipzig 1925. — S. 22: .„...so finden wir Vorläufer der Sterhekassen in den collegia tenuiorum (Vereinen niederer Leute), von denen uns aus den ersten Jahrhunderten n. Chr. mehrere Statuten erhalten sind”. 
2) Kleeis: a. a0. 8. 20. . 
5) Die oben erwähnten griechischen „Koinonia” und die römi- schen „Collegia” waren andererseits noch zu primitiv und in zu ge- ringer Zahl vorhanden, um schon von grosser Bedeutung für die Ent- stehung der Sozialversicherung sein. zu können. =
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8.2 Im Mittelalter: 
Die Armenpflege unter dem Einfluss der christlichen 

Religion auf dem europäischen Kontinent. — Die ersten 
Ansätze zu einer Sozialversicherung bei den 

alten Knappschaften und Zünften. 

Im Mittelalter fand. die soziale Fürsorge bald eine weit bes- 
sere Ausgestaltung als in der vorausgehenden Periode dank der 
schnellen Ausbreitung des Christentums und der Niederlassung der 
Völker in Städten und Dörfern. Der Fürsorgegedanke setzte sich 

' nach dem Einbruch der Barbaren ganz allgemein durch und hat 
dann auch zu wirklichen Ergebnissen geführt. 

So findet man bei den germanischen Völkern eite 
entwickelte Armenpflege, die hauptsächlich von den Kirchen und 
Klöstern ausgeübt wurde. Daneben gab es auch eine private Wohl- 
tätigkeit in Form von Stiftungen und Almosen. 

Eine sehr .gut eingerichtete öffentliche Armenpflege 
entstand, wie schon an anderer Stelle erwähnt (S. 11), unter Karl 
dem Grossen (786-814), der im Jahre 779 erstmalig in jener 
Zeit eine Armensteuer auf den Besitz der Grafen und Bi- 
schöfe einführte. 

Später wurde die Armenpflege von den Zünften und anderen 
ähnlichen Organisationen ausgeübt; seit Beginn des 15. Jahrhun- 
derts auch von den Städten. Insbesondere verschiedene deutsche 
Städte begannen die kommunale Armenpflege einzurich- 
ten, so Frankfurt a. M. 1437 und Köln 1450,.'). 

Unter dem Einfluss der „Reformation" wurde die Ar- 
menpflege in Deutschland dann noch bedeutend verbessert. Jede 
Stadt musste für ihre Armen sorgen. Im Jahre 1522 erschienen 
sowohl in Augsburg als auch in Nürnberg Verordnungen, die die 
Ausgestaltung der kommunalen Armenpflege betrafen. 2), 

Aehnliche Erscheinungen findet man zur gleichen Zeit in Eng- 
land, besonders seit 1550. Im Jahre 1572 legte Edward VI. eine 

ı) Kleeis: a. a. 0.5, 28. 
2) Ders. a. a. O. S. 28
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Armensteuer auf.'). Im Jahre 1601 fasste dann die Königin Elisa- 
beth alle inzwischen erlassenen Armengesetze in dem berühmten : 
„Act for the relief of the poor” zusammen. Damit war 
eine Armenordnung für England festgelegt, die bis zum Jahre 1834 
in Geltung blieb. ?), 

In Frankreich setzte sich der Gedanke der sozialen Fürsorge 
in ähnlicher Weise durch, besonders nach der Regierung König 
Franeois I. d. h. nach 1500, Es wurde auch eine Armensteuer auf- 
erlegt; zuerst in Paris. Zufolge der Verordnung von Moulins wur- 
de sie dann auf ganz Frankreich ausgedehnt. Andere Länder wie 
Spanien und die Niederlande zeigen die gleichen Ten- 
denzen in der Entwicklung der Idee der sozialen Fürsorge. °). 

In Bezug auf die Sozialversicherung lassen sich im 
ausgehenden Mittelalter die ‚ersten Spuren in den sogenannten 
Arbeiterversicherungen der alten Knappscha ften und Zün f- 
te erkennen.®). Die Organisation der Bergknappen -— Knapp- 
schaften — entstanden im 12. und 13. Jahrhundert und waren die ersten genossenschaftlichen Einrichtungen, die auf dem Gegensei- 

) IN Angelescu: a a. O0. S. 46. 
2) Lujo Brentano: Die Arheiterversicherung- gemäss der heutigen Wirtschaftsordnung. Leipzig :1879. S, 52, Brentano hat sich in einem grossen Teil seines Buches mit der Frage der Armenpflege be. schäftigt. Bezüglich der Armensteuer in England zeigt Brentano, dass sie im Laufe der Zeit sehr erhebliche Summen einbrachte. Am Finde des 17. Jahrhunderts entspricht sie einer Summe von rund 900.000 Pfund Sterling, im Jahre 1805 — L. St. 4.077.891 und im Jahre 1878 wuchs sie sogar auf eine Summe von L. St. 7.370.801 an (S. 62). 
5) IN. Angelescen: a a0. S. 46. 
4) Nach Schwittman n: (Handwörterbuch der Staatswissen- schaften a. a. O. S. 625) geht die (deutsche) Sozialversicherung auf 

eine zweifache Wurzel zurück: „th. die sozialen Gemeinschaftseinrich- 
tungen der älteren Zeit: in den Bruderschaften und Bruderladen des Mittelalters zum Zwecke der Krankenunterstützung- und-der Begräbnis- hilfe, in den Knappschaften der. Bergleute und den Unterstützungskas- 
sen der Handwerksmeister und Gesellen und schliesslich in den freien ‘ Hilfskassen. Die andere Wurzel ist die nach privatwirtschaftlichen- 
kaufmähnischen Gesichtspunkten betriebene Lebensversicherung, also 
ebenfalls die Einrichtung der Selbsthilfe”.
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tigkeitsprinzip aufgebaut waren.'). Sie sind von deh Bergarbei- 
tern gegründet worden und bezweckten die gegenseitige Unter- 
stützung der Mitglieder, insbesondere ‘gegenüber den gemein- 
samen Berufsgefahren. 

Die Unterstützungen wurden aus einer sogenannten „Büch- 
senkasse” gewährt, die am Anfang durch freiwillige Beiträge 
unterhalten wurde. Später mit der Einrichtung des „Büchsen- 
pfennigs” wurden die Knappen beitragspflichtig. 2). 

Die Knappschaften gewährten den bedürftigen Mitzliederr 
Unterstützungen bei Krankheit, Arbeitsunfähigkeit infolge 
von Arbeitsunfällen oder Invalidität und gewährten sogar Hinter- 
bliebenenunterstützungen. Für Erkrankte und Arbeitsunfähige war 
ferner eine Weiterzahlung der Löhne für eine bestimmte Zeit (ei- 
nige Wochen) vorgesehen. °). ' 

Nach Kleeis finden: sich die ersten geschriebenen Vorschrir- 
ten über die Organisation der Bergknappen und ihre Knappschafts- 
kassen schon im 13. Jahrlıundert, und zwar in der Kuttenber- 
ger Bergordnung (mit ihrem lateinischen. Namen: „Consti- 
tutiones juris metallici”) *). Diese Bergordnung setzte unter ande- 
rem die Höhe der Unterstützungen und Leistungen fest, verordnete 
die Weiterzahlung der Löhne und die Gewährung von Kurkosten 
für arbeitsunfähige Arbeiter und führte eine Hinterbliebenenfür- 
sorge ein. Damit sind die für die alten Knappschaftskassen cha- 
rakteristischen Leistungen dokumentiert. 

Die alten Gilden, Zünfte und Gesellenverbän- 
de stellen ebenfalls bedeutende Urformen der Sozialversicherung 
dar, weil sie zum Teil’) die gegenseitige Unterstützung der Mit- 
glieder zum Hauptzweck hatten. 

1) Nach Dawson. W. H.: (Social Insurance in Germany 1985. 
1911. London 1912. S. 4.), gab es auch in Österreich ähnliche Finrich- 
fungen wie die deutschen Knappschaften, und zwar die „Bruder- 
laden”. 

2) Kleeis: a a OÖ. S. 4-2. 
5) IN. Angelescu: a. a ©. $ 60-61 und 6566. 
Siehe auch W. H. Da wson: aa 0.5. 4. 

‚9 Kleeis: aa 0.S. 23. 
5) Diese Einschränkung beruht auf der Tatsache, dass im allge- 

meinen für die Zünfte und derartige Einrichtungen die Regelung ihres 
Arbeitsmonopols der Hauptzweck war.



28 

  

Die ersten Zünfte (Gilden) entstanden im 12. und 13. Jahrhun- 
dert bei den Germanen, Franken und Angelsachsen. Diese Völker 
haben den Gedanken der gegenseitigen Unterstützung dann soweit 
entwickelt, dass ihre sozialen Einrichtungen als die Grundlage der 
heutigen Sozialversicherung angesehen werden können. Die genos- 
senschaftliche Unterstützung in den Züniten erwuchs aus der Not- 
wendigkeit eines engen Zusammenlebens der 'Handwerksmeister mit 
den Gesellen und Lehrlingen. Sie wohnten oftmals unter demselben 
Dache.?). 

. Die Zünfte besassen ebenso wie die Knappschaften eine „Büch- 
senkasse” für die Beiträge und Spenden. Diese Büchsenkasse 
wurde bei den alten rumänischen Zünften „Cutia Milelor”?) 
genannt. Die Büchsenkasse hatte im Kleinen die Aufgabe einer Ver- 
sicherungskasse, 

Die Büchsenkasse empfing aus folgenden Quellen ihre Mittel: ’), 
a) wöchentliche Beiträge der Mitglieder, am Anfang freiwil- 

lig, später pflichtig; 

b) verschiedene Taxen, die auch von den Mitgliedern bei be- 
stimmten Gelegenheiten gezahlt wurden, z. B. bei der Erhebung 
zum Gesellen- oder Meisterstand: 

c) freiwillige Spenden und Stiftungen, die von den Mitgliedern 
oder aussenstehenden wohltätigen Leuten gegeben wurden. 

Aus dem Fonds der „Büchsenkasse” wurden in erster Linie 
Gie älten oder kranken Mitglieder und Arbeiter unterstützt. Dane- 
ben wurde ein Sterbegeld gewährt und manchmal auch eine Unter- 
stützung an die Hinterbliebenen. 

Vor allem die deutschen Zünfte gingen in dem Gedanken der 
gegenseitigen Unterstützung so weit, dass ‚sie Geldsummen an 
hilfsbedürftige Mitglieder ausliehen, Wandergesellen Rer 

  

1) Siehe dazu Weddigen: Sozialpolitikk: a. a. O, S. 138, „Im übrigen aber wurde die Fürsorgepflicht des „Brotherin” für seine ja meist in die häusliche Gemeinschaft aufgenommenen Arbeitsleute wohl wesentlich naturaliter betätigt. Eine Handwerksordnung von 511 (m Freiberg i. S.) besagt ganz allgemein: „Dann hat er (der Meister) Ine (den Gesellen) gehalten inn gesuntheit, so hat er Ine auch 'in kran- kenöthen”. 
- 2) D.R. Ioanitescu a.a.0.8$ 97-99, 

5) Ders.: a. a. O. S. 95.57,
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‚seunterstützungen gewährten und sogar die Überführung 
arbeitsunfähiger Mitglieder in Krankenhäuser vorsahen. ’). 

Oftmals bauten die reichen Zünite selbst Krankenhäuser, Ar- 
- menhäuser und sogar Kirchen, so auch in Rumänien. ?). 

Ferner wurden aus der „Büchsenkasse” an bestimmten Feier- 
tagen die Armen, die auch Ausländer sein konnten, gespeist. ’). 

In Rumänien wurde während 250 Jahren die Armenfürsorge 
nur von den Zünften und ähnlichen Organisationen und zwar in 
‚einem durchaus ausreichenden Umfang ausgeübt. 

Rückblickend lässt sich feststellen, dass die Zünfte sowohl Ar- 
menfürsorge als auch Sozialversicherung betrieben haben. Die An- 
fänge der Sozialversicherung sind nunmehr vorhanden, indem aus 
den eigenen Beiträgen der Mitglieder Unterstützungen an die alten 
und kranken Mitglieder, bei Sterbefällen und an die Hinterblie- 
benen gewährt werden. 

Die Armenpflege bei den Zünften bestand in der Ge- 
währung von Unterstützungen an die Armen, die keine Mitglieder 
der Zünfte waren. In den Reiseunterstützungen an die 
Wandergesellen haben wir die erste Form der Arbeitslosen- 
fürsorge. Die Wandergesellen erhielten gewöhnlich neben Un- 
terhalt und Obdach auch ein „Ortsgeschenk”.®), 

Im 18. und 19. Jahrhundert wurden die Zinfte zum grössten 
Teil durch Gesetze und Verordnung aufgelöst. 

In Deutschland wurden durch die „Reichszunftord- 
nung” von 1731 alle Zünfte der Staatsgewalt unterstellt. Durch 
diese gesetzliche Regelung verloren die Zünfte ihre Selbständig- 
keit. °). 

In Rumänien sind die Zünfte im Jahre 1873 durch eine Ver- 
ordnung desMinisterrats‘) vollständig aufgelöst worden. 

Zusammenfassend lässt sich für die zweite Periode unserer 
Untersuchung feststellen, dass die Armenpilege von Anfang bis 

1) Kleeis: a. a. O; S. 52-55, . 
2) D. R. Ioanifescu: aa. ©.$S. 9. 
5) Ders.: a. a. 0.5. 
4) Weddigen: Sozialpolitik: a. a. O. $. 139. 
5) Kleeis: .a.0.S 5. 
6) D.R. loanitescu:a.a. ©. 5. 139
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Ende des Mittelalters ausgeübt wird, getragen und entwickelt von 
der christlichen Religion. 

Der Gedanke der Sozialversicherung ist zu Beginn des Mit- 
telalters noch nicht vorhanden, er bildet sich aber gegen Ende des 
Mittelalters, und zwar nach dem 12. Jahrhundert, in primitiver 
Form, bei den ersten Knappschaften und Zünften aus. 

DRITTES KAPITEL 
DIE SOZIALVERSICHERUNG. IN DER NEUZEIT. 

$ 1. Die treibenden Kräfte für die Gestaltung der 
modernen Sozialversicherung. 

l. Die moderne industrielle Produktionsweise. 

Mit Beginn der Neuzeit kristallisiert sich immer rnehr und 
ınehr der Gedanke. der Sozialversicherung heraus, denn der mo- 
derne Industrialismus mit seiner ‚wirtschaftlichen Technik wurde 
eine treibende Kraft für die Verwirklichung und Ausbreitung der 
Idee der Sozialversicherung, da erst infolge der maschinellen Pro- 
duktionsweise in Gross- und Grösstbetrieben das industrielle Ar- 
beiterproletariat in den Städten entstand. 

Der moderne Industrialismus, der gekennzeichnet ist durch die 
Vorherrschaft der maschinellen Produktionsweise und die Entste- 
hung von Gross- und Grösstbetrieben, wurde zuerst in England . in der zweiten Hälfte des 18. und in der ersten Hälfte des 18. 
Jahrhunderts verwirklicht. Man bezeichnet diese Periode in Eng- 
Jand als „Industrial Revolution”!) wegen der völlständi- 
gen Umgestaltung des bisherigen Produktionssystems. Diese wirt- 

  

1) Vergl. dazu C. R. Fay: Great Britain from Adam Smith 30 the Present Day. London 1952. Kap. XVT: „The Industrial ‚Revolution in Retrospect”. 8. 503524. . A. Toynbee: The Industrial Revolution .of the Eighteenth Cen- tury in England. 1884, 
oo. P. Mantoux: The Industrial Revolution in the Eighieenth Cen- turyv. 1906. ° 

L. C. A. Knowles: The Industrial and Commercial Revelu- tion in Great Britain during the Nineteenth Century. 1921. A. Redford: The Eeonomie History of England (1760— 1860). London 1951,
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schaftliche Umgestaltung war gleichbedeutend mit einer indus- 
triellen Revolution. \ 

Das zunftmässig geordnete Handwerk mit seinen kleinen 
Werkstätten wurde durch grosse Fabriken und Unternelimungen 
ersetzt, die an wenigen Arbeitsstätten Hunderte, ja sogar Tau- 
sende von Arbeitern beschäftigten. 

Der moderne Industrialismus bewirkte eine Umschichtung der 
Gesellschaft und brachte eine plötzliche und riesige Zusaminen- 
ballung von Arbeitermassen mit sich; dadurch wurde er eine wirk- 
same und treibende Kraft für die Entwicklung und Gestaltung 
der modernen Sozialversicherung.’). 

2. Die Entstehung des Arbeiterproletariats. 

‚Die Entstehung des industriellen Arbeiterproletariats ist die 
wichtigste treibende Kraft für die moderne Sozialversicherung ge- 
wesen. weil die arbeitenden Massen anfangs in einer sehr schlech- 
ten sozialen und ökonomischen Lage sich befanden, da die wirt- 
schaftliche Umgestaltung infolge des raschen technischen Fort- 
schritts sich nicht allmählich vollziehen konnte. So sagt Manes: 
„erst mit der Entstehung des industriellen, jeder Existenzsiche- 
sung ermangelnden Proletariats als. einer Massenerscheinung hat 
die Geburtsstunde der Sozialversicherung geschlagen”. ?). 

Die Einführung der Sozialversicherung war notwendig und un- 
vermeidlich infolge der zahlreichen Arbeitsgefahren und der elen-: 
den Lebensverhältnisse der Arbeitermassen zu Beginn der moder- 
nen Industrialisierung, denn wenn man rückschauend die damalige 
Lage überblickt, so ergibt sich das folgende Bild: 

  

1) Siehe dazu Manes: Wörterbuch der Volkswirtschaft. — a. a, 
©. S. 373: „Zwischen dem gewaltigen Aufschwung des gesamten Wirt- 
schaftslebens im 19. Jahrhundert und der Entwicklung der Zwangs- 
versicherung besteht ein enger Zusammenhang: An die Stelle des frühe- 
sen patriarchalischen Verhältnisses zwischen Arbeitern und Unterneh- 
mertum treten rein geschäftliche Beziehungen ; eine neue soziale Schichtung der Bevölkerung antsteht, durch welche die Klasse der J.ohnarheiter in den Vordergrund rückt. Die Fabrikarbeit verdrängt die Handarbeiter, vom Kleinbetrieb geht man zum Grossbetrieb über, grosse und grösste Unternehmungen wachsen immer mehr”, 

2) Manes: Versicherungswesen. 35. Bd. — a.a.0. —_ 8. 185.
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Zunächst brachte die Einführung der neuen Maschinen, des 
Dampfes und der Elektrizität wegen der mangelnden praktischen 
Erfahrungen zahlreiche Arbeitsunfälle, d. h. Gefahren für die Ge- 
sundheit und das Leben der Arbeiter mit sich. Ferner ein viel 
zu langer Arbeitstag, in der ersten Zeit zwischen 13 und 15 Ar- 
beisstunden, der nicht nur für die älteren Arbeiter, sondern auch 
für kleine Kinder von 4-5 Jahren galt.!). Das bedeutete erschö- 
pfende Arbeit auch während der Nacht. Dazu eine unzureichende 
Ernährung, elende Wohnungen und mangelnde Hygiene in den 
grossen Städten, wegen ihrer zu überstürzten Entwicklung. Ueber- 
dies wurden die Frauen und Kinder zu unangemessen schwerer 
Arbeit verwendet wie beispielsweise im Bergbau. ?). 

Im Laufe der Zeit kamen noch zwei wichtige Faktoren hinzu, 
die die soziale und ökonomische Lage der Arbeiter entscheidend 
beeinflussten: Die dauernde Herabsetzung der Löhne und das Auf- 
kommen der Arbeitslosenmassen als eine Folgeerscheinung des 
technischen Fortschritts. Durch Erfindung immer neuer, die mensch- 
liche Arbeitskraft ersetzender Maschinen, der sogenannte „labour- 
saving machinery”,°), wurden immer .mehr Arbeitskräfte frei- 
gesetzt. 

Berücksichtigt man ferner, dass unter den geschilderten Le- 
bensbedingungen Krankheitsfälle bei den Arbeitern viel häufiger 
vorkommen mussten als zuvor und dass die Arbeitskräfte vorzeitig 
verbraucht waren, so zeigt es sich, dass die ‚Indutrialisierung des 

  

1) So schreibt Weddigen (Sozialpolitik. Jena 1955, S. 142.) zu dem Problem der schweren Arbeit für kleine Kinder: „Die [Kirch- spielgemeinden liefern die Kinder der Armenfürsorge in Scharen als sog. „Lehrlinge” in die Fabriken. Schon im Alter von 4-5 Jahren kriechen die Kinder hei #3—15 stündiger Arbeitszeit zum Sammelı der Abfälle unter die Maschinen und hüten im Dunkeln die Stollen. klappen der Bergwerke”. 
2) Siehe dazu C. R. Fa v: Great Britain from Adam Smith to the Present Day. London 1952. Kap. XV. „Life and Labour”. S, 325__566, Derselbe: Life and Labour in the Ninetheenth Century. 1920. A. Redford: The Economic History of England. (1760-1860). Lon- don 1951. Kap. XI: „Labour legislation and social reform”. S. 159-154, 5) Siehe dazu Silverman: The Economics of social problenis. London 1928. $, 92. „Unfortunately, the term „labour-saving” is often taken to mean the power to dismiss a number of operatives and to work the remainder as hard as ever. if not actually harder”.
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Produktionsprozesses. eine solche Fülle sozialer und ökorıomischer 
Not auf die Schultern der Arbeiter wälzte, dass eine Reaktion dieser 
Arbeitermassen zwangsläufig erfolgen müsste, \ 

Es machten sich grosse Unruhen bei den Arbeitern bemerkbar. 
Sie verlangten — und dies mit gutem Recht! — Schutz ihres Le- 
bens gegen die mit der Einführung neuer Maschinen unvermeid- 
lich verbundenen Gefahren, Es sollten Schutzmassnahmen zur Be- 
kämpfung der Arbeitsgefahren zetroifen werden, bei Unfällen 
sollte versucht werden, die "Arbeitsfähigkeit des Betroffenen wie- 
der herzustellen. Die Arbeiter forderten nichts mehr und nichts 
weniger als die Sicherung ihrer Existenz und darüber hinaus die 
ihrer Familie für ihren Todesfall. 

Diese Forderungen der arbeitenden Massen waren nicht nur 
menschlich verständlich, sondern vollauf berechtigt, denn die Ar- 
beiter waren aus eigener Kraft nicht in der Lage, in dem not- 
wendigen Ausmass sich zu schützen. 

Die grossen Staatsmänner, Ökonomisten und Soziologen ha- 
ben nicht nur-die Forderungen der Arbeiter als berechtigt aner- 
kannt, sie sahen auch klar, dass hier das wertvollste nationale 
Vermögen bedroht war, und machten sich daher zum Wortführer 
der arbeitenden Massen, indem sie sich für die Verwirklichung der 
modernen Sozialversicherung einsetzten. Es sind hier zu nennen: 
Bismarck, Posadowsky, Lloyd George‘), Ricardo?), Adoli Wagner ?), 

  

1) „Lloyd George hat 1911 den grossen Schritt getan. Eng- 
land eine Kranken- und Invalidenversicherung zu geben”. so schreibt 
Moldenhauer: Internationale Sozialpolitik. Vortrag — Leipzig 1927. 
S. 18. Lloyd George schrieb im gleichen Jahr selbst zum Problem der 
Sozialversicherung: „The People’s Insurance”. London 1911. 

2) Ricardo hat sich „ganz im Gegensatz zu seiner Lohn- und 
Preistheorie, praktisch um die Ausbreitung und Entwicklung der Ar- 
beiterversicherung bemüht”. Manes, Versicherungswesen. Bd. II. a. a. 
O. $. 185, 

53) Adolf Wagner: Als führender Kopf des Staatssozialismus 
hat wesentlich beigetragen‘ zur Einführung der Zwangsversicherung. 
Siehe dazu: I. N. Angeleseu: a. a. O. 5. 156. 

Adolf Wagner: Der Staat und das Versicherungswesen. 1881. 
Derselbe: Artikel .„.Versicherungswesen” in Schönbergs Handbuch 

der politischen Ökonomie. + Aufl. Ba. 2. Tüb. 1898,



34 

Sehmoller '), Brentano 2), Richard van der Borght°), von Zwie- 
dineck-Südenhorst ®), Herkner °), Lassalle, Robert Owen, Saint- 
Simon, Victor Considerant, Proudhon, Louis Blanc, Schäffle, 
Bödiker, u. a. m, 

Die Entstehung und die Bildung des modernen Proletariats 
hat erst das Milieu und den eigentlichen Gegenstand der Sozial- 
versicherung geschaffen ; und zwar darum, weil die Arbeitermas- 

‚sen nicht nur vielen Gefahren infolge des modernen Industrialis- 
mus ausgesetzt wurden, sondern insbesondere, weil sie keine Mög- 
lichkeit hatten, sich gegen diese Gefahren zu wehren. Dazu trugen 
die Tatsachen bei, dass die Arbeiter ein schlechtes Einkommen 
und kein Vermögen hatten, und dass sie aus den früheren Dori- 
gemeinschaften, Verwandten- und Familienbanden herausgerissen 
wurden. 

Anfangs haben zwar die Arbeiter versucht, aus eigener 
Kraft Einrichtungen zur Sicherung ihres Lebens gegen die zahl- 
  

  

N.G. Schmoller: Die Soziale Frage. München und Leipzig. 
1918. S. 5367-450. 

2) L. Brentano: Als der Haupivertreter der sozialliberalen Gruppe hat die Förderung genossenschaftlicher Selbsthilfe der Arbeit- nehmerschaft empfohlen. Siehe bei Weddigen: Sozialpolitik. a. a. O. 
S. 147. 

L. Brentano: Die Arbeiterversicherung gemäss der heutigen Wirtschaftsordnung. Leipzig 1879. 
53) R. van der Borsht: Die soziale Bedeutung der deutschen Arbeiterversicherung. Festgabe für J. Conrad. Jena 1899. S. 183—268, 
Derselbe: Artikel „Arbeiterversicherung” (I. Allgemeines. S. 785 

795) in Handwörterbuch der Staatswissenschaften. T. Bd. 3. Auflage. 
Jena 1909. 

Derselbe: in „Grundzüge der Sozialpolitik”. Leipzig 1904. Kap: 12. „Die Arbeiterversicherung”. S. 323585. 
4 V. ZwiedineckSüdenhorst: Die Bedeutung der Sozial- 

versicherung im Wandel der Wirtschafisentwicklung. (In „Die Betriebs- 
krankenkasse”. XXI. Jahrgang, Nr. 12). 

Derselbe: In „Sozialpolitik”. Leipzig 1911. VII „Die soziale Versi- cherung”. S, 377429, ' 
5) Herkner: Die Arbeiterfrage. 8. Aufl. Bd 1. Berlin und Leip- zig 1922. (Die Bewährung der reichsgesetzlichen Arheiterversicherung, 

S. 378-392.) - 
\ 

Derselbe hat auch in den Preussischen Jahrbüchern (1910 und 1911) gegen die Kritik hinsichtlich der „Belastung der Wirtschaft” ge- schrichen. Vergl. ferner die Ausführungen im 4. Abschnitt der vorlie- genden Arbeit (Problematik — S, 296.)
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reichen Arbeitsgefahren zu schaffen, indem sie Hilfsvereine, Hilis- 

&kassen und ähnliche Einrichtungen gründeten, die auf dem Grund- 

. satz der Selbsthilfe und der gegenseitigen Unterstützung beruhten. 

. Aber weil die verfügbaren Mittel der Arbeiter nur beschränkt wa- 

. ren, konnten die Selbsthilfemassnahmen der Arbeiter keine wirk- 

- Jiche und dauernde Abhilfe. schaffen. Die Unruhen unter den Ar- 

beitermassen wurden daher immer häufiger und immer gefährli- 

‚cher. Schliesslich konnten sowohl die Arbeitgeber als auch der 

Staat die berechtigten Forderungen der Arbeiter nicht mehr län- 

ger unberücksichtigt lassen und mussten Wrerseits helfend ein- 

greifen. 

3. Die soziale Einstellung der Arbeitgeber. 

Die Arbeitgeber sahen ein, dass die finanziellen Mittel der Ar- 

beiter für eine Unfallversicherung zu gering waren, 'andererseits 

“ aber scheuten gerade ihre besten Arbeiter die gefährlichen Ar- 

'beiten, eben weil sie den Berufsgefahren schutzlos preisgegeben 

“waren. So kamen die Arbeitgeber zu der Erkenntnis, dass sie in 

- ihrem eigenen Betriebsinteresse Versicherungseinrichtungen für ihr 

Personal schaffen bezw. sich an den finanziellen Lasten der Ar- 

beiterselbsthilfeeinrichtungen beteiligen müssten. Sie kamen ande- 

verseits in der finanziellen Unterstützung der Arbeiterhilfskassen 

in gewissem Sinne auch nur einer selbstverständlichen Verpflich- 

4ung nach, denn bei den meisten Unfällen lag ein Mitverschulden 

- :auf ihrer Seite, weil sie beispielsweise bei der Bedienung der Ma- 

schinen keine ausreichenden Unfallverhütungsschutzmassnalimen 

getroffen hatten. 

Für die Gestaltung der modernen Sozialversicherung wurden 

‚die Arbeitgeber somit zu einer treibenden Kraft, indem sie selbst 

‘Versicherungseinrichtungen schufen und darüber hinaus allgemein 

«en sozialpolitischen Forderungen der Arbeiter ein weitgehendes 

Verständnis entgegen brachten. 

4. Das Eingreifen des Staates. 

So wichtig die drei bisher aufgezeigten treibenden Kräfte für 

die Gestaltung der modernen Sozialversicherung, nämlich die mo-
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derne industrielle Produktionsweise, die Entstehung des Arbeiter- 

proletariats und die Hilfsmassnahmen der Arbeitgeber gewesen 

sein mögen, so ist die Verwirklichung der modernen Sozialversi- 

cherung doch in erster Linie auf die Mitwirkung des Staates zu- 

rückzuführen. 

Es ist im wesentlichen drei Faktoren, die den Staat dazu fülh- 

ren, eine so wichtige soziale Einrichtung zu schaffen. 
1. Weltanschauliche Gründe, 

2. politische Gründe und 

3. sozial-wirtschaftliche Gründe, 

1. Die Weltanschauung der Staaten hatte sich seit der iran- 
zösischen Revolution, die den Begiff der Menschenrechte prägte, 
grundlegend geändert. Der auf Privilegien aufgebaute Staat brack. 
allmählich zusammen. Die führenden Staatsmänner machten sich. 
die neuen Gedanken zu eigen. Es formte sich der bürgerliche 
Staat, der auf den Postulaten Egalite, Fraternite und Liberte be- 
ruhte. Dieser bürgerliche Staat aber musste notwendigerweise auf 
die Forderungen der Mehrheit seiner Bürger, nämlich der arbeiten- 
‚den Massen, Rücksicht nehmen und sie allmählich zu erfüllen. 
suchen. 

2. Der bürgerliche Staat hatte aber auch aus eigenen staats- 
politischen Gründen ein Interesse daran, die Arbeitermassen für 
sich zu gewinnen, indem er das Los des Proletariats zu bessern. 
strebte. So wurden in der zweiten Hälfte. des vorigen Jahrlıunderts 
in fast allen Industriestaaten sozialpolitische Gesetze erlassen. 
Solche aus staatspolitischen Erwägungen geschaffene Sozialversi- 
cherungsmassnahmen sind beispielsweise die Bismarck’schen, 
die unter anderem auch den Zweck verfolgten, den politischen. 

Gegner — die Sozialdemokraten — zu schwächen und die Arbei- 
termassen für die Politik des von ıhm geführten Staates zu ge- 
winnen, d. h. die Arbeitermassen an das Reich zu fesseln. 1, 

Die Gefolgschaft der Arbeitermassen war aber auch ein Selbst- 

41) Vergl. dazu Sehmoller G.: Die soziale Frage. München und 
Leipzig 1918. S. 5394: Die Haup*note der Bismarck’schen Sozialversi- 
cherungsgesetze war „Bismarcks Glaube an die soziale Mission des 
Staates, seine Absicht, die Arbeiter durch Reichseinrichtungen an das 
Reich zu fesseln”, ;
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erhaltufigsproblem des Staates, denn der zufriedene Arbeiter ikt 
ein Garant des Friedens, der Ordnung, Sicherheit und Ruhe in- 
nerhalb dieses Staates. Dagegen ist der verunglückte, erkrankte 
Arbeiter, der sich plötzlich ohne Pflege und Unterhaltsmöglich- 
keiten einem ungewissen Los preisgegeben sieht, ein ständiger 
Unruhenherd, nicht nur, dass er sich als das schuldlose Opfer 
eines verhassten Industriesystems sieht, sondern dass auch seine 
gesunden und kräftigen Arbeitskameraden in ihm deutlich sehen, 
was sie über kurz oder lang erwartet. 

3. Nicht weniger bedeutend waren die sozial-wirtschaftlichen 
Gründe, die die Staaten veranlassten, die Sozialversicherung zu 
verwirklichen. Der Staat, der nicht nur der Garant der bürgerli- 
chen Ordnung, sondern auch im wirtschaftlichen Sinne den mo- 
dernen Industriestaat vertritt, hat ein lebhaftes Interesse daran, 
dass die arbeitenden Massen gesund, arbeitswillig und zufrieden 
sind, denn nur unter diesen Voraussetzungen kann er im wirt- 
schaftlichen ' Konkurrenzkampf mit den anderen Staaten Sieger 
bleiben. 

Schliesslich musste der Staat, eben als Vertreter der Nation, 
in seinem eigenen Interesse Anteil nehmen an der Beseitigung der 
sozialen Not der Arbeiter. Als Vertreter der Nation musste er 
Massnahmen für die Existenzsicherung der Arbeitermassen ergrei- 
fen, denn für den Staat ist das lebendige Kapital — d. ‚s. die 
Menschen und insbesondere die arbeitenden Massen — das wich- 
tigste Kapital der Nation‘). Es ist daher nicht vorstellbar, dass 
sich ein Staat der Verpflichtung entzieht, dieses sein höchstes 
Lebensgut zu erhalten, während er sogar Massnahmen zur Erhal- 
tung des toten Kapitals einführt. Dass andererseits die Sozialver- 
sicherung die beste Form zur Erhaltung dieses lebendigen Kapi- 
tals ist, wird nicht mehr bezweifelt, denn ohne die Sozialversiche- 
rung müssten dann die Staaten die Staatsbürger, die ein Opfer 

  

1 D.R.Ioanitesewaa OS 285, und F. Zahn: Belastung durch die deutsche Arbeiterversicherung. Zeitschrift für die ges. Ver. sicherungswissenschaft. Bd. 12. Berlin 1912. S. 1159: „Das Volk, die Volkskraft ist das kostbarste Gut der Nation. es ist das organische Nationalkapital, das in weitem Umfang den Mutterboden der Kultur und der wirtschaftlichen Produktivität darstellt”,
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ihrer Berufstätigkeit geworden. sind, aus öffentlichen Mitteln ün- 
terstützen. 

Dass andererseits erst unter der Mitwirkung des Staates 
die Sozialversicherung eine wirklich den Bedürfnissen der Ver- 
sicherten entsprechende (estaltung finden .konnte, zeigt die Ge- 

- schichte der Verwirklichung der modernen Sozialversicherung. So: 
wurde der Staat zu dem entscheidenden Faktor für die Gestaltung: 
der Sozialversicherung. Er hat sie .nicht nur in- ihrer heutigen 
Form ins Leben gerufen, er war gleichzeitig ihr Garant und: flöss-, 
te damit den arbeitenden Massen das nötige Vertrauen Zu dieser 
sozialen Einrichtung ein. Und nicht zuletzt gab der. Staat durch 
seine Garantiefunktion erst der Sozialversicherung die notwendige 
sichere finanzielle Grundlage. 

Die ersten Staaten, die Massnahmen zur Existenzsicherung der 
arbeitenden Massen und zum Arbeiterschutz eingeführt haben, wa-. 
ren die europäischen Industriestaaten, insbesondere Deutschland 
und England. Deutschland ist das erste Land in der Welt gewe- 
sen, das die obligatorische Sozialversicherung eingeführt hat, und 
England ist immer führend gewesen auf dem Gebiete des moder- 
nen Arbeiterschutzes®), Der Grund dafür ist darin. zu sehen, dass 
die europäischen Industriestaaten zu keiner Zeit eine langanhal- 
tende Periode der Prosperität und hoher Löhne hatten ?). Dagegen 
haben die Vereinigten Staaten von Nordamerika bis in die jüngste 
Zeit nicht an die Einführung der Sozialversicherung gedacht, weil 
sich ihre Wirtschaft bislang in einer ununterbrochenen Prosperität 

. befand, die ihnen die Möglichkeit gab, immer hohe Löhne zu 
bezahlen ®). „ 

S 2. Die ersten Verwirklichungen der modernen 
Sozialversicherung. 

1. Die ersten Selbsthilfeeinrichtungen der Arbeitnehmer. 

Wie schon im vorigen Paragraphen gezeigt wurde, lösten die. 
soziale Notlage der arbeitenden Massen nicht nur die allmählich 

1) Siehe dazu W. Wed digen: Sozialpoliti.— a a. O.—S. 141. 2) Vergl. Manes: Versicherungswesen. II. Bd. a. a. OÖ. S. 184, 3) Vergl. die Ausführungen in dieser Arbeit. S. 13—_14,
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zu erheblichem Umfang anwachsenden Unruhen unter den Arbei- 
tern aus, sondern bewog auch die Arbeiter wenigstens zu versu- 
chen, aus eigener Kraft soziale Unterstützungseinrichtungen zu 
schaffen. So wurden die ersten selbständigen Unterstützungs- und 
Hilfskassen der Arbeitnehmer in Deutschland, England, Frankreich 
und anderen europäischen Industriestaaten ins Leben gerufen. Aber 

auch die Arbeitervereine wurden durch die soziale Notlage der 
arbeitenden Massen bewogen, ihren Mitgliedern in Notfällen Un- 
terstützung zu gewähren. 

a) Die Unterstützungs- und Hilfskassen der Arbeiter. 

Die ersten Unterstützungs- und Hiliskassen der Arbeitnelimer 
tauchen während des 18. Jahrhunderts in den europäischen In- 
dustrieländer auf. Den Höhepunkt erreichte diese Entwicklung aber 
erst im 19. Jahrhundert, Die Unterstützungs- und Hilfskassen wur- 
den entweder von den Arbeitnehmern allein oder von ihren Verei- 
nen gegründet und beruhten, wie schon an anderer Stelle gesagt, auf 
dem Grundsatz der Selbsthilfe und der gegenseitigen Unterstü- 
tzung. Sie waren im allgemeinen freiwillige Einrichtungen, doch 
gab es gelegentlich auch Kassen, die einen bestimmten Zwang vor- 
sahen, so einen Beitritts- oder Beitragszwang. Diese Form war 
in Deutschland häufig. 

. Das Hilfskassenwesen hat in England die weiteste Ver- 
breitung gefunden. Schon’ im 18. Jahrhundert gab es in England 
zahlreiche Unterstützungsvereine, friendly societies, Klubs, boxes, 
usw.), Diese Einrichtungen wurden insbesondere von den franzö- 
sischen Protestanten, die im Jahre 1685 in England eingewandert 
waren, errichtet.?). Am bedeutendsten und am meisten verbreitet 
waren die sehr bekannten „Friendly Societies”. Nach C. R. Fay 
ist eine „friendly society” ein auf Gegenseitigkeit begründeter 
Unterstützungsverein der ärmeren Klasen, welcher in Krankhaits-, 
Sterbe- oder anderen Notfällen Unterstützungen gewährt. °). 

1) G Schmoller: Die soziale Frage. — a. a. O. — 5. 390, 2) Derselbe: Fbenda. S. 380, 
5) C.R. Fay: Great Britain, a. a. O0. $ 405: „A Friendly So. 

ciety may be defined as a mutual insurance society of the poorer classes for emergencies arising out of sickness, death and other causes 
of distress”.



Das Hilfskassenwesen bestand in England bis zum 20. Jahr- 
hundert und ‚hat sich bis dahin auch ständig ausgedehnt. Etwa 
in den Jahren zwischen 1850-1870 wurden in England die ersten 
reinen Begräbniskassen geschaffen, *), und im Jahre 1875 wur- 
de ein bedeutendes Hilfskassengesetz eingeführt 2). Neben den 
„friendly societies” entstanden seit dem Ende des 19. Jahrhunderts 
noch andere ähnliche Einrichtungen, nämlich die sog. „Collec- 
ting Societies” und die „IndustrialAssurance Com- 
panies”, die auch in erster Linie für die Arbeitermassen ge- 
schaffen wurden. ?). , 

In Deutschland wurden die ersten Unterstützungskassen 
der Arbeitnehmer in der zweiten Hälfte des 18. und zu Anfang 
des 19. Jahrhunderts errichtet. Rechnet man dagegen zu diesen 
ersten Unterstützungskassen auch die Knappschaits- und Innungs- 
kassen, dann würden die ersten derartigen Selbsthilfeeinrichtungen 
der Arbeiter in Deutschland viel früher entstanden sein als in al- 

“len übrigen Ländern. . 
Von den neueren Unterstützungskassen ist beispielsweise die 

Krankenkasse der Grossbäcker-esellen vou 
Hamburg erwähnenswert, die im Jahre 1794 errichtet wurde. 
Ihre Bedeutung ergibt sich aus zwei wichtigen Vorschriften, Sie 
war eine Pflichtversicherung für alle Grossbäcker-Ge- 
sellen von Hamburg und sie zahlte ein Krankengeld.?). 

Sehr beliebt und verbreitet waren in Deutschland seit. dem 
Ende des 18. Jahrhunderts die sog. Begräbnis- oder Ster- 
bekassen, die beim Tode eines versicherten Mitgliedes den 
Hinterbliebenen zur Bestreitung der Bestattungskosten eine Bei- 
hilfe gewährten). 

Ganz allgemein fanden die Unterstützungskassen in Deutsch- 
land seit Ende des 18. Jahrhunderts eine starke Verbreitung. So 

7 DG Sch moller: Die soziale Frage. a. a. O. S. 580. 
2) I. N. Angelescu: aaO. — S & \ 
5) Ebenda. : 
4) Kleeis: _a.a.0. _S 5 - 
5) So wurde schon im Jahre 1780 eine „Grosse Sterbekasse” in 

Aschersleben gegründet, der jedermann beitreten konnte. — Kleeis: 
a.a.0.8. 40, 

Nach Schmoller (Die soziale Frage. a. a. O. S. 580) „waren 
die Begräbnis- und Krankenkassen allerwärts der Ausgangspunkt”.
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bestanden denn am Anfang des 19. Jahrhunderts in fast allen 

deutschen Städten verschiedene Arten solcher Einrich- 

tungen, beispielsweise Krankenkassen, Altersversor- 

gsungskassen, Invalidenkassen, Witwenkassen, 

Sterbekasse n, u. a. m. Unter den deutschen Städten, die um 

jene Zeit mehrere Arten. solcher Unterstützungskassen 'nebenein- 

ander besassen, sind zu nennen: Berlin. Hamburg, München. Dres- 

den, Hannover, Stuttgart, Frankfurt a. M., Kassel, Halle, Göttin- 

zen, Magdeburg). 
Von selır grosser Bedeutung für die damalige Zeit waren in 

Deutschland auch die sog. Hilfskassen oder Arbeiter- 

hilfskassen?), dies kommt nicht nur in ihrer relativ \hohen 

Zahl °), sondern auch in dem zahlreichen Schrifttum zum Ausdruck, 

das über diese Hilfskassen geschrieben wurde’). 

Unter den deutschen Hilfskassen gab es zwei Arten: die frei- 

en Hilfskassen, die zufolge des Gesetzes vom 7. April 1876 

eingeschriebene Hilfskassen genannt wurden, und die Zwangs- 

1) 'Kleeis: a. a. 0O. S. 41. 

2) Nach Dawson, W. H. (a. a. O. $. 7) waren die deutschen 

Hilfskassen mehr oder minder nach dem Vorbild der englischen „frien- 

‘dly societies” gebildet. 

5) Es gab in Deutschland im Jahre 1876 bereits 6594 Hiliskassen 

mit 1.839.652 Mitgliedern und rund 54 Mill. Mark Vermögen. Kleeis- 

a. a. 0. S. 70, 

4) L. Breniano hat einen wesentlichen Teil seines Buches „Die 

Arbeiterversicherung gemäss der heutigen Wirtschaftsordnung” Leipzig 

3879 — den deutschen Arbeiterhilfskassen eingeräumt. Vergl. das 2. 
Buch. Kap. II „Die deutschen Arbeiterhilfskassen” S. 126-190 und im 
Anhang das Gesetz über die eingeschriebenen Hilfskassen vom 7. 
April 1876. 

Max Hirsch: Die gegenseitigen Hilfskakssen und die Gesetz- 

xebung. Stuttgart 1876. 

H. B. Oppenheim: Die Hilfs- und Versicherungskassen der 
arbeitenden Klassen. Berlin 1875. " 

Schäffle: Vereinigter Versicherungs. und Spardienst bei 
Zwangshilfskassen. Tübingen 1884. 

M. Wagner: Die deutsche Arbeiterversicherung, ihre Entstehung 

nnd Weiterentwicklung. Berlin 1906.
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Hilfskassen, die im allgemeinen in ihren Statuten eine Bei- 
tritts- und Beitragspflicht vorsahen!). 

Die Entwicklung der Zwangshiliskassen fand eine starke För- 
derung in der preussischen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 
und in zwei weiteren preussischen Gesetzen vom Jahre 1849 und 
1854. die die Errichtung solcher Kassen vorsahen ?), 

Einige Hilfskassen kannten sogar eine Beitragspflicht der Un- 
ternehmer, insbesondere infolge der Verordnung von 1854. 

In Frankreich gab es vor der französischen Revolution 
zahlreiche katholische und protestantische Hiliskassen beı Bruder- 
schaften, Zünften, Vereinen, usw. Diese Hilfskassen gewährten ver- 
schiedene Unterstützungen; es gab aber keine Rechtsverbindlich- 
keit für die einzelnen Leistungen’). 

Diese Einrichtungen wurden aber im Jahre 1789 grösstenteils 
vernichtet, da man auch in ihnen eine Behinderung des Freiheits- 
dranges sah. Einige Hilfskassen konnten sich jedoch heimlich er- 
halten, und tauchten später, nach 1830, besonders aber nach Frlass 
des Gesetzes von 1834, das ihre Tätigkeit wieder gestattete, falls 
sie von der Regierung genelimigt wurden, wieder auf‘). Seit die- 
ser Zeit wuchs die Zahl der Hilfskassen in Frankreich sehr rasch. 
Sie sind bekannt unter dem Namen ‚societes de secours 
mutuels”. Anfangs breiteten sich die „societes de secours mu- 
tuels” vornehmlich in den Frabrikgegenden ’). Durch das Gesetz 
von 1850 fanden sie eine Sicherung ihrer Existenz und eine wei- 
iere Förderung. Dieses Gesetz unterscheidet zwei Arten von Hilis- 
kassen, die „associations libres”, die lediglich der Geneh- 
migung der Regierung bedürfen, und die „societes approu- 
vees”, die unter einer strengeren Staatsaufsicht stehen °), 

Der Vollständigkeit halber seien noch zwei Versuche seitens 

  

1} Nach Kleeis: a. a. O. S. 67, kann man schon in diesen 
Zwangshilfskassen und ihren Vorschriften den Anfang der neuzeitli- 
chen Zwangsversicherung gegen Krankheit sehen. 

2) Nähere Angaben bei Kleeis, a. a. OÖ. 5. 67--68 und I. N. 
Angelescu a a0. 5. 65.66, 

3) G. Schmoller: Die soziale Frage. a. a. O. 5. 587. 
4 I. N. Angelescen: a. a. O. S. 65—64 und . 
5) G. Schmoller: a. a. O. S. 387, 
6)I.N. Angelescew a.a. 0.5. 69-70.
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des Staates erwähnt, die die Schaffung nationaler Versicherungs- 

kassen in Verbindung mit den bestehenden Hiliskassen zum Ziele 

hatten. Es handelt sich um die „Caisse nationale des re 

traites pour la vielliesse”, die im Jahre 1850 gegründet 

wurde, und um die „Caisse nationale dassurance en 

cas de d&ec&s” aus dem Jahre 1868. Beide Einrichtungen haben 

aber keine nennenswerte Ausdehnung erreichen können ?). 

In Italien finden sich im 19. Jahrhundert ähnliche Einrich- 

tungen wie in den zuvor genannten Ländern. Hier werden diese 

Hilfiskassen „societä di mutuo soccorso” genannt. Int 

Jahre 1898 wurde auch in Italien eine nationale Versicherungs- 

kasse der Arbeiter für die Invaliditäts- und Altersversicherung der 

Arbeiter geschaffen. Sie hiess „Cassa nazionale di pre- 

videnza per la vecchiaia e per la invaliditä de- 

gli operai” und ist in ihrem organisatorischen Aufbau stark 

beeinflusst von dem deutschen Sozialversidherungssystem ?). 

Aehnliche Unterstützungs- und Hilfskassen wie in Deutsch- 

land, England und Frankreich gab es auch in Belgien, Öster- 

reich und anderen europäischen Ländern’). 

b. Die sozialen Unterstützungen der Arbeitervereine 

— Trade-Unions — Gewerkschaften — 
Syndicats ouvriers. 

In England entstanden die ersten Arbeitervereine, die unter 

dem Namen „Trade-Unions” allgemein bekannt. sind, gleichzeitig 

mit der „Industrial Revolution” und entwickelten sich seit dieser 

Zeit auch sehr rasch. Besonders breiteten sich die Trade Unions 

seit 1824/25 aus, nach dem die „Combination Laws” von i799-:1800 

aufgehoben waren, die die Errichtung irgendwelcher Vereine und 

die Bildung von Vereinigungen verboten. Die Entwicklung vollzog 

sich nunmehr so schnell, dass Robert Üwen im Jahre 18234 

1)G.Schmoller:a. a. O. S. 5837—388 und I. N. Angelescu: 

a. a. 0. S. 70-71. 

IN. Angelescu: O. 

5)I.N Angelescu a a.a. OÖ. 

St
 

5
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schon einen nationalen Arbeiterverein — die „Grand Natio- 
nal Consolidated Trades-Union” — gründen konnte '). 

Etwas später als in England wurden auch in Deutschland 
ähnliche Arbeitervereine — die Gewerkschaften — ins 
Leben gerufen. 

Im Jahre 1863 gründete Ferdin andLassalle in Deutsch- 
land wie zuvor Robert Owen in England einen nationalen ‘Ar- 
beiterverein und zwar den Allgemeinen Deutschen Ar- 
beiterverein. Daneben beabsichtigte Lassalle auch die Grün- 
dung einer Versicherungsgesellschaft. Diese geplante „Deutsche 
Arbeiterversicherungsgesellschatft” ist aber nie ins Leben getreten ?). 

Hirsch und Dunker waren init ilren Gründungen erfolg- 
reicher, denn sie haben neben vielen Arbeitervereinen auch gewis- 
se gewerkschaftliche Versicherungseinrichtungen geschafien?). 

In Frankreich zeigten sich unter den Arbeiterniassen die 
zleichen Bestrebungen nach der Gründung von Arbeitervereinen. 
Dort entstanden vornehmlich in der zweiten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts die „Syndicats ouvriers”. 

Belgien folgte zeitlich und in der Ausgestaltung seiner Ar- 
beitervereine dem französischen Beispiel. , 

Die grosse Bedeutung der Arbeitervereine für die Ausgestal- 
tung des Arbeiterversicherungswesens besteht darin, dass diese 
Arbeitervereine sich neben anderen Hauptzwecken die gegenseitige 
Unterstützung ihrer Mitglieder in Notfällen zur Aufgabe machten. 

Fast alle Arbeitervereine richteten ein Unterstützungssystem 
ein, das die Art und Höhe der Unterstützungen nach der Zweck- 
setzung des Vereins und der Höhe der Beiträge regelte. So gab 

  

1) Zur Entwicklung der „Trade-Unions” siehe hei: Sidneyand Beatrice Webb: The History of Trade-Unio. nism. London 1894 Ineu 1920). 
'C. R. Fay: Great Britain from Adam Smith to the Present Day. London 1933, Kap. XIX, „The Organisation of labour”. $, 380405. Redford: The Economic History of England, 1760_1860. Lon- don 1951. Kap. X. „Labour Organisation and co-operation”. S. 125—13$. Silvermann: The Economics of social problems. London 1928. Kap. VII. „The Trade-Union Movement” S. 151154, \ Cole: Organised Labour, 1924. Siehe „Introduction”. 2) Kleeis: aaO. S 61. 
3) Manes: Versicherungswesen. 3. Bd. a.a. 0:8. 186.
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es bei den englischen Arbeitervereinen — Trade-Unions — drei 
Arten von Unterstützungen, d. h. „insurance benefits”: '). 

a) Krankengeld und Sterbegeld, 

b) Arbeitslosenunterstützungen, 
c) Unterstützungen bei Streiks: oder anderen industriellen 

Unruhen. \ . 
Diese gut organisierte gegenseitige Unterstützung der Mitglie- 

der bei den englischen Arbeitervereinen, daneben die Tätigkeit 
der „friendly Societies” bis zum Anfang des 20. Jahrhunderts und 
der ebenfalls sehr gut entwickelten Privatversicherungsgesellschaf- 
ten bewirkten allerdings in England, dass das Sozialversiche- 

rungswesen erst spät (1911) eingeführt wurde. 

Eine weitere Bedeutung der Arbeitervereine jür die Entwick- 
lung der modernen Sozialversicherung liegt darin, dass sie eigene 
Unterstützungs- und Hilfskassen für ihre Mitglieder errichteten. 
Dies war besonders in Deutschland sehr häufig der Fall. Die bei 
den Arbeitervereinen gegründeten Erwerbslosenkassen 
‚sind in diesem Zusammenhang ebenfalls zu erwähnen. Dieselben 
erlangten oft durch Staatshilfe eine so sichere Grundlage, dass 
sie den Erwerbslosen in gewissem Umfang einen festen Rückhalt 
bieten konnten ?). 

2. Die Versicherungseinrichtungen der Arbeitgeber. 

In den. 50er und 60er Jahren des i9. Jahrhunderts setzt sich 
dann auch bei den Arbeitgebern die Überzeugung durch, dass 
nicht nur die Forderungen der Arbeiter berechtigt sind, sondern 
dass es im ureigensten Betriebsinteresse der Unternehmer liegt, 
Wohltätigkeits- und Hilfseinrichtungen für ihr 

Personal: zu schaffen. So verdanken eine ganze Reihe derartiger 

Einrichtunegn wie Krankenhäuser, Labestellen, Ver- 

bandszimmer, Arbeiterversicherungskassen, 

vielfach gleichzeitig mit eigenen Beiträgen der Arbeiter, ihre 

Entstehung der freien Initiative der Arbeitgeber °). 

1) Silvermann: ._ aa. 0. ._ S. 147. 
2! Internationales Arbeitsamt: Grundprobleme der So. 

zialversicherung. Reihe M — Nr. 1. — Genf 1925. „Geschichtliche Ent- 
„wicklung”. S. XIIL | 

3) Schmoller: a. a. ©, 5. 582,
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Ii England wurden im 19. Jahrhundert von des grossen 
Unternehmungen sowie den Fisenbahn- und ähnlichen Gesellschaf- 
ten viele Kranken-, Begräbnis- und Alterskassen für 
ihre Arbeiter gegründet. 

Innerhalb Deutschland entstanden besonders in Preussen, das 
für die anderen Länder zum Vorbild wurde, infolge der günstigen 
preussischen Gewerbeordnung von 1845 und 1849 eine ganze Reihe 
von Betriebs- und Fabrikkrankenkassen‘!). 

Im Rahmen ilirer finanziellen Mittel bezweckten die Arbeit- 
geber auf diese Weise, das sie ihrem Betrieb eine tüchtige, zu- 
verlässige und gesunde Arbeiterschaft erhielten ?). 

Obwohl durch, das Zusammenwirken der von Arbeitnehmern 
and Arbeitgebern errichteten Versicherungseinrichtungen mancher 
Notstand beseitigt wurde, konnte doch auf der Basis der freien 
Jnitiative das Problem der Fxistenzsicherung der Arbeitermassen 
keine restlos befriedigende Lösung finden, und zwar aus zweierlei 
Gründen: 

Erstens waren diese Versicherungseinrichtungen im allgemei- 
nen freiwillig, also nicht pflichtig wie heute zumeist im modernen 
Sozialversicherungssystem, und 

zweitens erfassten diese Versicherungseinrichtungen, insbeson- 
dere wenn sie von den Arbeitnehmern selbst gegründet waren, 
nur die bestbezahlten Arbeitskräfte, da nur sie einen Teil ihres 
Lohnes für Mitgliedsbeiträge zu einem Aibeiterverein oder einer 
Unterstützungskasse erübrigen konnten. Für die nır wenig ent- 
lohnten Arbeitskräfte waren diese Beiträge unerschwinglich. 

Und wenn man die Einrichtungen der Arbeitgeber überschaut, 
so ergibt sich auch hier, dass im allgemeinen nur die Arbeitsgeber 
der Grossindustrien solche Versicherungseinrichtungen ins Leben 
riefen. Die Arbeitnehmer dieser Industrien waren aber meist Spe- 
zialfacharbeiter und bekamen als solche ohnehin höhere bezw. die 
höchsten Löhne: In den mittleren und kleineren Industrien, in de- 
nen die Arbeiter geringer oder gar nur ganz minimai entliohnt 

  

1) Kleeis: a.a0 872, 
2) Internationales Arbeitsamt: „Grundprobleme der Sozialversicherung, a. a. O. S. X.
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wurden, kümmerten sich, die Arbeitgeber kaum um die Errichtung 
solcher Versicherungseinrichtungen. 

Aus diesen beiden Momenten ergibt sich, dass die von den 
Arbeitnehmern selbst ebenso wie die von den Arbeitgebern ge- 
gründeten Versicherungseinrichtungen das Problem der Arbeiter- 
versicherung nicht befriedigend lösen konnten, weil auf der Ba- 
sis der freien Initiative gerade diejenigen Arbeitskräfte, die we- 
gen ihrer geringen Entlöhnung die Sozialversicherung in erster 
Linie brauchten, von diesen Einrichtungen nicht erfasst wurden. 
Hier zeigt sich die überragende Bedeutung der obligatorischen 
Sozialversicherung, die alle Arbeitenden, also auch die schlecht 
bezahlten Arbeiterklassen in den Genuss der Wohltaten der So- 
zualversicherung setzt. Aus der Erkenntnis, dass ein Versiche- 
rungsschutz erst dann für eine Volksgemeinschaft sinnvoll ist, 
wenn durch ihn die Existenzsicherung ‘aller Arbeitenden zewähr- 
3eistet ist, ergibt sich für den Staat die Notwendigkeit, seiner- 
seits helfend und regelnd einzugreifen. 

3. Das Eingreifen des Staates — die 
Unternehmerhaftpflicht. 

Zu Beginn der Periode des modernen Industrialisierungspro- 
zesses glaubten die Staaten ihren Verpflichtungen den Arbeiter- 
massen gegenüber durch eine Verbesserung der öffent- 
lichen Fürsorge nachkommen zu können. 

Als sich diese Bestrebungen mit der fortschreitenden Indus- 
trialisierung als unzulänglich, vor allem aber als zu kostspielig 
erwiesen, suchten und fanden die Staaten in der Schaffung der 
Unternehmerhaftpflicht eine gewisse finanzielle Ent- 
Jastung der öffentlichen Mittel. Erst als sich später zeigte, dass 
‚auch diese Methode eine gewisse Existenzsicherung der Arbeiter- 
‚massen nicht gewährleisten konnte, entschlossen sich dann die 
Industriestaaten zur Einführung und Einrichtung der Sozial- 
versicherung. 

Es zeigt sich also, dass die Industriestaaten die Arbeitgeber- 
"haftpflicht eingeführt haben, nicht nur, weil diese eine bestimmte 
Existenzsicherung des Proletariats war, sondern auch weil sie 
eine gewisse finanzielle Entlastung des Staates ‚und der Gemein- 
«len bedeutete.
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Die Idee der Verantwortlichkeit der Arbeitge- 
ber') gegenüber ihren Arbeitnehmern fand zuerst in Deutsch- 

1) Der Begriff der Verantwortlichkeit des Unterneh- 
mers hat auch verschiedenen Wandlungen erfahren, ehe er in dem 
Haftpflichtrecht seine endgültige Formulierung fand. Zur Frage der 
rechtlichen Verantwortlichkeit des Unternehmers bei Betriebsunfällen 
zab es vor der Schaffung des Haftpflichigesetzes insbesondere in den 
romanischen Ländern drei verschiedene Theorien. Die erste ist die 
Theorie des sog. deliktuellen (verschuldeten) Verant- 
wortlichkeit, die auf dem Artikel 998.des französischen — und 
später auch des rumänischen — Bürgerlichen Gesetzhuches („Code 
eivil”) beruht. Zufolge dieser Theorie konnte der bei einem Betriebs- 
unfall verletzte Arbeiter eine Entschädigung verlangen, wenn er be- 
weisen konnte, dass die Schuld auf Seiten des Arbeitgebers lag. Es 
war für den verletzten Arbeiter natürlich sehr schwer, diesen Beweis 
zu führen; mit Hilfe dieser Theorie wurde der Arbeiter in eine sehr 
ungünstige Position gedrängt. Die zweite Theorie ist die der sog. kon- 
iraktuellen (vertraglichen) Verantwortlichkeit. Sie wurde 
ın Belgien’ insbesondere durch Sainctelette und in Frankreich 
durch Sauzet entwickelt. Die Theorie geht von Arbeitsvertrag aus, 
der zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber geschlossen. wird. Aus die- 
sem Arbeitsvertrag folgerte man, dass der Unternehmer durch diesen . 
Vertag die Arbeitskraft des Arbeiters gemietet babe. Aus diesem Grun- 
de müsse er den Arbeiter bei Beendigung des Vertrages in demselbeı 
Gesundheitszustand entlassen, in dem er sich bei Vertragsschliessung 
"befand. Es kommt hier dieselbe Gedankenführung zum Ausdruck wie 
der Mietung irgend einer Sache, also beispielsweise eines Hauses oder 
einer Wohnung, die man auch in demselben Zustand an den Vermieter 
zurückgeben muss, in dem sie sich bei Vertragsschluss befand. Zufolge 
dieser Theorie lag die Beweislast nicht mehr auf Seiten des Arbeit- 
nehmers, sondern der Arbeitgeber musste das eigene Verschulden des 
Arbeitnehmers bei dem Betriebsunfall nachweisen, wenn er aus seiner 
Haftpflicht frei kommen wollte. Diese Rechtslage bedeutete für den 
Arbeitnehmer einen grossen Fortschritt, aber eine wirklich befriedi- 
gende Lösung stellte sie auch, noch nicht dar. Die dritte Theorie ist 
die der sog. zivilen Verantwortlichkei und wurde von Sa- 
leilles und Josserand begründet. Sie stützt sich auf Artikel 1000 
des „Code civil”, wonach der Eigentümer einer Sache für alle Schäden 
verantwortlich ist, die von der Sache verursacht werden. Nach dieser 
Theorie musste der Arbeitgeber den infolge eines Betriebsunfalls ver- 
letzten Arbeiter entschädigen, weil der Arbeitgeber Eigentümer sowohl 
der Maschinen als auch des Betriebes war. Lediglich der Tatbestand 
des Eigentumverhältnisses schafft hier für den Arbeitgeber das Risiko 
und demzufolge die Verpflichtung zur Schadenersatzleistung. Der Ar. 
beitgeber konnte sich zwar auch hier von der Schadensleistung ent- 
pflichten, er musste dann aber beweisen können, dass der Arbeiter 
den Unfall mit Absicht herbeigeführt hatte. Diese Theorie schafft. für 
Jen Arbeitnehmer die günstigste Rechtslage. Trotzdem hat sie keine
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land am Ende des 18. Jahrhunderts und während des 19. Jahr- 
hunderts in. den folgenden Gesetzen eine Verwirklichung: ') 

I. Für das Gesinde im Allgemeinen Preussischen Land- 
recht (1794) und später in der preussischen Gesindeordnung vom 
Jahre 1810; 

2. Für die Schiffsmannschaften ebenfalls im Allge- 
meinen Preussischen Landrecht und später in der Seemannsord- 
nung vom Jahre 1872; 

3. Für die Handlungsgehilfen (kauimiännischen Ange- 
stellten) im allgemeinen Handelsgesetzbuch vom Jahre 1861 und 

4. Für die in Fabriken, Bergwerken, Steinbri- 
chen ‚und Gräbereien Beschäftigten im Haft- 
pflichtgesetz vom 1371. 

In England. wurden am Ende des 19. Jahrhunderts eben- 
jalls Gesetze betreffend die Arbeitgeberverantwortlichkeit einge- 
führt. So wurde im Jahre 1880 die sog. „Employers Liabi- 
lity Act” in Kraft gesetzt. Dieses Gesetz wurde aber im Jahre 
1898 durch- ein neues - Gesetz abgelöst, das den Grundsatz des 
deutschen Haftpflichtgesetzes von i871 einführte. Auf diesem 
Grundsatz beruhte dann auch das letzte Gesetz vom Jahre 1906, 
die „Workmen Compensation Act”, das bis heute in 
England in Geltung ist?). 

Die gleichen Grundsätze und Bestimmungen wie das deutsche 

Haftpflichtgesetz enthält auch das dänische Gesetz vom 

Jahre 1898°). 

grosse Anwendung gefunden. Dieser Umstand wurde aber auch kaum 
als ein Mangel empfunden, da nach Entwicklung der dritten Theorie 
schon das Hlaftpflichtrecht geschaffen wurde, das, wie bereits 
erwähnt, die endgültige Verantwortlichkeit der Unternehmer für alle 
Betriebsunfälle festlegte, da nunmehr der Betriebsunfall als ein mit 
tem modernen Industriesystem untrennbar verbundener und bei der 
maschinellen Produktionsweise unvermeidhbares Ereignis bei jedem Be- 
ruf angesen wurde. Auf diesem Haftpflichtrecht beruhen denn auch 
die späteren Unfallversicherungsgesetzgebungen. Näheres über die ein- 

. zelnen Theorien siehe bei D. R. Ioanitescu: Renasterea Meseriilor. 
er ! 

1) E. Trode: Sozialversicherungslehre. Berlin 1955. S. 1 und Klo- 
eis: a.a. O. S. 47-50 und 80-87. 

9) IN. Angelesceu: aa. O. S. 78-79. 
5) Derselbe: a. a. O. S. 79
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In Italien wurde das Haftpilichtrecht ebenfalis in Anleh- 
nung an das deutsche Vorbild durch das Gesetz vom Jahre 1883 
eingeführt. In Verbindung mit diesem Gesetz wurde hier aber 
gleichzeitig eine nationale Versicherungskasse für die durch Un- 
all beschädigten Arbeiter — die „Cassa nationale di as- 
sicurazione per gli infortuni degli operai sul 
lavoro” — errichtet?). 

In Frankreich wurde die Haftpflicht durch das Gesetz 
vom Jahre 1898 eingeführt. Das französische Haftpflichtrecht geht 
aber viel weiter als die diesbezüglichen gesetzlichen Regelungen 
der vorgenannten Länder, denn hier wird in einem Bestimmten 
Umfang der Haftpflicht- und der Uniallversicherungsgrundsatz 
miteinander verbunden. Und letztlich übernimmt nach französi- 
schen Recht der Staat die Bürgschaft für die: Entschädigung der 
verletzten Arbeitnehmer ?). Dieses Gesetz ist noch heute in Frank- 
reich in Geltung. 

Bei der Darstellung der verschiedenen gesetzlichen Fürsorge- 
massnahmen der modernen Industriestaaten für die Existenzsiche- 
rung ihrer Arbeitermassen ist auch auf die sehr wichtige und fort- 
schrittliche Arbeiterschutzgesetzgebung hinzuweisen, 
die zu Beginn des 19. Jahrhunderts zuerst in England auftaucht. 
Ausgangspunkt war das bekannte Gesetz von Robert Peel 
aus dem Jahre 18022 — The Morals and Healths Act?). 

Das grösste Verdienst aber ‘haben sich. die modernen Indus- 
 triestaaten um ihre arbeitenden Massen erworben durch die Fin- 
führung der allgemeinen obligatorischen Sozialversicherungsge- 
setze. Dadurch lieferten sie gleichzeitig den wichtigsten Beitrag 
zur Sozialpolitik. 

1) IN. Angelescu: a aO0,S. 9, 
2) Ebenda. - 

5} Siehe darüber Albert Thomas: Internationale Arbeiterschutz- zesetzgebung. Handwörterbuch ‚der Staatswissenschaften. & Aufl. Ergän- zungsband, Jena 1929, S. 504-627 und St. Bauer: Arbeiterschutzge- sctzgebung. H. d. St. 4 Aufl._Bd. 1. Jena 1925. S, 40100.
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$ 3. Die Gestaltung der modernen 
Sozialversicherung. 

1..Die ersten allgemieinen Pflichtversicherungsgesetze. 

Erst seit der Einführung der ersten Pflichtversicherungsge- 
seize kanr man von einer Gestaltung der modernen Sozialversi- 
cherung im engeren Sinne sprechen. 

Das Land, das für sich in Anspruch nehmen kann, zum er- 
sten Mal auf der Welt Pflichtversicherungsgesetze eingeführt zu 
haben, ist Deutschland gewesen. Und zwar wurden die er- 
sten Gesetze zufolge.der berühmten Botschaft Kais er Wil- 
helms I. vom 17. November 1881 geschaffen. Dass aber 
Deutschland diesen Ruhmestitel für sich in Anspruch nehmen kann, 
hat es seinem grossen Kanzler Bismarck zu verdanken. So 
stellt denn Moldenhauer in einem Vortrag!) fest, dass 
„Deutschland das Land gewesen ist, das als erstes eine Sozial- 
versicherung geschaffen hat, jenes gewaltige Werk Bismarcks 
aus den Jahren 1883—1889” 2). “ ' 

Die von "Bismarck beeinflusste kaiserliche Botschaft vom 
Jahre 1881 ‚wurde daher die „Magna Charta” der Sozialpo- 
litik des Deutschen Reiches genannt’). Sie hat „die Richtung ar- 
zegeben, der bis heute die deutsche Sozialversicherung treu ge- 
blieben ist” ?), 

1) Moldenhauer: Internationale Sozialpolitik. Vortrag. Leip. 
zig 1927. S. 17. . 

2) Bismarck’s grosses Verdienst hinsichtlich der Einführung der 
Sozialversicherung in Deutschland, und damit in der Welt, ergibt sich 
auch aus Schmollers Ausführungen in seinem Buch „Die Soziale 
Frage”. München und Leipzig 1918. S. 594: „Das Wichtigste war, dass 
Bismarck dafür gewonnen wurde, seine Riesenkraft. seine Willensener- 

- gie dafür einzusetzen. dass für eine Unfall- und Irvaliditätsversiche- 
rung die Sitaats-- oder Reichsgewalt eintrete” die Hauptnote war 
„Bismarcks Glaube an die soziale Mission des Staates. seine Absicht, 
lie Arbeiter. durch Reichseinrichtungen an das Reich zu fesseln” (S. 
414) „wenn das Ganze nicht unter Bismarck fertig wurde, so könnten 
Generationen vergehen. bis man wieder einen Schritt vorwärtskomme”, 
Daher ist das Werk Bismarcks als ein epochales Ereignis anzusehen, 

3) E Trode: Sozialversicherungslehre, Berlin 1935. S. 2. 
4) Manes: Art, Sozialversicherung. WdV., 3. Bd. 4. Aufl. Jena 

1955. .S. 374,
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Die ersten grundlegenden Sezialversicherungsgesetze, ‘die vor 
dem Weltkrieg in Deutschland eingeführt wurden, sind folgende: 

Das Krankenversicherungsgesetz vom 15. Juni 1883; 
“das Unfallversicherungsgesetz vom 6. Juli 1884 und 
das Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetz vom 22, 

. Juni 1889. - 
Diese 3 Gesetze haben in‘ Kurzer Zeit eine so weittragende 

Bedeutung erlangt, sodass sie bereits am 19. Juli 1911 in einem 
einheitlichen Gesetz — der berühmten Reichsversiche- 
rungsordnung zusammengefasst wurden. In der Reichsver- 
sicherungsordnung fand somit „die Trilogie der Sozial- 
versicherung” (d.h. die Kranken-, Unfall- und Invaliditäts- 
(Alters) - Versicherung) eine erstmalige Verwirklichung, die spä- 
ter allen anderen Industriestaaten zum Vorbild wurde ı), 

. Noch im gleichen Jahr, und zwar am 20. Dezember 1911, trat 
das Angestelltenversicherungsgesetz in Kraft. 
durch das in Deutschland ein neuer Versicherungszweig ins Le- 
ben gerufen wurde. 

Seit dem Jahre 1883 findet die Sozialversicherungsgesetzge- 
bung in allen grossen Industrieländern Eingang. Aber erst nach 
dem Weltkrieg lässt sich eine allgemeine ‚Verbreitung der Sozial- 
versicherungsgesetzgebung feststellen, unabhängig davon, ob es 
sich um grosse oder kleine Industriestaaten handelt. 

Trotz der grossen und so offensichtlichen Vorteile, die eine. 
Sozialversicherungsgesetzgebung ‘den Arbeitern, ebenso wie der 
Arbeitgebern und nicht zuletzt dem Staate bietet, haben drei so 
bedeutende Staaten wie Frankreich, England und die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika die Sozialversicherung erst sehr spät 
eingeführt. Wenn man den Gründen für dieses auffallende Ver- 
halten der drei Länder nachgeht, so kommt man zu folgender 
Ergebnissen: " 

In Frankreich standen die 'Industriearbeiter lange Zeit 
als ein verhältnismässig schwach organisiertes und sehr stark 
individualistisch eingestelltes Proletariat zwischen dem Kleinbür- 

1) Siehe auch Paul Pic (Traiti de legislation industrielle Paris 
1955. S. 1904) hinsichtlich der Reichsversicherungsordnung : „La Jei 
allemande, la premiere qui ait organis& la triologie. des assurances 
d’Etat, formant un tout complet”.
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gertum und: dem Bauerntum. Dieses Arbeiterproletariät küm- 
.merte sich wenig un die Einführung der Sozialversicherung, ‚denn 
die Öffentliche Meinung war so sehr in der Idee der Freiheit 
befangen, dass man eine Zwangsversicherung mit dieser Weltan- 
schauung nicht vereinbar hielt?) 

Obwohl die Sozialversicherung aus den vorgenannten Griün- 
.den erst spät in Frankreich Eingang fand, hat dieses Land ge- 
senwärtig ein sehr fortgeschrittenes Sozialversicherungssystem, 
und zwar in erster Linie infolge des Gesetzes von 1928-1930, 
durch das in Frankreich eine Kranken-, Mutterschafts-, Invalidi- 
täts- und Sterbegeldversicherung eingeführt wurde, 

In England gewährten die Arbeitervereine (Trade-Unions) und die Selbstnilfeeinrichtungen der Arbeiter (friendly societies) 2) 
so mannigfache und im allgemeinen auch ausreichende Unter- 
stützungen, sodass eine sofortige Einführung der Sozialversiche- 
rung nicht als notwendig erschien. Ferner darf bei einer Wer- 
tung der sozialen Verhältnisse nicht ausser Acht gelassen werden, 
dass in: England immer eine gut entwickelte Individualversiche- 
rung und daneben noch eine gut eingerichtete Volksversi- 
cherung bestanden hat. Die Volksversicherung oblag zwar den 
Privatversicherungsanstalten, aber sie war von einer grossen so- 
zialen Bedeutung, weil sie insbesondere die Vorsorge für die är- 
meren Klassen der Bevölkerung pflegte ®), 

Die Volksversicherung ermöglichte es den ärmeren Bevölke- 
rungsklassen, sich durch kleine wöchentliche Beitragszahlungen 

  

1) Siehe auch die Ausführungen der vorliegenden Arbeit auf 8. 276 fL. 2) Hierauf wurde schon auf S. 59—40 und 44—_45 der vorliegenden Arbeit hingewiesen. 
5) Eine Volksversicherun g wurde erstmalig in England eingeführt. und zwar durch die englische Versicherungsgesellschaft „Prudentia]” im Jahre 1848, Eine allgemeine Verbreitung erlangte sie aber erst seit 1864. Auch die Vereinigten Staaten von Nordamerika haben eine Volksversicherung. die dort besonders seit dem Jahre 1874 durch folgende Versicherungsgesellschaften ‚ausgeübt wird: „Prudential”, Metropolitan” und „John Heneock”. Die Volksver_ sicherung fand auch in Österreich und Deutschland Eingang. Die erste Gesellschaft, die diese Versicherungsart in Deutschland einrich: tete, war die „Patria” im Jahre 1875, die 1882 dann von der Gesell- schaft „Friedrich Wilhelm.‘ Berlin. übernommen wurde. Näheres hier- über siehe bei Manes: Versicherungswesen. 3. Bd. a. a. O. S 6. Volksversicherung und Sterbekassen (S, 102—119), insbesondere die Sei- ten 104-105,
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bei bestimmten Versicherungsgesellschaften auch ihrerseits gegen 
Invalidität, Alter, Tod’ oder die anderen vorgesehenen: Versiche- 
rungsfälle zu versichern. 

Im allgemeinen dürften sich die Leistungen aus. dieser Versi- 
cherung aber lediglich auf eine Versicherung für den Todesfall 
beschränkt haben, da den Versicherungsträgern bei den: gering- 
fügigen Beitragsleistungen nur sehr begrenzte Mittel: zur Verfü- 
gung stünden. 

Alle diese sozialen Einrichtungen vermochten: anfangs in Eng- 
land die Sozialversicherung bis zu einem: gewissen Grad zu er- 
setzen oder doch entbehrlich zu machen.. Erst. im Jahre 1911 ge- 
lang es den eifrigen Bemühungen: Lloyd Geo rges, eine Kran- 
ken-, Invaliden- und Arbeitslosenversicherung einzuführen: 

Die Vereinigten Staaten dagegen: haben: bis. in die 
jüngste Zeit nicht an die Einführung. der Sozialversicherung ge- 
dacht. Wie schon-an anderer Stelle dieser Arbeit: ausgeführt (S. 13), 
ist das amerikanische Wirtschaftsleben: fast bis zur: Gegenwart 
durch eine dauernde Prosperität gekennzeichnet, sodass. die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse den Arbeitgebern dem nötigen Spielraum 
liessen für die Gewährung hoher Löhne. Nachdem. aber auch die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika in den: letzten Jahren von 
der Weltkrise erfasst worden sind, haben sie nunmehr den: glei- 
chen Weg beschritten, den Deutschland: schon seit dem Jahre 1883 
eingeschlagen hat!), und damit die grossen: Wohltaten der Sozial- 
versicherung für die in Lohnarbeit stehenden . Bevölkerung aner- 
kannt. Durch die nunmehrige Einbeziehung der Vereinigten Staa- 
ten in den Kreis derjenigen Länder, die die Sozialversicherung 

  

1) Siehe dazu. die Ausführungen des Internationalen Ar- 
beitsamtes: „L’organisation internationale du travail et les as- 
surances sociales”. Genf 1956. Reihe M. Nr. 12. S. 5: ‚L’effort a te 
particulierement intense hors d’Enrope, preeisement dans les. pavs qui 
avaient connu une prosperil& durable pendant les dix, vingt, irente ou 
quarante dernieres anndes et qui, jusque-lä, avaient peut-&tre une ten- 
dance & sous-estimer la n&cessit€ de l’assurance sociale. Dans ces pays 
la crise a pos& devant Y'opinion publique, les gouvernements et parle- 
ments, le problöme de l’ins&curit& des travailleurs et ik est remarquable 
que les projets se sont ä peu prös ıunanimement orienies vers la r3ali- 
sation de la s&curit@ par le moyen de l’assurance- sociale obligatoire. 
Cest ainsi qu’en aoüt 1955, a et adopte aux Etats-Unis un: systeme 
de pensions contributives qui s’appliquera ä plus de 25 millions de tra- 
vailleurs”, \ |
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eingeführt haben, kann man von einer uneingeschränkten inter- 
nationalen Verbreitung der modernen Sozialversicherung sprechen. 

Eine Unfallversicherung gab es in Amerika allerdings schon 
seit Jahrzehnten und.zwar war sie in fast allen einzelnen Staaten 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika durch pflichtige Sozial- 
versicherungsgesetze eingeführt. Diese Entwicklung nahm im Jahre 
1911 ihren Anfang, als 10 dieser Staaten solche pflichtigen Unfall- 
versicherungsgesetze erliessen. Diese Gesetze wurden bis zur Ge- 
genwart allmählich in den einzelnen Ländern eingeführt'!). 

Von ausschlaggebender Bedeutung für die Einführung eines 
vollständigen Sozialversicherungssystems in den Vereinigten Staa- 
ten waren dann die in den letzten Jahren sich immermehr durch- 
setzenden Bestrebungen. Ein besonders starken Impuls empfinden 
diese Sozialversicherungspläne, als Präsident Roosevelt 
für die Einführung der Sozialversicherung gewonnen werden konn- 

te. Die Vereinigten Staaten verdanken in gleichem Masse Präsi- 
dent Roosevelt die Einführung der Sozialversicherung wie seiner- 
zeit Deutschland Bismarck nach 1880; und wie die deutsche kai- 
serliche Botschaft von 1881 massgebend wurde für die Einführung 
der Sozialversicherung in Deutschland und demzufolge in der Welt, 
so hat .auch Präsident Roosevelt zwei Botschaften in den Jahren 
1934 und 1935 erlassen, die grundlegend geworden sind für die 
Einführung der Sozialversicherung in den Vereinigten Staaten. 

In der Botschaftvom 8. Juni 1934, die Präsident Roose- 
velt an den letzten Kongress richtete, fordert er in erster Linie 
eine umfassende Sozialversicherung für den einzelnen Werktätigen 
und seine Familie gegen die Wechselfälle des Lebens >. 

Die zweite Botschaft.vom Januar 1935 umfasst dann 
ein ganzes Sozialversicherungsprogramm, das auf den Empichlun- 
gen eines vom Präsidenten Roosevelt selbst ernannten Ausschus- 

‚ses für soziale Sicherheit beruht. Dieses Programm ist deshalb 
von so weittragender Bedeutung, weil in diesem Programın nicht 
nur die Arbeitslosenunterstützung vorgesehen ist, sondern auch 

l) Ebenda. S. 205—204. Dort sind alle Staaten einzeln aufgeführt 
und das Jahr der Einführung der Unfallpflichtversicherung. 

2) Internationales Arbeitsamt: Internationales Jahr- 
buch für Sozialpolitik, 1954-1935. Genf 1955. Bd. I. S. 292.



56 

  

die Einführung der Altersfürsorge, der Krankenfürsorge und -der 
Fürsorge für Kinder ohne väterliche Aufsicht). | 

Aus diesem Sozialversicherungsprogramm wurde zwischen- 
zeitlich die obligatorische Altersversicherung zum ersten Mal in 
den Vereinigten Staaten verwirklicht durch das Gesetz über 
die Altersversicherung der Eisenbahnbedien- 
steten — „Railroad Retirement Act« vom 27, Juni 1934. 
Durch dieses Gesetz wurden etwa 1 Million Versicherte erfasst 2). 

Eine noch grössere Bedeutung kommt dem Gesetz vom Au- 
gust 1935 zu, durch das eine obligatorische Altersver- 
sicherung für die Arbeitnehmer des Handels und Gewerbes 
(industrie et commerce) eingeführt wird. Das Gesetz tritt am 1. 
Januar 1937 in Kraft und wird mehr als 25 Millionen Versicherte 
erfassen °). Aus diesen Zahlen geht hervor, dass die Vereinigten 
Staaten die grösste. Sozialversicherungseinrichtung cer Welt 
haben werden, denn die U. RS. S. zählten im Jahre 1934 nur 
23.513.600 Versicherte ‘), Deutschland im Jahre 1934 23.458.354 
Unfallversicherte°) und Grossbritanien im gleichen Jahr '19:178.000 
Versicherte gegen Invalidität und Alter ®). 

I) Internationales Ar beitsamt: Internationales Jahr- buch der Sozialpolitik, 1934—1955. a. a. 0. S. 292. . 2) Ebenda. S. 291: „Das neue Gesetz versichert alle Eisenbahnbe.. diensteten (ungefähr 1 Million) gegen die Wagnisse der Invalidität und des Alters. Die Altersrente wird .nach Erreichung des 65. Lebensjahres oder nach 50 Dienstjahren gewährt und für jedes Dienstjahr auf Grund der «urehschnittlichen Monatslöhne bis zur Höchstgrenze von 300 Dol- lar wie folgt berechnet: 2. vr. ‘H. von den ersten 50 Dollar Lohn, 514 v. H. von den folgenden 150 Dollar und 1 v. H. von den restlichen 100 Dollar. Die ’Renie wird um ein Fünfzehntel für jedes Jahr; das bei Dienstaustritt zum 65. Lebensjahr nach fehlt, gekürzt. Die Invali- «denrente, im Ausmass der Altersrente jedoch ohne Abzug bei Nichter- reichung der Altersgrenze, steht Arbeitnehmern zu, die körperlich o’er geistig ausserstande sind, ihren ‚Berufspflichten nachzukommen. Die Mittel der Versicherung werden durch einen Beitrag von 6 v. H. des Lohnes aufgebrachi: der Beitrag ist zu einem Drittel vom Arbeitneh. mer und zu.zwei Drittel vom Arbeitgeber zu tragen. Die Verwaltung obliegt einem Bundesversicherungsrat ” 
3) Internationales Arbeitsamt L’organisation interna- tionale du travail et les assurances sociales. a. a.0.5 5 und 222 
4). Ebenda. S. ?tt. 
5) Amtliche Nachrichten für Reichsversiche- rung, Jahrg. 1955. Heft 12, Sonderausgabe des Reichsarbeitsblattes, Berlin, Dezember 1953: S, 447. 0 
6) Internationales Arbei tsamt, L’organisation interna- tionale du travail et les assurances sociales, a. a. O. S. 225.
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2. Die internationale Verbreitung der modernen 
Sozialversicherung vor dem Weltkrieg 

und während desselben. 

Schon in der Vorkriegszeit kann man von einer internatio- 
nalen Verbreitung der Sozialversicherung sprechen. Bei einer 
chronologischen Betrachtung ergibt sich das nachfolgende Bild: 

Nach dem deutschen Vorbild führte zuerst Österreich im 
Jahre 1887 die Unfallversicherun g und im Jalıre 1888 die 
Krankenversicherung ein. 

In den anderen Ländern fand allgemein zuerst die Unfall- 
entschädigungspflicht Eingang. Sie wurde im letzten Jahrzehnt 
des 19. Jahrhunderts in folgenden Ländern eingeführt: Grossbri- 
tanien (1897), Irland (1897), Frankreich (1898) und in Dänemark 
(1898). Nach 1900 in folgenden Ländern: Schweden (1901), Bel- 
gien (1903), Littauen (1903), Guatemala (1906), Neuseeland (1908), 
Newfoundland (1908), Japan (1911), Peru (1911), San Salvador 
(1911), Australien (1912), Lettland (1912), Griechenland (1914), 
Südafrika (1914), Argetinien (1915), Columbien (1915), Chile 
(1916), Cuba (1916), Panama (1916) und Irland (IT). 

Von den verschiedenen Versicherungszweigen hat die Un- 
jallversicherung vor und während des Weltkrieges die 
meiste Verbreitung gefunden. Am Ende des Weltkrieges gab es 
in folgenden Ländern eine Unfallversicherung: 

Deutschland (1884), Österreich (1887), Tschechoslowakei (1887), 
Norwegen (1894), Finnland (1898), Dänemark (1900), Holland (1901) 
Luxemburg (1902), Italien (1904), Ungarn (1907), Serbien (1910), 
Schweiz (1911), Estland (1912), Rumänien (1912), Russland (1912), 
Portugal (1913), Queensland (1916); Schweden (1916) und Bulga- 
rien (1918) 2). Schliesslich ist in diesem Zusammenhang darauf 

l) Internationales Arbeitsamt: „Les problömes gene- 
raux de l’assurance sociale”, Reihe M. Nr. 1. Genf 19%. S. XV--XXIIT. 
„L’organisation internationale du travail et les assurances sociales, a. a. 
O. S. 197-211. 

2) Ebenda.
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hinzuweisen, dass die einzelnen Staaten der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika seit 1911 eigene pilichtige Unfallversicherungs- 
gesetze eingeführt haben, sodass gegenwärtig fast alle in der 
Union zusammengefassten Staaten eine pilichtige Uniallversiche- 
rung besitzen. 

Aber auch die Kranken- und Mutterschaitsversi- 
cherung fand schon vor dem Weltkriege bezw. während des- 
selben eine ‚beachtliche Verbreitung. Bis zum Ende des Weltkrie- 
ges hatten die nachfolgenden Länder diesen Versicherungszweig 
eingeführt: 

Deutschland (1883), Oesterreich und die Tschechoslowakei 
(1888), Luxemburg (1901), Ungarn (1907), Norwegen (1909). Italien 
(1910 — nur Mutterschaftsversicherung), Serbien (1910), Grossbri- 
tanien und Irland (1911), Australien (1912), Estland (1912), Lett- 
land (1912), Rumänien (1912), Russland (1912), Holland (1913). 
einige Kantone der Schweiz, z. B. St. Gallen (1914), Basel-Stadt 
(1914), Appenzell (1916) und Zug (1916), und schliesslich Bulga- 
rien (1918) ?), 

Die Invaliditäts- und Altersversicherung wurde 
ausser in Deutschland erst verhältnismässig spät und zwar in den 
letzten Jahren vor Kriegsausbruch in anderen Ländern eingeführt. 

Die ersten Staaten, die auf diesem Gebiete dem deutschen 
Vorbild (1889 in Deutschland) folgten, aber nur für die An- 
gestellten, waren Oesterreich im Jahre 1906 mit der dama- 
ligen Tschechoslowakei zusammen 2). Bis zum Ende des 
Weltkrieges folgten noch folgende: Staaten: 

Frankreich (1910), Grossbritanien und Irland (1911 — aber nur 
für die Invalidität). Luxemburg (1911), Rumänien (1912), Schweiz 
(nur der Kanton Glarus — 1913), Holland (1913) und Schweden 

(1913 — für die ganze Volksgemeinschaft ’), 

i) Internationales Arbeitsamt: Les problemes gend. 
raux de lassurauce sociale, a. a. O. S. XV—_XXII und L’organisation 
internationale du travail et les assurannces sociales. a. a. O. S. 211-217. 

2) Moldenhauer: Art Sozialversicherung. HdSt. 4. Aufl. Ergän- 
zungsband. Jena 1929. $. 822. 

3) Internationales Arbeitsamt: Les problemes gene- 
raux de lassurance sociale. a. a. O. S. XV_XXI.
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An dieser Stelle sind auch die Länder zu erwähnen, die eine 
Staatsbürgerversorgung eingeführt haben, d. h. die bei 
Erreichung einer bestimmten Altersgrenze beitragslose Alters- 
renten, manchmal sogar beitragslose Invalidenrenten aus öffent- 
lichen Mitteln gewähren: 

Dänemark (1891), Neuseeland (1898), Frankreich (1905), Aus- 
tralien (1908), Grossbritanien und Irland (1908 — nur Altersren- 
ten); Urugay (1919), Belgien (1920) und Norwegen (1923). 

Von diesen Staaten sind aber die nachfolgenden später zur 
obligatorischen Invaliditäts- und Altersversicherung übergegan- 
sen: Frankreich (1910), Belgien (1924), Grossbritanien (1923 — 
Altersversicherung '), Dänemark (1933 — für die ganze Volksge- 
meinschaft) und Urugay (1934) ?). 

Eine Arbeitslosenversicherung gibt es vor dem 
Kriege nur in Grossbritanien und Irland, und zwar seit 
1911, zufolge des zweiten Teils der „National Insurance Act”. 
Dank des Einsatzes des grossen Staatsmannes Lloyd George 
kann England für sich den Ruhmestitel in Anspruch nehmen, als 
erstes Land eine Arbeitslosenversicherung ins Leben zerufen 
zu haben. ” 

3. Die internationale Verbreitung der modernen Sozial- 
versicherung seit dem Weltkrieg. 

Nach dem Weltkriege hat die moderne Sozialversicherung‘ 
eine weitere starke Verbreitung gefunden und zwar dadurch, dass 
sie sich nicht nur innerhalb des europäischen Kontinent weiter 
durchsetzte, sondern auch in den aussereuropäischen Ländern Ein- 
gang fand. Moldenhanuer stellt daher im Jahre 1929 fest, dass 
„die neue Gesetzgebung des Auslandes auf dem Gebiete der So- 
zialversicherung dadurch gekennzeichnet ist, dass sich immer 
mehr Staaten zu dem deutschen System der Zwangsversicherung 
bekennen. Anfangs waren sie nur zögernd gefolgt... Heute zibt es 

1) Die Altersversicherung von Grossbritanien gewährt aber Alters- 
renten nur bis zum 70. Lebensjahre. Nach diesem Alter werden die 
Renten weiter von dem Staate allein getragen. " 

2) I. A. A. ebenda. S. XV—_XXIII und L’organisation internationale du travail et les assurances sociales, a. a. O, S. 218-288.
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kauin einen europäischen Staat, der sich nicht in der einen oder 
anderen Form zur Sozialversicherung bekannt hat” !). Und nicht 
bloss die europäischen Länder, sondern „auch das. aussereuro- 
päische Ausland bekennt sich mehr und mehr zu dem Gedanken 
der Sozialversicherung”'). So ist die Sozialversicherung allmäh- 
lich zu einer Einrichtung von weltumspannender Bedeutung ge- 

worden. . ° 

Eine starke Förderung wuchs der Ausbreitung des. Sozialver- 
sicherungswesens in Europa nach dem Kriege aus dem Versail- 
ler Friedensvertrag. Durch diesen Vertrag wurden - be- 
stimmte Gebietsteile von Deutschland und Austro-Ungarn, d. h 
vor zwei Ländern mit einem sehr entwickelten Sozialversiche- 
rungssystem, losgelöst. Diese abgetrennten Gebietsteile haben in 
den sie aufnehmenden Ländern auf dem Gebiete der Sozialver- 
sicherung als Pioniere gewirkt, Die sie aufnehmenden Länder 
führten nunmehr in ihrem eigenen Lande die Sozialversicherung 
ein, weil sie einsahen, dass die in den neugenommenen Gebieten 
bislang geltende Sozialversicherung vorteilhaft für die Arbeiter- 
massen, Arbeitgeber und den Staat war, und dass es daher bes- 
ser sei, deren Sozialversicherung allmählich auch auf ihr ursprüng- 
liches Hoheitsgebiet zu übertragen als das. Sozialversicherungs- 
system. der neuen Gebietsteile aufzulösen ?). Die hierfür in Frage 
kommenden Länder sind Frankreich, Polen, die Tschechoslowakei, 
Jugoslawien und Rumänien. 

. Allerdings lagen die Verhältnisse in Rumänien insofern etwa 
anders, als es dort schon vor dem Weltkrieg ein Sozialversiche- 
rungssystem gab. Da das Versicherungssystem aber erst 1912 ein- 
geführt worden war, war die Anlaufzeit zu einer befriedigenden 
Ausgestaltung vor dem Weltkrieg viel zu kurz und die Kriegs- 
Jahre waren einer befriedigenden Lösung der einzelnen Probelme 
auch nicht dienlich. Nach dem Weltkrieg sah sich Rumänien vor 
die schwierige Tatsache gestellt in seinen 4 verschiedenen Staats- 
gebieten — dem alten Königreich, Siebenbürgen, der Bukowina 
and Bessarabien — auch 4 verschiedene Sozialversicherungssyste- 

1) Moldenhaner: HdSt. a. a. O. S. 820. 
2) Manes:: Versicherungswesen. 3. Bd. a. a. O. S. 19.
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me zu haben. Um diesem organisatorisch und finanziell für das 
Land untragbaren Chaos ein Ende zu machen, wurde im Jahre 
1933 durch das „Gesetz über die Vereinheitlichung der Sozialver- 
sicherung vom 7. April 1933” ein einheitlicher Aufbau der rumä- 
nischen Sozialversicherung durchgeführt. 

Eine weitere grosse Bedeutung des Versailler Vertrages auf- 
dem Gebiete der Sozialversicherung liegt in der Schaffung des 
Internationalen Arbeitsamtes ın Genf, wie Mol- 
denhauer sagt: „Wesentliche Förderung hat der Gedanke der 
Sozialversicherung durch das auf Grund des Art. XIII des Ver- 
sailler Vertrages geschaffene Inter n ationale Arbeitsamt 
in Genf erfahren”!) 

Neben der durch den Versailler Vertrag zwangsläufig bewirk-' 
ten Verbreitung der modernen Sozialversicherung auf dem euro- 
päischen ‚Kontinent in der Nachkriegszeit lässt sich eine Ergän- 
zung und Verbesserung der bestehenden Sozialversicherungs- 
systeme feststellen, so beispielsweise in Deutschland durch die 
folgenden drei grundlegenden Gesetze: - 

1) Das Reichsknappschaftsgesetz vom 23. Juni 
1923, das die Zwangsversicherung aller Bergarbeiter des deutschen 
Reichsgebietes in einer einheitlichen Organisation zusammen- 
fasste ?). 

2):Das Gesetz über die Arbeitslosenversiche- 
rung und Arbeitslosenvermittlung vom 16. Juli 
4927, durch das der sechste und letzte in Deutschland noch nicht : 
bestehende Sozialversicherungszweig auch hier eingeführt wurde. 
So ist dieses Gesetz als „eine wesentliche Ergänzung der deutschen 
  

  

1) Moldenhauer: HdSt., a. a. O. 5.'820. 
2) Eine Zwangsversicherung der Bergarbeiter gab es in Deutschland schon lange vor dem Kriege, ja sogar vor der Einführung der ersten wichtigen Pflichtversicherungsgesetze. on 
Es sei nur auf das Preussische Knappschafisgesetz vom 10. April 

1854 hingewiesen, das eine pflichtige Kranken-, Unfall- und Invalidi- 
täts- (Alters_) Versicherung für die Bergarbeiter vorsah. Aber bis zum Jahre 1923 war die Versicherung der Bergarbeiter in den einzelnen 
Ländern verschieden geregelt. Die grosse Bedeutung des Reichsknanp 
schafisgesetzes liegt darin, dass nunmehr eine einheitliche Organisation 
für die Versicherung aller Bergarbeiter im Deutschen Reich eingeführt 
wurde,
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Sozialversicherung”, und als „der Abschluss des ganzen Werkes” 
anzusehen !). 

3) Das Gesetz über den Aufbau der Sozialver- 
sicherung vom 5. Juli 1934, das eine bestimmte, Vereinheit- 
lichung brachte, die schon seit langer Zeit angestrebt worden war. 

“ Gleichzeitig wurden auch einige neue Grundsätze, so das Führer- 

prinzip, durch dieses Gesetz verwirklicht. 

In den übrigen Ländern fand in der Nachkriegsepoche 
insbesondere die Invaliditäts- bezw. Alters-Versicherung und die 
Arbeitslosenversicherung eine weitere Verbreitung. Die nachfol- 
genden Länder führten nach Beendigung des Weltkrieges die In- 
validitäts- und Alters-Versicherung ein: 

Italien (1919), Portugal (1919 — für alle Erwerbsfähigen), 
Spanien (1919- — Invaliditäts- und 1921 Altersversicherung), Grie- 
chenland (1922), Sowjet-Russland (U. R. S. S.) (1922), Jugoslawien 
(1922), Argentinien (1923), Belgien (1924), Bulgarien (1924), Tsche- 
choslowakei (1924 — auch für Arbeiter), Chile (1924), Paraguay 
(1924 — nur für die bei der Eisenbahn Beschäftigten), Grossbrita- 
nien (1925 — Altersversicherung), Schweiz (Kanton Appenzell — 
1925 und Basel-Stadt — 1930 Volksversicherung), Oesterreich 
(1926 — auch für Arbeiter), Bolivien (1926 — für Bankangestellte), 
‚Polen (1927 — nur für Angestellte), Ungarn (1928), Ecuator (1928 
— für Bankpersonal), Columbien (1929 — für die bei der Eisen- 
bahn Beschäftigte), Frankreich (erneut und nunmehr vollständig 
durch das grundlegende Gesetz von 1928—1930), Dänemark (1933 
— Volksversicherung), Brasilien (1933-1934), Uruguay (1934) und 
die Vereinigten Staaten (1935), das Gesetz tritt aber erst am 1. 
Januar 1937 in Kraft?), 

Bezüglich der Verbreitung der Arbeitsiosenversiche- 
rung in der Nachkriegszeit kann man'mit Moldenhauer sa- 
gen; dass „das englische Beispiel in steigendem Umfange Nachah- 
mung gefunden” hat’). 

  

1) Moldenhauer: HdSt, a. a. O. S. 819. 
2} Internationales Arbeitsamt: Les problemes gene- 

raux de l’assurance sociale, a. a. ©. S. XV—XXII und L’organisation 
internationale du travail et les assurances sociales, a. a. O. S. 218-228. 

5) Moldenhauer: Internationale Sozialpolitik, a. a. O, S. 19.
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Eine pflichtige Arbeitslosenversiche rung wur- 
de in der Nachkriegszeit in folgenden Ländern’ eingeführt: 

Oesterreich (1920), Grossbritanien und Irland (1920 — Aus- 
lehnung auf alle Arbeitnehmer im Handel und Gewerbe), Queens- 
land (1922), Sowjet-Russland (U, R. S. S.) (1922), Italien (1923), 
Polen (1924), Bulgarien (1925), Deutschland (1927) und die folgen- 
den. 12 Kantone der Schweiz:?) Basel-Stadt, Glarus, Neuchätel, 
Schaffhausen, Solothurn, Uri, Zug, Basel-Land, Genf, Appenzell- 
Ausserhoden, St. Gallen und Thurgau 2), 

Ausser den vorgenannten Ländern gibt es noch eine Reihe 
anderer Länder, die entweder eine freiwillige Arbeitslo- 
senversicherung oder eine Erwerbslosenfürsorge 
eingeführt haben. Zu dieser Gruppe gehören folgende Länder: 

Australien (New South Wales, Südaustralien und Viktoria), Bel- 
gien, Canada, Finnland, Frankreich, Luxemburg, ‘Norwegen, Neu- 
seeland, die Niederlande, Spanien, die Tschechoslowakei, Jugosla- 
wien und die folgenden Kantone der Schweiz: Freiburg, Wallis, 
Waadt, Zürich, Luzern, Tessin, Bern, Appenzeli-Innerrhoden, Ar- 
gau, Grisons und Schwyz °). 

Auch die übrigen Sozialversicherungszweige fanden in der 
Nachkriegszeit eine weitere internationale Verbreitung, obwohl sie 
schon in der Vorkriegszeit in vielen Ländern eingeführt wor- 
den sind. 

Die Kranken- und Mutterschaftsversicherung 
wurde in der Nachkriegszeit von folgenden Ländern übernommen: 

Portugal (1919 — für alle Erwerbsfähigen), Tschechoslowakei - 
(1919 — für alle Arbeitnehmer), Polen (1920), Griechenland (1922), 
Japan (1922), Jugoslawien (1922), Chile (1924 -— für alle Erwerbs- 
fähigen), Schweiz (Appenzell 1920 und Thurgau 1926). Littauen 
(1926), Italien (1927 — Tuberkulosenversicherung für alle Arbeit- 
—__ 

  

1) Die Kantone sind nach dem Zeitpunkt der Einführung der Ge- setze geordnet. 
2) I. A. A. Les problämes generaux de lassurance sociale, a. a. ©. S. XV-XXT und Assurance-chömage et diverses formes d’assis- stance aux chömeurs, Conference internationale du travail. Dix-sep- tieme session. Gendve 1953, Premiere Discussion. $. 58—76, »ILA.A. Assurance-chömage et diverses formes d’assistance aux chömeurs. a. a. O. S. 58.-_76.
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nehmer, 1930 -—- Krankenversicherung), Spanien (1929), Frank- 

reich (1928—1930), Brasilien (1931--1934), Arzentinien (1934 -— 

nur die Mutterschaftsversicherung) und Cuba (1954) )). 

Desweiteren hat die Unfallversicherung und die Unfallentschä- 

digungspflicht seit Kriegsende eine bedeutende Verbreitung er- 

fahren. 

Die Uniallversicherung wurde in der Nachkriegszeit 

in folgenden Ländern eingeführt: 

Jugoslawien (1922), Chile (1924), Polen (1924), Island (1925), 

Süd-Afrika (1934) und in Grossbritanien (1934 — für die Arbeit- 

nehmer aus der Kohlenindustrie) ?). 

Die Unfallentschädigungspflicht wurde in der 
Nachkriegszeit von einer noch grösseren Anzahl von Ländern ein- 
geführt, und zwar gehören hierher folgende Länder: 

Brasilien (1919), Uruguay (1920), Ecuador (1921), Spanien (1922), 
China (1923), Indien (1923), Bolivien (1924), Costa-Rica (1925). 
Palestina (1926), Paraguay(1927), Nicaragua (1930), Mexico (1931), 

und die Dominikanische Republik (1932) °). 
Überblickt man die gesamte Entwicklungsperiode der moder- 

nen Sozialversicherung, so ergibt sich, dass die Sozialversicherung. 
nachdem sie zuerst in Deutschland erstanden war, sich in kurzer 
Frist in allen europäischen Staaten und auch in iast allen übrigen 

_ Ländern der Erde durchgesetzt hat. 

Die Sozialversicherung ist somit zu einem internationalen Ge- 
meingut geworden, das in allen Erdteilen vorhanden ist, unabhän- 
zig von der jeweiligen politischen, ökonomischen oder sozialen 
Führung des einzelnen Landes. So wurde bereits im Jahre 1929 
in einer Erinnerungsschrift des deutschen Reichsarbeitsministe- 
riums festgestellt, dass ‚die Sozialversicherung jetzt Gemeingut 
fast aller Industriestaaten ist, mögen auch die Formen, unter de- 
nen sie auftritt, verschieden sein, ie nach den Bedürfnissen und 

1) IL. A. A. Les problömes generaux de T’assurance sociale, a. a. 
©. S. XV--XXII und L’organisation internationale du travail ei les 
assurances sociales. a. a. OÖ. $. 211-217. - 

2) I. A. A. Les problömes generaux de Passurance sociale, a. a. 
O. S. XV—XXII und L’organisation internationale du travail et les 
assurances sociales. a. a. O. S. 197211. 

3) Ebenda.
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Möglichkeiten, nach den Verfassungszuständen und der spezialpo- litischen .Ideenwelt, je nach dem Grade, in dem die Arbeit und ihr Träger gewürdigt werden” Y), 
Dasselbe: stellt gegenwärtig — 1936 — aich das Internatio- 

nale Arbeitsamt in Genf fest: „Etablie d’abord en Allemagne, en 
‚1883, l’assurance sociale obligatoire a progressivement conquis ie 
"monde et.actuellement il existe des legislations fondees sur le 
principe d’obligation dassurance dans presque tous les pays, prin- 
cipalement en Europe, mais aussi hors d’Europe. Dans tous les 
continents et dans tous les regimes politiques, economiques et 
sociaux, liberaux ou autoritaires, capitalistes ou collectivistes, on 
reconnait que l’assurance obligatoire constitue zın el&ment essentiel 
de toute politique sociale rationelle“ *). Selbst die Weltwirtschafts- 
krise, die insbesondere seit 1930 auf fast allen Ländern schwer 
lastete, konnte die immer weiter fortschreitende Entwicklung und 
den Glauben an die Sozialversicherung nicht erschüttern °). 

Zwar wirkte sich die schwierige Lage der Staatsfinanzen eini- 
ger Länder in einer Herabminderung der Höhe der Sozialversi- 
cherungsleistungen aus, oder es wurden die Staatszuschüsse bezw. 
die Staatsbeiträge herabgesetzt?). Aber diese Massnahmen sind 
keineswegs gleichzusetzen mit einer Rückbildung oder dem Ver- 
fall der Sozialversicherung. Die schwierigen wirtschaftlichen Ver- 

  

1) Deutsche Sozial politik 1919-1928, Erinnerungsschrift des Reichsarbeitsministeriums. Berlin 1929. $. 199. 
2) T. A. A. L’organisation internationale du travail et les assurances 

sociales, a. a. O. 5. 4 
5) Siehe auch Internationales Arbeitsamt: „L’annde 

Sociale 1935”, Genf 1954. S. 179: „La crise a continue, en 1955, & exercer 
son influence sur les legislations’ et les institutions nationales d’assıı- 
rances sociales, et, comme les trois andes pr&cedentes, il vaura A noter, 
dans certains pays, des restrietions parfois graves des droits des assu- 
rös, le flechissement .des ressources, et des situations financieres_ dilfi-. 
ciles. Mais on pourra aussi relever des progres legislatifs serieux er. 
dans plusieurs pays, des indices assez nets d’un debut d’amelioration. 
qui se manifeste en particulier par un accroissement du nombre des: 
assurös et, dans quelques cas, par une augmentation des cotisatiens en- 
caissees”. , 

4) Ein Beispiel hierzu. bietet Deutschland, wo seit 1950 eine ganze 
Reihe von Notverordnungen zwecks Anpassung der Sozialversich«. 
rungsleistungen erlassen werden mussten. 

5



EEE 
"hältnisse haben lediglich eine Änpassung in dem Umfang der Ein- 
zelleistungen erforderlich gemacht. Diese Gesetzesänderungen: und 
-einschränkungen sollten dem Versicherungsträger wieder eine fi- 
nanziell tragbare Basis und auch eine bessere Organisation der 
Sozialversicherung schaffen. ° 

Nachdem aber in der jüngsten Zeit die Weltwirtschaftskrise 
bis zu einem gewissen Grade überwunden worden ist, ist auch 
‚die Sozialversicherung wieder in ein. Stadium steter Fortentwick- 
lung eingetreten. So stellt denn das Internationale Ar- 
beitsamt fest: „L’essor de l’assurance ‘obligatoire n’a pas de 
arret© par la crise öconomique. Il est vrai ‘que de 1931. ä-1933 une 
certaine hösitation s’est produite dans nombres de pays; parfois on 
a mis en sommeil la preparation ou ajourne l’adoption de ‘proiets 
‚Importants. Mais cette p&riode d’incertitude a et& breve, -En‘.1934 
et 1935, les Etudes ont repris avec une nouvelle vigueur et abouti 
ä de tres substantielles realisations” 2), 

Als grosser Fortschritt in der Gestaltung .der moderrien So- 
zialversicherung der Nachkriegszeit ist vor allem das schon an 
anderer Stelle genannte Altersversicherungsgesetz für die Verei- 
nigten- Staaten aus dem Jahre 1935 zu buchen, durch das ab 
1. Januar 1937 rund 25 Millionen Versicherte erfasst werden. 

In Bezug auf die gegenwärtige internationale Bedeutung des 
Sozialversicherungswesens gibt das Internationale Arbeitsamt für 
1936 folgende Zahlen an: 

130 Unfallversicherungs- und Unternehmerhaftpflichtsysteme 
in 54 Ländern; 

45 Mutterschafts- : und Krankenversicherungssysteme | in 3 
Ländern; und 

: 
75 Invaliditäts- und Altersversicherungssysteme in 30- Län- 

dern 2), 

. Rund 90 Millionen Arbeitnehmer werden durch die Kran- 
ken- und Mutterschaftsversicherung erfasst und rund 100: Mil- 
lionen Arbeitnehmer durch die Invaliditäts- und Altersversiche- 
rung. Zählt man zur letzter Gruppe noch die 25 Millionen Arbeit- 

1) I.A. A. L’organisation internationale du travail et les assurances sociales, a. a.0.8.5. . = 
2) Ebenda,. S. 19,
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‚uehmer hinzu, die in den Vereinigten Staaten ab 1.. Januar. 1937 
versicherungspflichtig. werden, so kommt man zu der ‚gewichtigen 
Zahl von 125 Millionen Arbeitnehmern, die der Invali- 
‚ditäts- und Altersversicherung unterliegen *). 

Die Zahl derjenigen Arbeitnehmer, die durch ‚die 130 Unfall- 
versicherung- und Unfallentschädigungssysteme eriasst. werden, 
‚ist noch viel grösser als die Zahl derjenigen, die einer Kranken- 
‚oder Invaliditäts- und Altersversicherung unterliegen. Es lassen 
sich aber keine exakten ziffernmässigen Angaben hierfür beibrin- 
:gen, weil in vielen Ländern die Beiträge nicht im Verhältnis zu 
der Zahl der Versicherten, sondern im Verhältnis zu den für un- 
‚fallgefährlich erklärten Betrieben ausgerechnet werden N, 

Schliesslich sind die Zahlenangaben über die dem einen oder 
anderen  Sozialversicherungszweig zugehörenden Arbeitnehmer 
auch insofern unvollständig, als in den meisten Ländern die in 
‚den verschiedenen Sonderanstalten der Eisenbahngesellschaften, 
‚der Staaten und Länder, sowie Bezirke und Gemeinden versi- 
‚cherten Arbeitnehmer von den amtlichen Statistiken nicht erfasst 
werden. 

Unter Berücksichtigung aller gewöhnlichen und Sondersysteme 
‚der Sozialversicherung, der Unfallentschädigungspilicht und der 
:Staatsbürgerversorgung in der ganzen Welt kommt das Interna- 
tionale Arbeitsamt gegenwärtig auf eine Zahl von etwa 400 eit- 

‚zelnen Gesetzgebungen, durch die den Arbeitnehmern 
in der ganzen Welt bei Arbeitsunfällen, Krank- 
heit, Mutterschaft, Invalidität, Alterund Todein 
Versicherungsschutz gewährleistet wird?) 

So konnte denn auch Manes bereits im Jahre 1932 feststel- 
Jen, dass nahezu alle Industriearbeiter der Welt gegen Unfall, 

1) LA. A. L’organisation internationale du travail et les assu- 
zances sociales, a. a. O. S. 196. 

2) Ebenda. S. 197: _ Die Zahl der Gesetzgebungen ist besonders 
‚seit dem Jahre 1929 bis zur Gegenwart sehr schnell angestiegen. So 
zählte Albert Thomas 1929 als Direktor des Internationalen Ar- 
beitsamtes 250 Gesetzgebungen. — Siehe: Rapport du Directeur & la 
‚Conference Internationale du’ Travaik;-.Nr- 133, ‚Genf 1929, -
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etwa drei Viertel gegen Krankheit, die Hälfte gegen Invalidität. 
und etwa ein Drittel gegen Arbeitslosigkeit versichert sind’). 

Bezüglich der finanziellen Lage der Sozialversicherung sagt. 
Manes, dass etwa 5% des industriellen Lohneinkommens der 
Welt durch die Sozialversicherung gesammelt und neu verteilt: 

. werde?). 

m 
Be 2. . a Br 

1) Manes:. Versicherungswesen,. IH. Be. a a.0,S. 19,



ZWEITER ABSCHNITT: 
'SYSTEMATISCHE BETRACHTUNG UND LEITGEDANKEN 

DER MODERNEN SOZIALVERSICHERUNG.



VIERTES KAPITEL: 

DER UMFANG DER MODERNEN SOZIALVERSICHERUNG.. 

8 1. Das rechtliche Verhältnis der zu 
versichernden Personengruppen zum Sozialversi- 

cherungsumfang : Versicherungspflicht, 
Versicherungsfreiheit, Versicherungsberechtigung- - _ 

Für die Bestimmung des Umfanges der modernen Sozialver-- 
sicherung sind in erster Linie drei Grundsätze massgebend: die: 
Versicherungspflicht, die Versicherungsfreiheit und die Versiche- 
rungsberechtigung. Ihre besondere Bedeutung liegt begründet ir 
dem obligatorischen Charakter der Sozialversicherung. Um den 
Umfang der obligatorischen Sozialversicherung eindeutig festlegen: 
zu können, muss vorerts das Wesentliche dieser drei Grundsätze 
klar herausgestellt werden. 

Der wichtigste Grundsatz und eine wesentliche Voraussetzung: 
für die moderne Sozialversicherung und im besonderen für den 
Sozialversicherungsumfang ist der Versicheruneszwang. 

Da dieser Grundsatz des Versicherungszwanges auf gesetzlicher 
Grundlage beruht, bezeichnet man die moderne Sozialversicherung 

im Gegensatz zu ihren älteren Formen als „obligatorische Sozial-: 
versicherung”. Dass der Versicherungszwang für die moderne’ 

Sozialversicherung eine wesentliche Voraussetzung ist, hat auch: 
das Internationale Arbeitsamt zum Ausdruck gebracht, indem es 

sagt, dass „eine Sozialversicherung nur als Pflichtversicherung: 
denkbar” sei. Diese Anschauung wird desgleichen von fast alleız:
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bedeutenden Autoren auf denr Gebiete der Sozialversicherung ver- 
treten ?). . 

Der Versicherungszwang.der modernen obligatorischen Sozial- 
versicherung. kann in verschiedener Richtung bestehen: beispiels- 
‚weise in Bezug auf den Versicherungsträger als Kasserizwang oder 
als Zwangskassen; hinsichtlich der Beitragsleistungen als Beitrags- 
pilicht. und hinsichtlich der Versicherungsleistungen als Pflicht- 
leistungen ?). Trotz seiner vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten 

  

1) Manes: Versicherungswesen. III Bd. Leipzig und Berlin 1952, S. 221: „Während in der Individualversicherung die Freiwilligkeit der Beteiligung an der Versicherungsgemeinschaft weitaus die Regel bil- det, ein Zwang zur Beteiligung die Ausnahme darstellt, ist das Ver- hältnis bei der Sozialversicherung der ‚Gegenwart. gerade umgekehrt, nachdem der lang anhaltende, heftige Prinzipienstreit international zu- “ gunsten des Zwanges entschieden worden ist. Das Internationale Ar. beitsamt erklärt sogar ımumwunden dass „eine Sozialversicherung nur als Pflichtversicherun & denkbar” sei. Seit jeher bezeichnet man auch die obligatorische Sozialversicherung als Sozialversicherung im engeren Sinne, und nur. wenn man von Sozialversicherung im weiteren Sinne spricht, schliesst man auch die lediglich auf freiwil- liger Grundlage beruhende mit ein”, 
So auch Moldenhauer: Das Versicherungswesen. — Bd. 1. (Allgemeine Versicherungslehre). _ 4. Aufl. — Berlin und Leipzig 1955. S. 86: „Die bisherige Entwicklung hat gezeigt, dass für die soziale Ver- sicherung die staatliche, mit Zwang ausgerüsiete Organisation das richtige ist.” 
So auch — L. Brucker, Muthesiu s, L. Richter, H. Süss Die Sozialversicherung. I. Bd., Berlin 1928., S. 74: „Ohne Versicherungs-. zwang ist eine vollwertige Sozialversicherung unmöglich.” 
Desgl. Lutz Richter: Sozialversicherungsrecht, Berlin 191. S. 11: „Der' Zwangscharakter sichert der Einrichtung die Bestandsfä- higkeit. Er bewirkt, dass gerade diejenigen nicht. fernbleiben, die we- gen. ihrer wirtschaftlichen Schwäche zu eigener Versorgung nicht fähig sind und die eine Sicherung gegen Wechselfälle des Arbeitslebens am nötigsten haben”. 
In gleicher Weise W. Weddigen: Grundfragen der Sozialversi. cherungsreform, Jena 1951. S. 21_ae. „Der Versicherungszwang, der hier im übrigen meist nicht zu entbehren war, tritt gleichfalls zuerst in der organisierenden Sozialversicherung auf. Uier kann er. entweder ° 1. als Zwang nur zur Versicherung (bei irgendeiner, auch privaten, freien Kasse) auftreten, oder 2. er schreibt als „Kassenzwang” im. We- ge der „Zwangsversicherung” daneben auch „die Wahl des Versiche- rungsträgers vor”. 
2) Vergl. auch — I. Brucker Mut hesius L Richter, H.Süss —aa0.—S. 74: „Der Versicherungszwang kann bestehen: a) innerhalb der einzelnen Versicherungsarten, 
b). gegenüber einem festumrissenen Personenkreis. 
€) bei einem bestimmten Versicherungsträger, 
d)! gegenüber bestimmten Versicherungsleistungen”, 

ou
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spielt der Versicherungszwang insbesondere für den Umfang der 
Sozialversicherung eine ausschlaggebende Rolle, 

Die grosse Bedeutung des Versicherungszwanges für. den So- 
zialversicherungsumfang liegt darin, dass ohne diesen Zwang. die 
unteren sozialen Schichten, die infolge ihrer geringfügigen Entloh- 
nung der Leistungen der Sozialversicherung in erster Linie -bedür- 
fen, eben wegen ihres niedrigen Einkommens nicht die Beträge 
für eine freiwillige Sozialversicherung aufbringen würden. Die ge- 
schichtliche Erfahrung hat gezeigt, dass von diesem Standpunkt 
aus gesehen die freiwillige Sozialversicherung in Form der Hilfs- 
kassen, Hilfsvereine, usw. immer nur in begrenztem Umfang den 
sozialen Bedürfnissen der arbeitenden Klassen genügen wird, weil . 
die ärmeren Arbeitermassen durch die freiwilligen Sozialversiche- 
rungseinrichtungen nicht erfasst werden 1). Daher sagt auch Mol- 
denhauer in Bezug, auf die Notwendigkeit der obligatorischen 
Sozialversicherung: „Ohne den Versicherungszwang werden nur 
Bruchteile der Arbeiterklasse die Vorzüge der Versioderung ge- 
niessen und diese sich. aus der Oberschicht zusammensetzen: wäh- 
rend gerade die, die der Fürsorge am meisten bedürfen, die ge- 
ring bezahlten alten, schwachen und kränklichen Arbeiter einer 
Versicherung entbehren, da ihnen die finanzielle Leistungsfähigkeit 
und die moralische Kraft zur freiwilligen Versicherung fehlt.” ?). 
Nur mittels des Versicherungszwanges kann eine allgemeine Ver- 
wirklichung der Selbsthilfe aller bedüritigen Arbeitermassen ver- 
wirklicht werden, nur durch den Versicherungszwang kann die 

  

% Verl. — IN. Angelescn — Asigurärile sociale in statele 
moderne, Bucuresti, 1931. S. 153. 

2) P. Moldenhauer: Das Versicherungswesen. — Bl. LE _ a. 
a.0. — S. 86. 

. 
So auch Manes: Versicherungswesen. — II. Bd. — a. a0. — 

S. 222: „Je Jänger, je mehr ist in den verschiedensten Ländern die 
Erfahrung gemacht worden, dass ohne gesetzlichen 7,wang gerade die 
Masse der einer Versicherung Bedürftigsten von ihr nicht Gebrauch 
machen; nur die obligatorische Gestaltung der Sozialversicherung er- 
möglicht es auch. zur Kostentragung Arbeitnehmer. Arbeitgeber und 
Staat rationell heranzuziehen.”
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Selbstverantwortlichkeit des einzelnen Versicherten. für sich und 
seine Familie nach seinen Kräften zu sorgen, stärker und allge- 
mein ins Bewusstsein der arbeitenden Massen getragen werden. 
Von diesen Gedankengängen ausgehend stellt daher Paul Pir 
mit vollem Recht fest: „L’assurance ouvriere, concluons-nous 
avec M. Jay (Rev. polit. 1895, IV. 84) sera obligatoire ou 
nesera vas.”?), 

In Bezug auf den Umfang der Sozialversicherung wird durch 
den Versicherungszwang der Kreis der Versicherungs- 
pflichtigen dh derjenigen Personen bestimmt, die als die 
eigentlichen Mitglieder der modernen obligatorischen Sozialversi- 
Cherungseinrichtung anzusehen sind, und die in allen Sazialversi- 
cherungsgsetzgebungen erfasst werden. Neben den Versicherungs- 
pflichtigen kennen diese Gesetzgebungen die Versicher UNg S- 
freien,:d. h. diejenizen Personengruppen, die aus bestimmten 
Gründen von der Versicherungspflicht befreit sind und die Ver- 
Sicherungsberechtigten, d. s. diejenigen Personengrup- 
‘pen, die sich freiwillig versichern können. 

1. Die Versicherungspfiicht: Der Versicherungs- 
zwang, oder mit anderen Worten die Versicherungspflicht, tritt 
kraft Gesetzes ein, denn sie beruht auf einer öffentlich-rechtlichen 
Grundlage. Folglich ist die Versicherungspflicht nicht abhängig 
von dem Willen des Versicherten, dieser Versicherungszwang wird 
vielmehr automatisch ausgelöst, sobald bestimmte gesetzliche Be- 
stimmungen erfüllt sind, .Die Eigenart des Versicherungszwanges 
besteht somit nicht nur darin, dass er einen Zwang zum Versichern 
schafft, sondern auch dass er sich zwangsläufig. d. h. kraft Ge- 
setzes auf dieienigen Personenkreisen erstreckt, für die die gesetz- 

lichen Vorbedingungen erfüllt sind). 
Hinsichtlich des Umfanges der Sozialversicherung ist die wich- 

tigste gesetzliche Voraussetzung für das Eintreten des Versiche- 
rungszwanges die Zugehörigkeit zu einem gesetzlich 
bezeichneten Personenkreis. Diejenigen Personen, die 

  

1) Paul Pic: Traite el&mentaire de legislation industrielle. Paris 41955. S. 1015. . 
2) Vergl. E. Trode: Sozialversicherungslehre, Stuttgart 1934. .S. 2-21. ”
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durch den vom Gesetz. vorgesehenen und iestgesetzten Personen- 
kreis erfasst werden, bilden den Kreis der soxenannten v ersi- 
cherungspflichtigen. . 

Die Zugehörigkeit zu einem durch Gesetz bestimmten Perso- 
nenkreis ist, wenn auch die wichtigste, so doch meist nicht die ein- 
zige gesetzliche festgesetzte Bedingung für das Eintreten der Ver 
sicherungspflicht. 

Viele Gesetzgebungen setzen ausser der Zugehörigkeit zur 
einer bestimmten Personengruppe voraus, dass die von der Ver- 
sicherungspflicht zu erfassende Person in einem Beschäfti- 
gungsverhältnis sich befindet und für diese Beschäftigung 
ein Entgelt — d. h. Arbeitseinkommen — erhält.” Diese beiden. 
Bedingungen gelten insbesondere für die ‚Arbeiter und Angestell- 
ten. Soweit die Versicherungspflicht auch die kleinen Selbständigen 
und die Hausgewerbetreibenden erfasst, kommen diese beiden Vor- 
bedingungen nicht mehr in Betracht. Bei Lehrlingen dagegen be- 
steht. die Versicherungspflicht auch wenn sie nicht gegen Entgelt 
beschäftigt werden. i 

Desweiteren wird die Versicherungspflicht in vielen Gesetzge- 
bungen an .ein gewisses Lebensalter und die Höhe des Jah- 
reseinkommens gebunden. So kann eine Höchstgrenze für 
das jährliche Arbeitseinkommen festgesetzt werden, 
die nicht überschritten werden darf und ebenso eine Höchstgrenze 
für das Lebensalter und seltener ein Mindestalter. 

Auch die Staatsangehörigkeit spielt manchmal eine 
gewisse Rolle, so z. B. im Falle der obligatorischen Volksversi-: 
cherungen !). 

Dagegen ist der Familienstand oder das Geschlecht 
im allgemeinen nicht von entscheidender Bedeutung für das Inkraft--. 
treten des Versicherungszwanges, wohl aber die Art der Be- 
schäftigung, ob es sich etwa um eine übergehende Beschäf- 
tigung handelt, ober ob dieselbe der Berufsausbildung dient, usw. 

2. Die Versicherungsfreiheit: Versicherungsfreii 
sind diejenigen Personen, die unter bestimmten Voraussetzungen- 

9 Was „obligatorische Volksversicherung” ist, siehe Fussnote 3° 
auf S. 5.
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ausserhalb des Bereiches der Versicherungspilicht gelassen sind 
Die Versicherungsfreiheit besteht entweder kraft Gesetzes“ 

oder kann auf Antrag erlanet werden. 
a) Kraft Gesetzes sind diejenigen Personen versiche- 

rungsfrei, die zwar dem Grunde nach: versicherungspflichtig sind. 
aber es kommen in ihrem speziellen Falle noch gewisse besondere 
Umstände hinzır, derentwegen ihre Einbeziehung in den Kreis der 
Versicherungspflichtigen nicht erforderlich erscheint. Beispiels- 
weise gehören die betreffenden Personen in Deutschland durch 
gesetzliche Regelung zu einem bestimmten Versichertenkreis, sind. 
aber versicherungsfrei, weil sie entweder ohne Entgelt beschäftigt 
sind, oder weil sie nur eine vorübergehende. Dienstleistung ver- 
richten, oder weil sie die festgesetzte jährliche Höchstverdienst-" 
grenze überschreiten, u. a. m. 

b) Auf Antrag können sich einzelne Personen von der Ver-: 
sicherungspflicht selbst befreien, beispielsweise weil sie bereits von 
‘anderer Seite, d. h. von einer. anderen Versicherungseinrichtung. 
den Leistungen der Sozialversicherung entsprechende Leistungen 
erhalten oder 'weil sie aus irgendwelchen Gründen der Fürsorge‘ 
nicht so dringend bedürfen. 

3. Die Versicherungsberechtigung: Versicherungs-- 
berechtigt sind diejenigen Personen, die sich freiwillig versichern 
können. . - 

Fast in allen Sozialversicherungssystemen ist neben der obliga- 
torischen Versicherung auch eine freiwillige vorgesehen, die aller- 
dings nur bestimmten Personen offen steht. 

Bei der Versicherungsberechtigung unterscheidet man zwei 
Arten: die Selbstversicherung und die Weiterversicherung. 

a) Unter Selbstversicherung ist der freiwillige Ein-' 
tritt bestimmter Personen in. den’ Kreis der Versicherten zu ver- 
stehen, - die Kraft Gesetzes dazu berechtigt sind, in die Sozial- 
versicherung einzutreten. Die Sozialversicherung steht also bei- 
spielsweise sölchen Personen offen, die kraft Gesetzes versiche- 
rungsfrei sind. Im wesentlichen liegt die Bedeutung der Selbstver- 
sicherung darin, dass auf dieser Basis die Eingliederung der klei- 
nen selbständigen Geschäftsleute. und Handwerker in den Versi-' 
chertenkreis ermöglicht wird.
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b) Die Weiterversicherung ist die freiwillige Fortse- 
-tzung einer voraufgehenden Pflichtversicherung, d. h, nachdem die 
"betreffende Person aus der Versicherungspflicht ausgeschieden ist. 
Eine Weiterversicherung kommt also nur für solche Personen in 
Frage, die zuvor versicherungspflichtig waren, aber aus nunmehr 

‚eingetretenen Gründen, beispielsweise infolge Überschreitung der 
festgesetzten Höchsteinkommensgrenze versicherungsfrei gewor- 

. den sind. \ 
Sowohl für die Selbstversickerung als auch für die Weiter- 

versicherung können ganz allgemein gewisse Bedingungen gestellt 
- werden, beispielsweise eine bestimmte Altersgrenze, eine Einkom- 
- mensgrenze, u.a. m. 

S 2. Der Kreis der Versicherten. 

In ‚allen. Gesetzgebungen über die obligatorische Sozialversi- 
„cherung wird an erster Stelle der Sozialversicherungsumiang fest- 
-zelegt, und zwar wird in diesen Gesetzen einerseits bestimmt. 
„welche Personen in den Genuss des Versicherungsschutzes 

. gelangen sollen, und andererseits werden die Versicherungs- 
jälle aufgezählt, für die die Versicherungspflichtigen versichert 

‚ werden sollen. Demzufolge ergibt sich für eine Untersuchung des 
: Sozialversicherungsumfanges eine Zweiteilung: 

Il. nach dem Kreis der Versicherten und 
2. nach den vorgesehenen Versicherungsfällen, die 

ihrerseits zu einer Aufteilung. nach Versicherungszwei- 
.ge.n führen. 

Im folgenden soll zunächst der Kreis der Versicherten im all- 
gemeinen, d. h. im Rahmen der gesamten modernen Sozialversi- 

‚cherung dargestellt werden. Im nächsten Paragraphen werden so- 
.dann die gegenwärtig vorhandenen Versicherungszweige mit ihren 
verschiedenen Versicherungsfällen und den jeweilign Versicher- 

‚tenkreisen im Zusammenhang aufzuzeigen sein. Dabei wird es sich 
‚zeigen, dass bei der Bestimmung des Umianges der Sozialversi- 
.cherung die beiden Untersuchungsobjekte sich als sehr eng mit- 
‚einander verflochten erweisen werden. 

Den Hauptgegenstand der Sozialversicherung bilden die Ver-
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sicherten- selbst. Für sie ist das ganze Werk der Sozialversiche- ° 
rungseinrichtung geschaffen worden und für sie werden im allge- 
meinen die Arbeitgeber und der Staat auf den Wege der Lasten- 
verteilung zu Leistungen verpflichtet. Es erscheint daher die Frage‘ 
berechtigt, wer diese Versicherten sind, für die der Staat und die 
sozialen Kräfte eingesetzt werden, welches ist der Kreis dieser 
Versicherten. 

Bei der Bestimmung des Versicherterkreises sind die beiden 
wichtigsten Entstehungsursachen der Sozialversicherung, die im 
ersten Abschnitt bereits aufgezeigt wurden, von ausschlaggebender 
Bedeutung. Diese beiden Entstehungsursachen waren der Mangel 
an Selbstfürsorgepflichtbewusstsein und die Unzulänglichkeit des 
Arbeitseinkoımmens bei einem grossen Teil der Arbeitnehmer, um 
sich selbst und ihre Familien gegen die drohenden Lebens- und 
Arbeitsgefahren zu schützen. 

Die Sozialversicherung wurde also in erster Linie für die Ar- 
beitermassen geschaffen, denen nicht nur das Selbstfürsorgepflicht- 
bewusstsein fehlt, sondern deren Arbeitseinkommen zanz allgemein 
für eine Selbstfürsorge unzulänglich ıst. Von diesen Leitgedanken- 
wurde sowohl die Einführung als auch die Verwirklichung der mo-. 
dernen Sozialversicherung von Anfang an ‚beherrscht. Aus diesent 
Grunde wurde die Sozialversicherung auch im Anfang und noch 

lange Zeit nachher kurz als „Arbeiterversicherung” bezeichnet, ob-' 
wohl die ersten deutschen Pflichtversicherungsgesetze (1583—1889) 
gleich von Anfang an auch diejenigen Angestellten in. Kreis der 
Versicherungspflichtigen einbezogen haben, die weniger als 2.000 
Mk. Lohn im Jahr erhielten !), Die Sozialversicherung ist also in 
ihrem Ursprung für die unteren sozialen Klassen ins Leben geru- 
ien worden, die unter dem Mangel an Selbstfürsorgepilichtbe- 
wusstsein und der Unzulänglichkeit des Arbeitseinkommens am 
schwersten leiden, und die andererseits in besonderem Masse den 
verschiedensten Lebens- und Arbeitsgefähren ausgesetzt sind. 

Gegenwärtig macht sich in einigen Ländern die Tendenz gel-- 
tend, alle diejenigen Personen in das System der Sozialversiche-- 

  

1) Vergl. Moldenhauer: Aıt. Sozialversicherung, : HdSt., ..4.- 
Aufl, Ergänzungsband. S, 328. Jena 1929,
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‚rung einzubeziehen, deren Existenzsicherung ‚in der Hauptsache 
von ihrer Arbeitsverrichtung abhängig ist. 

Das in der Gegenwart am meisten verbreitete System der 
-Sozialversidherung. besteht in der Erfassung der Gesamtheit der 
‘Lohnarbeiter mit Einschluss der Angestellten, im allgemeinen aber 
„nur bis zu einer gewissen Verdienstgrenze, und desweiteren unter 
Einbeziehung der kleinen selbständigen Unternehmer und Hand- 
‚werker, allerdings nur unter bestimmten Voraussetzungen 1), 

Welche Personengruppen im einzelnen von der Sozialversi- 
‚cherung erfasst werden, veranschaulicht am besten ein Überblick 
‚über die historische Ausdehnung des Sozialversicherungsumfanges. 

In der Sozialversicherung wurden die einzelnen Personengrup- 
‚pen der Versicherten, ebenso wie bei fast allen sozialen Einrich- 
tungen erst allmählich zugeführt. 

Die Notwendigkeit einer obligatorischen Sozialversicherung 
wurde zuerst in ‚denjenigen Industrien erkannt, in deren Betrieben 
‚der Arbeitsprozess besonders unfallgefährlich ist. Demzufolge wur- 
‚den die ersten Sozialversicherungseinrichtungen für die Be rgar- 
'beiter geschaffen, weil im Bergbau die meisten Arbeitsunfälle 
vorkommen. Es ist hier auf die alten Knappschaften hinzuweisen 

und auf die späteren Zwangsversicherungsgesetze für die Be rg- 
arbeiter beispielsweise das Preussische Gesetz von 1854, 

Allmählich wurden dann alle anderen Lohnarbeiter in das 
‚System der Sozialversicherung eingegliedert. Das beste Beispiel 
für diesen schrittweisen Aufsaugungsprozess liefert Deutschland. 
Die Lohnarbeiter im Handel und Gewerbe wurden 
im Jahre 1883 gegen Krankheit und im Jahre darauf auch 
gegen Arbeitsunfälle versichert. Im Jahre 1885 wurden die Lohn- 
arbeiter der Verkehrsbetriebe, 1886 die in land- 
undforstwirtschaftlichen Betrieben beschäftig- 
ten Personen, 1837 die bei Bauten beschäftigten 
Personen und im gleichen Jahr auch die Seeleute und 

‚diebeider Seeschiffahrt beteiligten Personen in 

1) Vergl. Manes: Versicherungswesen. III. Bd. Leipzig und Berlin 
952. : 225 und Mo] de enhauer: H d.St. Ergänzungsband. a, a. 

©. S. 828-829, . \ -
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das Sozialversicherungssystem einbezogen Y). Es ist dabei zu be- 
‚rücksichtigen, dass unter dem „Lohnarbeiter” gewöhnlich auch die 
‚Gesellen, Gehilfen und Lehrlinge einbegrifien sind. 

Aber nicht nur die verschiedenen Gruppen der Lohnarbeiter 
„wurden mit der Zeit von der Sozialversicherung erfasst, auch die 
Angestellten waren schon in den ersten deutschen Kranken- 
and Unfallversicherungsgesetzen von 1883 und 1884 berücksichtigt, 
aber nür bis zu einer bestimmten jährlichen Höchstverdienst- 

“ grenze. Besondere Angestelltenversicherungsgesetze wurden dage- 
gen erst erheblich später eingeführt, und zwar in Österreich 1907 

. und in Deutschland 1911. 

Die Einbeziehung der Handwerker und der kleinen 
selbständigen Gewerbetreibenden erfolgte in einigen 

‚ Ländern ebenfalls nur schrittweise. So wurde beispielsweise die 
Heimindustrie schon in den ältesten deutschen Gesetzen und 
insbesondere in der Reichsversicherungsordnung als versicherungs- 
pflichtig erklärt, während die Hausgewerbetreibenden 
erst durch das Gesetz von 1922 in die deutsche Sozialversicherung 
eingebracht wurden). Es handelt sich aber dabei in erster Linie 
um de Handwerker und die kleinen selbständigen 

. Gewerbetreibenden. Diese wurden lange Zeit in die obli- 
gatorische Sozialversicherung nicht eingegliedert, weil sie nicht als 
Lohnarbeiter, sondern als Unternehmer angeseben wurden. Be- 

“ trachtet man aber die wirtschaftlichen Voraussetzungen für ihre 
Verdienstmöglichkeiten und ihre berufliche Lage, so ergibt sich, 
‚dass sie in ihrer Lage dem Arbeitnehmer viel näher stehen als 
‚dem Unternehmer. 

Die selbständigen Handwerker, und besonders diejenigen, die 
weniger als 10 Lohnarbeiter beschäftigen, erfüllen meist die Vor- 
bedingungen, um von der Sozialversicherung aufgenommen zu 
werden, weil der grösste Teil ihres Einkommens nicht aus dem 
Angelegten Kapital fliesst, sondern aus’ ihrer Händearbeit und aus 
der Mitarbeit ihrer Familienmitglieder. „Wenn man die kleinen 
Gewerbetreibenden und die Handwerker in Betracht zieht, die we- 

1) Manes: "Versicherungswesen IIL Bd. a. a. O. S. 1%. 
2) Moldenhauer: HdSt. a0. 8 828,
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niger als 10 Lohnarbeiter beschäftigen, so wird man feststellen. 
können, dass bei ihnen. die individuelle Arbeitskraft eine viel grös- 
sere Rolle spielt als das Kapital... Wenn es eine Klasse gibt, die 
eines unmittelbaren Schutzes bedarf, dann ist es die Klasse der | 
kleinen Gewerbetreibenden. Oftmals werden aus diesen speziali- 
sierten Lohnarbeitern Handwerksmeister, aber ‚viele von ihnen. 
kehren. ebenso oft in die Reihe der Lohnarbeiter zurück. Sogar 
wenn sie eine eigene Werkstatt haben, gehören doch zwei Drittel 
ihres beruflichen Lebens der Arbeit und nicht dem Kapital. ')” 

Aus den aufgezeigten Gründen wurden die Handwerker und 
kleinen Gewerbetreibenden von den Sozialversicherungen vieler 
Länder allmähilch in ihre obligatorischen Versicherungs- 
einrichtungen aufgenommen, so beispielsweise in Rumänien 
durch die Gesetze von 1912 und 1933, . 

In Deutschland hat man ihnen die ireiwillige So- ' 
zialversicherung durch die Reichsversicherungsordnung von 1911 
geöffnet; bezüglich der Unfallversicherung können aber diese Be- 
ruisgruppen durch die Satzungen der Berufsgenossenschaften nbli- 
gatorisch versicherungspflichtig gemacht werden 2) 

Mit der Zeit wurden schliesslich auch einige besonders gear-: 
tete. Gruppen von Arbeitnehmer in die Sozialversicherungseinrich- 
tungen der einzelnen Länder einbezogen. Hierher gehören die 
Hausgehilfen oder Dienstboten, die landwirtschaftlichen Arbeiter, 
die Lohnarbeiter in den Häfen und anderen Saisonarbeiter. Die 
Eingliederung dieser Berufsgruppen war anfangs sehr umstritten, 
weil es grosse Schwierigkeiten macht, ihren „Lohn” bezw. „Ent- 
gelt” und ihren „Arbeitgeber” im Einzelfalle festzustellen. 

Für die Hausgehilfen stiess die: Festsetzung der Höhe 
des Entgelts in Geldwert besonders deshalb auf Schwierigkeiten, 
weil ein Teil ihrer Entlohnung in natura abgegolten wird, und 
weil gewöhnlich gerade dieser Anteil in Form von Nahrung, Ob- 
dach, Kleidung, u. ä. für den Arbeitnehmer viel wichtiger ist als 
der in Bargeld gewährte Lohn. Trotz dieser. Schwierigkeiten wur- 

  

1) D.R. Ioanifescau: Curs de politicä socialä. Editura Muguri, Bucuresti, 1954. $, 243. 
2) Reichsversicherungsordnung $ 548. Siehe auch bei Molden- hauer: HdSt. a. a. 0,5. 828.
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den die Hausgehilien in vielen Ländern im Laufe der Zeit der So- 
zialversicherungspflicht unterstellt. In Deutschland geschah dies 
durch das Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetz von 1889 
und durch die Reichsversicherunsgordnung von 1911, in Frankreich 
durch das Gesetz von 1928—1930 und in Rumänien durch das ein- 
heitliche Gesetz von 1933. In Bezug auf die Krankenversicherune 
wurde die Eingliederung der Hausgchilfen auch in einem Über- 
einkommen des Internationalen Arbeitsamtes in Genf im Jahre 1927 
vorgesehen. 

Von grösserer sozialer Bedeutung aber ist die Eingliederung 
der landwirtschaftlichen Arbeiter. Ihre Aufnahme in 
die Sozialversicherung ist auch heute noch heftig umstritten, ins- 
besondere in den ausgesprochenen Agrarländern Süd-Ost-Europas. 
Dabei handelt es sich nicht so sehr um diejenigen Arbeiter, die in 
mehr oder weniger industrialisierten landwirtschaftlichen Betrie- 
ben Beschäftigung finden, denn für diese ist das Entlohnungswesen 
klar und übersichtlich. Sie sind dem Industriearbeiter gleichzu- 
stellen, da ihre Arbeitszeit und ihr Lohn wie beim Industriearbei- 
ter festgesetzt wird. Die in solchen landwirtschaftlichen Betrieben - 
beschäftigten Lohnarbeiter wurden in Deutschland daher schon | 
1886 sozialversicherungspflichtig. Die grossen Schwierigkeiten für 
die Eingliederung und die ungeheure soziale Bedeutung dieser Ein- 
gliederung besteht für diejenigen landwirtschaftlichen Saison- oder 
Tagarbeiter, die in den noch unentwickelten landwirtschaftlichen 
Betrieben beschäftigt sind, wo die Arbeitskraft und nicht die Ma- 
schine vorherrscht. Hier ergeben sich die Schwierigkeiten für die 
Bemessung des Entgelts, für die Regelung der Arbeitsdauer, der 
Art der Arbeit und nicht selten für die Feststellung des Arbeits- 
gebers. Dies aber sind grösstenteils die Arbeitsbedingungen für 
die landwirtschaftlichen Arbeiter in den Ländern Süd-Ost- Europas. 

Dennoch haben inzwischen einige Länder ihre Sozialversiche- 
rungseinrichtungen auch auf diese landwirtschaftlichen Arbeiter aus- 
zedehnt, so beispielsweise: Ungarn (1900), Italien (1917), die Nie- 
derlande (1922), Oesterreich (1928); Frankreich (1930), usw.’), 

9 Im einzelnen vergl. IL. A A.: L’organisation internationale die 
-iravail et les assurances sociales. Genf 1926. Serie M. Nr. 12. $. 1978. 
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Die Lohnarbeiter in den Häfen sind auch Saisonar- 
beiter. Ihre Arbeitgeber wechseln aber ständig und sind daher nur 
schwer bestimmbar. Diese Lohnarbeiter übernehmen von Fall zu 
Fall das Ein- oder Ausladen der Schiffe, sie sind von der Höhe 
des jeweiligen Güterumschlags absolut abhängig. Trotz dieser un- 
regelmässigen Beschäftigung und des steten Wechsels des Auf- 
traggebers, d. h. Arbeitsgebers haben einige Länder auch diese 
Berufsgruppe in ihr Sozialversicherungswesen eingegliedert. 

Desweiteren umfasst die Sozialversicherung weniger Länder 
heute auch folgende Berufsgruppen, allerdings nur unter bestimm- 
ten Voraussetzungen, insbesondere in Bezug auf eine Höchstgrenze 
des jährlichen Einkommens: Bühnenmitglieder und Mu- 
siker, Lehrer und Erzieher, Schiffsführer und 
Schiffsoffiziere und manchmal sogar Aerzte, Rechts- 
anwälte, Apotheker, u. a. m. 

Die Beamten und Angestellten, die von den einzelnen Staaten, 
Gemeinden, öffentlichen Körperschaften, Eisenbahngesellschaften, 
usw. beschäftigt werden, sind im allgemeinen in Sonderanstalten 
versichert, die von den einzelnen Behörden selbst eingerichtet 

. worden sind. 

Diese chronologische Übersicht über die allmähliche Auswei- 
tung des Umfanges der Sozialversicherung zeigt, dass sich der 
Kreis der Versicherten der Sozialversicherung in fast allen Län- 
dern gerade aus den bedürftigen sozialen Gruppen zusammensetzt, 
deren einziges Vermögen ihre Arbeitsrkaft ist. So ist die Sozial- 
versicherung in ihrer Entwicklung der Idee ihrer Gründung ge- 
mäss in erster Linie eine Versicherungseinrichtung für die arbei- 
tenden Massen geworden. 

Das vorherrschende System der Sozialversicherung 
in Bezug auf den Kreis der Versicherten lässt sich nach 
‚dem Vorhergesagten charakterisieren als eine Einrichtung für die 
Gesamtheit der Lohnarbeiter mit Einschluss der 
Angestellten, bis zu einer gewissen Verdienstgrenze, und für 
die kleinen selbständigen Gewerbetreibenden
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and Handwerker, unter gewissen Voraussetzungen *),. Dies 
.gilt beispielsweise für Deutschland, Frankreich, England, Rumä- 
‚nien, usw. on 0: 

* Neben diesem fast überall anerkannten System gibt es zwei 
weitere Sozialversicherungssysteme, und zwar:;?) 

a) Die Sozialversicherung aller wirtschaft- 
dich unselbständig oder selbständig Erwerbs- 
tätigen, wenn auch unter gewissen Voraussetzungen, so z, B. 
‚zu einer festgesetzten Altersgrenze oder Einkommenshöhe. 

b) Die sogenannte obligatorische Volksversiche rung 
oder Nationalversicherung, bei der die ganze Volks- 
„gemeinschaft zu einer Versicherungsgemeinschaft zusammenge- 
„schlossen wird ®). , 

Eine Sozialversicherung aller Erwerbstätigen gibt es in Por- 
:tugal und in vier schweizerischen Kantonen in Bezug auf die 
‚Krankenversicherunz. Eine obligatorische Volksversicherung gibt 
es dagegen in Schweden in Bezug auf die Alters- und Invaliditäts- 
versicherung; desgleichen in Dänemark %). Auch die Volksversiche- 
zung kennt bestimmte Voraussetzungen, unter denen die Versi- , 
cherungspflicht nur in Kraft tritt. So wird vor allem meist eine 

  

1) Vergl. auch — L. Brucker, Muthesius L. Richter, H. .‚Süss — Die Sozialversicherung. _ I, Bd. -_ Berlin 1928. — S. 75: „Die Sozialversicherung wurde bis zum Anfang des 20. Jahrhunderts „Arbeiterversicherung” genannt. Sie umfasst aber heute nicht allein mehr die Arbeiter (Handarbeiter). sondern auch die Angestellten (Kopf- arbeiter) und teilweise auch wirtschaftlich Selbständige (z. B. Klein- unternehmer, aber auch andere)” * 
2) Nähere Angahen siehe in den Veröffentlichungen des L A. A.: Les problömes göneraux de Yassurance sociale. Serie M. Nr. 1. Genf 11925. S. 1—6. 

5) Unter „obligatorische Volksversicherung” ist etwas anderes zu ‘verstehen als das, was unter dem Begriff „V olksversicherung” auf S. 53 ‚dieser Arbeit verstanden wurde. Die einfache „Volksversicherung”, wie »sie auf S. 55 dargestellt wurde, ist eine Einrichtung der Individaal- versicherung (Privatversicherung) und kennt keinen Versicherungs- zwang. Dagegen die „obligatorische Volksversicherung” ist. wie ihr ‘Name schon zeigt, eine obligatorische Sozialversicherung der ganzen "Volksgemeinschaft eines Landes gegen bestimmte vorgesehene Versiche- ungsfälle. 
- „ 4 Manes: Versicherungswesen. III. Bd. a. a. OS. 222—295 und T. A. A.: L’annee sociale, 1955. Genf 1934. S. 190-- 191. :
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gewisse Altersgrenze festgesetzt: in Schweden soll beispielsweise: 
jeder Staatsbürger mindestens 16 und darf höchstens 66 Jahre 
alt sein; in Dänemark dagegen liegt die Zeit der Versicherung 
zwischen dem 2I-ten und 60-ten Lebensjahr !). 

$ 3. Die einzelnen Zweige der modernen 
Sozialversicherung. 

Nachdem im vorhergehenden Paragraph der Umfang der So- 
zialversicherung nach der Seite des Kreises der Versicherten auf-- 
gezeigt wurde, sollen nunmehr die einzelnen Versicherungsfälie- 
gekennzeichnet werden, die ihrerseits zu einer Einteilung der mo- 
dernen Sozialversicherung nach Versicherungszweigen führen, und. 
zusammen mit dem Kreis der Versicherten den Umfang der mo- 
dernen Sozialversicherung charakterisieren. 

Die Menschen sind in ihrer Gesamtheit im allgemeinen man- 
nigfachen Gefahren ausgesetzt. Aber die arbeitenden Massen, und, 
unter ihnen insbesondere diejenigen, die im industriellen Produk- 
‚tionsprozess tätig sind, sind in einem erhöhten Masse den ver- 
schiedensten Gefahren, und gleichzeitig den grössten Gefahren, 
ausgesetzt. Die arbeitenden Massen trifft also gleichzeitig eine 
Häufung der Gefahrenmomente und des Gefahrengrades. 

Die Bekämpfung dieser Gefahren, oder mit anderen. Worten 
Risiken der Arbeit, ist das Ziel der Sozialversicherung. Diese Le-- 
bens- und Arbeitsgefahren bilden daher die Versicherungsfälle der 
Sozialversicherung. Diese Versicherungsfälle sind folgende: Krank- 
heit,‘ Schwangerschaft, Unfall, Invalidität, Alter, Arbeitslosiekeit’ 
und Tod. 

"Auf den aufgezählten Versicherungsfällen ergibt sich eine Fin- 
teilung der Sozialversicherung in verschiedene Versicherungszwei- 
ge. Gegenwärtig kann man in der Sozialversicherung im wesent- 
lichen die folgenden 4 Versicherungszweige feststellen: 

1. Die Unfallversicherung und die Unfallentschädigungspflicht: 
2. die Kranken- und Mutterschaftsversicherung; 
3. die Invaliditäts-, Alters- und Fiinterbliebenenversicherung u: 

_ NWÄLA: A: Les services sociaux en 1955, Vol. 1. Reihe M. Nr. 15. 
Genf 1956, S, 65? und L’annde sociale 1955. a. a. ©. S. 190.
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4. die Arbeitslosenversicherung. 
Die voraufgehende Einteilung ist diejenige, die das Interna- 

tionale Arbeitsamt in allen seinen Veröffentlichungen ver- "wendet. 

Obwohl diese Einteilung eine allgemeine Anerkennung gefun- den hat, ist an dieser Stelle noch auf zwei weitere wichtige Fin- ‚leilungssysteme hinzuweisen, nämlich auf das von Weddigen 
und Manes; die beiden versuchen, das enge Verhältnis zwischen "Versicherungsfall und Versicherungszweig klarer herauszustellen. 

Nach der Systematik von Weddigen kommen als Versi- ‚cherungsfälle der Sozialversicherung srundsätzlich folgende B.e- darfsfälle in Betracht, die entstehen: 
I. aus vorübergehender Beeinträchtigung der ‚Existenzlage durch Oründe, die 
l.inder Person des Versicherten liegen, nämlich: 
a) Krankheit (Krankenversicherung): 
b) Schwangerschaft (Schwangerschafts- oder Mutterschafts- versicherung); 

c) Elternschaft (Elternschaftsversicherung):: 
d) Unfall (zunächst meist Kranken-, später Unfallversicherung); 
2. ausserhalbderPe rson.des Versicherten liegen, wie: Mangelnde Arbeitsgelegenheit (Arbeitslosenversicherung): 
I. aus dauernder Beeinträchtigung oder Ver- nichtung der Arbeits- und Erwerbsfähigkeit durch: 1. Krankheit oder Unfall (Invaliditätsversicherung); 
2. hohes Alter (Altersversicherung); 
Hl. infolge von Todesfällen: 
1. für die Begräbniskosten (Sterbegeld oder Begräbnisversi- ‚cherung); 
2. für den Lebensunterhalt der Hinterbliebenen (Witwen- und Waisenversicherung 3), 
Manes geht bei der Einteilung der Hauptzweige der Sozial. ‘versicherung ebenfalls von den verschiedenen Bedarfsfällen aus. 

  

1) Weddigen: Grundfragen der Sozialversicherungsreform. Jle- aa 1951. S, 14
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Die einzelnen Sozialversicherungszweige dienen nach: Manes- 
der Deckung folgender Bedarfsfälle: 

1. Bei vorübergehender Beeinträchtigung der Arbeits- und mit-- 
hin der Erwerbsfähigkeit, sei es durch subjektive Ursachen, ‚sei es- 

durch sachliche Verhältnisse, und zwar entweder: 

a) durch Krankheit (Krankenversicherung); 
b) durch Unfall (Unfallversicherung) ; 
c) durch Schwangerschaft (Mutterschaftsversicherung); 
d) durch schlechte Lage des Arbeitsmarktes (Arbeitslosenver- 

sicherung). ' 

2. Bei dauernder Beeinträchtigung der Arbeits- und Erwerbs- 
. tätigkeit, die ihre Ursachen haben kann: - 

a) in den -Folgeerscheinungen von Krankheiten oder Unfällen‘ 

(Invaliditätsversicherung); 
b) im hohen Alter (Altersversicherung). 
Diese dauernde Erwerbsunfähigkeit kann eine Teilweise oder 

eine vollständige sein. 

3. Bei vollständiger Vernichtung der Persönlichkeit, das ist 
Eintritt des Todes, insoweit hierdurch eine finanzielle Benachteili-- 
gung eintritt: 

a) infolge des Aufwandes für das Begräbnis (Begräbnisversi-- 

cherung); 
b) für die hinterbliebene Witwe (Witwenversicherung); 
c) für die hinterlassenen Kinder (Waisenversicherung) ?). . 
Gegenwärtig sind aber mehrere der vorgenannten Versiche- 

rungszweige in den Sozialversicherungssystemen der wichtigsten: 
Länder zusammengefasst worden. Im allgemeinen ist die Mutter-- 
schaft- und die Sterbegeldversicherung in die Krankenversicherung 

einbezogen und die Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenenversi- 

cherungen sind auch miteinander verbunden worden. 

Ferner gibt es einige Länder, die überhaupt nur. ein einheitlir 
ches Sozialversicherungssystem kennen, das alle Versicherungs-- 
fälle und Versicherungszweige in einer einheitlichen Organisation 
zusammenfasst. Hierher gehört beispielsweise das rumänische So- 

1) Manes: Versicheruheswesn. 1. »e Allgerneine Versicherungs- 
lehre. Leipzig und Berlin 1950. 5. Aufl. S. 582-385, “
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zialversicherungssystem, das durch das Gesetz von 1933 geschaf. fen würde und die Kranken-,' Mutterschaifts-, Unfall-, Invaliditäts-, 
Alters-, Sterbegeld- und Hinterbliebenenversicherung in einer ein- 
heitlichen Organisation vereinigt. In den Ländern mit einer einheit- lichen Sozialversicherungseinrichtung ist der Kreis der: Versicher- 
ten der gleiche für alle Versicherungsfälle bezw. Versicherungs- 
zweige. 

Bei den übrigen Ländern mit getrennten Versicherungszweigen pflegt der Versichertenkreis jedes Versicherungzweiges immer wie- der anders gelagert zu sein. Für die weiteren Ausführungen soll daher das am meisten anerkannte Einteilungssystem des Interna- tionalen Arbeitsamtes zugrundegelegt werden. 
1. Die Unfallversicherung und die Unfallent- schädigungspflicht. Dies ist der erste Sozialversicherungs- zweig gewesen, der fast in allen Ländern zuerst eingeführt wurde, Obwohl in Deutschland das erste Krankenversicherungsgesetz (1833) ein Jahr vor dem Unfallversicherungsgesetz (1884) eingeführt wur- de, ist in den anderen Ländern fast immer das Gegenteil geschehen. Doch muss es nicht ausser Acht gelassen werden, dass sogar in Deutschland schon lange Zeit vor der Einführung des Krankheits- gesetzes von 1883 schon eine Reihe von Gesetzen und Verord- "nungen, die Haftpflicht der Arbeitgeber betreffend, eingeführt wor- den waren *). Insbesondere ist das bekannte Haftpflichtgesetz von 

1871 zu nennen, das für viele Länder zunı Vorbild wurde. 
Die Unfallversicherung steht an der Spitze der eingeführten Versicherungszweige, weil die Betriebsunfälle im allgemeinen viel offensichtlicher und viel schwerwiegender in ihren Auswirkungen sind als .die übrigen Versicherungsfälle. Die Betriebsunfälle sind im Gegensatz zu den anderen Versicherüngsfällen fast immer plötz- lich hereinbrechende Ereignisse. 
Die Unfallversicherung und das System der Unfallentschädi- gungspflicht beruhen auf dem Prinzipdes Berufsrisikos („risque professionel”). Wegen dieser unvermeidlichen Berufsge- 

  

1) Siehe die Ausführungen - dieser Arbeit, auf S. 48—49,
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fahren sind alle Betriebsunfälle als unzertrennlich von dem Ar- 
beitsprozess und dem modernen Industriesystem anzusehen. Die 
verschiedenen Betriebsunfälle bilden zusammen das Berufsrisiko 
des Betriebes oder der Unternehmung '). In den Begriff „Betriebs- 
unfälle” sind gegenwärtig fast überall auch die zufälligen Freig- 
nisse einbegriffen. Manche Länder sind in ihren Sozialversiche- 
rungsgesetzgebungen sogar so weit gegangen, dass sie keinen Un- 
terschied mehr machen zwischen Betriebsunfällen und anderen 
Unfällen, die die Versicherten treffen. So z. B. das rumänische 
Einheitsgesetz von 1933 kennt diesen Unterschied nicht mehr. Diese 
Vereinheitlichung bewirkte eine grosse Ersparnis in Bezug auf un- 
nötige Kosten für vergebliche Prozesse, Sachverständigenausschüs- 
se usw., die ihrerseits weit mehr Kosten verursacht hatten als die 
strittigen Renten ausgemacht hätten. In Jüngster Zeit wurden auch 
die Berufskrankheiten in die Unfallversicherung einbezogen. 

Trotz der grossen Bedeutung und so allgemeinen Verbreitung 
der Unfallversicherung gibt es noch kein Land, das seine ganze 
Volksgemeinschaft gegen Betriebsunfälle versichert hat; aber nicht 
nur ein Beispiel für eine obligatorische Volksversicherung zegen 
Betriebsunfälle fehlt, es gibt nicht einmal ein Land, das alle seine 
Erwerbstätigen gegen Betriebsunfälle versichert hat. 

Im allgemeinen erfassen die gegenwärtigen Unfallversiche- 
rungssysteme der verschiedenen Länder fast alle Arbeiter und 
Angestellten, die letzteren teilweise nur bis zu einer bestimm- 
ten Einkommensgrenze, so in Grossbritanien, Italien, Rumänien und 
anderen Ländern; unter Einschluss aller Angestellten in: Deutsch- 
land, Sowjet Russland (U. d. S. S. R.) u. a. Ausser den Arbeitern 
und Angestellten sind in vielen Ländern auch die Hausgewerbe- 
treibenden und die kleinen Gewerbetreibenden eingegliedert, die 
letzteren aber vielfach nur in Form der freiwilligen Versicherung. 

Der Kreis der Versicherten pflegt im allgemeinen nach zwei 
‚Gesichtspunkten festgelegt zu werden: 

a) Entweder sind nur die für unfallgefährlich erklärten Be- 

  

1) 1. A. A.: L’organisation internationale du travail et les assu- 
rances sociales. a. a. OÖ. $, 28-50.
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triebe versicherungspflichtige — ohne Rücksicht auf den Versicher- 
"ten selbst, — so in Deutschland; oder 

b) die einzelnen Arbeitnehmer sind versicherungspflichtig als 
"Einzelperson und nicht als Mitglied eines gefährlich erklärten Be- 
triebes, so beispielsweise in Rumänien. 

Das erstere System erscheint insofern beschwerlich, als es 
‚nicht so einfach sein dürfte, die für gefährlich zu erklärenden Be- 
-triebe in befriedigender Weise abzugrenzen. Aber auch das andere 
System schliesst manche Nachteile ein, da die einzelnen Versi- 
cherten in vielen Ländern zahlreiche Voraussetzungen erfüllen 
-müssen!). 

Hinsichtlich des zahlenmässigen Umfanges der unfallversicher- 
‘ten Arbeiter in der Welt kann man wohl mit M anes sagen, dass 
nahezu alle Industriearbeiter der Welt gegen Unfall versichert sind ?). 

2. Die Krankenversicherung und die Mutter- 
:schaftsversicherung. Den zweiten grossen Versiche- 
rungsfall bildet die Krankheit. Sie ist im allgemeinen als ein der 
Menschheit innewohnendes Risiko anzusehen, weil ihre Entstehung 
nicht so sehr von der Arbeitsverrichtung selbst als vielmehr durch 
den menschlichen Lebensablauf bedingt ist. Obwohl der einzelne 
Krankheitsfall durchschnittlich nicht so plötzlich einzutreten pflegt 

‘wie der Unfall und auch meist in seinen wirtschaftlichen Auswir- 
kungen für den Betroffenen nicht von so erheblicher Tragweite 
"ist, so zeigt sich andererseits, dass in keinem Versicherungszweiz 
der Sozialversicherung der Versicherungsfall so häufig eintritt als 

:gerade in der Krankenversicherung. Aus den Statistiken der So- 
zialversicherung ergibt sich, dass auf rund 1000 Versicherte in der 
gewerblichen Unfallversicherung etwa 6 entschädigungspflichtige 
Unfälle im Jahr entfallen, während in der Krankenversicherung 
durchschnittlich jeder Versicherte einmal im Jahr erkrankt. Die 

:stete Zunahme der Krankheitsziffern erklärt sich wohl in erster 
Linie aus der Industrialisierung, aus der Umsiedlung der Bevölke- 

1) I. A. A.: Les problemes generaux de lassurance sociale. a. a. 
-O. S, 9, 

2) Manes: Versicherungswesen. IH. Bd. a. a. O. S. 19.
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rung vom Lande in die Stadt und aus der „Vergreisung” der Be-- 
völkerung ?). 0 

Bedenkt man die schnelle Entwicklung der Krankenversiche-- 
rungssysteme in der ganzen Welt, die Zahl der Krankheitstage- 
pro Jahr und die ungeheuren Summe, die jährlich von den Kran-- 
kenversicherungen der einzelnen Länder als Leistungen aufgewen- 
det werden, so kommt man zu der Überzeugung, das die Kranken-- 
versicherung der wichtigste Versicherungszweig der Sozialversi- 
cherung geworden ist?). 

Hinsichtlich der Zahl der Versicherten stellt das Interna- 
tionale Arbeitsamt fest, dass es ungefähr 90 Millionen: 
Personen gibt, die von der obligatorischen Kranken- und Mutter- 
schaftsversicherung in 31 Ländern der Welt erfasst wurden’), 
und nach den Schätzungen von Manes sind ungefähr drei Vier-' 
tel aller Industriearbeiter der Welt gegen Krankheit versichert °), 

Überblickt man die Krankenversicherungsgesetzgebungen der 
‚verschiedenen Länder, so zeigt es sich, dass der Kreis der Ver-- 
sicherten in den meisten Ländern sich aus dem Arbeitsvertrag‘ 
ergibt, und dass die obligatorische Krankenversicherung im allge- 
meinen bestrebt ist, die gesamte Arbeiter- und Ange-: 
stelltenschaft bis zu einem bestimmten Höchsteinkommen 
einzubeziehen °). Dies ist beispielsweise der Fall in. Deutschland, 
Frankreich, Grossbritanien, Rumänien, den Niederlanden, Japan usw. 

Neben den Arbeitern und Angestellten sind oftmals auch die 
kleinen selbständigen Gewerbetreibenden versi-- 

  

1) Manes: Versicherungswesen. IH. Bd. a. a. O. S. 254355, 
2) Ebenda. S. 252. „Die Krankenversicherung ist der Zweig der 

Sozialversicherung, der am schnellsten und intensivsten seinen Sieges- zug um die Welt angetreten hat, insbesondere auch soweit es sich‘ dabei um den Zwang zur Versicherung handelt.” 
5) LA. A: L’organisation internationale du travail et les assu-- rances sociales. a. a. O, S. 1%. ; \ : 
4) Manes: Versicherungswesen. Hl. Bd. a. a. O, 5. 195, Auf & 255 kommt er dann auf das Verhältnis zwischen den Krankenversicher- ten in den einzelnen Staaten zu der Gesamtbevölkerung und zu der lohnbeziehenden Bevölkerune zu sprechen. „In den einzelnen Staaten gehören etwa 4-58% der Gesamtbevölkerung und etwa 15—91% der- ‚ohnbeziehenden Bevölkerung zur Krankenversicherung.” : 5) 1..A. A.: L’organisation internationale -dü travail et les assu- rances sociales. a. a. O. 5. 49,
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chert. In einigen Ländern wie Rumänien sind sie sogar versiche- 
runsgpflichtig, in anderen wie Deutschland können sie sich nur 
freiwillig versichern. 

Auch für die landwirtschaftlichen Arbeiter ist im 
Laufe der Zeit in einigen Ländern die Krankenversicherung ein-' 
geführt worden, so beispielsweise in Deutschland, Frankreich, Ö- 
sterreich, der Tschechoslowakei, Italien, usw.?). \ 

In der Krankenversicherung gibt es auch ein Beispiel für die’ 
Forn der allgemeinen obligatorischen Volksver- 
sicherung in Dänemark. Diese Volksversicherung sieht 
zwar keine obligatorische Krankenversicherung im wörtlichen 
Sinne vor, aber in seinen praktischen Auswirkungen kommt das- 
dänische Gesetz einer obligatorischen Volksversicherung gleich, 
weil alle dänischen Staatsangehörigen zwischen dem 21. und 60. 
Lebensjahr verpflichtet sind, entweder Mitglieder einer Kranken- 
kasse, eines Krankenhilfsvereins oder einer . Weiterversicherungs- 
kasse zu sein?), 

Eine Krankenver sicherung aller Erwerbstäti- 
gen gibt es in Portugal, und 4 schweizer Kantonen. 
Jedoch sind die Erwerbstätigen nur unter bestimmten Voraus- 
setzungen versicherungspflichtig. So dürfen die‘ Versicherten in’ 
Chile nicht älter als 65 Jahre sein und die Höchsteinkommens- 
grenze ‘ist mit 8000 pesos festgesetzt‘). 

In diesem Zusammenhang ist ferner auf die beiden Über- 
einkommen über die Krankenversicherung des 
Internationalen Arbeitsamtes auf der 10. Tagung im 
Jahre 1927 hinzuweisen. Das eine Übereinkommen betrifft die obli-" 
gatorische Krankenversicherung der Arbeitnehmer in Gewerbe und’ 
Händel und der Hausgehilfen, das andere Übereinkommen betrifft 
die obligatorische Krankenversicherung der Arbeitnehmer in der‘ 
Landwirtschaft. Das erste Übereinkonimen wurde von Deutschland‘ 
(1928), Ungarn (1928), Luxemburg : (1928), Österreich (1929), Ru-- 

4 IL A. A.: L’organisation internationale du travail. et les assu- 
rances sociales. a. a. O. .S. 211-217. . . . 
IL A A: Internationales ‘Jahrbuch der. Sozialpolitik 1954—1955.- 
‚Genf 1955. S, 244 und L’annee' sociale 1955, Genf 1954. 5.190. 

5) 1. A. A.: Les services sociaux en 1953. a. a. O. 5. 30.
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‚mänien (1929), Jugoslawien (1929), Littauen (1929), Columbien 
(1933), Uruguay (1933), Nikaragua (1934) u. a. ratifiziert. Das 
zweite Übereinkommen betreffend die landwirtschaftlichen Arbei- 
ter dagegen wurde nur von einigen Ländern unterzeichnet, so bei- 
spielsweise von Deutschland, Luxemburg, der Tschechoslowakei, 
‚Österreich, Urugay, Columbien, Nikaragua !). 

3. Die Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebe- 
‚nenversicherung. Dieser Versicherungszweig der Sozialver- 
‚Sicherung ist im allgemeinen in den einzelnen Ländern erst viel 
‚später eingeführt worden als die Unfail- und Krankenversicherung, 
weil zur Verwirklichung dieses Versicherungszweiges grosse Kapi- 
talien benötigt werden, da die Hauptleistung in der Gewährung 
‚von Renten bestehen. Wenn sich dieser Versicherungszweig erst 
-verhältnismässig spät durchsetzen konnte, so hat er doch eine 
bedeutende internationale Verbreitung gefunden. Nach den Anga- 
ben des Internationalen Arbeitsamtes gibt es eine 

‚obligatorische Invalidität-, Alters- und Hinterbliebenenversicherung 
in 30 Ländern der Welt mit über 100 Millionen Versicherten. Wenn 
man ausserdem schon die ab 1937 in den Vereinigten Staaten 
hinzukommenden Versicherungspflichtigen schon heute einrechnet, 

‚so kommt man auf eine Zahl von 125 Millionen Zwangsversicher- 
ten in der ganzen Welt. 

Auch für diesen Versicherungszweig ist die Form des Versi- 
‚cherungszwanges grundlegend, ja man könnte sogar sagen, wäh- 
rend der Versicherungszwang für die vorgenannten Versicherungs- 
zweige notwendig war, damit sie sich in der aufgezeigten Weise 
‚entwickeln konnten, ist er für die Invaliditäts-, Alters- und Hin- 
 terbliebenenversicherung eine unumgängliche Voraussetzung. Die- 
‚ser Versicherungszweig ist in so hohem Masse von dem Versi- 
„cherungszwang abhängig, weil die zu seiner Durchführung benö- 
tigten umfangreichen finanziellen Mitteln auf keine andere Weise 
‚aufgebracht werden könnten. Diese Argumentation findet ihre, 

  

1) Nähere Angaben finden sich bei Grandjacques. Les ten- ‘dances internationales de Y’assurance sociale. Premiere edition du code international de Vassurance socjale. Paris 1950. S. 138 und 145: desglei- .chen in den Internationalen Jahrbüchern der Sozialpolitik des I. A.A,, Jahrgang 1928 bis 1954—55.
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Bestätigung in dem Gegenseitigkeitsprinzip beruhenden Selbsthilfe-' 
einrichtungen der Versicherten N, 

Wie schon der Name sagt, umfasst die Invaliditäts-, Alters-' und Hinterbliebenenversicherung drei Versicherungsfälle: Invalidi-: 
tät, Alter und Tod. Durch den Tod wird lediglich die Hinterblie- 
benenversicherung ausgelöst; nach dem Tode des Versicherten 
erhalten die hinterbliebenen Witwen und die Waisen, in einigen Ländern auch die Eltern, eine Rente. Dieser Sozialversicherungs- 
zweig wird oftmals als die soziale Rentenversicherung 
bezeichnet, weil seine Hauptleistung in der Gewährung von Ren- ten besteht, 

In den meisten Ländern werden durch die obligatorische Inva-: liditäts-, Alters- und Himerbliebenenversicherung alle Arbeiter, Angestellten, Hausgehilfen und Hausgewerbe- treibenden bis zu einer jährlichen Höchstverdienstgrenze ei-. fasst. Beispielsweise in Deutschland, Frankreich, Italien, Rumänien, den Niederlanden und Belgien. 
In einigen Ländern wird die Invaliditäts-, Alters- und Hinter- bliebenenversicherung in mehrere Versicherungszweige eingeteilt. Den Haupttyp vertritt Deutschland. Hier kennt man drei verschie- derie Versicherungszweige, nämlich: die Invalidenv ersiche- rung für die Invaliditäts-, Atlers- und Hinterbliebenenversiche- rung der Arbeiter, die Angestelltenversicherung für die Angestellten und die Knappschaftsversicherung für die Arbeiter und Angestellten, die im Bergbau beschäftigt sind, Eine 

gestellten. 
’ 

Auch die kleinen selbständigen Gewerbetrei- benden wurden in einigen Ländern in den Versichertenkreis ein- bezogen, und zwar sind sie entweder versicherungspflichtig wie in Rumänien oder versicherungsberechtigt wie in. Deutschland und anderen Ländern. 

Die landwirtschaftlichen Arbeiter wurden in- einigen Ländern ebenfalls der Versicherungspilicht unterstellt, .so’ _——_ 

  

1) Vergl. dazu die Ausführungen in dieser Arheit auf S. 349,
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in Deutschland, Frankreich, Oesterreich, Italien und den Nieder- 
‚landen !). 

Eine obligatorische Volksversicherung bei Invalidität, 
„Alter und Tod gibt es in Schweden seit 1913 und in dem schwei- 
‚zerischen Kanton Glarus ?). Diese Volksversicherung ist auch an 
gewisse Voraussetzungen gebunden, so in Schweden in Bezug auf 
die Altersgrenze, d. h. nur vom 16. bis 66. Lebensjahr. 

Für die Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenenversicherung 
‚kommt auch die Form der Staatsbürgerversorgung in Betracht. 
Zwar liegt keine Sozialversicherung im engeren Sinne vor, aber 
auch hier besteht die Hauptleistung in der Gewährung von Ren- 
ten, allerdings aus öffentlichen Mitteln und nicht aus Versicherten- 
;beiträgen. Die Altersrenten werden nach Erreichung einer bestimm- 
.ten Altersgrenze, meist nach dem 65. Lebensjahr, gezahlt. Manch- 
‚mal wird auch eine Invaliditätsrente gewährt. Die Staatsbürger- 
-versorgung ist genau wie die echte Sozialversicherung oft an 
viele Voraussetzungen gebunden, so beispielsweise die Staatsan- 
‚gehörigkeit, dauernder Aufenthalt und Höchsteinkommensgrenze. 
‚In Australien gewährt man frei Invaliditäts- und Altersrenten, in 
.vielen einzelnen Staaten der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
‚freie Altersrenten. In Grossbritanien gibt es eine Staatsbürgerver- 
‚sorgung für die Altersrenten, daneben aber auch eine obligatori- 
sche Alters- und Hinterbliebenenversicherung; in Dänemark gibt es 
„ebenfalls die Form der Staatsbürgerversorgung für die Altersren- 
ten, aber eine obligatorische Volksversicherung für den Fall der 
-Invalidität°). 

Das Internationale Arbeitsamt hat 6 Übereinkom- 
men für die obligatorische Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebe- 

nenversicherung ausgearbeitet. Diese Übereinkommen legen die 
‚obligatorische Versicherung fest für die Gesamtheit der Arbeiter, 
Angestellten und Lehrlinge, die in Betrieben des Handels, des 
‚Gewerbes (der Industrie), der Landwirtschaft und in den freien 

1) Vergl. 1. A. A.: — L’organisation internationale du travail et 
les assurances sociales. — a. a. ©. — 5. 218—228. 

2) I. A. A.: — Les probleömes generaux de l’assurance sociale 1925. 
2.2. 0. S. 14 

3) LA. A.: L’annde sociale 1955. a. a. O. S. 190-191.
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Berufen beschäftigt sind, und ebenso für die Hausgewerbetreiben- ° 
den und Hausgehilfen. Allerdings sind ‘jeweils eine ganze Reihe 
‚von Ausnahmen von den zu versichernden Personen zugelassen. 
So z. B. kommen in Betracht Höchsteinkommensgrenze und Alters- 
‚grenzen, Art der Beschäftigung, Art des Entzelts, usw.)). 

4. Die Arbeitslosenversicherune. Die Arbeitslo- 
senversicherung ist derjenige Sozialversicherungszweig, der zuletzt 
und geraume Zeit nach den anderen Versicherungszweigen einge- 
führt wurde. Vor dem Weltkrieg gab es eine obligatorische Arbeits- 
losenversicherung nur in England, und zwar dort siet 1911 zufolge 
.des zweiten Teils des bekannten Gesetzes „National Insurance Act.” 
Dank des seinerzeitigen persönlichen Einsatzes von Lloyd Ge- 
orges hat England nicht nur schon zu einem relativ frühem Zeit- 
-punkt in der Geschichte der Sozialversicherung, sondern England 
‚ist auch immer führend geblieben vor allen anderen Staaten auf 
.dem Gebiete der Arbeitslosenversicherung. 

Eine grössere Ausbreitung fand die Arbeitslosenversicherung 
erst nach dem Weltkrieg. Im Jahre 1933 zählt das Internatio- 
‚nale Arbeitsamt rund 42 Millionen Personen, die gegen Ar- 
‚beitslosigkeit versichert waren, teils in Form der obligatorischen, 
teils in Form der freiwilligen Arbeitslosenversicherung, 

In 9 Ländern der Welt gab es eine obligatorische Ar- 
beitslosenversicherung imit ungefähr 38.200.000 Versi- 
cherten. Diese Ländern sind Bulgarien, Deutschland, Grossbrita- 
nien und Irland (Nord-), Irland (der freie Staat), Italien, Oester- 
reich, Polen, Queensland (Australien) und die Schweiz (12 Kan- 

-tone). 
In weiteren 9 Ländern gab es eine ireiwillige Arbeits- 

losenversicherun g mit ungefähr 3% Millionen Versicherten. 
Diese Länder sind: Belgien, Dänemark, Finland, Frankreich, die 
Niederlande, Norwegen, Spanien, die Schweiz (11 Kantone) und die 
"Tschechoslowakei ?). 

Die obligatorische Arbeitslosenversicherung ist nicht so ver- 

1) Nähere Angaben siehe in der Veröffentlichung des I. A. A, -L’organisation internationale du travail et les assurances. a. a. O. S. 67-70. 2) LA. A.: Assurance chömage et diverses formes d’assistence ‚aux chömeurs. Genf 1955. S. 45,
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“ breitet wie die anderen Sozialversicherungszweige, weil sie einer-- 
seits sehr kostspielig ist und andererseits die Staaten vielfach 
durch Fürsorge- und andere Massnahmen versuchen, die Arbeits- 
losigkeit zu bekämpfen. Man darf nämlich bei der Arbeitslosen- 
versicherung nicht vergessen, dass die Arbeitslosigkeit keine indi- 
viduelle Angelegenheit ist, sondern eine Massenerscheinung. Die- 
‘Arbeitslosigkeit ist „eine Erscheinungsform der Konjunktur, regel- 
mässig unabhängig vom Willen des einzelnen, ein Wirtschaftsun- 
fall, ähnlich einem. Betriebsunfall oder einer Berufskrankheit”, ?). 

Da aber die Arbeitslosigkeit jeweils eine solche plötzliche und 
massenhafte Erscheinung zu sein pflegt, so nimmt die Arbeitslo-- 
senversicherung oft den Charakter einer Fürsorgeeinrichtung an 
wegen der unzeheueren Staatszuschüsse, die in solchen Krisenzei- 
ten notwendig werden. “ 

Die grossen Fonds, die für eine obligatorische Arbeitslosen- 
versicherung im Ernstfall verfügbar sein müssten, bilden das haupt- 
sächlichste Hindernis für ihre Einführung. Dessenungeachtet haben 
sich viele und bedeutende Autoren viel intensiver für die Einfüh- 
rung der Arbeitslosenversicherung eingesetzt als für die Finführung. 
der anderen Sozialversicherungszweige 2). 

Der Versichertenkreis ist noch iunmer ein beschränkter. Fine 
Volksversicherung oder obligatorische Arbeitslosenversicherung al-- 
ler Erwerbstätigen gibt es noch in keinem Lande. Im allgemein 

  

) Manes: Versicherungswesen. IIL Bd. a.a. OÖ. S. 517-518. 2) Vergl. Manes: Versicherungswesen. III. Bd. a. a. O. 5. 318: „Aber es scheint doch, als ob das wissenschaftliche Schrifttum und durch dieses angeregt die Presse mehr als an der Finführung anderer Sozialversicherungszweige an der des letzten Zweiges mitgewirkt hat. Kann an dieser Stelle auch nicht eine Literaturgeschichte der Arbeits- losenversicherung gegeben werden, so dürfte es doch richtig sein, die wichtigsten Schriften hervorzuheben. Die Arbeitslosenversicherung auf gewerkschaftlicher Grundlage wurde gefordert von Brentano, Jastrow, 
Sombart, auf kommunaler Grundlage von Adler. Grösser ist die Zahl derer, die sie als staatlich angeordnete Versicherung begehrten, und zwar in Form eines Sparzwanges Schanz und Gruner, im Anschluss an die Krankenversicherung Tischendörfer, im Anschluss an die Un- fallversicherung Herkner, im Anschluss an die Invalidenversicherung‘ Molkenbuhr. als Einrichtung der Arbeitsnachweise Freund, Kumpmann und Imie. Für eine Übernahme des englischen Systems sprach sich Schmoller aus. schliesslich für eine Verbindung von gewerkschaftlicher‘ und staatlicher Versicherung Oldenberg.”
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beschränkt sich die obligatorische Arbeitslosenversicherung auf die 
Arbeiter und die Angestellten bis zu einer bestimmten Höchst- 
stenze des Arbeitseinkommens. Diese Regelung eilt in England, 
Deutschland, Italien und Queensland. Meist sind die folgenden Per- 
sonengruppen versicherungsfrei: die landwirtschaftlichen Arbeiter. 
die Hausgdhilfen, die Hausgewerbetreibenden, die kleinen Selb- 
ständigen, die Angestellten, deren Jahreseinkommen über der fest- 
gelegten Höchstgrenze liegt, die in öffentlichen Betrieben Änge- 
stellten, usw. Manchmal werden auch bestimmte Mindest- und "Töchstaltersgrenzen gesetzt!). " 

FÜNFTES KAPITEL. 
DIE FINANZIERUNG DER MODERNEN 

SOZIALVERSICHERUNG. 
$ 1. Finanzierungsgrundsätze: Selbsthilfe — 

Lastenverteilung. 
In den Ausführungen des vorhergehenden Abschnittes wurde 

gelegentlich schon daruaf hingewiesen, dass die Sozialversicherung : 
zur Verwirklichung ihrer Ziele grosser Kapitalien bedarf, Die Ver- 
wirklichung der Sozialversicherung ist in erster Linie davon ah- 
hänig, ob es im Einzelfall gelingt eine ausreichende materielle Ba- 
sis für das Sozialversicherungswerk zu beschaffen. 

Bei der Privatversicherung und den früheren freiwilligen So- 
zialversicherungseinrichtungen konnten diese Schwierigkeiten der : 
Mittelbeschaffung nicht von so ausschlaggebender Bedeutung: sein. 
Sie beruhten auf dem Prinzip der Selbsthilfe und Selbstverani- 
wortlichkeit der Beteiligten. Die Mitglieder brachten die Mittel für 
die künftigen Leistungen zwar auf. Allerdings sind die beider 
Grundgedanken der Selbsthilfe und Selbstverantwortlichkeit auch 
in der obligatorischen Sozialversicherung enthalten). Aus ihnen 

1) Hierzu siehe I. A. A.: Les problömes 'generaux de l’assurance 
sociale. a. a. O. S. 18 und Les services sociaux en 1933. a. a. O. für 
den Umfang der Arbeitslosenversicherung ‚in. den verschiedenen da- 
selbst aufgeführten Ländern. on 

2) Moldenhauer: Versicherungs- oder Versorgungsprinzip in . 
der deutschen ‘Sozialversicherung. Zeitschrift für die gesamte Versiche- 
rungswissenschaft. Bd. 22. 1922. S, 180, 

7
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kann aber für eine obligatorische Sozialversicherung keine ausrei- 
chende finanzielle Basis abgeleitet werden, denn die obligatorische 
Sozialversicherung ist in erster Linie für die ärmsten - sozialen 
Schichten gedacht, deren Beiträge ihren Einkommensverhältnissen 
entsprechend nur sehr gering sein können, während sich gerade 
bei diesen Werktätigen die Leistungen nicht nach der Höhe der 
vorgeleisteten Beiträge richten dürfen, wie bei der freiwilligen 
Privatversicherung, denn sie bedürfen in ihrer Notlage der Hilfe 
in erhöhtem Masse. Das Ziel der obligatorischen Sozialversiche- 
rung ist daher auch nicht wie in der Privatversicherung eine den 
Beiträgen entsprechende Leistung, sondern vor allem die völlige 
Wiederherstellung der früheren Erwerbsfähigkeit des Versicherten. 
Aus diesem Grunde aber müssen die Sozialversicherungsleistungen 
grösser sein als die von den Versicherten aufgebrachten Beiträge, 
zumal bei den ärmeren Erwerbstätigen. In dieser Zielsetzung liegt 
andererseits auch die Überlegenheit der obligatorischen Sozialver- 
sicherung den anderen Sozialversicherungseinrichtungen gegenüber. 

Aus der Zielsetzung der obligatorischen Sozialversicherung 
folgt die unmittelbare Notwendigkeit, neue zusätzliche Wege der 
Mittelbeschaffung neben den Beiträgen der Versicherten der So- 
zialversicherung zu erschliessen. Fragt man danach, wer zur 
Finanzierung der Sozialversicherung mit herangezogen werden 
könnte, so erhebt sich die Frage nach dem Kreise derjenigen, die 
in irgend einem Sinne die Nutzniesser der Leistungsfähigkeit der 
arbeitenden Massen sind. Dies aber sind die Arbeitgeber und der 
Staat. Es ist daher naheliegend und natürlich, diese drei Gruppen, 
nämlich die Versicherten, die Arbeitgeber und den Staat zu den 
Trägern der Finanzierung der obligatorischen Sozialversicherung 
zu machen. Diese Lastenverteilung ist zum Hauptcharakteristikum 
der modernen Sozialversicherung geworden, denn sie findet sich 
in den Sozialversicherungssystemen fast "aller Länder. 

Nach Manes gibt es an sich zwar sechs Möglichkeiten 
der Mittelbeschaffung: 

1. Der versicherte Arbeitnehmer zahlt die gesamten Kosten. 
2. Der. Unternehmer zahlt die gesamten Kosten. 
3. Ausser dem Versicherten trägt der Staat (oder die Gemein- 

de) einen Teil der Kosten.
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4. Ausser dem Unternehmer trägt der Staat (oder die Ge- 
‚meinde) einen Teil der Kosten. 

5. Arbeitnehnier und Unternehmer tragen gemeinsam . die 
.Kosten. 

6. Arbeitnehmer und Unternehmer tragen den wesentlichen 
"Teil der Kosten, hinzu kommen Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln !). 

Aber wie auch Manes selbst feststellt, kommt für die mo- 
:derne obligatorische Sozialversicherung nur der sechste Fall in 
‚Frage, und manchmal der vierte Fali hinsichtlich der Unfallver- 
sicherung allein. 

So wird der Weg der Lastenverteilung, den die moderne So- 
zialversicherung in den meisten Ländern eingeschlagen hat, auch 
von der Wissenschaft als der beste anerkannt. 

S 2. Finanzierungsträger: Versicherte, 
Arbeitgeber, Staat. 

a) Die Arbeitnehmer (Versicherten) tragen in 
‚allen Versicherungszweigen der Sozialversicherung mit Ausnahme 
:der Unfallversicherung, wo die Arbeitgeber wegen des neu ent- 
standenen beruflichen Risikos alle Lasten allein ‚übernehmen 
‚müssen, einen Teil der Lasten selber. 

Die Beteiligung der Versicherten an der Aufbringung der für 
die Sozialversicherung notwendigen Mittel, mit Ausnahme der Un- 
Tallversicherung, findet sich in den Sozialversicherungseinrichtun- 
gen aller Länder bis auf Russland (U.d.S S. R.). Hier müssen 

die ganzen Sozialversicherungsmittel von den Arbeitgebern allein 
‚aufgebracht werden. 

In Bezug auf die Unfallversicherung liegen die Verhältnisse 
inRumänien insöfern anders, als dort infolge des einheitli- 
chen Sozialversicherungsgesetzes von 1933. nur ein einziger Bei- 
trag von den Arbeitnehmern (Versicherten) und ihren Arbeitge- . 

t) „Die siebente Möglichkeit der Mittelbeschaffung, nämlich allein ‚durch den Staat (oder die Gemeinde), bleibt ausser Betracht, da beı ihrer Anwendung nicht mehr von Versicherung gesprochen werden kann, sondern höchstens von Staatsbürgerversorgung.” Manes: Ver- ;sicherungswesen. III. Bd. a. a. O0. S. 38,
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"€ 

bern für alle Versicherungsfälle bezw. Versicherungszweige er-: ' 
hoben wird!). Dadurch tragen auch die Versicherten zwangsläufig 
zu den Unfallversicherungskosten bei, Allerdings enthält der Art.. 
48°des oben genannten Gesetzes die Auflage, dass alle Unterneh- 
mungen, die durchschnittlich mehr als 10 Personen beschäftigen, - 
einen Zuschuss von 1,20% von der Gesamtsumme der gezahtlen 
Löhne zusätzlich entrichten müssen. Dieser Sonderbeitrag wird! : 
zur Deckung der Unfallversicherungskosten erhoben. Bedenkt man 
andererseits, dass beispielsweise nach den Schätzungen von Ma- 
nes?) die Unfallversicherungskosten in Deutschland nur etwa 
1,20% der in den versicherten Betrieben umeesetzten Lohnsum- 
men ausmachen, so lässt sich daraus schliessen, dass auch in Ru-- 
mänien in Wirklichkeit die finanziellen Mittel für die Unfallversi- 
cherung mehr oder weniger ausschliesslich von den Unternehmerr 
aufgebracht werden). 

Dass im übrigen die Versicherten selbst zur Aufbringung der 
Sozialversicherüngsmittel herangezogen werden ist selbstverständ- 
lich, da sie doch in erster Linie die Nutzniesser dieser Sozialver- 
sicherungseinrichtungen sind *). Diese Beitragspflicht der Arbeit-- 
nehmer ist aber auch in ihrem eigenen Interesse notwendig, denn 
die obligatorische Sozialversicherung ist aus wohlerwogenen Grün- 
den genau wie die freiwillige Privatversicherung auf den Grund- 
sätzen der Selbsthilfe und Selbstverantwortlichkeit der Versicher- 
ten aufgebaut worden. Nur auf der Basis der Beitragsentrichtun- 
gen seitens der Versicherten selbst wird die obligatorische Sozial- 
‚versicherung im wahren Sinne des Wortes zu einer Versicherungs- - 
einrichtung. Anderenfalls wäre sie eine Sozialfürsorgeeinrichtung, . 

  

1) Rumänien kennt allerdings keine Arbeitslosenversicherung, weil die Arbeitslosigkeit dort nur von geringer Bedeutung ist. 2) Manes: Versicherungswesen. IL Bd. a. a. O0. S. 241. 5) Ferner muss bei der Unfallversicherungsgesetzgebung einiger’ Länder, wie Deutschland, Rumänien, u. a., erwähnt werden. dass bei. einem Betriebsunfall der Verletzte während der ersten 15 bezw. 26- Wochen nicht sofort aus der Unfallversicherung, sondern aus der Kran_ kenversicherung unterstützt wird. Auf diese Weise trägt der Versicherte: über seine Krankenversicherung auch, zu seiner Unfallversicherung bei. 
4) Auf die grossen Vorteile, die die Sozialversicherungseinrichtunger. den Versicherten im einzelnen bieten, wird an anderer Stelle ausführ- lich einzugehen sein. Vgl. S. 345 ff. dieser Arbeit.
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wie beispelsweise die Staatsbürgerversorgung, bei der die Leistun- ..gen aus. Öffentlichen Mitteln bestritten wenden. Schliesslich kön- ..nen die Versicherten lediglich aus der eigenen Beitragsentrichtung echte Rechtsansprüche auf bestimmte Sozialversicherungsleistun- 
.gen herleiten,.nur aus dieser Beteiligung an den Lasten können :sie die Vorstellung gewinnen, sich aus eigenen Mitteln für gewisse . Notfälle des Lebens feste Rechtsansprüche geschaffen zu haben. ‚Dies stärkt andererseits das Selbstbewusstsein und die Selbstach- tung der Versicherten, während jede Sozialfürsorge und Armen- pflege für den Unterstützten immer eine gewisse Entwürdigung „oder auch Demütigung in sich schliesst, denn die Unterstützung wird im allgemeinen ais Almosen gewährt, da die betreffende Per- son keine Gegenleistung dafür gegeben hat'). 

Die obligatorische Beitragsentrichtung erzieht die Versicher- ten ausserdem in gewissem Sinne zur Sparsamkeit, da „der Mensch aur die Güter zu schätzen versteht, für die er eine Gegenleistung . gegeben hat”?). Durch die Beitragspflicht der Versicherten wird :in ihnen ein stärkeres Verantwortungsbewusstsein für ihre sozia- len Einrichtungen geweckt und der Missbrauch dieser Einrichtun- „gen weitgehend vermieden. Nicht selber beitragspflichtige Versi- . cherte neigen viel eher dazu, entweder übertriebene Forderungen . zu stellen oder gar die Sozialversicherungseinrichtungen zu miss- brauchen. Dagegen aber werden beitragende Versicherte bestimmt . geneigt, eine gewisse Kontrolle über die Ausgaben der Sozialver- . sicherung durchzuführen °). 
Schliesslich kann aber auch nur auf der Basis des Pflichtbe- . wusstseins für eine Sozialversicherungseinrichtung. an deren “Lasten der Versicherte beteiligt ist, die Berechtigung und die Not- 

  

t) Vergl. I. A. A.: Les problemes gentraux de Vassurance sociale, .2a.a. 0. 5. 46-47. 
2) Manes: Versicherungswesen. IIT. Bd. a. a. 0. S. 239, 5) Vergl. auch Deutsche Sozialpolitik 1918—1928. Erin- - nerungsschrift des Reichsarbeitsministeriums. Berlin 1928. S. 190: „Die Missbräuche (Simulantentum und Rentenjagd) treten zurück, je mehr „es gelingt, alle Beteiligten für die Krankenversicherung zu erziehen; ‚sie werden schliesslich aufhören. wenn jeder in der Versicherung einen Familienbetrieb sieht, bei dem jeder spart und keiner sich einen Vor. ‚teil auf Kosten des: anderen verschafft.” ' \ |
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wendigkeit abgeleitet werden, dass die Versicherten an der Ver-- 
waltung der Sozialversicherung teilnehmen. Nur unter der Voraus- 

' setzung der Beteiligung an der Mittelbeschaffung erscheint diese 
von den Arbeitermassen so sehr gewünschte Beteiligung. an der’ 
Verwaltung gerechtfertigt. 

Es zeigt sich also, dass eine ganze Reihe von Gründen dafür‘ 
sprechen, bei der Aufbringung der für die obligatorische Sozial- 
versicherung erforderlichen Mittel die Versicherten selbst mit zu 
Trägern der Finanzierung zu machen. " 

b) Die Arbeitgeber tragen in allen Ländern der Welt, 
die Sozialversicherungseinrichtungen haben, zur Aufbringung der 
Mittel in allen Versicherungszweigen bei. Speziell bei der Unfall- 
versicherung müssen sie in fast allen Lädern die gesamten Kosten 
allein aufbringen. Der Grund für diese einseitige Lastenverteilung 
wird aus dem Berufsrisiko abgeleitet. Der Unternehmer muss alle: 
Betriebsunfälle entschädigen, weil er der Eigentümer des Betrie- 
bes ist, und jeder Betrieb ein gewisses berufliches Risiko in sich 
schliesst. Jeder Unternehmer sammelt um sich Arbeitskräfte und 
Maschinen, ordnet Arbeitsverrichtungen an und schafft dadürch: 
einen Organismus — den Betrieh. — dessen Kreislauf — Arbeits- 
ablauf -— viele Schäden verursachen kann. Zuiolge des Grund- 
satzes des beruflichen Risikos muss der Unternehmer für alle 
diese Schäden, die innerhalb seines Betriebes den Arbeitern zu- 
stossen, aufkommen, obwohl die Schuld an den Betriebsunfällen 
möglicherweise nicht auf seiner Seite liegt'). Der Grundsatz des 
beruflichen Risikos findet sich z .Zt. in fast, allen. Unfallversiche- 

- Tungs- und Unfallentschädigungspflichtsystemen der Welt. 
Dass die Arbeitgeber heute aber nicht nur an der Unfallver-: 

“sicherung, sondern auch an allen anderen Versicherungszweigen 
anteilspflichtig beteiligt sind, ist erst eine Erscheinung der Neu- 
zeit. Anfangs waren die Arbeitgeber im allgemeinen keineswegs 
zu einer finanziellen Beteiligung an den Lasten der Kranken-, In-- 
. validitäts- und Altersversicherung bereit. Sie gingen dabei von 
der Überzeugung aus, dass die Krankheit, Invalidität und das: 

1) Vergl. LA. A.: Les problemes generaux de Nassurance sociale. 
a.a. 0.8.51.
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Alter der ganzen Menschheit innewohnende Gefahren seien und 
nicht erst durch die Beschäftigung in ihrem Betriebe ausgelöst 
würden. Mit der Zeit hat man aber nachgewiesen, dass ein ur- 
sächlicher Zusammenhang besteht zwischen der Art der Arbeits- 
verrichtung im modernen industriellen Produktionsprozess una 
einer relativ frühzeitig eintretenden Invalidität und eines vorzei- 
tigen Altern der Arbeitermassen. 

Hinsichtlich der Arbeitslosenversicherung waren de Arbeitge- 
ber ursprünglich der Meinung, dass die Kosten dieses Versiche- 
rungszweiges ausschliesslich vom Staat, allenfalls vom Staat und 
den Arbeitnehmern zu tragen seien. Aber auch hier musste der 
Arbeitgeber mit der Zeit seine Auffassung ändern, da man nach- 
weisen konnte, dass die Arbeitslosigkeit eine Folge des wirtschaft- 
lichen Konjunkturablaufs ist. Die ‚Vor- und Nachteile dieses wirt- 
schaftlichen Auf und Ab könnten nicht einseitig in Vor- bezw. 
Nachteile aufgeteilt werden, zwischen Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer. 

“ 
Die innere Berechtigung für die Beteiligung der Arbeitgeber an 

der Aufbringung der erforderlichen Mittel in allen Sozialversiche- 
fungssystemen der Welt wird aus der sog. Theorie der Verant- 
wortlichkeit der Unternehmungen abgeleitet. Nach dieser Theorie 
soll jede Unternehmung die Gesamtheit der Gefalıren tragen, die 
sie betrifft‘). Hinsichtlich des materiellen (toten) Kapitals gingen 
die Unternehmungen schon frühzeitig Versicherungen ein. Nach 
der obigen Theorie wird nun die Frage aufgeworfen, warum das 
lebendige Kapital, die menschliche Arbeitskraft, in diesen . Unter- 
nehmungen nicht dem töten Kapital gleichgestellt wird. Die Lage 
vor der Beteiligung der Arbeitgeber an den Lasten der Sozial- 
versicherung kennzeichnet Grinda mit ‘iolgenden Worten : „L’assurance a penetre dans ‚tous les domaines: incendie, risques maritimes, accidents, £pizooties, pertes des recoltes, voi; tout est ainsi garantie contre des Eventualit&s redoutables. Par une etrange 
anomalie, notre main d’aeuvre, .le plus precieux, le plus indispen- 

  

- oh - \ 
1) Vergl. I. .A. A!: ‚Les problömes generaux de Tassurance sociale a. a. 0. S. 50.
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sable de nos capitaux, n’est pas assuree“*). Wenn die grossen 
Unternehmungen ihr materielles — totes — Kapital im allgemei- 
nen gegen alle Zukunftswahrscheinlichkeiten versicherten, so 

- musste die Forderung berechtigt sein, dass diese Unternehmungen 
erst. recht dann das lebendige Kapital — ihre Arbeiter, die 
doch ihr wichtigstes und wertvollstes Kapital sind, versicher- 

.ten. So verpflichtete die Theorie der. Verantwortlichkeit der 
Unternehmungen, für die Arbeitermassen zu sorgen und sie 

.gegen die wahrscheinlichen zukünitigen Gefahren zu versi- 
chern?). Mit Hilfe dieser Theorie wurde somit ein sehr wich- 
tiger Grund für die Beteiligung der Arbeitgeber an den 
Lasten der Sozialversicherung in’s Bewusstsein der Unternehmer 

. gebracht. Die Arbeitgeberbeiträge wurden als ein Teil der Löhne 
angesehen, der zur Deckung der Kosten dienen sollte, die in Zei- 
ten der Arbeitsunfähigkeit und Arbeitslosigkeit zur Erhaltung der 
Arbeitnehmer notwendig waren’). 

Ferner hat man die Beteiligung der Arbeitgeber an den La- 
sten der Sozialversicherungseinrichtungen damit besründet, dass 
die Unternehmer ein materielles Interesse an der Schadensverhü- 

  

t) Grinda: Rapport fait au nom de la commission d’assurance 
et de prevoyance sociale chargee d’examiner le projet de la loi sur les assurances sociales _- Chambre des Deöpuits, session de 1925, Paris 1925. S, 7. \ 

2) Verg, Moldenhauer: Die Stellung des Arbeitgebers in der deutschen Sozialversicherung. — Festgabe für A. Manes, Berlin 1927. .5. 241: „Es ist der Gedanke, dass der Arbeitgeber die soziale Pflicht hat, für den Arbeitnehmer zu sorgen... Sehr schön hat em- mal Hitze diesen Gedanken in folgenden Worten formuliert: „Der Beitrag des Arbeitsgebers ist die schliessliche Ausgestaltung des alten guten : patriarchalischen Gedankens, dass der Arbeiter, Dienstbote und Geselle, welcher seine Kräfte in treuer Hingabe für den Arbeitgeber aufgetrieben hat, auch darauf Anspruch habe, in seinem kranken und alten Tragen von ihm versorgt zu werden.” 
3) Ebrnda. S. 242: „In der Wissenschaft zuerst und dann in der öffentlichen Meinung setzt sich aber stärker die Auffassung durch, dass der Arbeitgeberbeitrag nichts anderes als cin Teil des Lohnens, ist, den der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer für die Verrichtung seiner Arbeit zahlt. Hatte schon Brentano darauf hingewiesen, so finden 

wir diesen Gedanken sehr scharf bei Conrad schon vor dem Welt- krieg ausgedrückt. Auch bei Ad. Wagner und van der Borght 
finden wir dieselben Anschauungen.”
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ung haben müssten. Wenn die Arbeitgeber finanziell zur Sozial- 
. versicherung herangezogen würden, würden sie im allgemeinen 
immer bemüht sein, die materiellen Schäden ihres Betriebes durch 
‚schadenverhütende. Massnahmen möglichst zu vermindern'). Die- 
ses Verhalten der Arbeitgeber aber ist für die Arbeitnehmer von 
noch viel grösserer Bedeutung als die Gewährung von Entschä- 
.digungen. 

Schliesslich lassen sich, zur Rechtfertigung der Beteiligung des Arbeitgebers an den Lasten der Sozialversicherungseinrichtungen 
‚eine Reihe unmittelbarer Vorteile für den Arbeitgeber aus der 
Sozialversicherung aufzeigen. Im einzelnen sollen diese Vorteile 
‚erst im 4. Abschnitt dieser Arbeit erörtert werden ?). Vorläufig - 
‚können die folgenden treffenden Worte Lloyd Georges ange- 
führt werden: „His (the employer’s) interest is the effieciency of 
his workmen, and there is no doubt at all that a great insurance 
scheme of this kind removes a great strain of pressing burden 
‚and anxiety from the shoulders of the working classes, and in- 
‚creases the efficiency of the workman enormously. A great (er- 
man employer of labour says: „From the employer’s standpoint ‚these laws pay, since the efficiency of the workman is increased” ®). 

c) Der Staat: Während die Versicherten selbst und die 
‚Arbeitgeber in allen Sozialversicherungssystemen und in fast al- 
len Versicherungszweigen der Sozialversicherung an der Aufbrin- 
‘zung der Mittel beteiligt sind, trägt der Staat im allgemeinen 
‘viel seltener und in viel geringerem Unifang als die beiden ande- 
ren Gruppen zur Finanzierung bei. Während die Versicherten und 

  

1) Vergl. I. A. A.: Les problemes generaux de l’assurance sociale a. a. 0.8.55 und Manes, Versicherungswesen, III. Bd. a. a. O. 5. 240: „Der Arbeitgeber muss durch B eteiligung an der Beitra gs- zahlung ein materielles Interesse an der Schadenverhütung erhalten, er muss durch die Beitragsgestaltung zu fürchten haben, dass er bei . ‚einem starken anormalen Aufbrauch der Arbeitskräfte seines Betriebes einen materiellen Schaden in Gestalt: von Beitragserhöhungen spüren wird... Dusch die Beteiligung der Arbeitgeber, und zwar mit Beiträgen, ‚die dem von ihnen verursachten Risiko entsprechen, wird also die Scha- denverhütung gefordert und werden Arbeitskämpfe vermindert.” 2) Siehe 4. Abschnitt. S, 350 ff. dieser Arbeit. 
53) Lloyd George: The people’'s insurance. London 1911 (new ‚edition). S. 10 und 196. °
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Arbeitgeber fast regelmässig in Form der Beitragszahlung an der’ 
Finanzierung beteiligt werden, übernimmt der Staat nur in selte- 
nen Fällen eine Beitragszahlung. Im allgemeinen beschränkt der‘ 
Staat seine finanzielle Hilfe auf Zuschüsse, Darlehen und ähnliche: 
finanzielle Hilfsleistungen. 

Eine Beitragszahlung des Staates in grösserem 
Ausmass findet sich nur bei der Arbeitslosenversicherung, so bei- 
spielsweise in Grossbritanien, Queensland und Bulgarien, wo die 
Beiträge je zu einem Drittel von den Versicherten, den Arbeitge- 
bern und dem Staate entrichtet werden. Auch in Irland (der: 
freie Staat) zahlt der Staat einen Beitrag zur Arbeitslosenversi- 
cherung; aber das Verhältnis der einzelnen Beitragsanteile ist ein 
anderes. Der Staat trägt weniger und der Arbeitgeber mehr als 
der Versicherte selbst ?). 

‚Eine Beitragszahlung seitens des Staates in den anderen Ver-- 
sicherungszweigen gibt es in Bulgarien und Chile. In Bu lgarien 
übernehmen die Versicherten, die Arbeitgeber und der Staat je: 
ein Drittel der Beiträge bei der Kranken-, Mutterschaits-, invali- 
ditäts- und Altersversicherung. In Chile dagegen ist das Bei-- 
tragsverhältnis unter den drei 'Finanzierungsträgern nicht gleich- 
mässig geregelt. Für die Kranken-, Invaliditäts- und Altersversi-- 
cherung wird hier zusammen ein Beitrag in Höhe von 6% des 
Lohnes erhoben; von diesen 6% bringt der Arbeitgeber 3% auf, 
der Versicherte 2% und der Staat 1% 2), 

Die anderen Formen der Beteiligung des Staates an der Aui- 
bringung der Sozialversicherungsmittel, d. h. durch Gewährung 

“ von Zuschüssen, Darlehen oder in ähnlicher Form sind viel häufiger. 
In Deutschland gibt das Reich Zuschüsse zur Invaliden- 

und Krankenversicherung, und zwar gewährt das Reich hinsicht- 
lich der Invalidenversicherung jährliche Grundbeträge für alle: 
Renten. Diese betragen 72 RM für alle Invaliden-, Alters- und 
Witwenrenten und 36 RM für alle Waisenrenten. Dazu komnıt 
noch ein jährlicher Reichsbeitrag von 200 Mill, RM). Bei der 

  

1) Hierzu vergl. T, A. A.: Les services sociaux en 1955. a. a O. S. 488, für Irland. Daselhst auch Angaben für andere Länder. 2) 1. A. A.: Les services sociaux en 1955. a.a. O. S. 171—172, 251. 3) Reichsversicherungsordnung 8 1584,
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Krankenversicherung gewährte das Deutsche Reich ursprünglich 
einen Reichszuschuss zur Familienwochenhilfe, der sich im Jahre 
1929 auf 27,1 Mill. RM, 1930 auf etwa 21 Mill. RM und 1931 auf 
2,7 Mill. RM belief *). Nach 1932 sind aber diese Zuschüsse zur 
Krankenversicherung in Fortfall gekommen. 

In Frankreich gewährt der Staat nach dem Sozialversi- 
cherungsgesetz von 1928—1930 einen Zuschuss von 1.400 Millionen 
francs zur Kranken-, Mutterschafts-, Invaliditäts- und Altersver- 
sicherung ?). 

In Grossbdritanien gibt der Staat Zuschüsse zur obliga- 
torischen Kranken- und Witwen-, Waisen- und Altersversicherun- 
gen. Bei der Krankenversicherung übernimmt der Staat einen Teil 
der Leistungskosten und ausserdem die Kosten der zentralen Ver- 
waltung. Bei der Witwen- Waisen- und Altersversicherung deckt 
der Staat diejenigen Kosten aller Renten, die von der Versiche- 
rung selbst nicht aufgebracht werden können. 

In Rumänien gewährt der Staat einen festen jährlichen 
Zuschuss in Höhe von 80 Mill. Lei und trägt ausserdem die Ge- 
haltskosten aller Sozialversicherungsbeamten ’), 

In Italien zahlt der Staat ebenfalls Zuschüsse zur Mutter- 
schafts-, Invaliden-, Alters- und Hinterbliebenenversicherung, Des- 
gleichen in Schweden, Belgien, den Niederlanden, Norwegen, Ja- 
pan und vielen anderen Ländern. In Chile gibt es sogar eine 
Sondersteuer, die zugunsten der Sozialversicherung auferlegt wird %), 

Eine weitere Form. der Beteiligung des Staates an der Auf- 
bringung der Mittel für die Sozialversicherung ist die der Dar- 
lehen, die besonders in der Arbeitslosenversicherung eine grosse 
Rolle spielt. Solche Darlehen an die Arbeitslosenversicherung 
wurden in grossem Umfang in Grossbritanien und auch in Deutsch- 
land gewährt. Im allgemeinen sind diese Darlehen nie zurückge- 
zahlt worden. 

) Deutsche Wirtschaftskund e, Bearbeitet im Statisti- schen Reichsamt, 2. Aufl. Berlin 1935. S, 356, 
2) Paul Pic: Traite de legislation industrielle. Paris 1955. S. 1027. - aD. R. Ioanitescu: Curs de politica socialä, a. a. O. $, 227. 4) I. A. A.: Les services sociaux en 19535, a.a. 0. 5, 251, für Chile; aber auch für die andere erwähnten Länder sind dort Angaben zu finden.
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Schliesslich übernehmen oftmals die Staaten eine Garantie 
für die Zahlungsfähigkeit der Sozialversicherungsanstalten. Sie 
-bürgen also für die stete Zahlungsfähigkeit der Sozialversiche- 
rungsträger, d. h. letzten Endes für die Gewährung der Leistungen 

„seitens der Sozialversicherungsträger. 
Das nachfolgende Schema von H. Kerkisch gibt einen gu- 

-ten Überblick über die Art und Weise der finanziellen Beteiligung 
des Staates an der Aufbringung der Sozialversicherungsmittel: 

„1. Subventions independantes des cotisations, des prestations 
.et des frais d’administration: 

a) versements globaux destines en general ä la constitution 
‚d’un capital de roulement: 

b) versements periodiques, ä date fixe ou non. 
2. Participation aux cotisations et paiement de la totalite de 

leur montant pour les assures appelös au service militaire, 
3. Couverture d’une partie des prestations de l’assurance, soit 

.que l’Etat prenne ä sa charge une quotepart des prestations 1€- 
.gales, soit qu’il accorde des subventions en vue de leur paiement: 

a) participation financitre de I’Etat ä toutes les prestations; 
b) contributions subordonnees au montant du revenu total du 

‚beneficiaire; 
c) contributions ayant pour objet de porter les indemnites in- ‚suffisantes A un minimum determing; 
d) couverture d’une partie des depenses exeptionelles neces- 

‚Saires pendant la premiere periode d’application de la loi. 
4. Participation aux frais d’administration: 
a) contribution aux frais d’administration de linstitution d’as- 

‚Surance; 

b) responsabilit& totale ou partielle du soin d’assurer cette 
‚administration. 

5. L’Etat garantit les droits reconnus par la loi”.*). 
Die Rechtfertigung für die Beteiligung des Staates an der 

Aufbringung der Sozialversicherungsmittel ist in erster Linie da- 
Jin zu sehen, dass die obligatorische Sozialversicherung durchaus 

  

1) Korkisch: Les ressources financieres de J'assurance sociale. I. A. A. Revue internationale du travail, Vol. X, Nr. 6. Dezember 1924. 
Genf. S. 969,
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im Interesse des Staates selbst liegt, denn er hat grosse Vorteile” von diesen Sozialversicherungseinrichtungen '). Der Staat hat aber auch eine moralische Verpflichtung seinen Staatsbürger gegenüber. Wirft man einen Blick zurück in die Geschichte, so wird man : finden, dass der Staat sich zu allen Zeiten der moralischen Ver- pflichtung unterzogen hat, seinen Staatsbürgern ein bestimmtes Minimum an Wohlstand zu sichern. Dieser Gedanke findet sich” sogar in der Zeit der „laisser-faire“-Politik 2). 
Im Laufe der Zeit hat sich der moderne Staat immer mehr: und mehr um das Wohlergehen seiner Staatsbürger gekümmert und hat versucht, durch die Förderung der Sozialhygiene und durch eine bessereEinrichtung der Sozialfürsorge dieses Wohler- gehen möglichst weitgehend zu sichern. Der einfachste und sicher.. ste Weg zur Verwirklichung dieses Zieles aber ist für den Staat: die Beteiligung an der Aufbringung der notwendigen Mittel, um ein Sozialversicherungssystem durchführen zu können, Die So-* zialversicherung ist diejenige Einrichtung, die am Sichersien die Volksgesundheit und die Sozialhygiene fördert. Grin da sagt da- her: La collectivite est „directement ini6ressee au diveloppement des assurances sociales: cette reiorme et avant tot une oeuvre:. d’hygiene et de sante publique, elle pr&serve la race, elie en de- veloppe la viguer, elle en menage les forces“, °). Daher erscheint- €s gerechtfertigt, dass der Staat einen Teil der Lasten der So- zialversicherung trägt ?), denn durch die Einrichtung der Sozial-" versicherung wird der Staat von sehr erheblichen Ausgaben ent-' lastet, die es sonst für die Sozialfürsorge, Sozialhygiene, Volks- - gesundheit, Armenpflege, usw. hätte aufbringen müssen, 

Schlieslich ist es der Staat gewesen, der die unteren und- dementsprechend ärmeren sozialen Schichten dem Versicherungs- zwang unterstellte. Daher ist es auch seine Aufgabe, sich an der” Verwirklichung der Sozialversicherung zu beteiligen durch die 

  

1) Siehe auch die Ausführungen zu dieser Frage auf S, 356 ff. dieser Arbeit, 
2) I. A. A.: Les problömes g’neraux de l’assurance sociale. a. a. O. S. 55, 

. tn 5) Grinda: aa O0. S. 5. 
4) Vergl. auch H. Korkisch: a. a. 0.8 966969.
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Bereitstellung der fehlenden Mittel, die eben diese ärmeren ver- 
‚sicherungspflichtigen Arbeitnehmer nicht selbst mit ihren kleinen 
Beiträgen aufbringen können, und die auch den Arbeitgebern nicht 
in so grossem Umfang aufgebürdet werden können. 

Man kann daher dem Internationalen Arbeitsamt voll zustim- - 
men, dass die Beteiligung des Staates an der Finanzierung der 

‚ Sozialversicherung nicht nur eine moralische Pilicht. sondern auch 
eine praktische Notwendigkeit sei!). 

$ 3. Finanzierungstechnik : 
1. Deckungssysteme: Umlageverfahren, Kapi- 

taldeckungsverfahren. 

Für die Aufbringung der notwendigen Mittel einer Versiche- 
rungseinrichtung kommen jeweils bestimmte Deckungs- d.h. 
Finanzierungssysteme in Betracht. In der Sozialversi- 
cherung sind zwei Arten von Deckungssystemen zur allgemeinen 
‚Anwendung gekommen: 

1. Das Umlage- oder Ausgabendeckungsverfahren und 
2. das Kapitaldeckungs- oder Prämiendurchschnittsverfahren 2), 

  

NT. A. A.: Les problömes generaux de l’assurance sociale. a. a. 
©. S. 57. 

2) Genau genommen gibt es drei Deckungs- oder Finanzierungs- 
systeme zur Aufbringung der Mittel des Gesamtbedarfs irgendeines 
Versicherungsbetriebes und zwar: „Das System der Ausgabedeckung 
oder Umlageverfahren, das System der Verbindlichkeitsdeckung oder 
Kapitaldeckungsverfahren {im engeren Sinne) und das System der An- 
wartschaftsdeckung oder Prämienverfahren.” Manes, Versicherungs- 
wesen, I. Ba. Allgemeine Versicherungslehre. 5, Aufl, Leipzig und 
“Berlin 1950. $. 245. -—- Aber wie Manes selbst feststellt, werden ..die 
zwei letztgenannten Systeme zuweilen zusammen als Kapitaldeckungs- 
verfahren — im weiteren Sinne — dem ersten System gegenüberge- 

.stellt.” (Ebenda). Sodass man in der 'Sozialversicherung im allgemeinen 
nur von zwei Deckungssysteme sprechen kann: das Umlageverfahren 
und das Kapitaldeckungsverfahren, oder nach dem französischen Be- 
zeichnungen: „systeme de repartition” und „systeme de capitalisatien.” 

Hinsichtlich der Deckunessvsteme in der Sozialversicherung siehe 
auch Dobbernack W.: Die Rettung der Rentenversicherung. Stutt- 
-gart-Berlin 1954. S. 5-6. Nach Dobbernack gibt es auch drei Ar- 
.ten der Deckungs- oder Finanzverfahren, und zwar: 

das Umlage- oder Aufwanddeckungsverfahren, 
das Kapitaldeckungsverfahren und 

. das Prämiendurchseinitts- oder Anwartschaftsdeckungsverfahren. s
ı
n
-
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Infolge der verschiedenen Deckungssysteme werden "die zur 
Gewährung der vorgesehenen Leistunzen erforderlichen Mittel auf 

.die eine oder andere Art beschafft. 

1. Beim Umlageverfiahren werden „lie Ausgaben eines 
Jahres durch die Beiträge des Jahres aufgebracht“ }). Die Eigen- 
art dieses Systemes besteht darin, dass die Ausgaben eines be- 
stimmten Zeitraumes — gewöhnlich ein Jahr —- auf die Beitrags- 
pflichtigen umgelegt werden, und zwar in der Form der Beiträge, 
‚die am Ende der Rechnungsperiode entrichtet sein müssen. 

Das Umlageverfahren wird allgemein bei jenen Sozialversi- 
cherungszweigen angewendet, die kurzfristige Risiken enthalten, 
‘wie die Krankenversicherung und Arbeitslosenversicherung. In den 
‚meisten Ländern werden auch bei der Unfallversicherung die Bei- 
träge im Wege des Umlageverfahrens erhoben. 

2. Das Kapitaldeckungs- oder Prämiendurch- 
schnittsverfahren beruht auf der unmittelbaren Deckung 
‚aller künftigen Ausgaben, die aus den Versicherungsiällen eines 
bestimmten Zeitabschnittes verursacht werden. „Es werden hier 
nicht nur alte bereits entstandenen Ansprüche, sondern auch die 
erwartungsmässigen Anwartschaften aller Versicherten berechnet 
und durch einmalige oder wiederkehrende Beiträge im voraus 
‚gedeckt“ ?). 

Die Figenart dieses Systems besteht also nicht in der Umlage 
der Ausgaben eines bestimmten Zeitraumes, wie beim Umlasever- 

Er} fahren, sondern in der Ansammlung von Geldbeträgen”, welche mit 
Zinsen und Zinseszinsen benötigt werden, um jede in der betref- 

  

1) Moldenhauer: Art. Sozialversicherung. HdSt., 4. Auflage. Jena 1929. Ergänzungsband. S. 855 
Diesbezüglich siehe auch Dobbernack W,a.a 0.8.5: „Die Ver- 

sicherungsbeiträge werden nach diesem Verfahren (Umlagedeckungsver- 
fahren) so bemessen, dass für die Ausgaben eines bestimmten, kurzfris- 
tigen Zeitabschnittes ausreichende Deckung vorhanden ist.” 

2) Manes: Versicherungswesen. I. Bd. a. a. O. S. 246.
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fenden Periode neu zur Entstehung gelangte Rente bis zu ihrem: 
Ende (Tod des Rentenberechtigten, usw.) zu zahlen '), 

Das Kapitaldeckungsverfahren kommt eigentlich nur für die 
Sozialversicherungszweige mit langfristigen Risiken in Frage, bei- 
spielsweise die Rentenversicherungen, weil nur in diesen Fällen. 
bestimmte zukünftige Ausgaben (Renten) erwachsen können. 

Der besondere Vorzug des Kapitaldeckungsverfahrens. vor dem’ 
Umlageverfahren ist darin zu sehen, dass bei dem ersteren Ver-- 
fahren die Zeschätzten zukünftigen Ausgaben bereits durch die: 
gegenwärtigen Beiträge gedeckt werden). Dieses Verfahren ist: 
insofern gerechter, als es den künftigen Generationen von Versi- 
cherten nicht die Deckung von Lasten aufbürdet, die aus gegen- 
wärtig eingetretenen Versicherungsfällen künftig wahrscheinlich 
fällige werden, sondern alle wahrscheinlichen künftigen Lasten: und 
Ansprüche durch. gegenwärtige Beiträge deckt. Beim Umlagever- 
fahren werden dagegen nur die "Ausgaben eines bestimmten Zeit- 
raumes jeweils gedeckt, ohne Berücksichtigung der in diesem. 
Zeitraum verursachten künftigen Ausgaben. 

Ein weiterer Vorteil des Kapitaldeckungsverfahrens liegt in der‘ 
gleich bleibenden Höhe der Beiträge, während beim Umtageverfah-- 
ren die Beiträge von Jahr zu Jahr sehr erheblich schwanken können. 
Dieser Vorzug des Kapitaldeckungsverfahren zeigt sich. besonders. ' 
in Zeiten der Wirtschaftskrisen, in denen die Zahl der Versicherten: 

  

1) Ebenda; — wie schon auf der vorigen Seite erwähnt umfasst. 
der Begriff „Kapitaldeckungsverfahren“ im weitern Sinne zwei Deec- 
kungssysteme, nämlich : das Kapitaldeekungsverfahren im engeren. . 
Sinne und das Anwartschafts- oder Prämiendeckungsverfahren. Um 
diese beiden Systeme zu unterscheiden, kann man auf die Ausführun-. 
gen von Dobbernack verweisen: Bei dem Kapitaldeckungsver- 
fahren werden die Versicherungsbeiträge so ‚bemessen, dass sie die- 
Kapitalwerte aller Renten decken, die in einem bestimmten Zeitab- 
schnitt bewilligt werden.” Dobbernack. a a ©. 55). 

Dagegen werden bei dem Anwartschaftsdeckungsverfahren „die Ver- 
sicherungsbeiträge so festgesetzt. dass sämtliche künftigen V. ersicherungs- 
leistungen gedeckt sind. Dieses Verfahren berücksichtigt nicht nur die: 
Ansprüche derjenigen. die bereits Renten beziehen, sondern trifft auch: 
Vorsorge für die Anwartschaften der Aktiven.” (a. a. O0. S. 4). 

2) Über die Vor- und Nachteile beider Verfahren siehe auch D. R.. 
JToanitescu: Renagterea Meseriilor, Bucuresti, 1951. S. 295—296. .
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zurückzugehen pflegt und ‚die Löhne absinken. Eine Erhöhung der 
Beiträge belastet die Versicherten dann sehr empfindlich ’). 

Andererseits hat auch das Umlageverfahren gewisse Vorteile 
zegenüber dem Kapitaldeckungsverfahren. Es brauchen nicht se 
grosse Deckungsfonds angesammelt zu werden. Die Wirtschaft 
pflegt daher durch das Umlageverfahren weniger belastet zu wer» 
den, weil die für das Kapitaldeckungsverfahren benötigten Fonds 
gewöhnlich der produktiven Anlage in der Wirtschaft entzogen 
werden. Ferner ist die technische Abwicklung des Umlageverfah- 
rens viel klarer und einfacher als bei der anderen Verfahrensweise, 
sodass auch die Verwaltungskosten niedriger gehalten werden 
können ?). 

Der besondere Vorzug des Umlageverfahrens vor dem Dek- 
kungsverfahren aber wird darin gesehen, dass anfangs stets klei- 
nere Beiträge gefordert werden als beim Kapital-Deckungsverfah- 
ren. Aus dıesem Grunde haben die meisten Länder der Welt bei 
der Einrichtung fast Aller Versicherungszweige das Umlagever- 
‘fahren gewählt. Leider bleibt es nicht bei diesen niedrigen Bei- 
-trägen, später werden dieselben immer höher. Beim Kapitaldek- 
kungsverfahren dagegen liegen zwar die Beiträge von Anfang an 
höher, aber sie bleiben fast immer auf der gleichen Höhe. 

Die grossen jährlichen Schwankungen der Beiträge beim Um- 
lageverfahren können andererseits vermieien werden, durch die 
Bildung eines Reservefonds. Dieses System findet sich häu- 
fig in der Unfallversicherung, beispielsweise in Deutschiand °). 

  

1) Manes: Versicherungswesen. I. Bd. a. a. O. S. 244—245: „Der -Nachteil des Umlagesystems zeigt sich sehr intensiv gerade in der Sozialversicherung, wenn man die: Höhe der Beiträge im Zusammen- hang mit dem Anwachsen der Zahl der Versicherten und der Entwick- lung der Löhne betrachtet. Mit dem Steigen der Zahl der Versicherungs- pflichtigen und mit der Zunahme der Löhne, d. h. also bei günstig 
werdender Konjunktur, sinkt die Höhe der Umlage, bei Verschlechte. rung der Konjunktur aber, die sich in einem Rückgang der Zahl der 

‘ Versicherten oder in einem Sinken der Löhne oder in beiden Momen- 
ten zusammen ankündigt, steigt die Höhe der Umlage um so plötzlicher 
und schneller, 
‚2 Siehe auch D. R. Ioaniteseu: Renasierea Meseriilor, a. a. 

‚D. S. 296, \ \ 
3) Moldenhauer: HdSt., a. a. O, S. 855, 

o
@
-
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Überprüft man die. Anwendungsgebiete beider Deckungssyste- 

me in den verschiedenen Sozialversicherungszweigen der 'einzel- 

nen Länder, so zeigt es sich, dass die bedeutendsten Länder, so 

Deutschland und Frankreich, für die Sozialversicherungszweige 

mit kurzfristigen Risiken das Umlageverfahren und bei den Ver- 

sicherungszweigen mit langfristigen. Risiken das Deckungsveriah- 

ren gewählt haben. 

2. Berechnung, Verteilung und Erhebung der Sozialversi- 
cherungsbeiträge. 

Welche Bedeutung die Beiträge für die Finanzierung der Lei- 
stungen in der Sozialversicherung haben, ergibt sich daraus, dass 
der grösste Teil der finanziellen Mittel in der Sozialversicherung 
aus den Beiträgen stammt. Daher ist die Berechnung, Verteilung 
und Erhebungsweise in der Sozialversicherung auch von so grosser 
Wichtigkeit. 

In der freiwilligen. Privatversicherung werden die Beiträge 
— Prämien — im allgemeinen im Verhältnis zum Risiko berechnet. 
Zwar macht es gewisse Schwierigkeiten. dass Risiko einigermas- 
sen genau zu schätzen, immerhin ist bei der freiwilligen Privat- 
versicherung die Prämie eine Funktion des Risikos: die Prämie 

-ist grösser oder kleiner je nach der Art des entsprechenden Risikos. 
In der obligatorischen Sozialversicherung spielt das Risiko 

zwar auch eine grosse Rolle bei der Festsetzung der Beitrags- 
höhe. Darüber hinaus aber sind die Beiträge in den meisten Län- 
dern und den meisten Sozialversicherungssystemen kraft Gesetzes 
oder der Satzungen der Sozialversicherungsanstalten im vorhinein 
festgesetzt, und zwar entweder- a) in Prozentsätzen der Löhne 
oder b) als bestimmte feste Summen. 

a) In Prozentsätzen der Löhne ‚werden die Beiträge 
beispielsweise in Deutschland, Frankreich, Rumänien, Belgien, den 
Niederlanden, Chile und in Italien in den meisten Versicherungs- 
zweigen berechnet?!). 

1) LA A.: Les services sociaux -en- 1955. Genf 1936, Siehe dort die entsprechenden Angaben bei der Darstellung der Lage in den einzel- 
nen Ländern.
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Nach Manes!) betrugen in Deutschland die Beiträge aller Sozialversicherungszweige im Durchschnitt des Jahres 1914 nicht. ganz. 8, hingegen im Jahre 1913 mindestens 20.%. der. Löhne, „Nach Zweigen geschieden erhebt im Durchschnitt die Kranken- versicherung 6,3, die Arbeitslosenversicherung. 6,5% des Grund- lIohnes, die Invalidenversicherung 5, die Angestelltenversicherung -4.% des Endbetrages der verschiedenen Lohn- und Gehaltsklassen, ‚die gewerbliche Unfallversicherung 12% der in den versicherten ‚Betrieben umgesetzten Lohnsummen.” M, 
In Frankreich wurden die Beiträge durch das Sozialver: :sicherungsgesetz von 1928—1930 auf 8% der Grundlöhne festge- setzt, und werden von den Versicherten und ihren Arbeitgebern :zu gleichen Teilen aufgebracht 2). 
In Rumänien dürfen die Beiträge kraft des -Einheitsgese- tzes von 1933 höchstens 6% der Grundlöhne ausmachen: sie wer- .den auch hier zu gleichen Teilen von den Versicherten und ihren ‚Arbeitgebern getragen °). 
Sofern die Beiträge in Prozentsätzen der. Löhne fesgesetzt werden sollen, werden als Bemessungsgrundlage die Grund löhne genommen. Diese Grundlöhne werden ihrerseits auf zwei- ‚fache Weise ermittelt: 
1. kann der wirkliche Arbeitsverdienst der. einzel- :nen Versicherten als Grundlohn genommen werden; 
2. kann man bestimmte Lohnstufen oder Lohnklassen festsetzen, in denen für jede Klasse der Grundlohn als Durch- schnittslohn zwischen dem höchsten und niedrigsten Satz der. be- treffenden Lohnstufe berechnet wird. 
Jede Berechnungsart hat ihre Vorteile und Nachteile. Bei der ‚Bemessung nach dem effektiven Arbeitsverdienst ist die Berech- nung der Beitragshöhe verhältnismässig einfach. Dagegen ergeben ‚Sich bei dieser Berechnungsmethode grosse Schwierigkeiten für die Sozialversicherungsträger. bei der Festsetzung der Höhe der -Geldleistungen der Sozialversicherung, weil die Leistungen meist 

  

1) Manes: Versicherungswesen. III. Bd, a. a0. 5, 341. , 2) Paul Pic: Traits el&mentaire de legislation industrielle. Paris 1955. S. 1054. 
Du 5)D.R. Ioanifesceu: Curs.de politica: socialä. a..a. 05 5. 227,
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im Verhältnis der Höhe der Grundlöhne berechnet werden. Es- 

müssen bei dieser Berechnungsart für.’die:Festsetzung der Geld- 

leistungen ebensoviele Berechnungsgrundiagen geschaffen werden,- 

"als es verschiedene Lohnhöhen gibt. 

"Die Bemessung der Beitragshöhe nach Grundlöhnen oder 

Durchschnittslöhnen der einzelnen Lohnklassen hat den grossen 

Vorzug’ der Stetigkeit. Bei dieser Berechnungsart können die So- 

zialversicherungsträger sowohl für die Beiträge als auch für die 

Geldleistungen feste Sätze bestimmen. Der Nachteil dieser Berech- 

:nungsart liegt darin, dass die Berechnung der Beiträge umständ- 

‚licher und dementsprechend zeitraubender ist als die vorgenannte 

Methode. - 

Die Vorteile der zweiten Berechnungsart. sind aber so durch- 

. schlagend, sodass sie die meisten Länder eingeführt haben. Bei- 

spielsweise gibt es in Deutschland bei den Rentenversiche- 

rungszweigen, 10 Lohn- bezw. Beitragsklassen. Dagegen in der 

Arbeitslosenversicherung gibt es 11 Klassen). 

‘Frankreich und Rumänien. haben nur 5 Lohnklassen. 

Eine Berechnung nach Lohnklassen findet sich ferner in Belgien,- 

"Bulgarien, Italien und anderen Ländern. 

Ferner muss besonders hervorgehohen werden, dass ir 

den meisten Sozialversicherungsgesetzgebungen unter dem Begrıf 

„Lohn” oder „Grundlohn” nicht nur die Geldbezize,. sondern auch 

‚die: Sach- und ähnliche Bezüge eingerechnet werden. Daher heisst 

es in der deutschen Reichsversicherungsordnung (R. V. O.) nicht: 

'„Lohn” oder „Gehalt”, sondern Entgelt der Versicherten. „Die 
deutsche Sozialversicherung‘ spricht mit gutem Grunde nicht vom 

‘Lohn der Arbeiter und Gehalt der Angestellten, sondern von ihrer 

Entgelt. Jede Art des Aufwandes des Arbeitgebers für den Ar- 

‘beitnehmer “soll bei der Beitragsbemmessung mit ausgeschöpft 
‘werden, also auch Gewinnanteile, Provisionen, Sachbezüge, z. B.. 
’Kost und Wohnung der Haüsgehilfen, Deputate der Landarbeiter,. 
und ‚andere Leistungen von Vermögenswert, die der Arbeitgeber 
oder ein Drittel gewohnheits- oder rechtsmässie für die Arbeits- 
kraft aufwendet. Sie alle zusammen Dilden die Wertschätzung der 

2.) Manes, __ Versicherungswesen. II. Bd. a.:a. O. S, 388.
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Arbeitskraft durch den Arbeitgeber und damit auch die Grundlage 
für die kollektive'Wertabschreibung durch die Sozialversicherung” ?). 

-b).Als feste Summen werden die Sozialversicherungsbei.-. 
träge. hauptsächlich in Grossbritanien, in Schweden, in Italien (hin=, 
sichtlich der Mutterschafts- und Tuberkulosenversicherung). und: 
n anderen Ländern berechnet 2). u s 

In Grossbritanien sind in der obligatorischen Krankenversi- 
cherung. die wöchentlichen Beiträge der männlichen Versicherten. 
auf 9 d.:die der weiblichen Versicherten auf 8% d. festgesetzt. 
Der Beitrag der männlichen Versicherten wird ie zur. Hälfte vom 
“Versicherten und Arbeitgeber aufgebracht. Bei den Frauen wurde. 
der Beitrag auf 8% d. festgesetzt, weil sie % d. weniger zahlen 
‚sollten als ihre Arbeitgeber. Bei der Witwen-, Waisen und Alters- 
"versicherung betragen die. wöchentlichen. Beiträge der. Männer. 
ebenfalls 9 d., die der weiblichen Versicherten aber nur av d. 
‚Die Frauen zahlen auch hier % d. weniger als der Arbeitgeber °). 

In der obligatorischen Arbeitslosenversicherung gibt es eben- 
falls. bestimmte feste Summen als Beiträge. Aber das englische 
System sieht hierbei & Gruppen vor, entsprechend dem Alter der 
"Versicherten, und zwar je 3 Gruppen für die männlichen und weib- 
"lichen Versicherten. Diesen sechs Gruppen entsprechen: verschie- 
‚dene Beitragssätze, die jeweils zu einem Drittel von dem Versi- 
‚£herten, dem Arbeitgeber und dem Staat aufzubringen sind. Bei- 
spielsweise umfasst die oberste Klasse die männlichen Versicherten 
zwischen dem 21. und 65, Lebensjahr. In dieser Klasse beträgt der 
"Beitragsanteil eines jeden der drei Finanzierungsträger 10 d. wö- 
»chentlich ®). 

u 
InSchweden müssen alle versicherten Personen mindestens 

2 Kronen jährlich bezahlen. Für diejenigen Einkommen, die die 
jährliche Höchstgrenzen von 600 Kronen überschreiten, müssen zu- _ 
sätzliche Beiträge entrichtet werden ’). 

  

1) Manes: Versicherungswesen. IH. .Bd. a. 2.0.8. 244. 
2) I. A. A.: Les services sociaux en 1955. a. a. O. 
5) LA. A.: Les services sociaux en 1955. a. a. O. S. 419---424. 
4) Ebenda. S, 425. 
5) Ebenda.' S. 657. 

i
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Die Verteilung der Sozialversicherungsbei.. 
träge. Wie schon an anderer Stelle ‚ausgeführt*), brinzen in fast 
allen Ländern der Welt die Arbeitgeber allein die Beiträge für die 
Unfallversicherung auf. In ‚den anderen. Sozialversicherungszwei-: 
gen setzt sich in zunehmendem Masse der Grundsatz durch, dass: 
die Versicherten und ihre Arbeitgeber ie die Hälfte der Beiträge: 
zahlen. Eine völlig abweichende ‚Regelung ‚hat Sowjet Russ- 
land (U.d. S.S. R.), wo die Unternehmungen die gesamten Bei- 
träge ‚aller Sozialversicherungszweige allein aufbringen müssen. 

Fine Halbierung in :der Verteilung der Beiträge zwischen Ver- 
sicherten und Arbeitgebern hat Deutschland für alle Sozial-- 
versicherungszweige nach dem Aufbaugesetz vom 5. Juli 1934; 
Frankreich, Rumä nien, Grossbritanien für die Kran-: 
kenversicherung und die Witwen-, Waisen- ‚und Altersversiche- 
rung); Italien in der Kratiken-, Tuberkulose-, Arbeitslosen- und 
Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenenversicherung: Belgien 
für die obligatorische Alters- und Hinterbliebenenversicherung der 
Arbeiter; Irland (der freie Staat) für .die Krankenversicherung °)z 
Japan, die Niederlande in der Kranken- und Mutterschafts-- 
versicherung; desgleichen verschiedene andere Länder °®). . 

Eine andere aber viel weniger gebräuchliche Art der Verteilung‘ 
der Beitragspflicht ist diejenige, bei :der die Versicherten, die Ar- 
beitgeber und der Staat ie ein Drittel des Beitrages zu übernehmen 
haben. Diese Verteilungsart gilt in Bulgarien für alle Sozial- 
versicherungszweige. Eine grössere Bedeutung hat dieses Vertei- 
lungssystem in der obligatorischen Arbeitslosenversicherung zefun- 
den, so in Grossbritanien, Queensland und eben Bulgarien, 

Eine Dreiteilung der Beiträge hat auch Chile in der Kranken-, 
Invaliditäts- und Altersversicherung, aber die drei Anteile sind nicht. 

  

1) Vergl. die Ausführungen in dieser Arbeit. 5. 102. 
2) Die Verteilung der Beiträge zu gleichen Teilen zwischen Ver-. 

sicherte und Arbeitgeber gilt aber in Grossbritanien nur für die männ- 
lichen Versicherten, während die weiblichen Versicherten % d. weni- 
ger zahlen als ihre Arbeitgeber. 

2) In Irland wie auch in Grossbritanien zahlen zwar die versi- 
‚cherten männlichen Arbeiter die Hälfte der Beiträge und ihre Arbeit. 
geber die andere Hälfte, .die weiblichen Versicherten aber zahlen we- 
niger als ihre Arbeitgeber. 

4) Vergl. dazu. die Besprechungen der verschiedenen Tänder im 
der Veröffentlichung des I. A. A., Les services sociaux en 1955. a. a. OL
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mehr gleich hoch. Von dem '6prozentigen Beitrag trägt der ‚Arbeit- 
geber 3%, der Versicherte 2% und der Staat 1%. Irland ‘hat 
ebenfalls eine ungleichmässige Dreiteilung der Beiträge?). 

Bei den Lehrlingen, die kein Entgelt bekommen, pflegen 
in fast allen Ländern die Arbeitgeber die gesamten Beiträge zu 
zahlen. Soweit dagegen Hausgewerbetreibende, Handwerker und 
kleine selbständige Gewerbetreibende versicherungspflichtig sind, 
müssen sie den gesamten Beitrag allein entrichten: das gilt auch 
für sämtliche freiwillig Versicherte. 

Für die Erkebung der Sozialversicherungsbei- 
träge haben sich allmählich zwei Verfahrensweisen herausge- 
bildet: 

a) Das Markenverfahren und 
b) das Abziehen der Beiträge nach den Listen der gesamten 

Löhne. 
a) Bei dem Mar Kenverfahren werden die Beiträge in 

Form von Marken entrichtet, die in die hierfür vorgesehenen 
Quittungskarten eingeklebt werden müssen. Infolgedessen 
wird dieses ‚Verfahren oftmals auch als Klebeverfahren be- 
zeichnet. 

Die Marken werden gewöhnlich für das ganze Staatsgebiet. 
einheitlich gestaltet und enthalten die Bezeichnung der entspre- 
chenden Lohnklasse und des Geldwertes. Die Marken können ent- 
weder wöchentliche oder monatliche Marken sein, und zwar ent- 
sprechend den Beiträgen ?). 

Die Quittungskarten werden im allgemeinen für ein 
oder mehrere Jahre ausgestellt und enthalten meist Jahr und Tax 
der Ausstellung, Name, Beruf, Geburtstag und Wohnort des Versi- 
cherten. Die Marken werden in diesen Quittungskarten zu bestimm- 
ten Zeiten eingeklebt. 

Das Markenverfahren hat grosse Anwendung gefunden, beson- 
ders in der Rentenversicherung und dann auch mit Rücksicht auf 
die kleinen Betriebe. In Deutschlan d wird das Markenveriah- 
ren in der Invaliden- und Angestelltenversicherung angewendet. 

In Rumänien ist das Markenveriahren nur für die kleinen 

  

1) 1.A. A.: Les services sociaux en 1955. a. a. ©. 
2) E. Trode: Sozialversicherungslehre. Stuttgart 1934. S, 268-2369.
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Betriebe‘ eingeführt worden, die weniger äls 10 Arbeitnehrher be- 
schäftigen . 

Frankreich und verschiedene andere Länder haben eben- 
falls das Markenverfahren. nn 

b) Das Zweite‘ Verfahren besteht in dem Abziehen-der 
Sozialversicherungsbeiträge nach den Listen 
dergesamt en Löhne. Demzufolge müssen die Unternehmun- 
gen nach jedem Zahltag’ oder doch mindestens &inmal im Monat 
eine Liste der beschäftigten Versicherten und der Lohnsummen den 
Versicherungsanstalten einreichen. Nach diesen Listen errechnet 
die Versioherungsanstalt an Hand der prozentualen Beiträge die 
gesamte Beitragssumme der betreffenden Unternehmung ?). 

Dieses Verfahren ist in erster Linie für die grossen Unterneh- 
mungen gedacht, für die es viel leichter ist, einen Gesamtbetrag 
an Hand der Lohnlisten abzuziehen als für jeden versicherten Ar- 
beitnehmer wöchentlich oder monatlich Marken in Karten zu kleben. 

Dieses Verfahren gibt weniger Spielraum für Missbräuche als 
das Markenverfahren.. Es ist in Rumänien, Frankreich und ande-. 
ren Ländern zu finden. 

InRumänien bestimmt Art. 44 des Einheitsgesetzes von 1933 
sogar, dass die Beiträge in einer dieser beiden Formen zu erheben 
sind, und zwar in Betrieben mit weniger als 10 Beschäftigten im 
Markenverfahren und bei den anderen Unternehmungen durch Ab- 
zug von den Lohnsummen. \ 

In den meisten obligatorischen Sozialversicherungssystemen 
sind die Arbeitgeber bei beiden Verfahrensweisen zur Erhebung der 
Beiträge von ihren versicherungspflichtigen Arbeitnehmern ver- 
pflichtet. Sie müssen an den betreffenden Lohnzalıltagen die ent 
sprechenden Beiträge von den Löhnen ıhrer versicherungspflichti- 
gen Arbeitnehmern in Abzug bringen und an die Versicherungs- 
anstalten abführen. Desgleichen haben die Arbeitgeber jeden Ein- 
und Austritt von versicherungspflichtigen Arbeitnehmern ihres Be- 
triebes binnen einer festgesetzten Frist der zuständigen Sozialver- 
sicherungsanstalt anzuzeigen. 

  

1) Korkisch: a. a. O. 8. 988-989.
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Da die Arbeitgeber all diese Funktionen für die Versicherungs- 
;anstalten unentgeltlich ausüben müssen, so bedeutet diese. Erhe- 
‚bungsweise der Beiträge eine wesentliche Entlastung der Kosten 
.des Verwaltungsapparates der Versicherungsanstalten. 

SECHSTES KAPITEL: 
DIE ORGANISATION DER MODERNEN 

SOZIALVERSICHERUNG. 
$ 1. Organisationssysteme: 

Einheitssystem — Mehrheitssystem. 

Die Frage, ob das ganze Sozialversicherungssystem ein ein- 
'heitliches oder ein nach den verschiedenen Versicherungszweigen 
Zetrenntes System ist, ist bei der Darstellung der Organisation der 
'Sozialversicherung sehr wichtig. 

a) Das Einheitssystem beruht, wie der Name bereits 
‚andeutet, auf dem Prinzip der Einheitlichkeit, demzufolge das gan- 
ze Sozialversicherungssystem in einer einzigen Versicherungsorga- 
‚nisation erfasst wird. Das Einheitssystem ist dann verwirklicht, 
wenn es eine einzige oberste Zentralstelle gibt, die unter 
‚sich mehrere örtliche Verwaltungsstellen zur Frledi- 
sung der laufenden Verwaltungsarbeiten in den einzelnen Bezirken 
‘hat. Voraussetzung ist aber, dass alle Einrichtungen, also die Zen- 
trale und die örtlichen Verwaltungsstellen stets alle Versicherungs- 
risiken zusammen verwalten). Im Einheitssystem gibt es keine 
-verschiedenen Arten von Versicherungsfällen, da ohnehin jede Art 
der Beeinträchtigung der Arbeitskraft erfasst wird. Daher wird im 
"Einheitssystem die ursprüngliche Idee der Erfassung der Beein- 
-trächtigung der Arbeitskraft als ein einziges einheitliches Risiko 
am besten verwirklicht. 

Ein sehr anschauliches Beisviel für das Einheitssystem bietet 
‚das Sozialversicherungswesen in Rumänien. Das geltende So- 
.zialversicherungssystem wurde in Rumänien durch das Einheits- 
‚gesetz vom 7. April 1933 eingeführt und hat folgenden organisa- 
:torischen Aufbau: 

1) Manes: Versicherungswesen. III. Bd. a. a. O. $. 2%.
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Die oberste Verwaltungsstelle in :der rumänischen Sozialver-- 
sicherung ist die Zentralkasse, ‘die in der Hauptstadt Bu- 
karest ihren Sitz hat. 

Ferner gibt es 32 örtliche Versicherungskassen.. 
die über das gesamte Staatsgebiet verteilt sind. 

In Ortschaften in denen es wenigstens 500 Versicherte gibt, 
können sog. örtliche Aemter der Sozialversiche-- 

rung eingerichtet werden, wenn es notwendig ist. 

Die Zentralkasse verwaltet und verteilt den Gesamtfonds. 
d. h. die Gesamteinnahmen der Sozialversicherung, sie organisiert, 
leitet und beaufsichtigt die örtlichen Versicherungskassen und die’ 
örtlichen Aemter der Sozialversicherung. 

Die örtlichen Versicherungskassen fungieren im 
allgemeinen als örtliche Verwaltungsstellen der Zentralkasse, beson- 
ders hinsichtlich der langfristigen Risiken: der Renten für Invali- 
dität, Alter und Unfall. Bezüglich der kurzfristigen Risiken, wie 
Krankheit, Mutterschaft und Tod haben die örtlichen Versiche-- 
rungskassen eine gewisse Selbständigkeit eingeräumt bekommen, : 
da sie den für diese Risiken bestimmten Fonds selbst verwalten‘ 
können. . 

Das einheitliche rumänische Sozialversicherungssystem um-- 
fasst, wie.schon früher erwähnt, alle Versicherungsfälle ausser der“ 
Arbeitslosenversicherung, da die Arbeitslosigkeit in Rumänien vor: 
untergeordneter Bedeutung ist. 

Die Zentralkasse ist auch der Träger einer sog.: „Gemeinlast”,. 
d. h. sie übernimmt die finanzielle Deckung für die örtlichen Ver-- 
sicherungskassen, indem sie diejenigen Versicherungskassen unter- 
stützt, die infolge der örtlichen Gegebenheit ständig in einer finan-- 
ziell ungünstigen Lage sich befinden. Für diese Zwecke werden 7% 
des Gesamtfonds der Sozialversicherung reserviert (Art. 78 des: 
Einheitsgesetzes). 

Das Prinzip der Einheitlichkeit kann sich auch auf die Ver-: 
sicherten, auf die Art der Beitragserhebung und Beitragsberech- 
nung, usw. erstrecken. Beispiesiweise zahlt in Rumänien jeder‘ 
Versicherte nur einen einzigen Beitrag zur Deckung aller Versi-- 
cherungsfälle. Es wird also ein sog. Einheitsbeitrag erhoben. 

Ein einheitliches Sozialversicherungssystem hatauchDeutsch--
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band in’der Knappschaftsversicherüng. In ihr sind alle Versiche- ' 
tungsrisiken mit Ausnahme der Uniall- und Arbeitslosigkeitsrisi- 
ken verwaltungsmässig vereinigt. Desweiteren erfasst die Knapp- 
schaftsversicherung nicht nur die Bergarbeiter, sondern auch die 
Angestellten, die in den Bergbaubetrieben beschäftigt sind. Ober- 
stes Organ der Knappschaftsversicherung ist die Reichs- 
knappschaft, der 17 Bezirksknappschaften als ört- 
liche Verwaltungsstellen unterstehen N, 

Ein mehr oder weniger vollkommen durchgeführtes einheit- 
liches Sozialversicherungssystem gibt es ferner in Bulgarien 
für die Unfall-, Kranken-, Mutterschafts-, Invaliditäts- und Alters- 
versicherung; in Chile ‚hinsichtlich der Krauken-, Invaliditäts- 
und Altersversicherung; in Fra nkreich für die Kranken-, Mut- 
terschafts-, Invaliditäts-, Alters- und Sterbegeldversicherung: im 
Russland (U.d.S.S.R) für alle Versicherungsfälle und alle’ 
Arbeitnehmer, und in anderen Ländern’). 

b) Das Mehrheitssystem beruht auf der Bildung meh- 
rerer verschiedener Sozialversicherungseinrichtungen oder -einhei- 
ten zur Deckung der einzelnen Versicherungsfälle. Die reinste 
Form des Mehrheitssystems liegt dann vor, wenn für jeden ein- 
zelnen Versicherungsfall ein besonderer, getrennter Versicherungs- 
zweig seine eigene getrennte Versicherungsorganisation hat. 

Am besten lässt sich das Wesentliche des Mehrheitssystems- 
an dem Beispiel der deutschen Soziälversicherung mit ihren ge- 
trennten Versicherungszweigen veranschaulichen. 

In Deutschland gibt es 6 verschiedene Sozialversicherungs- 
zweige: 

1. Die Kankenversicherung; 
2. die Unfallversicherung; ' 
3. die Invalidenversicherung oder die Rentenversicherung der’ 

-Arbeiter; 

  

1) „Dabei ist sehr bemerkenswert, dass das knappschaftliche Ein- heitssystem nicht auf einen willkürlichen Aki des Gesetzgebers zurück- 
zuführen ist, sondern sich als Ergebnis eines langen Entwicklungsgan- 
ges darstellt.” Manes, Versicherungswesen. III. Bd. a. a. O. S, 297. 

2) Vergl. dazu I. A. A,: Les services sociaux en 1933. a. a. O. die‘ Ausführungen über die einzeinen Länder, und die Ausführungen die- 
ser Arbeit im letzten Kapitel $. 389 ff,
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"4. die Angestelltenversicherung oder die Rentenversicherung 
‚der Angestellten; 

. 5. die Knappschaftsversicherung und 
. 6. die Arbeitslosenversicherung. . 
Jeder der 6 Versicherungszweige hat seine eigene Versiche- 

-rungsorganisation. 

.. Die wirklichen Träger der Krankenversicherung sind 
die Krankenkassen, soweit es sich nicht, um Gemeinschaftsaufga- 
“ben handelt. Hinsichtlich der Gemeinschaftsaufgaben aber kommen 
‚auch. die Landesversicherungsanstalten der Invalidenversicherung 
in Betracht. Im übrigen gibt es keine oberste Zentralstelle der 
Krankenversicherung. Im Jahre 1936 gab es in Deutschland 4678 
reichsgesetzlichen Krankenkassen ?). . 

Die. Träger der Unfallversicherung sind die Beruis- 
‚genossenschaften, deren Zahl für 1934 mit 101 angegeben wird). 
Auch in der Unfallversicherung gibt es keine oberste Zentralstelle, 

Träger der Invalidenversicherung sind die Landes- 
-versicherungsanstalten, deren Zahl im Jahre 1934 28 betrug. Da- 
‚neben gab es noch 6 Sonderanstalten®). In der Invalidenversi- 
.cherung- fehlt ebenfalls die oberste Zentralstelle. 

Bei der Angestelltenversicherung dagegen gibt es 
nur einen einzigen Träger, nämlich die Reichsversicherungsanstalt 
-ür Angestellte. 

. Die Knappschaftsversicherung mit ihrer Reichs- 
‘knappschaft und den 17 Bezirksknappschaften wurde schon als 
‚Einheitssystem gekennzeichnet. 

In der Arbeitslosenversicherung gibt es ebenialls 
‚nur einen einzigen Hauptträger, nämlich die Reichsanstalt für Ar- 
beitsvermitilung und Arbeitslosenversicherung, die aber in 13 
‚Landesarbeitsämter. und 360 _Arbeitsämter untergliedert ist‘). 

1) Wirtschaftund Statistik, Jahrg. 1956. Heft 19, S, 762. 
2) Amtliche Nachrichten für Reichsversiche- 

rung, Jahrg. 1955. Heft 12. Herausgegeben vom Reichsversicherungs- 
‚amt. Dezember: 1955. S. 451. ° 

5) Ebenda. S, 575. 

4 Ludwig Heyde: Abriss der Sozialpolitik. 8 Aufl. Leipzig 
41955. S. 119.
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Jeder der verschiedenen Versicherungszweige hat seinen eige-“ 
'nen Versichertenkreis und seine eigenen verschiedenen Beiträge. 

Fragt man nach den Ursachen für die Gestaltung des deutschen 
Sozialversicherungssystems nach dem Mehrheitssystem, so kommt 
Manes zu der Erkenntnis, „dass diese ‚Gestaltung der deutschen 
Sozialversicherung nur zu erklären ist aus praktisch-oolitischen- 
Erwägungen, sowie aus dem Zufall oder mangelnder Voraussicht, 
nicht aber haben etwa zwingende Gründe der ogik oder gar die ° 
Wissenschaft, die Zersplitterung, das Nebeneinander, das Ausein- 
ander und Gegeneinander der verschiedenen Zweige der deutschen 
Sozialversicherung bedingt. Das gleiche gilt für die meisten Länder, - 
welche ihre Sozialversicherung nach deutschem Vorbild durchge- 
führt haben. Dabei hat freilich nicht selten die durchaus falsche 
Auffassung eine Rolle gespielt, dieses Vorbild sei unübertrefflich‘ 
und allein richtig.” ?), . 

Daneben muss berücksichtigt ‚werden, dass die deutsche So- 
zialversicherung ungefähr 24 Millionen Versicherte umfasst und 

‘die Bildung einer einzigen einheitlichen Versicherungsorganisation 
für so viele Millionen Versicherte keineswegs einfach zu lö-' 
sen wäre. 

. Immerhin ist in der jüngsten Zeit durch das Gesetz über den: 
Aufbau der Sozialversicherung vom 5. Juli 1934 ein bedeutender 
"Schritt in der Richtung einer Vereinheitlichung auch hinsichtlich - 
‚des deutschen Sozialversicherungswesens getan worden. Kraft: 
dieses Gesetzes ist das Reichsversicherungsamt zur obersten’ 
"Spruch-, Beschluss- und Aufsichtsbehörde über alle Zweige der’ 

. 1) Manes: Versicherungswesen. III. Bd. a. a. O, $. 227. Diesbe- 
züglich siehe auch H. v. Waldheim: Zeitgemässe Reformen der 

“deutschen Sozialversicherung in historischer und wirtschaftlicher Be- 
“ leuchtung. Berlin 1930. S. 5-6: „Soweit man überhaupt 1881 „wusste 

was man wollte”, wollte man die Sozialversicherung als ein’ 
“einheitliches, engverzahntes System mit möglichst engverbundenen, 
möglichst einheitlichen Organen aufbauen, Besser noch als Schmol- 
ler und Posadowsky, die von Planlosigkeit und Überstürtzung 
‚beim Aufbau der Sozialversicherung sprachen, haben Sartorius 
von Waltershausen und Rothfels die Zersplitterung der 
deutschen Sozialversicherung aus Notwendigkeiten der politischen Tak- : 
tik heraus erklärt. Manes hat betont, dass diese Motive sogar im 

- hohen Masse als international immer Wiederkehrend zu betrachten sind.”
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‚Sozialversicherung mit Ausnahme der Arbeitslosenversicherung 
geworden. Die Arbeitslosenversicherung untersteht auch weiterhin 
‚der unmittelbaren Aufsicht des Reichsarbeitsministers ?). 

Ein mehr oder weniger vollkommen durchgeführtes Mehrheits- 
‚system.in der Sozialversicherung hat Belgien, Grossbriianien, Ir- 
land (der freie Staat), Italien, Japan, Norwegen, die Niederlande, 
‚Schweden, usw. ?). 

$ 2. Die Organisationseinheiten: Versi- 
cherungsträger. 

Der Grundsatz des Versicherungszwanges. der in fast allen 
‚Zweigen der Sozialversicherung. zu finden ist, wirkt sich auch aui 
die Versicherungsträger aus. Und zwar kann der Versicherungs- 
zwang auf zwei Arten zum Ausdruck kommen: 

1. Als Kassenzwang, d.h. die Versicherten können sich 
nur bei bestimmten Versicherungsträgern versichern, oder 

2. als einfacher Zwang zum Versichern, d.h. es bleibt 
‚den Versicherungspflichtigen überlassen, bei welcher Versiche- 
zungsanstalt sie sich‘ versichern, wenn sie sich nur versichern, 

Die erste Form des Kassenzwanges oder besser der „Zwangs- 
organisation” findet sich ‚heute in fast allen obligatorischen So-- 
zialversicherungssystemen). Man kann den Kassenzwang, bezw. 
die Zwangsorganisation auch als ein Monopol ansehen, das der 
Staat den Versicherungsträgern der Sozialversicherungseinrichtun- 
gen gibt. . 

Im allgemeinen gibt es zwei Arten von Versicherungsträgern, 
und zwar sind sie entweder örtliche Versicherungsträ- 
ger oder berufliche Versicherungsträger, ie nach- 
dem sie dem Territorialprinzip oder dem Berufsprin- 
zip folgen. Ein dritter Typ ist der sog. betriebliche Versi- 
cherungsträger, der dem Betriebsprinzip entspricht. Fs 
gibt aber in der modernen Sozialversicherung. so wenige Versiche- 

  

1) Lutz Richter: Zum Aufbau der Sozialversicherung. . Leipzig 
1954. S. 51—32, 

2) Vergl. dazu I. A. A: Les services sociaux en 1955, a. a. O. 5) ‚Weddigen: Sozialpolitik, Jena 1955. S. 227,



127 

rungsträger dieser Art, und sie :stimmen so weitgehend mit den 
‘beruflichen Versicherungsträgern überein, dass sie als Sondergruppe 
für die moderne Sozialversicherung ausser acht gelassen werden 
können. Ein Beispiel für diesen Typ sind die Betriebskrankenkas- 
‚sen in der deutschen Krankenversicherung. 

Die grösste Verbreitung in allen Versicherungszweigen und in 
fast allen Sozialversicherungssystemen, gleichgültig ob sie als 
Einheits- oder als Mehrheitssystem oder in einer anderen Art or- 
‚Sanisiert sind, haben die örtlichen Versicherungsträ- 
zer gefunden. Insbesondere hat sich. dieser Typ in der Kranken- 
‘versicherung nach deutschem Vorbild weitgehend durchgesetzt N, 
‚Das Internationale Arbeitsamt hat diese Entwicklung sogar gut- 
geheissen und die Form der örtlichen Versicherungsträger als die 
beste und günstigste bezeichnet?). Dass der Typ der örtlichen 
'Versicherungsträger in besonderem Masse in der Krankenversi- 
cherung Anklang gefunden hat, erklärt sich ohneweiteres aus den 
Bedürfnissen dieser Sozialversicherungseinrichtungen. Nur mit 
Hilfe der örtlichen Krankenkassen kann die Krankenhilfe und die 
ärztliche Behandlung in aussreichendem Umfang zur Verfügung 
gestellt werden. 

Der Typ der örtlichen Versicherungsträger ist in der deutschen 
‚Krankenversicherung durch die Orts- und Landkrankenkassen 
vertreten. ” . 

Auch in der Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenenversi- 
‚cherung ist der Typ der örtlichen Versicherungsträger sehr weit 
verbreitet. In Deutschland sind es die Landesversicherungsanstalteıı, 

Die weiteste Verbreitung hat dieser Typ aber im rumäni- 
schen Sozialversicherungswesen gefunden. d. h. hier ist das ge- 

  

  

1) Manes: Versicherungswesen. III. Bd. a. a. 0. S. 299, 
2) 1. A. A.: L’organisation internationale du travail et: les assu- 'rances sociales. a. a. O. S, 58: „Au cours de la consultation des gou- vernements qui a precede la session de 1927, la superiorit& des caisses .territoriales sur tous les autres types d’institutions d’assurance a die mise en @vidence. Les avantages du groupement territorial ont &t& pre- cises: meilleure compensation de risques. plus grande stabilite dans les effectifs, base plus rationelle pour Vorganisation du service medical, simplicit€ du fonctionnemenut et du contröle. Un tres large accord s’e- tait ainsi- &tabli en faveur des caisses territoriales.”
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samte Sozialversicherungswesen auf den Typ der. örtlichen Ver-- 

-sicherungsträger -ausgerichtet. Wie schon an anderer Stelle er-- 

wähnt, !), gibt es im rumänischen Sozialversicherungssystem eine: 

‚Zentralkasse in der Hauptstadt mit 32 örtlichen oder. Bezirksver- 

sicherungskassen, die über das gesamte Staatsgebiet verteilt sind.- 

In Frankreich. hat sich der Typ der örtlichen Versiche- 

rungsträger ebenso wie in verschiedenen anderen Ländern in er- 

heblichem Umfang durchsetzen können. 

Als besondere Vorteile. dieser Art von Versicherungsträgern 

‚können in Übereinstimmung mit dem Internationalen Arbeitsamt 

folgende Momente hervorgehoben werden: „Durch die Bildung‘ 

‚einer territorialen Risikengemeinschaift tritt ein Ausgleich zwischen 

-den verschiedenen Berufen ein; kommt noch die Einführung einer’ 

Geimeinlast aller territorialen Versicherungsträger hinzu, so wird 

.ein Ausgleich der Risiken nicht nur zwischen den einzelnen Beru- 

fen, sondern auch zwischen den verschiedenen Gebieten bewirkt. 

„Die Durchführung der Versicherung ist eine einfache und 

. weniger kostspielig als bei berufsgenossenschaftlichen Versiche-: 

rungsträgern. Die territoriale Versicherungsanstalt kann über’ 

ausreichende Geldmittel verfügen und wahrhaft soziale Medizin. 

treiben”. ?). 

Die beruflichen Versicherungsträger sind, wie: 

schon der Name sagt, von bezw. für bestimmte Berufsgruppen 

‚eingerichtet worden. In Deutschland wird dieser Typ durch die 

Berufsgenossenschaften der Unfallversicherung, durch sämtliche: 

Träger der Knappschaftsversicherung, durch die beruflichen Kran- 

kenkassen der Krankenversicherung, durch die Seekasse sowie die’ 

Innungs-, Knappschafts- und im Grunde auch durch die Betriebs- 

Krankenkassen vertreten. 

Die besonderen Vorzüge der beruflichen Versicherungsträger 

kennzeichnet das Internationale Arbeitsamt folgendermassen: „Den 

auf berufsständischer Grundlage errichteten Versicherungsträgern: 

wird in der. Regel der Vorteil zugeschrieben, dass sie gleiche Ri- 

'siken vereinigen und dass für Versicherte und Arbeitgeber eine: _ 

. 1) Siehe S. 121—122 dieser Arbeit, 

a» 23}1. A. A. Grundprobleme der Sozialversicherung. a. a. O. S. 157-158.
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der Grösse des Risikos entsprechende Beteiligung an den Lasten 
der Versicherung und demzufolge eine gerechtere Verteilung der 
Lasten ‚durchgeführt werden kann. Es wird ferner auch geltend 
gemacht, dass die vielfach vorhandene örtliche Nähe gleichartiger 
Betriebe die Gründung und Gebahrung derartiger Versicherungs- träger erleichtert”. !), -: 

Eine andere Unterscheidung der Versicherungsträger ist die nach regelmässigen Versicherungsträgern, die kraft Gesetzes bestehen und. tätig sind, und nach Nebenträ- zern, deren Bestehen vom Gesetz lediglich erlaubt ist. In der 
zweiten Gruppe sind bestimmte durch Gesetz zugelassene Ersatz- 
kassen, besonders aber die Sonderanstalten der Staaten, Gemein- 
den, Eisenbahngesellschaften, usw. zusammengefasst, die in vieler 
Ländern neben der Sozialversicherungseinrichtung ihre Tätigkeit 
ausüben. Die erste Gruppe wird von den gesetzlichen Trägern der 
obligatorischen Sozialversicherung gebildet. 

Manes unterscheidet die Versicherungsträger weiterhin noch 
danach, ob sie einen Anklang an die Form der Genossen- 
schaft und des Gegenseitigkeitsvereins haben oder an die Form einer Anstalt und Behörde’), 

Die Tätigkeit der Versicherungsträger hat 
Manes sehr treffend charakterisiert, wenn er sagt: „Die Tätig- 
keit der Versicherungsträger besteht insbesondere in der Fr- 
rechnung und Erhebung der Beiträge, wie in der Errechnung und 
Auszahlung der Ersatzleistungen, sowie in der Gewährung sonsti- 

  

LA A. Grundprobleme der Sozialversicherung, a. a 0,8 157-158. 
\ 2) Manes, Versicherungswesen, III. Bd. a. a. 0. S. 252: „Die Ver- sicherungsträger zeigen entweder einen Anklang an die Forın der Ge. nossenschaft und des Gegenseitigkeitsvereins oder sie sind mehr nach Art einer Anstalt und Behörde aufgezogen. Die erste Form herrscht da vor, wo die unmittelbar Beteiligten allein die  Selhstver- waltung ausüben, ohne dass Staat. und Gemeinden ein weitgehendes Mitwirkungsrecht zusteht. Dies gilt vor allem für die Unfallversiche- zung und für die Krankenversicherung. Bei den Zweigen aber, bei denen dem öffentlichen Gemeinwesen aus den verschiedensten Grün- den ein mehr oder minder grosser Finfluss eingeräumt werden muss, namentlich in Anbetracht der Ansammlung erheblicher Finanzmittel. wird mit Recht der anstaltsmässige Charakter bevorzugt. Wir finden ibn bei allen Rentenversicherungen, insbesondere auch bei der Arbeits. 3osenversicherung.” , 

9
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ger ‚Leistungen an die Versicherten oder ihre Angehörigen; sie 

‘Haben ferner die Kontrolle über die Versicherungspflichtigen, der- 

art, dass der gesetzlich vorgeschriebene Personenkreis auch. die 

ihm auferlegten Obliegenheiten erfüllt. Die Finanzverwaltung in 

Form der Vermögensanlagen spielt gleichfalls eine nicht unbe- 

deutende Rolle. Die Zinseneinnahmen aus diesen haben neben den 

Einnahmen aus Beiträgen oder aus Öffentlichen Mitteln ‚oft grosse 

Bedeutung; es kommen :ferner in Betracht Einnahmen aus Straf- 

geldern, teilweise auch aus werbenden Einrichtungen. Die Ausga- 

ben betreffen ausser solchen für die Versicherungsleistungen natur- 

gernäss Verwaltungskosten und in beträchtlichem ‚Umfange Aui- 

wendungen für Schadenverhütung. ’)”. 

Eine erfolgreiche Tätigkeit der Versicherunzsträger hängt sehr 

wesentlich von zwei Voraussetzunen ab: vor allem müssen die Ver- 

sicherungsträger immer an dem Gesetz der grossen Zahl 

festhalten, weil nur auf dieser Basis die grossen notwendigen Fonds 

angesammelt werden können für die Leistungen; andererseits 

müssen die Versicherungsträger immer nach der grösstmöglichen 

Befriedigung der Ansprüche der Versicherten streben. Die erste 

Vorbedingung führt dazu, einen möglichst grossen Kreis von Ver- 

sicherten zu erfassen, während der zweite Gesichtspunkt es wün- 

schenswert erscheinen lässt, dass der Versicherungsträger den 

Versicherten räumlich möglichst nahe ist. 

Abschliessend sei noch darauf hingewiesen, dass sich neuer- 

dings bei den verschiedenen Sozialversicherungsträgern eine star- 

ke Tendenz zur Verbandbildung bemerkbar macht, besonders in 

‘den Ländern mit Mehrheitssystemen, so beispielsweise die zahl- 

reichen deutschen örtlichen‘ und provinziellen Verbänden, Haupt- 

verbänden und Arbeitsgemeinschaften ?). 

4) Manes, Versicherungswesen. II. Bd. a. a. O0. .S, 331. 

2) Vergl. Moldenhauer, Hd$t. ® a. O. S. 851.
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$ 3. Die innere Organisation der Versiche- 
rungsträger: Selbstverwaltung mit Staatsaufsicht 

— Verwaltungsorgane. 

In den meisten Ländern der Welt und in den meisten Sozial- 
versicherungssystemen sind die Sozialversicherungsträger iuri 
stische Personen des öffentlichen Rechts, die auf ‚dem Prinzip der Selbstverwaltung aufgebaut sind. Es gibt 
nur ganz wenige Fälle, in denen ‘die Versicherungsträger keine ‚Selbstverwaltungskörper sind, sondern einfache Staatsbetriebe, wie 
beispielsweise in Bulga rien und Japan. Aber selbst in Japan ‚sind neben den staatlichen Versicherungsträgern mit Selsbtver- 
'waltung zugelassen und in Bulgarien haben die Versicherten we- 
nigstens ihre Vertreter in der Verwaltung der staatlichen Versi- 
cherungsträger !). 

Die öffentlichrechtlichen Selbstverwaltunes- 
körper bilden also den vorherrschenden Typ in der inneren 
‘Organisation der Versicherungsträger. Allerdings stehen sie unter Staatsaufsicht?). In diesen Organen gibt es Vertreter der Versicherten und der beitragspflichtigen Unternehmer, oftinals 
:auch. Behördenvertreter und bestimmte Sachverständige, 

Der Charakter der Selbstverwaltung drückt sich aber nicht 
nur darin aus, dass die Verwaltung in den Händen der Vertreter 
‚der an der Sozialversicherung beteiligten Personen liegt, sondern 
dass diese Vertreter auch von den Interessenten selbst oder von 
‘ihren beruflichen Gemeinschaften (Vereinigungen) und nicht etwa 
vom Staat gewählt werden. Beispielsweise werden inRumänien 
nach dem Einheitsgesetz von 1933 die Vertreter der Arbeitgeber von den Handels- und Gewerbekammern, die der Versicherten von 

  

1) Vergl. I. A. A., Les services sociaux en 195. — a.a,0.— 2) Vergl. I. AU A.: L’organisation internationale du travail et. les ‚assırances sociales, a. a. O. S. 59: „Quant au mode de gestion des. . institutions d’assurance, le systeme de la gestion autonome par les in- 1Eresses, preconis& par Te Bureau, a recueilli une 'adhösion ä peu pres unanime et c’est sans opposition que la Conference a specifi&E dans les projets de convention que, lassurance-maladie doit etre geree sous le contröle des pouvoirs publics par des institutions ‚Wassurance autonomes (conventions, art. 6, al. 1)”. . "



den Arbeiterkammern gewählt. Desgleichen in Fra nkreich und: 
in vielen anderen Staaten. 

Die Selbstverwaltung. d.h. die Ausübung der Verwal- 

tung durch. die Beteiligten selbst, ist für die Sozialversicherungs- 
‚einrichtungen von grösster Bedeutung. Anders.ist es.bei der frei- 
willigen Privatversicherung. Hier kommt . eine Selbstverwaltung 
nicht in Frage, weil die freiwillige Privatversicherung stets auf‘ 
einem privatwirtschaftlichen Grundgedanken aufgebaut ist, d. h. im 
letzten Sinne immer ein rein privates Geschäft zwischen dem Ver-- 

sicherten und dem Versicherer sein wird. Dagegen verwalten die 

Beteiligten in freiwilligen Gegenseitigkeitsvereinen schon ihre Bei- 

träge selber. Dass die Selbstverwaltung in der Sozialversicherung 

unerlässlich ist, erklärt sich daraus, dass einmal eine so grosse: 

Zahl von Versicherten in ihr zusammengefasst werden, und ferner’ 

‚daraus, dass in der Sozialversicherung die Beiträge der ärmster 

Bevölkerungsschichten verwaltet werden. 

Obwohl unter Selbstverwaltung wörtlich nur die eigene Ver-- 
waltung durch die Beteiligten zu verstehen ist, so verstösst es: 

doch keineswegs gegen diesen Grundsatz der Selbstverwaltung, 

wenn die Selbstverwaltung unter Staatsaufsicht durchge- 

führt wird. Die Staatsaufsicht kann vielmehr für die Ausübung 

der Selbstverwaltung von grossem Vorteil sein; das Internationale: 

Arbeitsamt sieht in der Staatsaufsicht sogar einen ergänzenden 

Bestandteil der Selbstverwaltung: ”L’autonomie ä pour corollaire: 

le contröle financier et administratif des pouvoirs publics sur les- 

institutions d’assurances. ')” 

Die Staatsaufsicht kann in verschiedener Weise ausgeübt wer- 

den. In Deutschland wird ‘sie beispielsweise von Öffentlichen: 

Behörden durchgeführt: vom Reichsversicherungsamt und den Ver-- 

sicherungsämtern, aber auch vom Reichsarbeitsminister, d. h. in 

Bezug auf die Arbeitslosenversicherung, die in dem Aufbaugesetz' 

von 1934 nicht einbegriffen ist. In Rumänien wird die Staats- 

aufsicht von einem Regierungskommissar (Staatskom-- 

missar) und daneben auch von dem Arbeitsminister ausgeübt, im: 

1) 1..A. A.: L’organisation internationale du travail et les assu- 

rances sociales. a. a. O. S. 9.
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Frankreich vom Arbeitsminister. In En gland untersteht die ‚Arbeitslosenversicherung und die Witwen-, Waisen- und Altersver- sicherung dagegen dem’ Gesundheitsminister (Miniter of Health). Für -die Notwendigkeit der Staatsaufsicht in der Sozialversi- ‚cherung lassen sich mehrere Gründe anführen. In erster Linie er- ‚klärtsich diese Notwendigkeit aus der Grösse des Sozialversiche- ‚Tungsumfanges. Wenn in einem Staatswesen mehrere Millionen Personen von einer Einrichtung abhängig sind — in Deutschland -beispielsweise etwa 45 Millionen — so hat der Staat ein Interesse an dieser Einrichtung zu nehmen, und zwar in der Form, dass ‚er seinem ‚Einfluss auf die Leitung der Verwaltung ausübt, damit -diese Verwaltung ordnungsgemäss geführt wird und die von die- "ser Einrichtung anhängigen Personen zu ihrem Recht kommen. ‘Denn das Wohlergehen dieser Millionen Menschen ist für die ei- zene Existenz des Staates von höchster Bedeutung. 
Weiterhin erklärt sich die Notwendigkeit der Staatsaufsicht ‚aus der grossen Summe von Mitteln, die die Sozialversicherungs- -einrichtungen verwalten. In Deutschland beliefen sich die gesamten ‚Ausgaben aller Sozialversicherungseinrichtungen auf 4.059 Mill. RM im Jahre 1934 und im Jahre 1930 sogar auf 6.179 Mill. RM.), Die grossen Fonds und die grossen Leistungen der Sozialver- ‚sicherungen sind von grösster Wichtigkeit für die allgemeinen ‚sozialen und hygienischen Aufgaben des Staates. So liegt es im eigensten Interesse des Staates, darüber zu wachen, dass diese "bedeutenden Fonds immer dem geeigneten Zweck zugeführt werden. 
Schliesslich erweist sich die Staatsaufsicht auch als notwendig für einen reibungslosen Ablauf der Verwaltungstätigkeit in den 'Sozialversicherungseinrichtungen. Es zeigt sich denn auch, dass der gesamte Verwaltungsapparat unter der Staatsaufsicht viel ziel- "bewusster arbeitet. Und nicht zuletzt werden die Versicherten selbst ' zu der Verwaltung viel mehr Vertrauen haben, wenn sie wissen, «dass über dieser Verwaltung die Staatsaufsicht wacht. 

  

1) Deutsche Wirtschaftskunde, Bearbeitet im Statisti- schen Reichsamt.. 2, Aufl. Berlin 1935. S, 353, und Amtliche Nachrich- ten für Reichsversicherung, Jahrgang 1955. Heft Nummer 12. Berlin 1955. S. 448,
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Die Staatsaufsicht erweist sich somit aus verschiedenen Grün- 

‘den aus durchaus notwendig für den Verwaltungsapparat der So-- 

zialversicherung. Das Internationale Arbeitsamt sagt sogar, dass 

der Staat eine Aufsicht über die Sozialversicherung ausüben muss, 

auch dann, wenn er sich nicht unmittelbar an der Verwaltung be- 

teiligt: „Les. pouvoirs publics sont responsables de application 
correcte et integrale de l’assurance sociale, lors mäme quils ne 

se chargent pas directement de sa. gestion.*)”. Durch die Staats- 

aufsicht wird aber nicht nur die im Interesse von Staat und Ver-- 

sicherten liegende bestmögliche Leitung der Sozialversicherungs-- 

einrichtungen gewährleistet. diese Selbstverwaltung wird vielmehr 

durch eben diese Staatsaufsicht gleichzeitig davor bewahrt, in Will- 

kür zu verfallen, was ohne Staatsaufsicht leicht möglich wäre, denn: 

die Erfahrung hat immer: wieder bewiesen, dass jede unbeschränkte- 

Freiheit oder Macht in sich die Gefahr trägt, diese Machtvolikon- 

menheit zu missbrauchen. 
Andererseits darf die Staatsaufsicht auch nicht zu_ weit ge” 

trieben, d. h. überspitzt werden, sodass eine glatte Abwicklung der‘ 

Verwaltungsarbeiten eher gehindert wird. Der Staat soll und muss 

darauf bedacht sein, dass keine Missbräuche in der Selbstverwal- 

tung einreissen und sofern dies geschehen ist, diese auf das Schärf-- 

ste ahnden, aber sie darf niemals so weit gehen, dass sie beispiels- 

weise die in jeder Leitung notwendige Initiative der Leiter unter-: 

bindet. Die Staatsaufsicht soll wirksam sein, aber nicht bedrückend. 

„Die Rolle des Staates soll nicht die eines Diktators, sondern, die 

eines Anweisers und prüfenden Sachverständigen sein; Schieds-- 

“richter ja! — Diktator — nein”.?). 
Diese Idee kommt ebenfalls in dem deutschen Gesetz über dem 

Aufbau der Sozialversicherung vom 5. Juli 1934 zum Ausdruck 

* (Abschnitt IV, $ 1): „Die Aufsichtsbehörde wacht darüber, dass 

die Versicherungsträger Gesetz und Satzung beobachten. Sie kann: 

ihre Aufsicht auf Fragen der Zweckmässigkeit erstrecken; sie soll 

sich in diesem Falle auf wichtige Fragen beschränken und in das- 

1) J. A. A.: L’organisation internationale du travail et les assu- 

rances sociales. a. a. O. S. 9%. 

2) D. R. TIoanitfescu: Renasterea Meseriilor, a. a. O. S. 555.



135 

  

Eigenleben und die Selbstverantwortung der Versicherungsträger 
nicht unnötig eingreifen.” - 

Die Verwaltung der Sozialversicherungsträger wird im allge- 
meinen von drei Arten von Organen ausgeübt: den be- 
schliessenden, ausführenden und überwachenden Organen !). 

a) Die beschliessenden Organe sind gewöhnlich die. 
Generalversammlung oder die Ausschüsse 2). 

b) Die ausführenden Organe sind meist der Vorstand, 
die Geschäftsführung, ein Präsidium oder Direktorium. . 

c) Die überwachenden Organe pflegen durch die Auf- 
sichtsbehörde ersetzt zu werden, oder diese Funktionen werden 
von Regierungskommissaren (Staatskommissaren) oder von einer 
Aufsichtskommission übernommen. 

Der Aufgabenkfeis der einzelnen Verwaltungsorgane lässt sich 
am besten an einem Beispiel aufzeigen. In Rumänien gibt es 
bei der Zentralkasse der Sozialversicherung fünf solcher Organe: 

1. Die Generalversammlung; 
2. der Verwaltungsausschuss; 
3. die Generaldirektion (Direktorium), die aus einem General- 

direktor und 2 Direktoren besteht; 
4. die oberste Aufsichtskommission und 
5. der Regierungskommissar. 
Die Generalversammlung und der Verwaltungsausschuss sind 

beschliessende Organe. Die Generaldäirektion ist ausführendes  Or- 
gan, die die Anweisungen der beiden ersten Organe auszuführen 
hat. Der Kegierungskonmissar und die oberste Aufsichtskonmis- 
sion sind die überwachenden Organe, denen die Aufsicht über die 
Zentralkasse ohliext. 

In Deutschland hat der Verwaltungsapparat durch das 
Aufbaugesetz vom 5. Juli 1934 eine Umgestaltung erfahren, Früher 
hatten die Versicherungsträger je einen Vorstand und einen 
Ausschuss. Nach der neuen gesetzlichen Regelung sind: diese 

  

D Vergl. Manes, — Versicherungswesen. III. Bd. a. a. 0. 9. 255, 2) Nach Manes, Versicherungswesen. IH. Bd. a. a. O. 8. 235, — enisprechen diese Organe ‚der Vertreterversammlung des privaten Ge- genseitigkeitsvereins bezw. der Generalversammlung der Äktiengesell- schaft.” ..
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beiden Organe entfallen. An ihre Stelle tritt ein Leiter, dem für 

jeden Versicherungsträger ein Beirat zur Seite steht. So wurde 

auch in der Sozialversicherung das Führerprinzip durchgeführt. 

Entsprechend dem Auibaugesetz (Abschn. Il, Art. 7, $ 3) sollte der . 

Beirat den Leiter lediglich unterstützen und beraten. Eine neuere: 

Verordnung von 25. April 1936 erteilt dem Beirat indessen eine 

gewisse Macht. Zufolge dieser Verordnung (Abschn. II. $ 5) muss 

der Beirat in folgenden Fällen gehört werden: 

1. bei Erlass und Aenderung der Satzung: 

2. bei Feststellung des Haushaltsplanes. Will der Leiter in die- 

sen Fällen von dem Gutachten des Beirats abweichen, so entschei- 

det die Aufsichtsbehörde. Die Verordnung bestimmt ferner, dass 

dem Beirat die Abnahme der Jahresrechnung und die Entlastung 

obliegen. Bei Ablehnung entscheidet die Aufsichtsbehörde über die 

strittigen Punkte. . - 

Die einzelnen Organe der Sozialversicherungsträger setzten 

sich in den meisten Ländern aus Vertretern der Versicherten, der 

Unternehmer und Behördenvertretern zusammen. Manchmal wer- 

den auch bestimmte Sachverständige hinzugezogen. 

Früher pflegten viele Länder die Verwaltungsrechte entspre- 

chend der Verteilung der Beitragspflicht aufzuteilen. Nunmehr ist 

aber in den meisten Ländern die Beitragspflicht je zur Hälfte auf 

die Versicherten und ihre Arbeitgeber verteilt worden, so ergibt 

sich die paritätische Behandlung der Verwaltungsrechte im gelten- 

den Recht fast zwangsläufig). 

Schliesslich darf man über die Bedeutung der Organisation 

1} Diesbezüglich siehe auch Weddigen, Sozialpolitik. a. a. O,, 
S. 244-247: „Der Grundsaiz der Gemeinschaftsparität müsste daher 
folgerichtig auch in den- Sozialversicherungsgemeinschaften zur Herr- 
schaft gelangen. Diesem Grundsatz entspricht allein die Forderung der 
Parität sowohl in der Aufbringung der Beiträge -als .auch- in der Ver- 
waltung aller Sozialversicherungszweige. Dabei ist die Parität der Bei- 
-tragspflichten vor allem mit ihrer physischen Wirkung auf die Ar- 
beitsparteien, die Parität der Verwaltungsrechte aber, wie wir sogleich 
noch sehen werden, auch mit dringenden objektiven Notwendigkeiten 
zu. begründen. Zwingt man heute Parteien in eine sozialpolitische Ar- 
beitsgemeinschaft hinein. so muss man ihnen Gleichberechtigung bie- 
ten, oder man wird keinen Frieden zwischen ihnen stiften.” ($. 245).
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‚der Verwaltungsorgane in der Sozialversicherung nicht die sorg- 
jältige Auswahl des Beamtenkörpers im einzelnen vergessen. Der 
Beamtenapparat der Sozialversicherungsträger ist im Laufe 
der Zeit immer grösser geworden. Von ihm hängt letzten Endes 
die gute Leitung der Verwaltung ab. Seiner Auswahl muss daher 

-die grösste Aufmerksamkeit geschenkt werden. Das Beanitenper- 
‚sonal muss weitgehend vorgeschult werden, muss Fachstudien be- 
treiben, muss mit den sozialen Fragen ganz allgemein vertraut 
‚sein und muss unbestechlich sein. 

SIEBENTES KAPITEL: 
DIE LEISTUNGEN IN DER MODERNEN 

SOZIALVERSICHERUNG. 

$ 1. Die Ursachen der Leistungen: 
Die Deckung der Bedarfsfälle — die Versicherungsfälle. 

Die Leistungen in der Sozialversicherung werden gewährt, um „plötzlich eintretende Notstände, d.h. Notfälle oder Bedarfsfälle der 
Versicherten zu überbrücken. Der Hauptzweck jeder Versicherungs- „einrichtung und dementsprechend der Sozialversicherungseinrich- 
tungen ist die Deckung bestimmter wahrscheinlich in der Zukunft 
‚eintretender Bedarfsfälle. 

Alle Menschen sind im allgemeinen täglich vielerlei Gefahren 
‚ausgesetzt. Die arbeitenden Massen, die im engeren Sinne den 
Versichertenkreis der Sozialversicherung darstellen, sind aber in- 
folge ihrer Tätigkeit im industriellen Arbeitsprozess in besonde- 
rem Masse dauernd zahlreichen und schweren. Lebens- und Ar- 

.beitsgefahren ausgesetzt. Das höchste Ziel das der Sozialversiche- 
fung gesteckt werden könnte, wäre die vollständige Beseitigung der Gefahren, (Risiken), oder die restlose Deckung der enistan- 
‚denen Bedarisfälle, wenn die Risiken doch eingetreten sind. Dies* 
‚eintretenden wahrscheinlichen Risiken sind die Versicherungsiälle 
.der Sozialversicherung, und zwar Krankheit, Mutterschaft, Unfälle, Invalidität, Alter, Tod und Arbeitslosigkeit. 

Das Eintreten eines solchen Versicherungsfalles hat die Ent- 
:stehung eines Bedarisfalles zur Folge. Dieser auf einer ökonomi-
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schen Grundlage beruhende Bedarfsfall ist charakterisiert durch 
einen aussergewöhnlichen Zwang zu Ausgaben bei meist gleichzei-- 
tiger Minderung oder gar Aufhören des Einkommens N, 

Der Zwang zu Ausgaben, der dem Fintritt eines Ver- 
sicherungsfalles folgt, stellt meist für den Versicherten eine erheb-: 
liche Zunahme seiner täglichen Ausgaben dar. Diese Ausgaben 
erwachsen aus der Inanspruchnahme einer Heilfürsorge. Hierher’ 
gehören die Ausgaben für Arzthonorare, Arzneien und Heilmittel, 
Unterbringung in einem Krankehhaus, usw. 

Die Minderung des Arbeitseinkommens oder 
das Aufhören der Einkommensgueilen ist die Folge 
der eingetretenen Erwerbsunfähigkeit des Versicherten. Eine Be- 
einträchtigung der Arbeitskraft kann verursacht werden durch In- 
validität, Krankheit, Unfall, Alter oder durch Arbeitslosigkeit. In 
all diesen Versicherungsfällen verliert der Versicherte sein Arbeits- 
einkommen teilweise oder vollständig und muss dementsprechend 
entschädigt werden. . 

Der Idealfall der Bedarfsdeckung wäre die „Wiederherstel-- 
lung des ursprünglichen Zustandes, also Wiederbeschaffung der 
vollen Erwerbsfähigkeit, Ersatz jedes entstandenen finanziellen 
Schadens“.?) Dieses Ideal der Bedarisdeckung ist aber niemals 
verwirklicht worden, einmal weil es in vielen Fällen (Unfall, Inva- 
lidität, Alter) unmöglich ist, die volle Erwerbsfähigkeit wieder-- 
herzustellen, und zweitens, weil der vollständige Ersatz jedes ent- 
standenen finanziellen Schadens aus bestimmten finanziellen und 
auch psychologischen Erwägungen unmöglich erscheint. Obwohl 
„das ursprüngliche Ziel, die Sicherung des Arbeitseinkommens”°).. 
war, d. h. die Erhaltung des völligen Arbeitseinkommens auch 
während der Notfälle, ist dieser Zustand nie und nirgends ver- 
wirklicht worden. Die finanziellen Gründe für eine gewisse Be- 
schränkung in der Deckung der Bedarisfälle liegen in der Be-- 
grenztheit der den Sozialversicherungen zur Verfügung stehenden: 

1) Vergl. I. A. A.: Les problames generaux de lVassurance. sociale. 
Genf #935, S, 20-92. 

2) Manes, Versicherungswesen. II. Bd. a. a. O. S. 246, 
3) Moldenhaver: Art. Sozialvereichern rung. HdSt.-4. Aufl. Jena 

1929. Er sänzungsband. Ss. 831.
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Mittel. Eine restiose Deckung der Bedarisfälle würde so unge-' 
heuere Kapitalien eriordern, dass die Bereitstellung dieser Sum- 
men für die Wirtschaft eine untragbare Belastung bedeuten 
müsste. 

Aber auch vom psychologischen Standpunkt erscheint die 
Sicherung des vollen Arbeitseinkommens nicht wünschenswert, 
weil sie nur allzu leicht zu grossen und schweren Missbräuchen der 
Leistungen der Sozialversicherungseinrichtungen führen könnte. 
Wenn die Versicherten mit und ohne Arbeit das gleiche Arbeits- 
einkommen erhalten können, besteht ständig die Gefahr, dass sie’ 
sich arbeitslos stellen werden und Krankheit oder Invalidität si- 
mulieren. 

Aus diesen beiden Gründen besonders aber als Schutz gegen’ 
Simulation gewährt man in fast allen Sozialversicherungseinrich- 
tungen .nur einen Teil des entfallenden Arbeitseinkommens in 
Geldleistungen!). In Bezug auf die Geldleistungen ist daher die 
Bedarfsdeckung: nur eine teilweise. 

Andererseits bildet in fast allen Sozialversicherungsgesetzge- 
bungen der Eintritt eines gewissen vorgesehenen Versicherungsfalles- 
die Hauptvoraussetzung für die Gewährung von Leistungen. Die von. 
den Sozialversicherungseinrichtungen erfassten Versicherungs- 
fälle sind, wie schon gelegentlich gesagt, folgende: Krankheit, 
Schwangerschaft, Unfall, Invalidität, Alter, ‘Arbeitslosigkeit und’ 
Tod. Bei der Unfallversicherung ist noch besonders darauf hinzu- 
weisen, dass heute in diesem Versicherungszweig nicht nur die 
Betriebsunfälle sondern auch die Berufskrankheiten oder doch 
wenigstens bestimmte Berufskrankheiten, so beispielsweise in 
Deutschland ?), gedeckt werden. 

Manes teilt die Versicherungsfälle der Sozialversicherung 
folgendermassen ein: 

si. einmalige Ereignisse: a) Tod, dem die Ver-' 
schollenheit gleichgestellt zu werden pflegt; b) Unfall (Betriebs- 
unfall) ; c) Entbindung ; d) Witwerischaft, Witwerschaft ; ed) Halb-‘ 
und Ganzverwaisung. 

N) Moldenhauer: Art. "Sozialversicherung, HdSt, a. a. O., 5.851. 
2) Siehe dazu S. 185 dieser Arbeil,
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2. Mehr oder minder lang dauernde Zu 
';stände: a) Alter b) Invalidität; c) Krankheit (Spezialfall: Ge- 
‚werbekrankheit); d) Schwangerschaft ; e) Arbeitslosigkeit“). 

Abgesehen von der Arbeitslosigkeit ist allen Versicherungs- 
‚fällen der Sozialversicherung gemeinsam, dass sie physiologischer 
‚Natur sind und dementsprechend eng verbunden mit der mensch- 
lichen Wesensärt. Nur die Arbeitslosigkeit wird im allgemeinen 
.von ökonomischen Umständen ausgelöst und ist abhängig von der. 
Konjunktur. Aber auch hier handelt es sick um eine Beeinträchti- 
‚zung der Arbeitskraft, wenn auch aus anderem Grunde als in den 
‚zuvor erörterten Fällen. 

Daher haben alle Versicherungsfälle der . Sozialversicherung 
‚elwas gemeinsam, nämlich die Beeinträchti gung der 
menschlichen Erwerbsfähigkeit, wobei es gleich- 
‚gültig ist, ob sie vollständig oder teilweise ist. Demzufolge haben 
auch alle Sozialversicherungseinrichtungen ein und dasselbe Stre- 
‚ben, eben diese Beeinträchtigung der Erwerbstä- 
higkeit wo immer sie auftritt, irgendwie zu beseitigen oder die 
‚eingetretenen Bedarfsfälle zu überbrücken. Manes kennzeichnet 
diese Zielsetzung in der Sozialversicherung mit folgenden Wor- 
‚ten:“ In der gesamten bestehenden Sozialversicherung aller Län- 
der ist es allein die Beeinträchtigung der menschlichen Arbeits- 
‚kraft in irgendwelcher Weise, die den Eintritt aller Bedaris- 
‚oder Versicherungsfälle auslöst. Die Krankheit ist die letzte Fr- 
scheinungsform, in der sich jede anormale physische Schädigung 
‚der Arbeitskraft kundtut, gleichviel, ob sie, wie der Versicherungs- 

fall der Unfallversicherung (Unfall und Gewerbekrankheit) 
‚Zusammenhang mit dem Betriebe steht, oder, wie der Versiche- 
rungsfall der Krankenversicherung, einen unmittelbaren Zusam- 

‚menhang mit dem Betriebe nicht zu besitzen braucht. Die Invali- 

dität ist dann die Dauerform der Schädigung der Arbeitskraft, sei 

‚gs nun, dass sie auf das Alter (Altersversicherung), auf Krankheit 
(Invalidenversicherung im weitesten Sinne) oder auf Unfall (Un- 
‚fallversicherung) zurückführt.- Auch die Arbeitslosigkeit hängt zu 

. 

  

1) Manes: Die Leistungen der Sozialversicherung. Zeitschrift für 
‚die gesamte Versicherungswissenschaft. Bd, 25, 1925. S. 272,
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"einem Teil mit diesen Versicherungsfällen zusammen, .da ein 
“Mensch mit aufgebrachter Arbeitskraft am leichtesten entlassen’ 
und am schwersten wieder eingestellt wird. So ist es tatsächlich- 

eine Frage, ob die Dauerarbeitslosigkeit der. älteren Angestellten 
ein Versicherungsfall der Arbeitslosenversicherung oder der (An 
gestellten-) Invalidenversicherung ist. » 

" Aus dem Grunde, dass allen Versicherungsfällen der Sozial-- 
“versicherung die Beeinträchtigung der menschlichen Arbeitskraft 
:oder besser der Erwerbsfähigkeit gemeinsam ist, betrachtet man- 
häufig die Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit als einen ein- 
heitlichen Versicherungsfall der Sozialversicherung, der allerdings 
in verschiedener Gestalt auftreten kann. Gleichgültig ob das Risiko” 
im Einzelfall physiologischer oder ökonomischer (Arbeitslosigkeit) 
Natur ist, wird dieser einheitliche Versicherungsfall nur diejenigen- 
Personen in seiner ganzen Schwere treffen, die ihr Einkommen 
restlos oder doch zum grössten Teil aus ihrer. Arbeit beziehen. 
Nur für diese Personengruppen bedeutet der Eintritt des Risikos‘ 
das Aufhören oder eine empfindliche Minderung ihres Einkom- 
mens, da ihr einziges Kapital ihre Arbeitskraft ist. So ist denn die 
Beeinträchtigung der Arbeitskraft bezw. der Erwerbsfähigkeit als 
das einheitliche Risiko anzusehen, unabhängig davon in welcher 
Form es auftritt. _ 

Da diese Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit eine voll-' 
ständige oder teilweise, eine dauernde oder vo- 
rübergehende sein kann, wird dementsprechend auch die’ 
Bedarfsdeckung eine vollständige oder teilweise, eine’ 
dauernde oder vorübergehende sein. Die Berechnung d.h. Fest-' 
stellung der teilweisen oder vorübergehenden Beeinträchtigung’ 
der Arbeitskraft macht grosse Schwierigkeiten, besonders bei den! 
kleinen selbständigen Gewerbetreibenden, den Hausgewerbetrei- 
benden usw, 

  

1) Manes, Versicherungswesen. III Bd. 2.2.0825  »
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S 2. Die Arten der Leistungen. 

Es gibt zwei Methoden, die verschiedenen Arten von Leistun- 
‚gen in der Sozialversicherung zu systematisieren. Die eine Metho- 

de unterscheidet die Leistungen nach Geld- und Sachleistung: 
‚die andere nach Regel- und Pflichtleistungen, zu denen man als 
dritte Gruppe die Ersatzleistungen rechnen kann. 

Im folgenden soll zunächst in Uebereinstimmung mit Manes ı) 
die Einteilung der Sozialversicherungsleistungen nach Geldleistun- 
gen und Sach- oder Naturalleistungen erörtert werden. 

Il. Die Geld- oder Barleistungen können entwe- 

der Kapital- oder Rentenzahklungen sein. 

a) Unter Kapitalleistungen versteht man im all- 
‚gemeinen diejenigen Leistungen, die stets in Form von Kapitalien, 
.d.h. als fixe Summen gewährt werden, so beispielsweise : Kran- 

kengeld, Hausgeld, Taschengeld, ‚Entbindungskostenbeitrag, Wo- 

‚chengeld, Stillgeld, Sterbegeld usw. Hierher gehören ferner die- 

jenigen Kapitalzahlungen, die als Ablindungen oder auch als Sur- 

rogatleistungen bezeichnet werden. Abfindungen werden meist an 
Stelle von Renten gewährt, sei es im Interesse der Versicherten, 
sei es im Interesse der Versicherungsträger. Abfindungen können 

beispielsweise folgenden Personen gewährt werden: den Renten 

beziehenden Witwen im Falle der Wiederverheiratung ; den in- 

ländischen Versicherten, wenn sie ins Ausland verziehen ; den 

versicherten Ausländern, die das Reichsgebiet verlassen. 

b) Rentenzahlungen werden gezahlt als Unfallrenten, 

Invaliditätsrenten, Altersrenten, Witwenrenten, Witwerrenten, 

“Waisenrenten usw. 

2. Als Sach- oder Naturalleistungen bezeichnet 
‚man diejenigen Sozialversicherungsleistungen, die grundsätzlich _ 

als Sache, mit anderen Worten ‚in natura“ ‘geleistet werden. Nach 

Manes kommen folgende Leistungen als Sachleistungen in Be- 

tracht :. „l. ärztliche Hilfe ; 2. Bereitstellung von Pflegepersonal :_ 

‚3. Lieferung von Heilmitteln-; 4. Unterbringung in-einem Kranken- 

1) Manes, Die Leistungen der Sozialversicherung. Zeitschrift für 

„die gesamte, Versicherungswissenschaft, 1923.:Bd:' 3. $. 270-271.
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haus ; 5. Unterbringung in einer Erholungsstätte, einem Waisen- 
haus u.dgl.; 6. Beschaffung von Arbeitsgelegenheit usw.“ 1) 

Durch die Gewährung von Sachleistungen unterscheidet sich 
die obligatorische Sozialversicherung in hervorragendem Masse . 
von der freiwilligen Privatversicherung, die Sachleistungen fast 
überhaupt nicht kennt. Die Gewährung von Sachleistungen hat im 
Laufe der Zeit in der Sozialversicherung eine immer grössere 
Rolle gespielt. Der Anteil der Sachleistungen an den Gesamitlei- 
stungen ist heute sehr erheblich, wenn auch die Geldleistungen und 
war die Renten im allgemeinen noch immer überwiegen. Das beste 
Sozialversicherungssystem wäre allerdings dasienige in dem die 
Sachleistungen vor den Geldleistungen die erste Stelle einnehmen. 
Daher sagt Manes: „Wenn bisher wenigstens unter den Lei- 
stungen der Sozialversicherung die Geldleistungen überwiegen, 
so mag diese Erscheinung teilweise damit zusammenhängen, dass 
‚notwendigerweise bei der Ausarbeitung der Versicherungsgesetze 
Mathematiker herangezogen werden, die naturgemäss schon ihrer 
ganzen Einstellung nach vorzugsweise bei ihren Berechnungen 
-Geldleistungen zugrunde legen, weil sonst nur allzu leicht der 
feste Massstab für die Berechnung der Beiträge und somit auch 
der Leistungen fehlt. Volkswirtschaftlich betrachtet wäre aber eine 
Sozialversicherung ungleich wertvoller, die so umfassende Sachlei- 
stungen zu gewähren vermag, dass Geldleistungen an die Ver- 
sicherten nur eine untergeordnete Rolle spielen. Erst neuerdings 
ist man zu der Auffassung gekommen, dass es sich aus zahlrei- 
chen Gründen empfiehlt, vor allem die Ursachen der Schädigung 
und erst dann die dennoch eingetretenen Schäden zu beseitigen, 
‚also an erster Stelle, soweit möglich, Vorbeugung als Hauptlei- 
stung der Sozialversicherung, an zweiter Stelle Wiederherstellung 
der Arbeitskraft und erst an letzter Stelle Geldleistungen“ ?). 

Aber trotz allen’ Strebens nach möglichster Zurückdrängung . 
‚der Geldleistungen hinter den Sachleistungen in der Sozialversi- 

1) Manes, Die Leistungen der Sozialversicherung. a. a0. S. 2, . 
2) Manes, Versicherungswesen. III. Bd. a. a. OÖ. S, 248. Siehe 

Terner bei Schmittmann, Art. Sozialversicherung 'HdSt., 4. Aufl 
Jena. 1926. Ba. VII. S. 651655: Sachleistungen oder Geldleistungen?'
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cherung werden diese in den Rentenversicherungen und insbeson- 
dere in der Altersversicherung immer überwiegen. 

Nach der zweiten Methode kommt man zu einer Einteilung 
der Sozialversicherungsleistungen in Regel, Ersatz und 
Mehrleistungen. 

a) Regel- oder Pflichtleistungen sind solche 
Leistungen, die kraft Gesetzes beim Vorliegen eines Versicherungs- 
falles von dem Versicherungsträger gewährt werden müssen. Die 
Versicherten haben ihrerseits in diesem Falle kraft Gesetzes einerr 
festen Rechtsanspruch auf die Regelleistungen, gleichgültig ob es 
sich um Geld- oder Sachleistungen handelt. Die Regelleistungen‘ 
sind sogar im Gesetz selbst genau festgelegt, und zwar bestimmt: 
das Gesetz das Mindestmass dessen, was von den Versicherungs- 
trägern gewährt werden muss, ohne Rücksicht darauf, ob es sich 
um ein versicherungspflichtiges oder um ein freiwillig versicher- 

tes Mitglied handelt. Als Regelleistungen kommen in Betracht : 

Krankenhilfe, Wochenhilfe, Sterbegeld, Familienhilfe in der Kran- 
kenversicherung; Arbeitslosenunterstützung in der Arbeitslosen-- 
versicherung ; Rentenzahlungen in den anderen Versicherungs- 
zweigen. 

b) Unter Ersatzleistung versteht man diejenige Lei- 
stung, die an Stelle einer Regelleistung gewährt werden kann. Die 
Ersatzleistungen werden also im wahrsten Sinne des Wortes vom 
Versicherungsträger an Stelle einer Regelleistung gegeben. Die‘ 
Versicherungsträger sind aber nicht verpflichtet, diese Ersatzlei-- 
stungen zu gewähren. Daher haben die Versicherten auch keinen 
‚Rechtsanspruch darauf. 

c) Die Mehrleistungen sind ebenfalls freiwillige Lei-- 
stungen der Versicherungsträger. Sie treten aber nicht an die 

Stelle einer anderen Leistungsform sondern sie sind im allgemei- 

nen zusätzliche Leistungen. Gewöhnlich sind sie vom Gesetze 
selbst vorgesehen. Im allgemeinen lässt das Gesetz der Versiche- 
rungsträgern die Möglichkeit offen, im Rahmen ihrer Leistungs- 
fähigkeit die Regelleistungen über das gesetzliche Mindestmass 
hinaus in Form der Mehrleistung zu erweitern. Andereseits pfle- 
‚zen die Gesetze aber auch. eine Höchstgrenze für die Gewährung 
und Ausdehnung dieser Mehrleistungen vorzusehen. Sind die
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Mehrleistungen in den Satzungen der Versicherungsträger fest- 
gelegt, so haben die Versicherten auch einen Rechtsanspruch au? 

.diese Mehrleistungen. Solche Mehrleistungen können . beispiels- .weise sein: Verlängerung der Dauer der Krankenhilfe von 26 ‚Wochen bis zu einem Jahr ; dabei kann die Mehrleistung sich auf die Verlängerung der Krankenpflege oder des Krankengeldes oder ‚auch auf die Verlängerung beider Leistungen beziehen. Eine Mehr- 
leistung liegt in gewissem Sinne auch bei den Familienzuschlägen 
vor. Auch auf dem Gebiete der Wochenhilfe sind vielfach Mehr- 
leistungen vorgesehen. So kann die Dauer des Wochengeldbezuges 
und des Stillgeldes verlängert werden. Die Erhöhung des Ster- 
begeldes bis zu einer festgesetzten Höchstgrenze gehört ebenfalls 
zu den Mehrleistungen. So auch die Erhöhung irgendwelcher Rente 
usw. 

Nachdem wir einen Überblick über die Einteilungsmöglichkei- 
ten der verschiedenen Arten der Leistungen in der Sozialversi- 
cherung und damit über diese Leistungen selbt bekommen haben, 

“soll nunmehr untersucht werden, unter welchen Voraussetzungen 
die Versicherten den Rechtsanspruch auf diese Leistungen geltend 
machen können. Die grundsätzliche Bedeutung des Tatbestandes 
eines festen Rechtsanspruches auf Gewährung von 
Leistungen für die Versicherten in der obligatorischen Sozialver- 
sicherung wurde schon im ersten Abschnitt dieser Arbeit!) erör- 
tert. Durch diesen festen Rechtsanspruch der Versicherten auf die 
Gewährung von Leistungen unterscheidet sich die obligatorische 
‚Sozialversicherung grundsätzlich von der sozialen Fürsorge, die -in der Form der Armenpflege diesen Rechtsanspruch nicht kennt.?) 

  

1) Vergl. im ersten Abschnitt. Kap. 1. $ 5: „Soziale Fürsorge oder . Sozialversicherung?” 5. ı6 ff. 
2) Siebe auch Manes: Die Leistungen der Sozialversicherung, a. a. O. S. 280: „In diesem Zusammenhang ist auch hinzuweisen auf die u. a, von der deutschen Gesetzgebung aufgestellten Grundsätze, dass die Leistungen in keiner Beziehung denen der Armenpflege gleich zu erachten sind. Wer aus der Sozialversicherung etwas erhält, be. kommt etwas auf Grund fester Rechtsansprüchen nicht aber als Gna- deakt oder aus Gründen der Barmherzigkeit, wie es bei der Armen- pflege der Fall ist. Er wird infolgedessen nicht in seinen politischen ‚ Rechten- oder sonstwie beeinträchtigt.” . . 

10
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‘Die Versicherten haben also: bei der obligatorischen Sozialversi- 
cherung feste Rechtsansprüche auf die Bedarfsdeckung, d:n. auf 
Entschädigung in bestimmten -Schadensfäilen. Die Ansprüche be- 
ruhen auf öffentlich-rechtlicher Grundlage und können im Spruch- 
verfahren bei den für die Sozialversicherung zuständigen Rechts- 
-sprechungsbehörden verfolgt werden. 

Trotz dieser weitgehenden rechtlichen Fundierung der Lei- 
-stungsansprüche, müssen die Versicherten in fast allen Sozialver- 
"sıcherungssystemen erst bestimmte Voraussetzungen erfüllen; be- 
vor in einem Versicherungsfall Leistungen gewährt werden. 

Zwei wichtige Voraussetzungen für die Ge- 
währung der Sozialversicherungsleistungen 
sind: = 

1. Die Zugehörigkeit zu dem Kreis der an- 
spruchberechtigten Personen, und 

2. das Vorliegen des Vers icherungsfalles. 

Die Leistungen der Sozialversicherung werden nur den Ver- 
sicherten selbst und ihren Familien gewährt. Um feste Rechtsan- 
sprüche auf Leistungen zu erlangen, müssen die Versicherten je- 
weils zu, in den Gesetzen der einzelnen Ländern, näher bestimmten 

. Personenkreisen gehören, unabhängig davon ob sie obligatorisch 
‚oder freiwillig versichert sind. 

Ferner werden die Leistungen erst nach dem Eintritt eines 
Versicherungsialles gewährt. Diese Vorbedingung ist in erster Li- 
wie wichtig für die Geldleistungen, weniger vielleicht bei Sachlei- 
stungen, die auch in Bezug auf einen bestimmten Versicherungs- 
fall als vorbeugende Massnahmen gewährt werden können. 
Schliesslich werden in einigen Versicherungszweigen die Leistun- 

. gen nicht einmal mit dem Eintritt des Versicherungsfalles fällig, 
sondern sie sind an eine gewisse Karenzzeit oder Wartezeit 
zebunden. So wird in der Krankenversicherung das Krankengeld 

. in Deutschland erst vom 4. Krankheitstage ab, in Rumänien vom 
8. Tage an und in Frankreich: vom 6. Tage an, bei mehr als 3 Kin« 
“dern aber bereits vom 4. Kranklieitstage an gewährt. 

. Ausser den bereits genannten zwei Voraussetzungen für die 
Gewährung der Leistungen in der Sozialversicherung können’ nach
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Manes!).noch folgende Voraussetzungen in Betracht kommen.: 
„3. Die Zurücklegung einer gewissen Zeit seit Beginn. dex Ver- ‚sicherung (Wartezeit) ; ode 
4. die ‚Aufrechterhaltung. der ‚Versicherung eine bestimmte Zeit ‚hindurch (Anwartschaft) ; 
5. das Vorliegen von Bedüritigkeit : :. 
6. Verwandtschaft. oder Abhängigkeit von beschädigten Ver- ‚sicherten ; | 

. 1. ordnungsmässige Beitragsleistung ; 
8. Nichtbestehen anderer Ansprüche ; 
9. Erfüllung gewisser Formvorschriften in bezug auf Geltend- anachung der Leistungsansprüche ; 
10. Art, Umfang und Dauer des Bedarfs“, 
Die Erfüllung einer gewissen Wartezeit und die: Erhaltung der 

.Anwartschaft kommen insbesondere bei- den Rentenversicherun- 
‚gen in Betracht ; gelegentlich finden sie sich aber auch in anderen 
"Sozialversicherungszweigen, so in Deutschland, Rumänien und an- 
‚deren Ländern in Bezug auf die Mutterschaftsversicherung, 

3 Die Erfüllung der Wartezeit bedeutet die Zurücklegung einer gewissen Zeit seit dem Beginn der Versiche- 
:TUng, in welche Beiträge geleistet werden müssen. Die Erfüllung 
der Wartezeit wird insbesondere in der Invaliditäts-, Alters- und 
„Hinterbliebenenrentenversicherung gefordert. So sit in. 
Deutschland die Wartezeit in der Invalidenversicherung 
erst. dann erfüllt, wenn 250 Beitragswochen auf Grund der Ver- 
sicherungspflicht nachgewiesen werden. Ist die betreffende Person 
nicht. obligatorisch sondern freiwillig versichert, so missen we- 
nigstens 500 Beitragswochen entrichtet sein. Diese Wartezeiten 
-zelten aber nur für den Anspruch auf Invaliditätsrente. Bezüglich 
der Altersrente wegen Vollendung des 65. Lebensjahres müssen 
bis zu diesem Zeitpunkt 750 Beitragswochen gezahlt worden sein. 
"In.der deutschen Angestelltenversicherung sind die Bestimmungen 
‚sehr-ähnlich. Hier wird die Wartezeit nicht nach Wochenbeiträgen 
sondern nach Monatsbeiträgen berechnet. So ist -hier die Warte- 

‚zeit für die Invaliditätsrente erfüllt, wenn mindestens 60 Beitrags- 

N» Manes, Die Leistungen der Sozialversicherung. a.-a: O. 5. 271/2.
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monate auf Grund der Pflichtversicherung entrichtet wurden. Für 
‚die Altersrente (das Ruhegeld) sind dagegen 180 ‚Beitragsmonate 
erforderlich. 

In Rumänien beträgt die Wartezeit für die Invaliditäts- 
rente mindesten 200 Beitragswochen. . 

In Frankreich werden für. die Gewährung der Invalidi- 
tätsrente 480 tägliche Beiträge (d.h. Beitragstage) verlangt. ') 

In Grossbritanien werden die Witwen-, Waisen- und 
Altersrenten der obligatorischen Witwen-, Waisen- und Alters 
versicherung erst nach Zurücklegung von 104 Beitragswochen ge- 
währt.) 

Die Wartezeit der Rentenversicherung ist von grundsätzlich 
_ anderer Art wie die Karenzzeit in der Krankenversicherung, denn 
‚bei dieser Wartezeit ist nicht nur eine gewisse Frist gesetzt; son- 
dern, wie schon eingangs betont, ist es erforderlich, dass eben in 
dieser Wartezeit eine bestimmte Anzahl von Beitragsleistungen 
aufgebracht werden. . - 

4.. Unter Erhaltung der Anwartschaft versteht 
man die Aufrechterhaltung des Versicherungsverhältnisses 
während einer bestimmten Zeit. Sie ist ebenfalls in den Renten- 

: versicherungen besonders wichtig. Hier ist es nicht nur notwen- 
dig, dass eine bestimmte Wartezeit erfüllt ist, die Anwartschaft 
muss auch eine gewisse Zeit aufrecht erhalten werden, bevor die: 
Leistungen gewährt werden, d.h. die Beiträge missen innerhalb 
‚einer bestimmten Zeit in gewisser . Regelmässigkeit entrichtet 

- worden sein. So gilt nm Deutschland in der Invalidenver- 
sicherung die Anwartschaft nur dann .als.erhalten, wenn während 
zweier Jahre nach dem auf der Quittungskarte vermerkten. Aus- 
stellungsstage mindestens 20 Beitragswochen, im Falle der Selbst- 
versicherung aber mindestens 40 Beitragswochen gezahlt wurden. 
Um die Erhaltung der Anwartschaft in der Invalidenversicherung 
‚in Deutschland zu erleichtern, gilt indessen die Anwartschaft auch 
dann als erhalten, wenn die Gesamtzeit zwischen dem erstmali- 
.gen Eintritt in die Versicherung und dem Versicherungsfall zıs 

1) LA. A, Les services sociaux en 1955. Genf 1956. 
2) Ebenda. - N
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drei Vierteln mit Wochenbeiträgen belegt ist (R.V.O. $ 1265). Diese 
Dreivierteldeckung. ist aber: nur für die Erhaltung der Anwartschaft 
wesentlich, nicht für die Erfüllung der Wartezeit. 

Ist die Anwartschaft erloschen so gehen die entrichteten Bei- 
iräge nicht verloren, weil die erloschene Anwartschaft wieder auf- 
leben kann. In der deutschen Invalidenversicherung kann die An- 
wartschaft wieder aufleben, wenn von neuem auf Grund der Ver- 
Sicherungspflicht oder der Versicherungsberechtigung mindestens 
200 Beitragswochen gezahlt worden sind (R.V.O. $ 1267). 

Die Erhaltung der Anwartschaft wird ferner in der deutscheit 
‚Angestellten- und Knappschaftsversicherung verlangt, desgleichen 
in den entsprechenden Versicherungszweigen in Rumänien und in, 
‚anderen Ländern. 

Schliesslich ist noch darauf hinzuweisen, dass in den Sozial- 
versicherungsgesetzgebungen vieler Länder ‚an Stelle der Erfül- 
lung der Wartezeit oder als Ersatz für die Erhaltung der Anwart- 
‚schaft in gewissen Fällen bestimmte Ersatzzeiten vorge- 
sehen sind, so beispielsweise Mobilmachungs- oder Kriegszeiten, 
usw. . 

Die übrigen Voraussetzungen für die Gewährung der Versi- 
-cherungsleistungen in der Sozialversicherung ‚beziehen sich in er- 
:ster Linie auf die Familienangehörigen der Versicherten. 

Für de Bemessung der Leistungen gibt es nach 
‘ Manes!) drei Verfahrensweisen : = 

.. 1. Nach dem bisherigen Arbeitsverdienst des ‚Individuums (In- «dividualverdienst); En 
2. nach dem durchschnittlichen Arbeitsverdienst von Berufs- 

‚genossen (Durchschnittsverdienst) unter Bildung von Lohnklassen 
oder ähnlichen Differenzierungen ; . 

3. nach einem Satz, der als Existenzminimum anzusehen ist 
«Mindesteinkommen). 

Bei der Bemessung und Gewährung der Leistungen erhebt 
sich die Frage, ob das Geschlecht der Versicherten 
eine unterschiedliche Regelung wünschenswert macht. Eine unter- 
:schiedliche Bemessung der Leistung nach dem Geschlecht gibt 

1) Manes, Die Leistungen der Sozialversicherung. a.a. 0:8, 275.
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es beispielsweise in Grossbritanien in der Kranken- und Arbeits-- 
losenversicherung. Das Krankengeld der Krankenversicherung be- 
trägt für männliche Versicherte 15s. wöchentlich, für ledige 
Frauen 12 s. und für verheiratete Frauen 10 s.!) Manes hält 
aber „eine starre, nur nach dem Geschlecht verschiedene Leistung, 
wie England sie kennt, für wenig logisch“ 2). 

Die Schadenverhütung. . Auch die schadenvorbeu-- 
genden Massnahmen der Sozialversicherung sind als Versiche- 
rungsleistungen anzusehen. Das Problem der Schadenverhütung‘ 
ist in jüngster Zeit in der Sozialversicherung. von grosser’ 
Bedeutung, weil man erkannt hat, dass auf diesem Wege die: 
künftigen Leistungen erheblich herabgemindert und damit die Ge- 
samtionds wesentlich kleiner gehalten werden können. 

Die Schadenverhütung tritt in der Unfallversicherung als Un-- 
fallverhütung- auf, als Heilverfahren . und vor-: 
beugende Fürsorge bei der Invaliditäts-, Alters- und Hin-: 
terbliebenenversicherung zund als Krankheit sverhütung 
bei der Krankenversicherung. Von diesen Leistungen zur Schaden-- 
verhütung wird aber nur die Unfallverhütung als Pflichtleistung 
gewährt. °). 

Die wachsende Bedeutung der Schadenverhütung neben deır. 
.Hauptfunktionen der Sozialversicherung, nämlich der Entschädi-- 
gung und der Wiederherstellung der Arbeitskraft, ist auch vom: 
Internationalen Arbeitsamt ausdrücklich betont worden: 

„Een möme temps que S’accomplissait son extension territo-: 
riale vers Yuniversite, l’assurance sociale obligatoire a vu son röle: 
s’elargir en ‚vue d’assurer aux travailleurs une protection’ de plus. 

_ en plus complöte.“ 
„A ses debuts, l’assurance sociale se proposait prineipalement 

d’attribuer les prestations en especes ä titre de compensation par- 
tielle du dommage subi par Suite de la disparition ou de la re 
duction temporaire ou permanente. de !’incapacit& de gain.“ 

„Puis Vassurance a mis au Premier ‚plan de ses preoccupa“ 

1) I. A. A.: Les services sociaux en 1953. a, a. 0. S. 420. 
-. 2) Manes:: Die Leistungen der Sozialversicherung. a. a. O.S. 77. 

3) Schmittmann, Ha$t. VIE BA ü a 0.8.65,
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tions, toutes les fois que cela a -paru possible, la guerison ‘de Vacci-- 
dente, du malade ou de Tinvalide et le-retablissement--de sa: ca- 
pacite de gain ; l’assistance medicale curative a alors pris une 
place de plus en plus importante.“ ' 

„Enfin, plus. rec&mment, realisant qw'il vaut mieux pf£venir que 
zuerir, l’assurance s’est orientee vers l’organisation de la preven- 
tion des accidents, de la maladie et de l’invalidit€ en vue de di- 
minuer la charge afferente aux prestations en especes et d’ame- 
liorer les conditions mat£rielles et morales des collectivites." 

„Aujourd’hui, Passurance sociale obligatoire .a donc trois fonc- 
tions & remplir : indemnisation, r&paration et prevention.“?) 

Dass die Schadenverhütung an so hervorragende Stelle in der 
Sozialversicherung getreten ist, ist als eine grosse Errungen- 
schaft anzusehen, aus dem einfachen Grunde, weil die -Geldleistun- 
gen der Sozialversicherung nicht als eine ideale: Lösung von den 
Versicherten selbst angesehen werden dürfen und nicht als die 
Hauptaufgabe seitens der Versicherungsträger. Die wichtigste Auf- 
gabe der Versicherungsträger sollte die- Vermeidung der Gefahren, 
d.h. der Versicherungsfälle sein, soweit das irgend möglich ist. 
Dabei spielt. die sog. „Erste Hilfe“ eine grosse Rolle. Auch 
ihre Bedeutung wurde in jüngster Zeit immer mehr erkannt. Die 
frühzeitige und ernsthafte Pflege einer Erkältung verhütet die Tu- 
berkulose, die sofortige Behandlung -eines Unfalls nach wissen- 
schaftlichen Methoden kann vielfach die Invalidität vermeiden. So 
können durch die Gewährung der „Ersten Hilfe“ unzählige Fälle 

  

1).J. A. A.. L’organisation du travail et les assurances sociales. Genf 1956. S. 5-6, .Diesbezüglich vergl. auch bei Ka ufmann, Art. Schadenverhütung im Versicherungslexikon. 2. Aufl. Berlin 19. 5. 1097: 
„Schon bald brach sich ‘aber weitgehend die Erkenhtnis durch, dass - die letzten Ziele der Arbeiterversicherung nicht in der Überwindung von Schadenwirkungen gipfelt, dass der Schutz gegen Arbeitsunfähig- 
keit wichtiger ist als die Sorge für die Arbeitsunfähigen, und dass die Arbeiterversicherung ihre Aufgabe am besten erfüllt, wenn sie möglichst an die Quellen der Schädigungen herantritt.” Und dann 
9. 1098-1099: „Dazu gehört alles, was die Arbeitskraft des: Volkes schützt und steigert, also Massnahmen gegen. Schwächungen, Verhütung von Schädigungen, während schadensausgleichende Geldzahlungen, weil -- 
bevölkerungspolitisch weniger bedeutsam, in die zweite Reihe treten. unter -Umständen sogar 'herahgesetzt. oder beseitigt werden müssen.” .
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von Krankheit, Invalidität und sogar manchesmal Todesfälle ver- 
mieden werden. Daher legen fast älle Versicherungsträger und 
alle Sozialversicherungsgesetzgebungen ‚heute so grossen Wert 
auf die Leistung der ersten Hilfe, : 

Eine ebenso schnelle und dankenswerte Entwicklung hat die 
Gewerbehygiene in der modernen Sozialversicherung ze- 
nommen. Mit Hilfe der Gewerbehygiene können gleichfalls sehr 
viele Fälle von Krankheit und Invalidität verhütet werden. Auch 
hier sind nicht nur die Versicherten selbst die Nutzniesser, vom 
finanziellen Standpunkt aus können auch die Versicherungsträger 
von diesen Massnahmen grosse Vorteile haben. 

s 3. Die Leistungen der Sozialversicherung in den 
einzelnen Versicherungszweigen. 

Für eine Untersuchung der einzelnen Sozialversicherungslei- 
stungen empfiehlt es sich, sie im Rahmen der einzelnen Versi- 
cherungszweige zu erörtern. Es kann sich dabei allerdings nur um 
eine grundsätzliche Betrachtung handeln, da eine eingehende Be- 
handlung dieses Problems Aufgabe des folgenden Abschnitts sein 
wird. 

1. Die -Unfallversicherung. Als Versicherungs 
fälle der Unfallversicherung,. die die Gewährung von Versiche- 
rungsleistungen bewirken, kommen Betriebsunifäile und 
Berufskrankheiten in Betracht. Nun diese beiden Arten 
von Versicherungsfällen können in verschiedenen Gestalten ein- 
treten, und zwar als Arbeitsunfähigkeit oder als Todesfall. Die 
Arbeitsunfähigkeit kann ihrerseits eine dauernde oder vorüberge- 
hende und gleichzeitig eine vollständige oder teilweise sein. 

Als Sachleistungen werden im allgemeinen Kranken- 
behiandlung und Berufsfürsorge. gewährt. Die Kran- 
nnbehandlung kann sein: ärztliche Behandlung, Arznei, Heilmit- 

‚ Hilfsmittel, Pflege und manchmal auch Anstaltspflege. Die 
Krankenbehändtunr und die Berufsfürsorge der Unfallversicherung 
erfüllen eine hohe Aufgabe: ihr Ziel ist, den Verletzten die Be- 
fähigung- zu geben, ihren früheren Beruf . wieder aufzunehmen, 
oder: wenn -dies:nicht möglich ist,: ihnen. die Berufsausbildung oder
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Umschulung für einen neuen Beruf zu gewähren. Diese letzteren 
‘Versuche bezeichnet das Internationale Arbeitsamt als „re&duca- 
tion professionelle“, d.h. als berufliche Weiterbildungder Verletz- 
ten mit dem Ziel, sie in den Arbeitsprozess wieder einzugliedern.*) 

Bei den Geldleistungen sind die Kapitalzahlun- 
gen und Renten zu unterscheiden. Als Kapitalzahlungen kom- 
men in Betracht: Krankengeld, Tagegeld und Familiengeld, die 
‚während der Krankenbehandlung gezahlt werden, die Gewährung 
eines Sterbegeldes beim Tod durch Unfall und schliesslich die 
Kapitalabfindungen, die an die Stelle der kleinen Renten treten 
"können. Als Renten kommen in Frage die Unfallrenten, die 
entweder Vollrenten bei völliger Erwerbsunfähigkeit oder 
Teilrenten bei teilweiser Erwerbsunfähigkeit sein können, 
‚und die Hinterbliebenenrenten, die nach dem Tode des 
‘Versicherten, der Witwe, jedem Kind bis zu einem bestimmten Al- 
ter, gewöhnlich bis zum 15. Lebensjahr, und den abhängigen Ver- 
‚wandten der aufsteigenden Linie gewährt werden. Die Unfallren- 
ten werden im allgemeinen nach der: 26. oder 13, Woche, d.h. nach 
Beendigung der Krankenbehandlung” und Aufhören des Kranken- 
geldes gezahlt, während die Hinterbliebenenrenten sofort nach dem 
"Tode des Versicherten zur Auszahlung kommen. Bei völliger Er- 
‚werbsunfähigkeit wird die Vollrente in den meisten Ländern auf 
‘zwei Drittel des Jahresarbeitsverdienstes festgesetzt, die Teilrente 
wird als Teil der Vollrente errechnet entsprechend der prozentua- 
ien Verminderung der Erwerbsfähigkeit. Die Hinterbliebenenrenten 
werden ebenfalls als Teil des Jahresarbeitsverdienstes des ver- 
storbenen Versicherten errechnet. 

Hinsichtlich der Krankenbehandlung und des Krankengeldes 
ist zu erwähnen, dass in einigen Ländern, beispielsweise in Deutsch- 
and und Rumänien, während ‚der ersten 26 Wochen. die Leistun- 
gen von den Krankenv ersicherungsträgern und nicht von der Un- 
fallversicherung aufgebracht werden; und nachher nur werden die 
Renten der Unfallversicherung fällig. 

Schliesslich findet sich in den Sozialgesetzgebungen vieler 

41) LA. A. L’organisation internationale du travail et les assu. 
wances sociales. a. a. O. $. 42—44.
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Länder die ‚Auflage einer bestimmten Kare nz zeit, bevor die Gewährung von Geldleistungen einsetzt. Die Karenzzeit wird im allgemeinen zwischen 3 und 10 Tagen festgesetzt), 
‚Auf .die grosse Bedeutung der Unfallverhütung als- _ Leistung der Unfallversicherung wurde schon im vorigen Para- graphen hingewiesen. Die Unfallverhütung besteht in erster Linie in den Unfallverhütungsvorschriften 

und der Überwachung der Betriebe. Die enge Verbindung zwischen Unfallverhütung und der: sog. „Ersten Hilfe” wurde ebenfalls bereits gewürdigt ?). 2. Die Kranken- und Mutterschaftsversiche- 
rung. Die Versicherungsfälle dieses Versicherungszweiges sind Krankheit und Entbindung. In manchen Ländern wird auch der Tod als Versicherungsfall der Krankenversicherung an- genommen. Der Tod als Versicherungsfall der Krankenversiche- 
rung kommt dann aber nur für die Gewährung eines Sterbegeldes- in Betracht. - . 

Für den Krankheitsfall ‚sind regelmässig bestimmte Sach- und’ Geldleistungen vorgesehen. Sachleistungen der Krankenversiche- rung sind: ärztliche Behandlung, Gewährung von Arzneien und’ Heilmitteln und Krankenhausbehandlung. Alle diese Sachleistun-- gen sind Regelleistungen - mit Ausnahme der Krankenhausbehand-- 
lung, die fast immer als Ersatizleistung gewährt wird. Als- Geldleistungen der ‚Krankenversicherung sind zu nennen: Krankengeld, Hausgeld und Taschengeld. Es ist dabei zu beachten, dass in fast allen Ländern das Krankengeld ebenso wie die Kran- kenbehandlung auf die Flöchstdauer von 26 Wochen beschränkt‘ 
ist. Als freiwillige Mehrleistung kann diese Frist natürlich verlängert werden, in einigen Fälle sogar bis auf ein Jahr. 

‚Für die Gewährung des ‚Krankengeldes sind im allgemeiner bestimmte Karenz zeiten vorgesehen, nicht aber für die Kran-- kenbehandlung, die vom ‚ersten Tage der Erkrankung an ge- währt wird). 
on 

Das Krankengeld wird fast in allen Krankenversiche- 

  

1) LA. A.: L’organisation du travail et les assurances sociales.- a.a0.8.5, 
2) Vergl. die Ausführungen in dieser Arbeit. S, 150-151. 3) Vergl, die Ausführungen in dieser Arbeit. -$.: 146; °



155: 

  

rungsgesetzgebungen :als Prozentsatz des Jahresarbeitsverdienstes: 
errechnet und beträgt in den meisten Ländern 50 bis höchstens 
66°: % des Grundlohnes). Lediglich in Grossbritanien wird das 
Krankengeld als feste Summe gewährt, und zwar für männliche: 
Versicherte 15 s. pro Woche, für weibliche Versicherte 12 s. bezw. 
10 s., je nachdem ob sie ledig oder verheiratet sind. 

Von grösster sozialhygienischer Bedeutung ist die Ausdeh- 
nung der Krankenpflege auch auf die Familien- 
angehörigen der Versicherten, Eine solche Familienkrankeri 
pflege gibt es heute in den meisten Ländern. 

Hinsichtlich der Arzt- und Arzneikosten gibt es in manchen 
Krankenversicherungsgesetzgebungen eine Selbstbeteili gung 
der Versicherten an diesen Kosten. So müssen beispiels- 
weise in Frankreich die Versicherten 15 oder 20% der Arztkosten 
entsprechend ihrer Lohnklasse selbst tragen; bei den Arznei- und 
Heilmittelkosten werden sie mit 15 % herangezogen ?). Auch in 
Deutschland findet man eine Selbstbeteiligung der Versicherten 
an den Arzt- und Arzneikosten. Und zwar hat der Versicherte für 
die Krankenhilfe, entsprechend der Reichsversicherungsordnung' 
($ 187 b), einen Krankenschein in Höhe von 25 Rpf. zu lösen: 
Desweiteren hat er bei Abnahme von Arznei-, Heil- und Stär- 
kungsmitteln einen Beitrag von 25 Rpf. der Kosten je Verordnung’ 
selbst zu tragen (RVO. $ 182 a). 

In der Mutterschaftsversicherung gibt es ebenfalls: 
Sach- und Geldleistungen. Als Sachleistungen kommen in Betracht: 
Hebammenhilfe.- Arznei und kleinere Heilmittel.und in den meisten 
Fällen auch ‘ärztliche Behandlung. Als Geldleistungen wer- 
den gewährt: Wochengeld in Höhe des Krankengeldes für 4 
oder 6 Wochen vor und 6 Wochen nach der Niederkunft; ein 
Stillgeld, gewöhnlich in :Höhe des halben Krankengeldes bis- 
zum Ablauf der 12. Woche nach der Niederkunft, vorausgesetzt 
dass die Versicherte ihr Kind selber stillt. Schliesslich wird in eini- 

DL A A, Les problömes generaux de Yassurance sociale. Genf 
1935. 5. 

2) Paul Pic, Traite elömentaire de legislation industrielle. Paris‘ 
1935 S.' 1056, ° . Bun
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‚zen Ländern auch ein Entbindungskostenbeitrag als 
‚einmalige feste Summe gewährt, in Deutschland beträgt er RM 10. 

In einigen Ländern ist die Wochenhilfe auch Auf die weibli- 
‚chen Familienangehörigen der Versicherten ausgedehnt. 

3. Die Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebe- 
nenversicherung. In diesem Versicherungszweig kommen 
die folgenden Versicherungsfälle in Betracht: 

a) Arbeitsunfähigkeit infolge vonInvalidität, 
die eine dauernde oder vorübergehende, und gleichzeitig eine vol- 
‚ständige oder teilweise sein. kann; 

b) Alter und 
c) Tod, der im allgemeinen nur für die Gewährung der Hin- 

‚terbliebenenrente in Frage kommt. Nur in wenigen Ländern wird 
‚auch in diesem Versicherungszweig auf Grund eines Todesfalles 
ein Sterbegeld gewährt. Für die Gewährung der Hinterbliebenen- 
renten ist in vielen Ländern die Verscholl enheit dem Tode 
‚Zleichgestellt worden. 

Die Leistungen: der Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenen- 
versicherung sind im wesentlichen Geldleistungen, und zwar Pen- 
ten. Aber es gibt auch in diesem Versicherungszweig bestimmte 
:Sachleistungen wie: das Heilverfahren und die Inva- 
liden- und Waisenhauspflege, die insbesondere vom 
-Standpunkt der Schadenverhütung und Schadenminderung von 
grosser Bedeutung sind. 

Als Geldleistungen kommen in erster Linie die folgen- 
‚len Renten in Frage: Invalidenrenten, Altersrenten 
and Hinterbliebenenrenten, die als Witwen- Wit- 
werund Waisenrentenin Erscheinung treten. In enger Ver- 
“bindung mit diesen Renten stehen die Sta ats-oder Reichs- 
-zuschüsse für dieselben; desgleichen sind die Kinderzu- 
‚schüsse als weitere Geldleistungen dieses Versicherungszwei- 
‚ges anzusehen. Schliesslich kommen als Geldleistungen in diesem 
Versicherungszweig ebenfalls Kapitalabfindungen in Betracht, die 

‚an Stelle bestimmter Renten, insbesondere der Witwenrenten bei 
“Wiederverheiratung und an Stelle kleiner Renten gewährt werden. 

Wegen der hervorragenden Bedeutung der Rentenleistungen 
An diesem Versicherungszweig wird er oft auch als soziale Ren-
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tenversicherung bezeichnet. 

Fast regelmässig werden die Renten erst'danjı gewährt, wenır- 
eine bestimmte Wartezeit abgelaufen ist und die Anwartschaft auf« ° 
rechterhalten wurde !), 

Hinsichtlich der Berechnung der Höhe der Renten gibt es im 
wesentlichen zwei verschiedene Systeme. Nach dem ersten Ver- 
fahren werden die Renten als starre Summen gewährt, die für 
‚alle Versicherten gleich hoch sind, so beispielsweise in Grossbrita- 
nien und Irland. Nach der zweiten Verfahrensweise, die allge- 
‚mein verbreitet ist, werden die Renten als bewegliche Sum- 
men entsprechend der Höhe und Zahl der Beiträge errechnet. Nach: 
diesem System wird meist ein starrer Mindest- oder Grundbetrag 
und ein Steigerungsbetrag gewährt, der sich nach der Zahl und 
Höhe der entrichteten Beiträge bemisst. Diese Regelung finden wir 
‚in Deutschland, Frankreich, Rumänien, Italien, den Niederlanden 

“und in vielen anderen Ländern. Der Grundbetrag wird in einigen- 
‚Ländern wie Deutschland und Italien vom Staat allein als Staats- 
oder Reichzuschuss aufgebracht. Schliesslich werden zu den Inva- 
liden- und Altersrenten noch bestimmte Kinderzuschüsse gewährt. 

a) Anspruch auf Invalidenrenten hat nach Erfüllung“ 
der Wartezeit und bei Erhaltung der Anwartschait derjenige Ver- 

‚sicherte, der dauernd oder vorübergehend invalide ist. Der Invali- 
sditätsbegriff ist in den einzelnen Sozialversicherungsgesetzgebun- ' 
gen sehr verschieden definiert. Nach den meisten Gesetzgebungen 
selten als Invalide diejenigen Versicherten, die zu einem bestimm- 
ten Prozentsatz arbeitsunfähig geworden sind. In vielen Ländern: 
liegt dieser Prozentsatz bei ”/; Arbeitsunfähigkeit, in anderen Län- 
‚dern wird entweder eine vollständige oder mindestens eine 50. pro- 
zentige Arbeitsunfähigkeit vorausgesetzt, damit die Invalidenrente- 
gewährt wird. In vielen Ländern wird die Invalidenrente erst nach 
26 Wochen gezahlt, weil der invalid gewordene Versicherte, wie: 
schon: an anderer Stelle erwähnt, gewöhnlich während der ersten 
26 Wochen aus der Krankenversicherung Krankengeld und Kran- 
kenpflege erhält. Die Invalidenrente kann ferner eine dauernde’ 

  

1) Vergl. über die Bedeutung der Erfüllung der Wartezeit und die 
Möglichkeiten der Aufrechterhaltung der Anwartschaft die Ausführun- 
gen im voraufgehenden Faragraphen dieser Arbeit. S. 147—149.
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‚oder vorübergehende Leistung sein, je nach der: Art der Invalidität. 
b) Eine Altersrente erhält. nach der Erfüllung der Warte- 

‚zeit und bei Erhaltung der "Anwartschaft in den meisten Ländern 
derjenige Versicherte, der das 65. Lebensjahr vollendet hat. Bei- . ‚spielsweise gilt diese Regelung. in ‚Deutschland, Grossbritaniet, Ita- 
lien, Belgien und den Niederlanden. In Frankreich und- Bulgarien 
‘wird die Altersrente schon bei Vollendung des 60. Lebensjahr ge- währt, in Schweden allerdings erst nach Vollendung: des-67. Le- bensjahr ?). Für. die Bergarbeiter ist in Deutschland eine besondere 
‚Regelung. getroffen. Sie-können nach Erfüllung bestimmter Voraus- 
‚Setzungen bereits mit der Vollendung: des 50. Lebensjahres eine ‚Altersrente beziehen. 

Ze 
Die Altersrenten werden ihrem Wesen entsprechend oft auch als Ruhegeld bezeichnet. 
c) Die Hinterbliebenenrenten werden nach dem Tode 

des. Versicherten der hinterbliebenen: Witwe (oder Witwer), den 
"hinterbliebenen: Waisen und manchmal auch den hinterbliebenen 
Eltern‘ gewährt. Erfüllung der Wartezeit und Erhaltung der An- 
‚Wwartschaft sind auch hier Vorbedingung. Die Hinterbliebenenren- 
ten werden im allgemeinen als Bruchteile der Rente. gewährt, die 
.der verstorbene Versicherte, als Altersrente erhalten hätte, In den 
‚meisten Fällen bekommt die Witwe 50 % und jede Waise 25% der 
"Versichertenrente, unter der Voraussetzung, dass alle Hinterblie- 
;benenrenten zusammen die ganze Rente nicht überschreiten, in an- 
‚deren Fällen 2/3 der Versicherten-Rente nicht überschreiten. Diese 
Regelung der’ Hinterbliebenenrenten nach, Bruchteilen der Versi- 
‚chertenrente gilt aber nicht in 'allen Ländern.. 

In einigen Ländern wie beispielsweise Deutschland und Rımä- 
nien wird die Hinterbliebenenrente auch den hinterbliebenen Fami- 
henangehörigen eines . Invaliden- oder Altersrentenempfängers 
gewährt, 

4. In’ der Arbeitslosenversicheruneg gibt es nur 
«inet Versich erungsfall, nämlich die Arbei tslosig- 
Keit. Die Gewährung der Leistungen in der’ Arbeitslosenversiche- 
Yung ist aber meist von einer ganzen Reihe von Voraussetzungen 

  

4) Vergl: I. A. A;, Les services’ sotiaux en:1953,: 4: a: O.
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‚abhängig. So hat in der deutschen’ Arbeitslosenversichierung nur ‚derjenige Versicherte Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung, der ‚arbeitsfähig und: arbeitswillig ist, aber unfreiwillig arbeitslos ge-' worden ist, sofern er die Anwartschaftszeit erfüllt und den An- 
:spruch noch nicht erschöpft hat. Der anspruchsberechtigte Versi- ‚cherte muss also unfreiwillig arbeitslos sein, also nicht aus freiem Willen, aber auch nicht infolge von Streiks und anderen: sozialen “Unruhen. Er muss weiterhin arbeitsfähig und arbeitswillig sein. :Arbeitswilligkeit bedeutet im allgemeinen die Bereitschaft zur An- ‚nahme einer Arbeit; die dem Versicherten nachgewiesen wird. Wenn ‚die nachgewiesene Arbeit aus irgend einem unberechtigten Grunde ‚abgelehnt wird, so kann die Unterstützung gesperrt werden. Ferner 
‚muss eine gewisse Anwartschaftszeit zurückgelegt sein; so muss 
‚der Versicherte in Deutschland mindestens 52 Wochen in den 
letzten 2 Jahren vor der Arbeitslosigkeit in einer versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung gewesen sein. In England muss er min- 
.destens 30 Wochenbeiträge in den letzten 2 Jahren entrichtet ha- ‚ben, in Queensland werden 26 Wochenbeiträge innerhalb des letz- ten Jahres verlangt, in Bulgarien mindestens 52 Wochenbeiträge 
innerhalb der letzten zwei Jahre und in Italien mindestens 24 
Flalbmonatsbeiträge innerhalb der letzten zwei Jahre N, 

Die meisten Ländern sehen auch eine gewisse Karenzzeit 
vor, ehe die Arbeitslosenunterstützung gewährt wird, so Deutsch- 
land 3, 7 bezw. 14 Tage je nach dem Alter und Familienstand 

‚des Versicherten, Grossbritanien 6 Tage. . 
“Als Leistungen der Arbeitslosenversicherung kommen im allge- 

„meinen nur Geldleistungen in Betracht. Diese beziehen sich 
‚vor allem auf die Hauptunterstützung, d. h, auf die Ar- 
beitslosenunterstützung im wahren Sinne des Wortes. 
Neben dieser wird in den meisten Ländern auch eine Familien- 
zulage gewährt. In Deutschland wird die Arbeitslosenun- 
terstützung als Prozentsatz der Löhne nach 11 Lohnklassen be rechnet, wobei die Hauptunterstützung einschliesslich der Familien- zuschüsse nicht mehr als 80 % des Einheitslohnes in den untersten ‚Lohnklassen und nicht mehr als 60 % in den höchsten Loltnklassen 

  

1) I. A. A. Les services sociaux en 1933, Vol. I. Genf 1556,
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‚betragen darf, In anderen Ländern wird die Arbeitslosenunterstü- .‚tzung meist als fester Betrag berechnet. In Grossbritanien. ‚gibt es beispielsweise 8 verschiedene Gruppen je nach Alter und. 
‚Geschlecht. In der höchsten Gruppe werden je Woche 15 Sh.3.d. 
‚gezahlt, in der untersten Gruppe aber nur 4 Sh. 6 d. Dazu kommt. noch eine Familienzulage von 2 Sh. wöchentlich für iedes Kind. und von 8 Sh. für jede ältere vom Versicherten unterstützte Per- son. In. Italien beträgt die Arbeitslosenunterstützung 1,25 Lira,. 2,50. 1. oder 3,75 1, täglich, je nach der Lohnklasse des Versi-: cherten, in Bulgarien 15 oder 25 Leva täglich, je nachdem. ob der Versicherte ledig oder verheiratet ist, in Queenslan d 
zwischen 14 und 17 Sh. wöchentlich für die ledigen Versicherter: und zwischen 24 und 29 Sh. 6.d. für die verheirateten Versicherten.. zu welchen Beträgen noch die Kinderzuschüsse hinzukommen !), Die Zeit, während der die Arbeitslosenunterstützung gewährt ‚wird, ist ebenfalls verschieden geregelt. In Deutschland wird (die: „ Arbeitslosenunterstützung 20 Wochen gezahlt, in Grossbritanien. ‚jährlich 156 Tage, in Italien 90-120 Tage, in Queensland 15 Wo- chen, in Bulgarien 12 Wochen jährlich, in Oesterreich 12-30: Wochen innerhalb eines Jahres, in Russland 9 Monate jährlich 2).. 

Zur Erlangung der Arbeitslosenunterstützung wird in den mei-- 
sten Ländern ferner verlangt, dass sich der Arbeitslose mehrmals: wöchentlich in einer bestimmten Verwaltungsstelle meldet, in Eng-- land sogar täglich. 

Als Leistungen der Arbeitslosenversicherung‘ kommen manch-: ‚mal auch Massnahmen in Betracht, die einer drohenden Arbeits- losigkeit vorbeugen oder dieselbe einschränken sollen, so beispiels-- weise: Arbeitsnachweis, Arbeitsvermittlung, Berufsberatung, Reise- 
kostenvergütung, Umzugskostenvergütung, Umschulung, Fortbildung, . 
Notstandsarbeiten, usw.°). 

In Deutschland gibt es neben der Arbeitslosenversicherung’ 
hoch eine sog. Krisenunterstützung, die aber mehr einen: 
.Fürsorgecharakter hat, weil sie zu 4/5 vom Reich und zu 1/5 von: 

  

1) Vergl. I. A. A, Les services sociaux en 1955. a. a. O, 
2) Ebenda und Manes, Versicherungswesen. IH. Bd. a.a.0.S. 329,. 

» 5) Vergl. Manes, ebenda. S. 530,
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den Gemeinden geleistet wird !) ; sie ist daher keine echte Sozial- 
versicherungsleistung, sondern nur an die Sozialversicherungsein- 
richtung angeknüpft. Eine Krisenfürsorge gibt es ausser in Deutsch- 
land für die lange Zeit andauernde Arbeitslosigkeit auch in Däne- 
mark, Oesterreich, Holland, Belgien und der Tschechoslowakei ?). 

Schliesslich finden wir in Deutschland noch eine weitere Lei- 
.stung der Arbeitslosenversicherung in der Beitragsgewäh- 
rung für die Krankenversicherung, da es wiünschens- 
wert erscheint, dass jeder Arbeitslose auch, während der Zeit, in 
der er die Hauptunterstützung empfängt, für den Krankheitsfall 
weiter versichert ist. Ebenso werden für ihn die Beiträge aufge- bracht, um die Rentenversicherungen und die Anwartschaft des 

“ Arbeitslosen aufrechtzuerhalten ), 

  

a 1) Manes: Versicherungswesen, III. Bd. a. a. O, S. 528, 
2) Ebenda. S. 550, . 
5) Vergl. L. Heyde, Abriss der Sozialpolitik. 8. Aufl. Leipzig 1955. S. 121, nn : 
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DRITTER ABSCHNITT: 
DIE GEGENWÄRTIGE LAGE DER SOZIALVERSICHERUNG



Wollte man es zur Aufgabe machen, die gegenwärtige Lage 
der Sozialversicherung darzustellen, so müsste man an sich dem 
Stand der Sozialversicherung in jedem einzelnen Lande der Erde, 
untersuchen. Eine so umfassende Aufgabe würde aber über dem 
Rahmen der vorliegenden Arbeit weit hinausgehen. Es kann sich 
daher im folgenden nur darum handeln, das Wesentliche an einem 
geeigneten ‚Beispiel zur Darstellung zu bringen. 

Überblickt man. die: Sozialversicherungseinrichtungen der ein- 
‚zelnen. Länder; so, wird, nan beobachten können, dass. gegenwärtig 

: zwei Systeme in besonderem Masse hervortreten, nämlich das 
_ einheitliche Sozialversicherungssystem und das Mehrheits- oder 
besser. das in verschiedene Versicherungszweige gegliederte , 
System !). In. diesen beiden Systemen findet das Wesen der mo- 
dernen Sozialversicherung eine klare Ausdrucksform. 

Die typischen Vertreter dieser beiden Systeme, d. h. diejenigen 
Länder, in denen sie in der reinsten Form verwirklicht wurden, 
sind Deutschland und Rumänien; und zwar in Deutschland das. 
Mehrheitssystem und in Rumänien das Einheitssystem. 

Es soll daher im folgenden die Lage der modernen Sozialver- 
sicherung in diesen beiden Ländern untersucht werden. Durch die 
Darstellung des Wesentlichen in den beiden wichtigsten Systemen. 
der modernen Sozialversicherung am iypischen Beispiel hofien wir, 
eine sichere Grundlage zu gewinnen, um im letzten Abschnitt die 
Problematik der Sozialversicherung entwickeln zu können. 

  

1) Dieshezüglich vgl, die Ausführungen in dieser Arbeit. auf & 
121-126, "



ACHTES KAPITEL: 
DIE GEGENWÄRTIGE LAGE DER’ SOZIALVERSICHERUNG 

IN DEUTSCHLAND. 

Wie schon erwähnt, gibt es in Deutschland das Mehrheits- 
‚system, d. bh. die gesamte deutsche Sozialversicherung - ist in 
anehrere Versicherungszweige getrennt. Und zwar gibt es zgegen- 
wärtig in Deutschland die folgenden sechs Sozialversicherungs- 
zweige, die jeweils ihre eigenen Versicherungsträger haben, und 
für die, verschiedene Beiträge erhoben werden: 

1. Die Krarikenversicherung; 
2. die Unfallversicherung; - 
3. die Rentenversicherung der Arbeiter (bis zum Gesetz vom 

. 7. 1934, — Invalidenversicherung); 
4. die Rentenversicherung der Angestellten (bis zum Gesetz 

vom 5. 7. 1934, — Angestelltenversicherung); 
5. die Knappschaftsversicherung; 
6. die Arbeitslosenversicherung. 

$ 1. Die Krankenversicherung. 

„Die Krankenversicherung ist nach Art und Häufigkeit ihrer 
Versicherungsfälle (Krankheit ohne oder mit -Arbeitsunfähigkeit, 
Niederkunft, Tod) gewissermassen die Sozialversicherung des 
täglichen Lebens.” }). 
‚. Die Krankenversicherung beruht. heute in Deutschland auf 
.dem zweiten Buch der Reichsversicherungsordnung 
und dem Gesetz über den Aufbau der Sozialversi- 
cherungvo m 5.- Tu li 1934. Für eine umfassende genaue Dar- 

  

h Lutz Richter _ Grundriss der Reichsversichterung —_ ‚Stütte 
‚gart — Bärlin 1955. S. 33,
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stellung der Krankenversicherung ist es daher notwendig, von die- 
“sen beiden Gesetzen auszugehen. 

Wie in vielen anderen Ländern enthält auch, die deutsche Kran-- 
kenversicherung die Mutterschaftsversicherung und eine Sterbe-- 

. geldversicherung. . 
Die, Krankenversicherung, ebenso wie die anderen Zweige der 

deutschen Sozialversicherung, lässt sich nach den folgenden vier 
Gesichtspunkten darstellen: 

I. Umfang, 
I. Leistungen, 

II. Aufbringung der Mittel, 
IV. die Versicherungsträger. 

l. Der Umfang der Krankenversicherung. 
Die deutsche Krankenversicherung umfasste im Jahre 1934; 

18.071.000 Versicherte), 
Die Versicherten sind entsprechend der Reichsversicherungs- 

‚ordnung in zwei Gruppen ‚eingeteilt: Die Ver sicherungs- 
pflichtigen und die Versicherungsberechtigten.. 
Die Reichsversicherungsordnung erwähnt daneben noch eine dritte: 
Gruppe, die der Versicherungsfreien. 

A. Die Versicherungspilicht erstreckt sich nacık 
$ 165 der R.V.O. auf folgende Personen, die kraft Gesetzes mit. 
oder ohne ihren Willen pflichtversichert sind: 

1. Arbeiter, Gehilfen, Gesellen, Lehrlinge, Hausgehilfen; 
2. Betriebsbeamte, Werkmeister und andere Angestellte ir 

ähnlicher gehobener Stellung, sämtlich, wenn diese Beschäftigung 
ihren Hauptberuf bildet; 

3. Handiungsgehilfen und -lehrlinge, Gehilien und Lehrlinge im 
Apotheken: 

4. Bühnenmitglieder und: Musiker ohne Rücksicht auf dem 
Kunstwert ihrer Leistungen; ” 

  

1) Diese Zahl enthält alle Mitglieder der reichsgesetzlichen Krar- kenkassen einschliesslich der See-Krankenkasse, nicht aber die der Fr-  satzkassen, Amtliche Nachrichten für Reichsversiche- rung. Jahrgang 1955, Heft Nr, 12. Berlin, Dez. 1955, S, 698,
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5: Lehrer und Erzieher; — 
5a. Angestellte in Berufen der Erziehung, des Unterrichts, 

der Fürsorge, der Kranken- und Wohlfahrtspflege, wenn diese 
Beschäftigung ihren Hauptberuf und die Hauptquelle ihrer Einnah- 
men bildet; 

6. Hausgewerbetreibende; 
- 7. Seeleute sowie die Besatzung von Fahrzeugen der Binnen- 
..‚schiffahrt. 

| Die Versicherungspflicht tritt nur ein, wenn die oben genann- 
ten Personen sich in einem Beschäftigungsverhältnis 

“ befinden, und zwar wenn sie gegen Entgelt beschäftigt wer- 
den. Eine Ausnahme gibt es nur bei .den Lehrlingen und Haus- 

' gewerbetreibenden. Unter Entgelt sind richt nur Gehalt bezw. 
Lohn, sondern auch Gewinnanteile, Sach- und andere Bezüge zu 
verstehen, die der Versicherte, wenn auch nur gewohnheitsmässig 
statt eines, Gehaltes bezw. Lohnes oder neben diesem von dem 
Arbeitgeber oder einem Dritten erhält. ($ 160 — R.V.O.). 

Eine andere wichtige Voraussetzung für den Eintritt der Ver- 
- sicherungspflicht ist die Nichtüberschreitung der festgesetzten 
Jahresarbeitsverdierstgrenze. Diese Einkommens- 

. zrenze beträgt 3600 RM und gilt für alle oben genannten Per- 
sonengruppen mit Ausnahme der Arbeiter, - Gehilfen, Gesellen, 
Lehrlinge und Hausgehilfen. Mit anderen Worten, die Jahresar- 
beitsverdienstgrenze gilt nur für Angestellte, dagegen nicht für 
Arbeiter. _ \ 

Auf die jährliche Einkommensgrenze von 3600 RM werden 
Zuschläge, die mit Rücksicht auf den Familienstand gezahlt wer- 
den, d. h. Frauen-' und Kinderzuschläge, nicht angerechnet (R. V. 
O0. — $ 165). 

Sobald ein Versicherungspflichtiger die für die Versicherungs- 
pflicht. festgesetzte Höchstverdienstgrenze überschreitet, scheidet 
er nach den Bestimmungen der R.V.O’ mit dem Tage der Über- 
schreitung aus der Versicherungspflicht aus. 

Die Staatsangehörigkeit,: das. Geschlecht und 
das Alter spielen im allgemeinen bei der Versicherungspflicht 
keine Rolle. 

.. Die Mitgliedschaft der versicherüngspflichtigen Versi-
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cherten beginnt mit dem Tage des Eintritts in die versicherungs- ‚Pflichtige Beschäftigung. {R. V.O. — $ 306‘, Die Arbeitgeber ha- 
ben die Pflicht, von sich aus die Versicherungspflichtigen binnen 
3 Tagen bei der zuständigen Kasse an- und auch abzumelden. 

B. Die Versicherungsfreiheit kann entweder kraft 
Üesetzes oder auf Antrag entstehen. 

1) Kraft Gesetzes sind versicherungsfrei: die vorüber- 
gehend Beschäftigten, die für ihre Tätigkeit einen geringfügigen 
Entgelt erhalten; Beamte, Aerzte und Zahnärzte in Betrieben oder 
im Dienste des Reiches, der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft, 
eines Landes, einer Gemeinde oder eines Versicherungsträgers, 
wenn ihnen Krankenhilfe in Höhe und Dauer der Regelleistungen 
der Krankenkassen gewährleistet wird (R.V.O. — $ 169); Per- 
sonen, die zu ihrer wissenschaftlichen Ausbildung für den zukünf- 
tigen Bedarf gegen Entgelt tätig sind {R.V.O. — $ 172 — ab. 3); 
schulpflichtige Kinder, die in land- und forstwirtschaftlichen Be- 
trieben Dienst leisten; Soldafen, Angehörige der Schutzpolizei, 
Mitglieder geistlicher Genossenschaften, Diakonissen, Schwestern 
vom Roten Kreuz, Schulschwestern ($ 172 — R.V.O.), usw. 

2) Auf eigenen Antrag wird gefreit, wer eine Invali- 
denrente bezieht oder dauernd invalide ist oder wer die Leistun- 
gen seiner Kasse für die zulässige Höchstdauer bezogen ıind des- halb keinen Anspruch mehr auf Leistungen hat. ($ 173 — R.V.O.). 

‘Auf Antrag des ‚Arbeitgebers können weiter. Lehrlinge aller Art befreit werden, solange sie im Betrieb ihrer Eltern beschäf- tigt sind und die Personen, die bei Arbeitslosigkeit in Arbeiterko- 
lonien oder in ähnlichen Wohltätigkeitsanstälten vorübergehend 
beschäftigt werden (R.V.O. — $ 175). ’ 

C. Bei der Versicherüngsberechtigung gibt es Zwei Arten: ]) Selbstversicherung und 2) Weiterversicherung. 
1. Die Selbstversi cherung ermöglicht folgenden Per- sonen den freiwilligen Beitritt zur Krankenversicherinig, solange ihr Einkommen 3600 RM jähtlich überschreitet: 
a) den Versicherungfreien, d. h. diejenigen Personen, die nach Art ihrer Tätigkeit eier Berufsgrupde der Krankehversicherung
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.zugehören würden, aber aus besonderen Gründen versicherungs- 

frei sind; - 

b) Familienangehörige des Arbeitgebers, die oline eigentliches 

Arbeitsverhältnis und ohne Entgelt in seinem Betrieb tätig sind; 

c) Gewerbetreibende und andere Betriebsunternehmer, die in 

"ihren Betrieben gewöhnlich keine oder höchstens zwei Versiche- 

rungspflichtige beschäftigen. (R.V.O. — $ 176). 

Der Beitritt der Selbstversicherten kann durch die Satzungen 

.der Krankenkasse von einer bestimmten Altersgrenze und von 

‚einem ärztlichen Gesundheitszeugnis abhängig gemacht werden. 

{R. V.O. — $ 176). 

2. Die Weiterversicherung. Der Versicherte, der aus 

.einer versicherungspflichtigen Beschäftigung ausscheidet oder der 

die jährliche Einkommensgrenze von 3606 RM überschreitet, ist 

"berechtigt, sich freiwillig weiterzuversichern unter der Voraus- 

setzung, dass er in den vorangegangenen 12 Monaten mindestens 

.26 Wochen oder unmittelbar vorher mindestens 6 Wochen versi- 

chert war. (R.V.O. — $ 313). 

Ausserdem sind noch einige andere Voraussetzungen zu .er- 

füllen, und zwar muss der zur Weiterversicherung Berechtigte 

"binnen 3 Wochen nach dem Ausscheiden der Kasse seine Weiter- 

versicherung anzeigen, er muss sich ferner im Inland aufhalten 

-und die Beiträge rechtzeitig entrichten. 
Auch der überlebende Ehegatte ist berechtigt, die Mitglied- 

schaft fortzusetzen, solange er nicht selbst auf Grund eines Reichs- 

.gesetzes für den Fall der Krankheit versichert ist (R. V.O.— $ 313). 

Hinsichtlich der Versicherungsberechtigung — also sowohl der 

.Selbstversicherung als auch der Weiterversicherung — bestimmt 

$ 178 der R.V.O., dass sie in jedem Falle erlischt, wenn das 

‚regelmässige jährliche Gesamteinkommen 8400 RM übersteigt. 

"IE Die Leistungen der Kränkenversicherung. 

Hauptvoraüssetzung für die Gewährung der Leistungen der 

.deutschen Krankenversicherung ist der Eintritt eines be- 

stimmten Versicherungsfalles. Die Erfüllung einer 

"Wartezeit ufid die Erhaltäng der Anwärtschaft sind nur für die
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Gewährung der Wochenhilfe und der Familienhilfe erforderlich, sonst kommen sie für die Versicherungspflichtigen der Kranken- versicherung nicht in Frage. Für die Versicherungsbe- rechtigten dagegen, die der Kasse freiwillig beigetreten: sind, kann die Satzung bestimmen, dass ihr Anspruch erst nach , einer Wartezeit von höchstens 6 Wochen entsteht (R. V.O.— $ 207), Eine Karenzzeit wird nur für: die Gewährung des Kranken- geldes vorgesehen, und zwar gilt sie für die ersten 3 Tage seit Beginn der Krankheit. 
| 

Als Versicherungsfälle der deutschen Krankenversi- ' cherung kommen die folgenden in Betracht: Krankheit, Nie- derkunft, Arbeitsunfähigkeit infolge der Krankheit . oder der Niederkunft (Schwangerschaft) und Tod. = 
Die Versicherungsleistungen sind im allgemeinen : in drei Gruppen eingeteilt: Regel-, Ersatz- und Mehrleistungen. Daneben unterscheidet man noch zwischen. Geld- und Sach- ' leistungen. 

. 
Als Sachleistungen gelten: ärztliche Behandlung, Ge- währung von Arznei, Heilmittel, Krankenhausbehandlung, Gewäh- tung von Hilfe und Wartung durch Krankenpfleger, Krankenschwe-- stern und desgl., Hebammenhilfe, usw. 
Als Geld- oder Barleistungen kommen in Betracht: ‚Krankengeld, Hausgeld, Taschengeld, Entbindungskostenbeitrag, Wochengeld, Stillgeld und Sterbegeld. Sämtliche Geldleistungen mit: Ausnahme des’ Entbindungskostenbeitrages werden nach dem ' Grundlohn bemessen, der zugleich Bemessungsgrundlage der Beiträge ist. Als Grundlohn gilt der auf den Kalendertag entfal--. lende Teil des Arbeitsentgelts, aber nur bis zu einer Höchstgrenze: von 10 RM täglich. Der Grundlohn wird in den Satzungen der . Krankenkassen nach dem wirklichen Arbeitsver- dienst der einzelnen Versicherten, (zweckmässig für grosse Be- triebe mit zuverlässiger Lohnbuchführung), nach Lohnstufen. oder nach Mitgliederklassen festgesetzt (R.V.O. $ 180). 
Regelleistungen. Jede Krankenkasse ist kraft Gesetzes- verpflichtet, bestimmte Regelleistungen zu gewähren. Deshalb wer-- den sie gewöhnlich auch als Pflichtleistungen-oder Min-
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destleistungen bezeichnet. Auf diese Leistungen hat der Ver- 

sicherte einen festen, öffentlich-rechtlichen Anspruch. 
Als Regelleistungen der Krankenversicherung sieht die R.V.O. 

($ 179) die folgenden vor: -Krankenhilfe, Wochenhilfe, 

Sterbegeld und Familienhilfe. 

1. Krankenhilfe als Regelleistung wird bei Krankheit 
eines Versicherten gewährt, und zwar grundsätzlich so lange wie’ 

die Krankheit dauert; sie endet aber spätestens mit Ablauf der 26. 
Woche nach Beginn der Krankheit. Sie besteht aus: Krankenpflege‘ 

und Krankengeld. 

a) Die Krankenpflege wird vom Beginn der Krankheit- 

an gewährt und umfasst: ärztliche Behandlung und Versorgung- 

mit Arznei sowie Brillen, Bruchbänder und andere kleinere Heil-' 

mittel (R.V.O. $ 182). An den Kosten für Arzneien, Heil- und Stär- 

Kungsmittel sind die Versicherten mitbeteiligt, indem sie für jede‘ 

ärztliche Verordnung den Betrag von 25 Rpf. jedoch nicht mehr als- 

die wirklichen Kosten, enirichten müssen (R.V.O. $ 182 a). Auch 
an der gesamten Krankenhilfe ist der Versicherte insofern kosten- 

pflichtig beteiligt, als er für Inanspruchnahme der Krankenhilfe einen‘ 

Krankenschein lösen muss, für den eine Gebühr von 25 Rpf 

erhoben wird. (R.V.O. $ 187 b). 

b) Das Krankengeld wird vom 4. Tage der Krankheit 

an gewährt, aber ebenso wie die Krankenpflege nur für die Höchst- 

dauer von 26 Wochen. Das Krankengeld beträgt 50 % des Grund- 

lohnes für jeden Kalendertag und wırd nur dann gewährt, wenıt 

die Krankheit den Versicherten arbeitsunfähig macht. Der Anspruch 

auf Krankengeld ruht, wenn und. soweit der Versicherte während 

der Krankheit Arbeitsentgelt erhält (R.V.O,. $ 189). 

Als Ersatzleistungen für die Krankenhilfe werden 

Krankenhauspflege und Hauspflege gewährt. Diese beiden Ersatz- 

leistungen treten sowohl an die Stelle der Krankenpflege als auch 

des Krankengeldes. u 
a) Unter Krankenhauspflege ist die Gewährung von’ 

Kur und Verpflegung in einem Krankenhaus zu verstehen. Hat der’ 

Kranke einem eigenen Haushalt oder ist er Mitglied des Haushaltes: 

. seiner Familie, so bedarf es seiner Zustimmung (R.V.O. $ 184). 

Während der Krankenhauspflege kann ein Hausgeld dem
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"Familienangehörigen des Versicherten gewährt werden, falls der 
‘ Versicherte sie bisher ganz oder überwiegend unterhalten hat. Das 
Hausgeld beträgt die Hälfte des Krankengeldes und kann unmittel- 

bar an die Angehörigen ausgezahlt werden (R.V.O. $ 186). 
b) Hauspflege kann mit Zustimmung des Versicherten ge- 

währt werden, wenn es der Fall bedingt. Sie besteht in Hilfe und 
"Wartung durch Krankenpfleger, Krankenschwestern oder andere 
Pfleger. 

Mehrleistungen nach der R.V.O. ($ 187), können hin- 
‚sichtlich der Krankenhilfe durch die Satzungen der Krankenkassen 
eingeführt werden. Als Mehrleistungen kommen die folgenden in 
Betracht: a) die Erweiterung der Dauer der Krankenhilfe — so* 
wohl der Krankenpflege als auch des Krankengeldes — bis zu ei- 

‚nem Jahr ; b) die Gewährung von Fürsorge für Genesende, na- 
mentlich durch Unterbringung in einem Genesungsheim, bis zur 

- Dauer eines Jahres nach Ablauf der Krankenhilfe ; c) die Zubilli- 
‚gung von Hilfsmitteln gegen Verunstaltung und Verkrüppelung, die 
‚nach bedingtem Heilverfahren nötig sind, um die Arbeitsfähigkeit 

. wieder herzustellen oder zu erhalten ; d) die‘ Einführung bestimm- 
‚ter Massnahmen zur Verhütung von Erkrankungen (R.V.O. $ 187). 

Weitere Mehrleistungen ergeben sich aus der Erhöhung und 
_Abstufung des Krankengeldes nach dem Familienstande. 

2. Wochenhilfe wird weiblichen Versicherten bei Schwan- 
gerschaft, Niederkunft usw. gewährt unter der Voraussetzung, dass 

sie in den letzten 2 Jahren vor der Niederkunft mindestens 10 Mo- 
.nate hindurch, im letzten Jahre vor der Niederkunft aber minde- 
‚stens 6 Monate reichsgesetzlich gegen Krankheit versichert waren 
RV.O. $ 195 a). 

Regelleistungen der Wochenhilfe sind die iolgenden 
{R.V.O. $ 195 a): 

a) Hebammenhilfe, Arznei und kleinere Heilmittel und, falls er- 
‚Jjorderlich, ärztliche Behandlung ; 

b) ein einmaliger Betrag in Höhe von 10 RM zu den sonstigen 
Kosten der Entbindung ; findet eine Entbindung nicht statt, beträgt 
‚der Beitrag nur 6 RM: . 

: 6) Ein Wochengeld in Höhe des Krafkeiigeldes, jedoch min-
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destens 50 Rpf täglich, für 4 Wochen vor und 6 zusammenhän-" 

genden Wochen nach der Niederkunft ; es beträgt jedoch für die 

Zeit vor. der Entbindung 3/4 des Grundlohnes, sofern die Schwan- 

gere keine Beschäftigung ausübt. 

d) ein Stillgeld in Höhe des halben Krankengeldes, jedoch, min? 

destens 25 Rpi. täglich, solange die Versicherte ihr Neugeborenes - 
stillt. Das: Stillgeld wird bis zub Ablauf der 12. Woche nach der 

Niederkunft gewährt. . 

- Als Ersatzleistungen für die Wochenhilfe kommen in 

Betracht: die Gewährung von Kur und Verpflegung in einem 

‚Wöchnerinnenheim oder Hilfe und Wartung durch Hauspflegerin- 

nen. In beiden Fällen bedarf es die Zustimmung der Wöchnerin und'- 

in beiden Fällen kann die Kasse das Wochengeld vollständig oder 

bis zur Hälfte abziehen. 

Als Mehrleistungen hinsichtlich der Wochenhilfe können. 

folgende Leistungen in Betracht kommen : die Verlängerung des: 

Wochen- und Stillgeldes oder die Erhöhung des Entbindungskosten- 

beitrages. 

3. Ein Sterbegeld wird beim Tode eines Versicherten: 
gewährt. Als Regelleistung beträgt es das Zwanzigfache des 
Grundlohnes ; als Mehrleistung aber kann die: Satzung der 
‚Kasse das Sterbegeld bis zum Vierzigfachen des Grundlohnes er- 

höhen. 

Vom Sterbegeld werden zunächst die Kosten der Bestattung 

‚bestritten und an denjenigen gezahlt, der die Bestattung besorgt 

hat. Bleibt ein Ueberschuss, so sind nacheinander der Ehegatte, die 

Kinder, der Vater, die Mutter, die Geschwister bezugsberechtigt, 

"vorausgesetzt, dass sie mit dem Verstorbenen zur Zeit seines To: 

‘des in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben. Fehlen solche Be- 

'rechtigte, so verbleibt der Ueberschuss der Kasse. (R.V.O. & 203). 
4. Familienhilfe erhalten die unterhaltsberechtigten Ehe’ 

'gatten und Kinder: unter der Vorraussetzung, dass der Versicherte’ 
innerhalb der letzten 6 Monate mindestens 3 Monate versichert: 
‘war; und die Berechtigten 'sich gewöhnlich im Inland aufhalten. 

4RV.O. $ 205).: 
Als Regelleistungen werden gewährt :. 

a) Familienkränkenpflege bis zur Dauer von 13 We-
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‚chen; die Kosten für Arznei und ‚kleinere Heilmittel werden aber 
‚aur zur Hälfte erstattet; 

b) Familienwoch enhilfe den Ehefrauen sowie solchen 
Töchtern, Stief- und Pflegetöchtern, die mit dem Versicherten in ‚häuslicher Gemeinschaft leben. (R.V.O. $ 205 a). 

Als Mehrleistung kann dje Satzung der Kasse ein Fa mi- 
Jiensterbegeld vorsehen, ‚welches dem Versicherten beim 
Tode des Ehegatten oder eines Kindes und sonstiger Angehörigen, 

‚die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebten, zugebilligt wird. 
({R.V.O. $ 205 b). 

Hinsichtlich der Ansprüche auf die Leistungen der Krankenver- ‚sicherung ist schliesslich zu erwähnen, dass sich alle An- sprüche auf Kassenleistungen binnen zwei Jahren nach dem Tage ihrer Entstehung verjähren. (R.V.O. 
:$ 223), 

IL. Die Aufbringung der Mittel in der 
Krankenversicherung. 

Das Deckungssystem in der deutschen Krankenversicherung ist das Umlageverfiahren. 
Die erforderlichen Mittel werden im allgemeinen von den Ver- 

sicherten und ihren Arbeitgebern allein in Form von 
‚Beiträgen aufgebracht. Ursprünglich trug das Reich zu den Ko- ‚sten der Familienwochenhilfe bei, und zwar erhalten die Kranken- ‚Kassen entsprechend der R.V.O. ($205 d) zu den Aufwendungen ‚für. die Familienwochenhilfe einen Reichszuschuss von RM 
50.— für jeden Entbindungsfall. Diese Reichszuschüsse . beliefen 
Sich im Jahre 1929 sogar auf 27 Mill. RM, dagegen im Jahre 1932 „nur noch auf 0,8 Millionen RM. ?). Nach 1932, sind dieselben in Fort- 
‚all gekommen. : - 

Die hauptsächlichen finanziellen Mittel der Krankenversiche- 
‚fung — die Beiträge — sind also von den Versicherten und ihren Arbeitgebern aufzubringen. Nach der R.V.O. ($ 381) hatten die “Versicherungspflichtigen 2/3 und ihre Arbeitgeber 1/3 der Beiträge 

  

9 Amtliche Nachrichten für Reichsversicherung "4955. a. a. OS. 700, a
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‘zu zahlen. Abweichungen gab es in der knappschaftlichen Kran- 
. ‚kenversicherung, wo die Beiträge nach $ 117 des Reichsknapp- 

"schaftsgesetzes zu 2/5. von den Arbeitgebern und zu 3/5 von den 

- Versicherten zu tragen waren. Abweichungen waren ferner noch 

möglich bei den Innungskrankenkassen, wo in den Satzungen be- 

stimmt werden konnte, dass die Arbeitgeber und die Versicherungs- 
pflichtigen je die Hälfte der Beiträge zu tragen hatten. (R.V.O. 

381). 

Nach dem Aufbaugesetz vom 5. Juli 1934 sind aber künftig 
die Beiträge aller Versicherungszweige mit Ausnahme der Unfall- 
"versicherung durchweg von den Versicherten und ihren Unterneh- 
“mern gemeinsam zu gleichen Teilen aufzubringen (Abschn. II, Art. 

8, $ 1). Trotzdem besteht die alte Lastenverteilung auch noch 

nach. dem Inkrafttreten des Aufbaugesetzes weiter. 

Die Verteilung der Beiträge zwischen Versicherten und Arbeit- 
gebern gilt aber nur für die Versicherungspflichtigen. Die Versi- 
‚cherungsberechtigten dagegen haben die ganzen Beiträge allein zu 
tragen (R.V.O., $ 381). 

Die Beiträge sind mn Hundertteilen der Grundlöhne 

festzusetzen (R.V.O., $ 385). Demzufolge betrug der Beitragssatz 

im Durchschnitt aller Krankenkassen Ende 1934 ungefähr 5,10 v.H. 

des Grundlohns ?). 

Die Beiträge der Versicherungspflichtigen werden an bestimm- 
ten Zahltagen durch die Arbeitgeber an die Kasse abgeführt. Die 

. Versicherungsberechtigten haben ihre Beiträge selbst an denselben 
Zahltagen einzuzahlen. Die Versicherungspflichtigen müssen sich 
bei den Lohnzahlungen die Beifragsteile vom Barlohn abziehen 

lassen. Die Arbeitgeber dürfen die Beitragsteile nur auf diesem 

Wege einziehen (R.V.O., $ 394). 

Bei der Aufbringung der Mittel durch die Versicherten selbst 
muss auch die Selbstbeteiligung der Versicherten an den Kosten 
der Krankenhilfe erwähnt werden. Der für Krankenscheingebühren 

9» AmtlicheNachrichten fürReichsversicherung 
.—a.a 0. — S. 699. “
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vereinnahmte Betrag belief sich im Jahre 1934. auf: 9,9 Millionen 
‚RM. ?), 

Das Aufbaugesetz vom 5. Juli 1934 bestimmt ferner, dass für’ 
die Träger der Krankenversicherung zum Ausgleich ungerechtier- 
‚tigter Verschiedenheiten in der Höhe der Beiträge und Leistungen, 
eine Gemeinlast eingeführt wird; die wirtschaftliche Selbst-- 
verantwortung der Krankenkassen bleibt aber unberührt. (Abschn. 
I, Art. 8, $ 3). . 

Die Verwaltung der Gemeinlast ist als Gemeinschaftsaufgabe 
von der zuständigen. Landesversicherungsanstalt durchzuführen ?).. 

IV. Die Träger der Krankenversicherung. 

Träger der deutschen Krankenversicherung sind zunächst die 
Krankenkassen, soweit es sich nicht um Gemeinschaftsauf- 
gaben handelt. _ 

Die Krankenkassen sind juristische Personen des öffent- 
lichen Rechts und auch öffentlich-rechtliche Selbstverwaltungs- 
körper. 

Die Krankenkassen lassen sich einteilen in die reichsgesetz- 
lichen Krankenkassen und die Ersatzkassen. 

Als reichsgesetzliche Krankenkassen kommen 
in Betracht: die Ortskrankenkassen, die Landkrankenkassen, die 
‚Betriebskrankenkassen, die Innungskrankenkassen, die knappschaft-- 

  

tl) AmtlicheNachrichten für Reichsversicherung. 
aa. 0. — 5. 699, 

2) Vergl. Lutz Richter.’ — Grundriss der Reichsversicherung. 
a... 0. — :S, 56--37 und . 

Derselhe — Zum Aufbau der Sozialversicherung. — Leipzig 
1954. S. 50: „Zum Ausgleich ungerechtfertigter, Verschiedenheiten in 
der Höhe der Beiträge und der Leistungen wird für die Träger der 
‚Krankenversicherung .eine Gemeinlast —. das heisst die gemeinsame fi.. 
nanzielle Deckung gewisser ‚Aufgaben (die nicht „Gemeinschaftsaufga- 
‘ben” sind) und zu diesem Zwecke die Abspaltung gewisser Beitragsteile 
'Iür einen gemeinsamen Fonds und: die Ausschüttung seiner "Mittel.-an 
die besonders belasteten Krankenkassen eingeführt, wobei aber die wirt- 
schaftliche Selbstverantwortung der Krankenkassen unberührt bleiben 
soll. Die Zahlung der einzelnen Kasse darf einen gewissen Bruchteil 
:(Hundertsatz”) der: Grundlobnsumme: nicht: übersteigen; ...In’ die Ge- 
meinlast sind auch die Ersatzkassen einbezogen.” N
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‚lichen Krankenkassen und die Seekrankenkasse. Die Zahl der reichs- 
gesetzlichen Krankenkassen belief sich im Oktober 1936 auf 
4.662 !). . 

Zulässige Ersatzkassen gibt es sowohl für Arbeiter als 
auch für Angestellte, 

Das Aufbaugesetz von 1934 hat, soweit es sich um Ge- 
meinschaftsaufgaben der Krankenversicherung handelt, als neue 
Träger in die Krankenversicherung die Landesversiche- 
rungsanstalten eingeführt. Unter Gemeinschaftsaufgaben 
sind solche Aufgaben zu verstehen, die zweckmässig gemeinsaın 
für den ganzen Bezirk einer Landesversicherungsanstalt durchge- 
führt werden. Diese Aufgaben wurden in der Dritten Verordnung 
zum Aufbau der Sozialversicherung vom 18. Dezember 1934 ge- 
tegelt. 

Als Gemeinschaftsaufgaben kommen die folgenden in "Betracht: \ 
1. der Betriei» von Heilanstalten, Erholungs- und Genesungsheimen und ähnlicken Einrichtungen. deren Bereithaltung in ausreichendem 

und doch sparsamen Ausmass mithin Sache der Landesversicherungs- 
anstalten ist, während die Belegung als Leistung der Krankenversiche- 
rung durch die einzelnen Krankenkassen, im Zuge des Heilverfahrens 
der Invalidenversicherung aber durch die Landesversicherungsanstalten 
geschieht ; . 

2. die Durchführung der vorbeugenden Gesundheitsfürsorge sowie 
die Beteiligung an den Aufgaben der Bevölkerungs- und Gesundheits- 
politik-Aufgaben, die über den Mitgliederkreis der einzelnen Kran- 
kenkassen. ja über den Kreis der Versicherten überhaupt hinausgreifen 
und zweckmässigerweise einheitlich in Angriff genommen werden : 

5. die Regelung des vertrauensärztlichen Dienstes der für alle Kran. 
kenkassen notwendig ist, die einzelne aber unter Umständen zu sehr 

- belastet und der auch im Interesse seiher Unparteilichkeit dem Ein. 
fluss der einzelnen Kasse entrückt ist; . 

4. die gemeinsame Verwaltung der Rücklagen der Krankenkassen 
— deren Ansammlung — über die laufenden Betriebsmittel hinaus — 
gesetzlich vorgeschrieben ist. (8 564. R.V.O.) und die auch in den Hän- 
den der Landesversicherungsanstalien zur Verfügung der einzelnen Kas- 
sen bleiben, so dass Gemeinschaftsaufgabe eben nur die, Verwaltung 
{Anlegung usw.) der Gelder ist. 

“ 3 die Verwaltung der Gemeinlast für den Bezirk der Landesver- 

rg) "Wirtsehaftund Statisti k, Herausgegeben vom Statisti- 

"schen Reichsamt; 16. Jahrge 8, Nr.- 23, S. 929, . 

12
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- sicherungsanstalt — über die nähere Bestimmungen noch ausstehen (vgl. 
Abschn. I, Art. 8, $ 3 des Aufbaugesetzes) ; . 

6. die Prüfung der Geschäfts-, Rechnungs- und Betriebsführung der 
Krankenkassen und Kassenverbände — also die betriebswirtschaftliche 
Veberwachung zu Vorbereitung der Abnahme der Jahresrechnung und 
der Aufsicht. 

Die Krankenkassen haben ihrerseits die Krankenversicherung 
‚durchzuführen, d.h. sie erheben die Beiträge, gewähren die Lei- 
stungen, verwalten selbst die Fonds der Krankenversicherung usw. 

Entsprechend dem Aufbaugesetz sollen die reichsgesetz- 
‚lichen Krankenkassen ünd die Ersatzkassen für Arbeiter auch ört- 
liche Aufgaben der Invalidenversicherung für die Landesversiche- 
rungsanstalten durchführen (Abschnitt II, Art. 3, $ 2). Infolgedessen 
unterstehen die Krankenkassen und die Ersatzkassen für Arbeiter 
den Weisungen der Landesversicherungsanstalt, soweit es sich um 
die Durchführung von Aufgaben der Invalidenversicherung und von 
Gemeinschaftsaufgaben der Krankenversicherung handelt (Ab- 
schnitt IL, Art. 3, $ 3). 

Dagegen unterstehen die Ersatzkassen für die Krankenversi- 
cherung der Angestellten den Weisungen.und der Aufsicht der 
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte, 

Das Aufbaugesetz hat auch die innere Verfassung 
der Krankenkassen und aller Träger der Sozialversiche- 
rung verändert. Früher hätte iede Kasse als Verwaltungesor- 
gane je einen Ausschuss und einen Vorstand. Nach dem 

Aufbaugesetz fallen alle früheren Verwaltungsorgane weg und an 

‚ihrer Stelle soll jeder Versicherungsträger einen Leiter und 

einen Beirat haben. Das Aufbaugesetz hat also den Führergrund- 

satz in die innere Verfassung der Versicherungsträger eingeführt. 

Der Beirat setzt sich zusammen aus Versicherten des Versiche- 

rungsträgers, aus Führern von Betrieben (d.h. Arbeitgebern), aus 

einem Arzt und aus einem Vertreter der Gebietskörperschaft (Ab- 

schnitt I, Art. 7, $ 3). on 
Gemäss dem Aufbangesetz (Abschnitt II, Art. 7, $'3) wird der 
Beirat nur zur beratenden Unterstützung des Leiters bestellt. Eine 

neuere Verordnung.aber, — nämlich die .Vierzehnte Verordnung 

zum Aufbau der Sozialversicherung vom. 25. April 1936. — erteilt
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«lem Beirat eine. gewisse, Macht. Und zwar: :bestimmt die erwähnte 

Verordnung im Abschnitt II, $ 5, dass man den Beirat befragen 

„anuss : 1. bei-Erlass und Aenderung der Satzung, 2. bei Feststellung 

des Haushaltsplanes. Will der Leiter in diesen Fällen von dem 

: Gutachten des Beirats abweichen, so entscheidet die Aufsichtsbe- 

‚hörde. Die Verordnung bestimmt noch, dass dem Beirat die Ab- 
„nahme der Jahresrechnung und die Entlastung obliegen. Bei Ab- 
lehnung entscheidet über die strittigen Punkte die Aufsichtsbe- 

„hörde. 

Jede Krankenkasse muss auch eine Satzung haben, die so- 

gar vor der Gründung der Krankenkasse vorliegen muss. (R.O.V., 

:$ 320). 

Nach den Bestimmungen der Reichsversicherungsordnung kön- 

nen sich die Krankenkassen zu Kassenverbänden oder zu 

Kassenvereinigungen zusammenschliessen,. um gemein- 

same Interessen zu verfolgen und gemeinsame Aufgaben zweck- 

amässig zu erledigen (R.V.O. $$ 406 fi., 414 ff.). Diese Einrichtungen 
„waren vor dem Aufbaugesetz von sehr grosser Bedeutung für die 

"Durchführung gewisser Gemeinschaftsaufgaben, 

Die Aufsicht. Entsprechend dem Aufbaugesetz wird die 
„Aufsicht über die reichsgesetzlichen Krankenkassen und über die 

Ersatzkassen der Arbeiter, von - Versicherungesämtern 

‚durchgeführt. Dieses Aufsichtsrecht erfährt aber in sofern eine ge- 

wisse Einschränkung, als das entsprechende Versicherungsamt bei 

der Ausübung einer Aufsicht an die Weisungen des Leiters der 

‘örtlichen Landesversicherungsanstalt gebunden ist. (Abschnitt IV, 

82). 

Ueber die Ersatzkassen der Angestellten führt der Leiter der 
„Reichsversicherungsanstalt für Angestellte die Aufsicht. 

Die Landesversicherungsanstalten selber sind der Aufsicht des 
"Reichsversicherungsamtes unterstellt. Die Seekran- 

kerıkassen und die Knappschaftskrankenkassen unterstehen eben- 

„Jalls unmittelbar dem Reichsversicherungsamt und nicht der Auf- 

sicht eines Versicherungsamtes. Sowohl das Reichsversiche- 

. Tungsamt als auch die Versicherungsämter sind -öffentliche Be- 

.hörden.
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& 2. Die Unfallversicherung, 

"Die deutsche Unfallversicherung ist — wie fast alle Unfall-- 
versicherungen der Welt — aus dem Gedanken der besonderen 
Gefahrenhäufung in gewissen Betrieben und der Vorstellung von 
der Haftpflicht der Unternehmer entstanden. Demzufolge ist die 
Unfallversicherung auf dem Prinzip des beruflichen Ri- 
sikos begründet. 

Der organisatorische Aufbau der heutigen Unfallversicherung 
in Deutschland beruht auf dem Dritten Buch der Reichsver- 
-sicherungsordnung und dem Gesetz über den’ Aui- 
bau der Sozialversicherung vom 5. Juli 1934, 

Die Reichsversicherungsordnung teilt die Unfallversicherung in 
drei verschiedene Unterabteilungen auf: : 

1. die Gewerbeunfallversicherung, . 
2. die Landwirtschaftliche Unfallversicherung und 
3. die See-Unfallversicherung. 
Für alle 3 Gruppen sind aber sehr ähnliche Vorschriften er-- 

lassen, sodass es nicht notwendig erscheint, die Versicherungs- 
gruppen getrennt zu behandeln. 

I. Der Umfang der Unfallversicherung. 

Die deutsche Unfallversicherung umfasst alle Arbeiter und 
Angestellten, ohne Rücksicht auf die Höhe ihres Arbeitseinkommens,. 
soweit sie in unfallgefährlichen Betrieben oder Tätigkeiten be- 
schäftigt sind. Dennoch kann die deutsche Unfallversicherung nicht: 
als eine echte Personenversicherung angesehen werden, weil sich 
die Unfallversicherung, abgesehen von den freiwilligen Versicher- 
ten, nicht direkt auf einzelne Personen oder Personengruppen 
erstreckt, sondern auf bestimmte gefährliche Betriebe und Tätig- 
keiten. Die Versicherten sind nicht unmittelbar versicherungs- 

“pflichtig, sondern nur indirekt, dadurch, dass sie in bestimmten 
als unfallgefährlich erklärten Betrieben und Tätigkeiten beschäftigt 
sind. 

: 
Die Zahl der in der Unfallversicherung versicherten Personen 

betrug im Jahre 1934 ungefähr 23, 500.000 Versicherte. Dem Um-
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‚ange .nach ist also die Unfallversicherung der grösste Sozialver- 

.‚sicherungszweig Deutschlands '). 

A. Die Versicherungspflicht erfasst alle Arbeiter, 

:Gehilfen, Gesellen, Lehrlinge und Angestellten, die in Betrieben 

‚oder Tätigkeiten beschäftigt sind, die kraft Gesetzes als unfallge- 

-fährlich erklärt sind (R.V.O., $ 544). Eine jährliche Höchstgrenze 

für das Arbeitseinkommen gibt es für die Versicherungspflicht in 

der Unfallversicherung nicht. 

Die als unfallgefährlich anzusehenden Betriebe und Tätigkei- 

ten werden in der Reichsversicherungsordnung ($$ 537 ff. 915 #H., 

1046 ff.) aufgezählt. 

Gewerbeunfallversicherungspflichtig sind beispielsweise u. a. 

.die folgenden Betriebsarten: Bergwerke, Salinen, Steinbrüche, Fa- 

‘"briken, Werften, Hüttenwerke, Apotheken, gewerbliche Brauereien, 

"Bauhöfe, sonstige gefährliche Gewerbe- und Handwerksbetriebe, 

Krankenhäuser, Heil- und Pflegeanstalten, Laboratorien, Schaus- 

pielunternehmungen, Schaustellungen, der gesamte Betrieb der Ei- 

:senbahnen und der Post und Telegraphenverwaltung, die Binnen- 

-schiffahrt und sonstige Beförderungs-" und Bewachungsbetriebe 

‘und sogar viele Nebenbetriebe (R.V.O. $$ 537 if.). Der landwirt- 

:schaftlichen Unfallversicherungspflicht unterstehen ganz allgemein 

die landwirtschaftlichen Betriebe (R.V.O., $$ 915 ff.). In der See- 

"Uniallversicherung unterliegen im allgemeinen die Betriebe und 

Tätigkeiten der Seeschiffahrt, der Seefischerei, gewisse Hilfsbe- 

'triebe der Seeschiffahrt usw. der Versicherungspflicht (R.V.O., 

$$ 1046 ff.). 
Die Versicherungspflicht beginnt mit der Eröffnung des als 

"unfallgefährlich erklärten Betriebes. Jeder Unternehmer: eines sol- 

chen Betriebes muss Mitglied einer Berufsgenossenschaft sein; 

‚seine Mitgliedschaft beginnt ebenfalls mit der Eröffnung des Be- 

triebes (R.V.O., $ 650). Diese Mitgliedschaft ist von dem Unter- 

nehmer durch Aushang im Betriebe bekanntzumachen (R.V.O., 

'$ 651). 

Arbeiter oder Angestellte (usw.) unterstehen sofort der Unfall- 

1)Amtliche Nachrichten fürReichsversicherung, 
:a. a. OÖ. S. 447 und 45%.
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versicherungspflicht, wenn sie in die als gefährlich erklärten Be- 
- triebe eintreten. Alter, Geschlecht, Familienstand und Staatsange-- 
hörigkeit spielen für das Vorhandensein der Versicherungspflicht 
keine Rolle. Gemäss der R.V.O. ($ 548) kann die Versicherungs- 
pflicht durch Satzung auch auf Betriebsunternehmer und Haus- 
gewerbetreibende ausgedehnt werden, ‚vorausgesetzt, dass sie Un-- 
ternehmer eines als unfallgefährlich erklärten Betriebes sind. 

Ferner ist zu berücksichtigen, dass in der See-Unfallversiche-- 
rung auch. „kleine Fischer“ der Versicherungspflicht unterworfen: 
sind.. Dementsprechend bestimmt die R.V.O. ($ 1058) folgendes : 
Versichert sind auch Unternehmer solcher gewerblicher Betriebe,. 
die durch die Zweiganstalt der Berufsgenossenschaft versichert 
werden. Die Versicherungspflicht besteht, nur, wenn der Unter-- 
nehmer zur Besatzung des Fahrzeugs gehört und bei dem Betrieb: 
regelmässig keine oder höchstens zwei Versicherungspflichtige. 
gegen Entgelt bescäftigt. 

' B. Versicherungsfreiheit besteht nur kraft Gesetzes.: 
Nach der Reichsversicherungsordnung ($ 554): sind versicherungs-- 
frei : 

a) Soldaten, die im Falle der Dienstbeschädigung einen Ver-- 
sorgüngsanspruch haben ; 

b) Angehörige der Schutzpolizei ; ; 
c) Reichs-, Reichsbahn- und andere Beamte eines Landes, 

eines Gemeindeverbandes oder einer Gemeinde, wenn sie Anspruch 
auf Ruhegeld haben oder wenn für sie die Vorschriften des Unfall 
fürsorgegesetzes vom 18. Juni 1901 gelten ; 

d) Mitglieder geistlicher Genossenschaften und Schwesterre‘ 
von Diakonissen- und gleichartigen Mutterhäusern, wenn ihnen 
nach den Regeln ihrer Gemeinschaft lebenslängliche Versorgung 
gewährleistet ist; 

C. Eine Versicherungsbe rechtigung besteht für- 
folgende Personen: 
....a) Unternehmer sowie Binnenlotsen, die ihr Gewerbe auf ei- 
gene Rechnung betreiben (R.V.O., $ 550) ; 

b) die im Betriebe des Unternehmers tätigen Ehegatten (R.V. 0... 
$ 551);
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c) Personen, die im Betriebe beschäftigt aber nicht versiche- 

rungspflichtig sind ; . 

d) Personen, die nicht im Betriebe beschäftigt sind, aber die 

Betriebsstätte besuchen oder auf ihr verkehren ; 

e) Mitglieder und Angestellte der Organe der Berufsgenossen- 

schaften ({R.V.O., $ 552). 

I. Die Leistungen der Unfallversicherung. 

Die Leistungen der deutschen Unfallversicherung werden ge- 

währt : " 

1. bei Verletzung des Versicherten infolge eines Betriebsun- 

falles ; 

2. bei Erkrankung infolge einer Berufskrankheit ; 

3. beim Tod, der entweder von einem Betriebsunfall oder von 

einer, Berufskrankheit verursacht ist. 

Als Versicherungsfälle der Unfallversicherung kom- 

men daher in Betracht: Betriebsunfälle, Beruiskrank- 

heiten und Unfalltod. . 

Unter Betriebsunfällen sind nicht nur die Unfälle zu 

verstehen, die innerhalb des Betriebes stattfinden, viel mehr ist der 

Begriff weiter gefasst. Allerdings muss der Betriebsunfall in einem 

inneren Zusammenhang mit der Beschäftigung des Versicherten 

im Betriebe entstanden sein, aber nach der R.V.O. gilt als Be- 

schäftigung im Betriebe auch: 

, a) der mit der Beschäftigung zusammenhängende Weg nach 
und von der Arbeitsstätte ($ 545 a) ; 

b) die mit der Beschäftigung zusammenhängende Verwahrung, 

Beförderung, Instandhaltung und Erneuerung des Arbeitsgerätes, 

auch wenn es vom Versicherten gestellt wird ($ 545 b); 

ed) häusliche und andere Dienste, zu denen die im Betriebe 

beschäftigten Versicherten von dem Unternehmer oder dessen 

Beauftragten herangezogen werden ($ 546, R.V.O.). 

Ferner erstrecken sich die Vorschriften über die Entschädi- 

gung bei Betriebsunfällen auch auf die Lebensrette r, d.h. auf 

diejenigen Personen, ‚die ohne rechtlich dazu verpflichtet zu sein, 

unter Gefahr für Leben, Körper und Gesundheit, einen anderen aus
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‚Zegenwärtiger Lebensgefahr retten oder zu retten unternehmen 
und dabei einen Unfall erleiden (R.V.O., $ 553 a). 

Hinsichtlich der Betriebsunfälle sieht die R.V.O. ($ 557) eine 
völlige oder teilweise Versagung des Schadenersatzes vor, wein 
der Verletzte sich den Unfall bei einem Verbrechen oder vorsätz- 
lichen Vergehen zugezogen hat. 

Berufskrankheiten sind beispielsweise: Erkrankungen 
durch Blei, Phosphor, Quecksilber, Arsen, Raditmstrahlen, Grauer 
Star für Glasbläser, Wurmkrankheit für Bergleute, Tropenkrank- 
heit für Seeleute usw. ı, 

Als Regelleistungen der Unfallversicherung, die in den’ 
oben erwähnten Versicherungsfällen gewährt werden, kommen in 
Betracht: 

1. Krankenbehandlung ; 
2. Berufsfürsorge ; 
3. eine Rente oder Krankengeld, Tagegeld, Familiengeld, für 

die Dauer der Erwerbsunfähigkeit ; 
4. Sterbegeld ; 

5. Hinterbliebenenrenten und 
6. Unfallverhütung. 
Die Leistungen der Unfallversicherung fallen oftmals mit denen 

der Krankenversicherung zusammen. In diesem Falle werden die 
Leistungen beider Versicherungen nicht nebeneinander gewährt, 
sondern sie greifen ineinander. Zwischen beiden Versicherungs- 
zweigen besteht eine enge Verbundenheit. $ 559 c der R.V.O. be- 
stimmt nämlich, dass die Verpflichtung zur Gewährung von Renten 
bei Verletzten, die auf Grund der Reichsversicherungsordnung ge- 
gen Krankheit versichert, mit dem Wegfall des Krankengeldes 
aus der Krankenversicherung beginnt, spätestens aber mit der 27. 
Woche nach dem Unfall. Das oben gesagte gilt nur für das Kran- 
kengeld. Was aber die Krankenpflege (d.h. die Sachleistungen) der 
Krankenversicherung_ betrifft, so‘ hat die zuerst in Anspruch ge- 
nommene Krankenkasse Krankenpflege nach ihrem Rechte zu ge- 
währen (R.V.O, $ 559 g). Wenn jedoch die Berufsgenossenschaft 

  

1) Vergl. E. Trode: Sozialversicherungslehre, 2. Aufl. Stuttgart 
1954. S, 246.
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-der Krankenkasse anzeigt, dass sie an einem bestimmten Tage mit 

.der Krankenbehandlung beginnen werde, endet mit dem Beginn 

dieses Tages die Verpflichtung der Krankenkasse zur Gewährung 

.der Krankenpflege (R.V.O. $ 559 g). 

1. Die Krankenbehandlung und die Berufsfür- 

‚sorge sind Sachleistungen. 

Entsprechend der R.V.O. ($ 558 2) sollen die Krankenbehand- 

"lung und die Berufsfürsorge mit allen geeigneten Mitteln versu- 

chen, die durch den Unfall hervorgerufene Gesundheitsstörung 

-oder Körperbeschädigung und die durch den Unfall verursachte Er- 

werbsunfähigkeit zu beseitigen oder wenigstens eine. Verschlimme- 

rung zu verhüten. Weiter sollen beide den Verletzten zur Wieder- 

‚aufnahme seines früheren Berufes oder, wenn das nicht möglich 

ist, zur Aufnahme eines neuen Berufes befähigen und ihn zur 

Erlangung einer Arbeitsstelle verhelfen. 

Die Krankenbehandlung beginnt sofort nach Eintritt 

‚des Versicherungsfalles und umfasst (R.V.O., $$ 558 b und 558 c): 

a) Aerztliche Behandlung : 

b) Versorgung mit Arznei und anderen Hilfsmitteln, Ausstat- 

tung mit Körperersatzstücken, ortopädischen und anderen Heil- 

mitteln ; 

c) Gewährung von Pflege, solange der Verletzte infolge des 

“Unfalles so hilflos ist, dass er sich nicht ohne fremde Wartung und 

Pflege helfen kann. : 

Im Falle der Unfallversicherung wird im Gegensatz zur Kran- 

kenversicherung für die Gewährung von Krankenbehandlung kein 

"Krankenschein verlangt und keine Krankenscheingebühr erhoben. 

Als Ersatzleistung für die Krankenbehandlung kann 

-jreie Kur und Verpflegung in einer Heilanstalt (Heilanstaltspilege) 

oder: freier Unterhalt und Pflege in einer geeizneten Anstalt (An- 

-staltspflege) gewährt werden (R.V.O., $ 558 d). 

2. Die Berufsfürsorge ist eine sehr wertvolle Leistung 

der Unfallversicherung, indem sie für die Wiedereinführung des 

"Verletzten in das Wirtschaftsleben sorgt. 

Nach der R.V.O. ($ 558 f) besteht die Berufsfürsorge in der 

:Gewährung der folgenden Leistungen : 

a) beruflicher Ausbildung zur Wiedergewirnung oder Erhöc
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hung der Erwerbsfähigkeit und nötigenfalls sogar Ausbildung für 
einen neuen Beruf : 

b) Hilfe zur Erlangung einer Arbeitsstelle, 
3. Für die Dauer der Erwerbsunfähigkeit erhält der Verletzte. bestimmte Geldleistun sen wie: Krankengeld, Unfallrente, 

Tagegeld, Familiengeld. 
a)Kra nkengeld wird erst vom vierten Tage der Arbeits- 

unfähigkeit ab gewährt, entweder von der Krankenversicherung- 
falls der Verletzte auch in der Krankenversicherung versichert ist- 
oder von der Unfallversicherung. Aus der Krankenversicherung 
kann der Verletzte Krankengeld für 26 Wochen erhalten. Falls er 
nicht in der Krankenversicherung versichert ist, erhält der Ver- 
letzte Krankengeld aus der Unfallversicherung, aber nur für 13. 
Wochen. Dieses Krankengeld wird dann als Unfallkranken- 
geld bezeichnet. Dauert die Erwerbsunfähigkeit länger als 13 
bzw. 26 Wochen, wird dem Versicherten nach Ablauf dieser Zeiten 
eine Unfallrente gewährt. 

Das Unfallkrankengeld, ebenso wie das Krankengeld der Kran- 
kenversicherung beträgt 50 v.H. des Arbeitsverdienstes. 

Voraussetzung für die Gewährung des Krankengeldes ist, dass 
der Verletzte keinen Arbeitsentgelt mehr erhält (5. Teil, Kap. II, 
Abschn. 1 $ 7 der Reichspräsidentenverordnung vom 8. Dezember‘ 
1931). 

b) Eine Unfallrente wird ‘demjenigen Versicherten ge- währt, der nach Ablauf des Krankengeldes (26 Wochen) bzw. des Unfallkrankengeldes (13 Wochen) weiterhin arbeitsunfähig ist. 
Der Anspruch auf Unfallrente beginnt grundsätzlich. mit dent: 

Tage nach dem Eintreten eines Betriebsunfalles oder einer Berufs- krankheit. Wenn die Erwerbsunfähigkeit jedoch nicht länger als- 
13 bzw. 26 Wochen dauert, so wird denı Versicherten nur eim 
Krankengeld und keine Rente gezahlt werden. Nach Ablauf des be-- treffenden Zeitabschnittes muss eine Rente gewährt werden, wenn 
der Versicherte noch arbeitsunfähig ist. 

Die Höhe der Unfallrente richtet sich nach dem Grade: 
der ‚Erwerbsfähigkeitsminderung.: Bei völliger Erwerbsunfähigkeit: 
wird die Vollrente gewährt, die 2/3 des Jahresarbeitsver-- 
dienstes. ;beträgt,: bei teilweiser Erwerbsunfähigkeit wird dage-
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gen nur eine Teilrente gewährt und zwar als Teil der 

Vollrente und im Verhältnis der Einbusse der Erwerbsfähigkeit 

(R.V.O., $ 559 a). 
Eine Rente wird nicht gewährt, wenn die Erwerbsiähigkeit 

eines Verletzten nur um weniger als ein Fünftel oder 20 v.H. ge- 

mindert ist. Die Rente, die gerade 20 v.H. der Vollrente ausmacht; 

kommt nach zweijährigem Bezug wieder in Wegfall (Reichspräsi- 

dentenverordnung vom 8. Dez. 1931, a.a.0. $$ 2 ff.). 

Schwerverletzte, d.h. Verletzte, die mehr als 50 v.H. 

der Erwerbsfähigkeit eingebüsst haben, bekommen ausserdem 

Kinderzulagen in Höhe von 10 v.H. der Rente für jedes Kind 

bis zum vollendeten 15. Lebensjahr (R.V.O. $$ 559 b). 

Alle Renten werden nach dem Jahresarbeitsver- 

dienst berechnet, den der Verletzte während des letzten Jahres’ 

im Betriebe bezogen hat (R.V.O., $ 563). 

Allerdings ist für die Rentenbemessung der Höchstbetrag 

von 7200 RM. vorgesehen (R.V.O. $ 571 ce und Gesetz vom 

7.12.1933). Es ist aber dabei zu beachten, dass dieser Höchstbetrag 

keine Höchstverdienstgrenze für das Bestehen der: Versicherungs» 

pflicht ist, wie z.B. bei der Krankenversicherung, sondern nur eine’ 

Höchstgrenze für die Gewährung der Leistungen. 

Bei der Uniallversicherung kommen auch Kapitalabfim- 

dungen in Frage und zwar werden sie im allgemeinen an Stelle‘ 

von kleinen Renten oder auch. dann gewährt, wenn der Berechtigte’ 

sich im Ausland aufhält. 

Als Mehrleistung im Sinne der Unfallrenten kommt eine’ 

Erhöhung der Teilrente bis zur Vollrente in Betracht, solange der 

Verletzte infolge des Unfalls unverschuldet arbeitslos bleibt (RVÖ 

$ 562). 
0) Tagegeld. Da während der Heilanstaltspflege oder der 

Anstaltspflege - die Rente bezw. das Krankengeld wegfällt, wird 

dem Versicherten für diese Zeit ein Tagegeld gewährt. Das Tage- 

geld ‚entspricht jährlich insgesamt 1/20 des Jahresarbeitsverdien- 

stes (R.V.O,, $ 559 e). Ferner erhalten die Familienangehörigen: 

des Verletzten ein 

d) Familiengeld. in Höhe der Rente, die ihnen beim Tode‘ 

des Versicherten zustehen würd.
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4. Sterbegeld wird beim Unfalltod : eines Versicherten’ ‚gewährt, d. h. wenn der Tod entweder durch einen Betriebsunfall ‚oder eine Berufskrankheit erfolgt ist. Nach, der R.V.O, ($ 586) be- ‚trägt das Sterbegeld ein Fünfzehntel des ‚Jahresarbeitsverdienstes; ‚jedoch ist ein Mindestbetrag von 50 RM vorgesehen ($ 2 der Verordnung vom 17. Mai 1924). 
Das Sterbegeld ist an denjenigen zu zahlen, der die Bestattung besorgt hat. Verbleibt ein Ueberschuss, so steht dieser den Hinter- "bliebenen zu. 

5. Hinterbliebenenrenten sind beim Unfalltod eines Versicherten, seinen Familienangehörigen vom Todestage ab zu gewähren. 
Die Witwe erhält eine Rente von 1/5 des Jahresarbeits- verdienstes des Verstorbenen bis zu ihrem Tode oder ihrer Wie- ‚derverheiratung. Die Witwen, die wenigstens die Hälfte ihrer Er- -werbsfähigkeit verloren haben, erhalten 2/5 des Jahresarbeitsver- 

dienstes als Rente. Heiratet die Witwe wieder, so erhält sie eine 
Abfindung in Höhe von 3/5 des Jahresarbeitsverdienstes AÄR.V.O., $ 588). 

Der Witwer erhält, falls er bedürftig ist, eine Rente in Höhe von 2/5 des Jahresarbeitsverdienstes bis zu seinem Tode oder seiner Wiederverheiratung, unter der Voraussetzung, dass die Unfallverstorbene Ehefrau ihn wegen seiner Erwerbsunfähig- 
keit ganz oder überwiegend aus ihrem Arbeitsverdienst unternaiten “hat (R.V.O., $ 589), 

Jedes Kind des tödlich Verunglückten erhält eine Rente 
-von 1/5 des Jahresarbeitsverdienstes bis zum vollendeten 15. Le- 
-bensjahr. In einigen bestimmten Fällen wie Schul- oder Berufsaus- 
bildung, oder wenn das Kind infolge körperlicher oder geistiger 

. Gebrechen ausserstande ist, sich selbst zu erhalten, kann die Ren- 
tenzahlung: bis zum vollendeten’ 21. Lebensjahr verlängert: werden AR.V.O., $ 591). u 
. Die Verwandten aufsteigender Linie, die der 

‘Verstorbene aus seinem Arbeitsverdienst unterhalten hat, erhalten für die Dauer ihrer Bedürftigkeit eine Rente von zusammen 1/5 „des Jahresarbeitsverdienstes (R.V.O., $ 593),
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-.Alle Hinterbliebenenrenten dürfen zusammen aber nicht mehr 

als 4/5 des Jahresarbeitsverdienstes übersteigen (R.V.O., $ 595). 

6. Die Unfallverhütung. Sie gehört ebenfalls zu den 

Regelleistungen der deutschen Unfallversicherung und hat heute 

eine sehr grosse "Bedeutung. 

Die Berufsgenossenschaften haben neben der Gewährung von- 

Leistungen die Aufgabe, auch für die Verhütung von Unfäl- 

len in Betrieben, und beim Eintreten der Unfälle für eine wirk- 

same erste Hilfe zu sorgen (R.V.O., $ 848). 

Nach dem $ 848 a der R.V.O. sind die Berufsgenossenschaf- 

ten verpflichtet, die erforderlichen Unfallverhütungsvorschriften zu 

erlassen : . 

a) hinsichtlich der Einrichtungen und Anordnungen, welche die 
Mitglieder zur Verhütung von Unfällen in ihren Betrieben zu trei- 

fen haben, 

b) hinsichtlich des Verhaltens, das die Versicherten zur Ver- 

hütung von Unfällen in den Betrieben zu beobachten haben. 

In den Unfallverhütungsvorschriften können den Mitgliedern 

Verpflichtungen für die erste Hilfe bei Unfällen und den Verletzten 

Verpflichtungen für ihr Verhalten bei Unfällen auferlegt werden 

(R.V.O., $ 848 b ). on 
Die Berufsgenossenschaften müssen ferner für die Durch- 

führung der Unfallverhütungsvorschriften Sorge tragen; zu die- 

sem Zwecke sollen sie technische Aufsichtsbeamte 

einstellen. Die Unternehmer sind dann verpflichtet, den technischen 

Aufsichtsbeamten den Zutritt zu ihren Betriebsstätten während 

der Betriebszeit zu gestatten (R.V.O. $ 878). 

Ill. Die Aufbringung der Mittel der Unfallversicherung. 

Das Deckungssystem in der deutschen Unfallversicherung ist 

das Umlageverfahren; allerdings mit der Auflage einen 

- Reservefonds zu. bilden, der die kommenden Umlagen : mildern 

soll!). Die Berufsgenossenschaften sind sogar nach $ 741 derRVO' 

1) Vergl. Moldenhauer: Art. Sozialversicherung, Handwörter- 

‚buch .der Staatswissenschaften. 4. Auflage 1929. Jena, Ergänzungs- 
“band. 8.85. a
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‚verpflichtet, Rücklagen anzusammeln und zwar werden die Rück- Jagen durch Zuschläge zu den Entschädigungsbeträgen gebildet AR.V.O., $ 742). 
In einigen deutschen Berufsgenossenschaften ist allerdings. für die Aufbringung der Mittel in der Unfallversicherung das Kapital- ‚deckungsverfahren massgebend, und zwar im Jahre 1934 bei: 
der Genossenschaft für reichsgesetzliche Unfallversicherung; 
den Zweiganstalten der Baugewerksberufsgenossenschaften 

und 
den Zweiganstalten der Tiefbauberufsgenossenschaften und der 

"Seeberufsgenossenschaft h, 
Die Mittel der Unfallversicherung sind von den Arbeitgebern 

‚allein in Form von Beiträgen aufzubringen. 
Die R.V.O. ($ 736) bestimmt, dass sowohl die Beiträge der "Mitglieder als auch das Vermögen der Berufsgenossenschaften nur zur Durchführung bestimmter Aufgaben verwendet werden dari, 

:S0 Wie: 

a) Deckung der Entschädigungen und Verwaltungskosten; 
b) Ansammlung der Rücklagen: 
c) Zahlung des Postvorschusses, Tilgung und Verzinsung der 

‚schwebenden Schuld; 

d) Belohnung für. Rettung Verunglückter; 
e) Unfallverhütung; 

f) Beschaffung von Arbeitsgelegenheit für Unfallverletzte; ' 
2) Errichtung von Heil- oder Genesungsanstalten. 

Die Beiträge werden nach dem Entgelt, den die Versicherten 
jährlich in den Betrieben verdient haben, sowie nach den Gefahr- 
tarifen berechnet (R. V.O. — $ 732). Der Gefahrentarif enthält 
"mehrere Gefahrenklassen, in die die Betriebe ihrer Gefährlichkeit 
‚entsprechend, eingegliedert werden. Folglich sind die Beiträge der 
Unternehmer gefährlicher Betriebe höher als die .der anderen. 

Die Erhebung der Beiträge. Die Unternehmer haben ihre 
"Beiträge durch Zahlung an die Berufsgenossenschaiten selber 
Abzuführen. 

  

1) Amtliche Nachrichten für Reichsversicherung, a. a. 0.8. 154-159.
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IV. Die Träger der Unfallversicherung. - x 

Als Versicherungsträger der deutschen Unfallversicherung 

kommen vor allem die Berufsgenossenschaften in Be- 

tracht. Neben ihnen gibt es noch bestimmte zugelassene Sonder- 

anstalten. 

Die Berufsgenossenschaften sind juristische Personen des öf- 

fentlichen Rechts und gleichzeitig Selbstverwaltungskörper. Die 

Zahl der Berufsgenossenschaften belief sich im Jahre 1934 auf 101: 

‚davon waren 63 gewerbliche, 37 landwirtschaftliche und eine See- 

Berufsgenossenschaft. Hierzu kommen noch die 193 vorhandenen 

Ausführungsbehörden'). 
Die Berufsgenossenschaften können auch Zweiganstal- 

ten unterhalten; beispielsweise hatien die gewerblichen Beruisge- 

-nossenschaften im Jahre 1934 14 Zweiganstalten?). 

Die Berufsgenossenschaften werden für grössere Bezirke oder 
für das ganze Reichsgebiet für bestimmte Berufszweige gebildet. 

Sie umfassen alle Unternehmer, deren Betriebe diesen bestimmten 

Berufszweigen zugehören. Die Beruisgenossenschaften sind also 

berufliche Versicherungsträger, weil sie auf dem 

Beruisprinzip aufgebaut sind. 

Die Berufsgenossenschaften könnten auch als „Zwangsvereini- 

gungen versicherungspflichtiger Betriebe”) bezeichnet werden. 

Für die innere Verfassung der Berufsgenossenschaften 

ist das Aufbaugesetz vom 5. Juli 1934 massgebend. Früher waren 

‚die Organe der Berufsgenossenschaften — der Vorstand und 

die Genossenschaftsversammlung. Das Aufbaugesetz 

hat diese Organe abgeschafit und an ihre Stelle hat es einen Lei- 

ter und einen Beirat eingesetzt’). 
Neben den Berufsgenossenschaften gibt es noch eine bestimmte 

Anzahl zugelassener Sonderanstalten. Diese ausserordent- 

4) Amtliche Nachrichten .für Reichsversicherung, a. a. O. S. 451 ff. 

2) Ebenda. 
.3) E. Trode: Sozialversicherungslehre, a. a. O. S. 249. 

4) Betreffend den Leiter und den Beirat, gelien dieselben Vorschrif- 

-ten wie bei der Krankenversicherung. Siehe dann wieder $. 177-178, die- 

‚ser Arbeit. : nn
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lichen Träger der Unfallversicherung sind: das Reich, die Länder,. 
die Gemeinden, die Gemeindeverbände, die Reichsbahngesellschaft,. 
üsw. für die Betriebe und Tätigkeiten die für ihre Rechnung aus- 

“geübt werden. 

Die Aufgaben dieser Sonderanstalten werden an Stelle der 
Berufsgenossenschaften von bestimmten Ausführungsbe- 
hörden durchgeführt (R. V.O. — $$ 892 if.). 

Als Versicherungsträger der Uniallversicherung können auch 
die Gemeindeunfallversicherungsverbände in Be-- 
iracht kommen. Diesbezüglich bestimmt die R.V.O. ($ 627). dass- 

‘die oberste Verwaltungsbehörde mehrere Gemeinden, die sie zur 
gemeinsamen Durchführung der Unfallversicherung für leistungs- 
“unfähig hält, zu einem Verbande vereinigen und diesen zum Ver- 
sicherungsträger erklären kann. Ferner sollen die Landesversiche-- 
rungsanstalt und der Gemeindeunfallversicherungsverband des glei-: 
chen Bezirkes nach dem Aufbaugesetz (Aschn. II, Art. 2 $ 2) eine 
Verwaltungsgemeinschaft unter einheitlicher Führung 
bilden. 

Die Aufsicht wird von dem Reichsversicherungsamt selbst über‘ 
alle Träger der Unfallversicherung — Berufsgenossenschaften, Son- 
deranstalten, Gemeindeunfallversicherungsverbände — ausgeübt 
'(Aufbaugesetz, Abschn. IV, $ 2). \ 

8 3. Die Rentenversicherung der Arbeiter — 
(Invalidenversicherung). 

Die Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenen-Versicherung wird. 
in dem. Aufbaugesetz vom 5. Juli 1934 als Rentenversicherung der 
Arbeiter bezeichnet, jedoch ist sie ihrem Wesen nach grundsätzlich 
dieselbe Invalidenversicherung geblieben, wie sie im vierten Buch 

‘der Reichsversicherungsordnung dargestellt ist. Was die Neuerung‘ 
des Aufbaugesetzes anbetrifft, so hat das Gesetz die Träger der 
Kranken- und Invalidenversicherung für bestimmte Aufgaben zu 
einer einheitlichen Organisation verbunden und dementsprechend 
die Aufgaben. der Landesversicherungsanstalten erweitert. Ferner 
hat das Aufbaugesetz das Führerprinziv hinsichtlich der inneren 
Verfassung der Versicherungsträger eingeführt.
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1. Der Umfang: der Rentenversicherung der Arbeiter.‘ 

Die Invalidenversicherung umfasst fast nur Arbeiter und ähn- 

liche werktätige Personen, aber nicht die Angestellten, für die die 

Angestelltenversicherung zuständig ist. Die Invalidenversicherung 

umfasste im Jahre 1934 ungefähr 17.300.000 Versicherte‘). 

A. Die Versicherungspflicht erstreckt sich, entspre- 

chend der R.V.O. ($ 1226) über die folgenden. Personen: 

1. Arbeiter, Gesellen; Hausgehilfen; 

2. Hausgewerbetreibende; 

3. Die Schiffsbesatzung deutscher Seefahrzeuge- und die. Be- 

satzung von Fahrzeugen. der Binnenschiffahrt, mit Ausnahme der 

Schiffsführer, Offiziere des Decks- und Maschinendienstes, Ver- 

walter und Verwaltungsassistenten sowie der in einer ähnlich ge- 

hobenen: oder höheren Stellung befindlichen Angestellten, soweit 

sie nach dem Angestelltenversicherungsgesetz versicherungspflich- 

tig oder versicherungsfrei sind; \ 

4. Gehilfen und Lehrlinge, soweit sie nicht nach dem Ange- 

stelltenversicherungsgesetze versicherungspflichtig oder versiche- 

rungsfrei sind. 

Eine wichtige Voraussetzung für die Versicherungs- 

pflicht hinsichtlich der oben. genannten: Personen ist die Be- 

schäftigung gegen Entgelt. Eine Ausnahme machen nur 

die Hausgewerbetreibenden. Im übrigen ist eine Beschäftigung für 

die als Entgelt nur freier Unterhalt gewährt wird, versicherungs- 

frei (R.V.O. — $ 1227). 
Ferner können unter die Versicherungspflicht Angehörige der 

Schutzpolizei sowie Soldaten gestellt werden, wenn sie bei ihrer vor- 

gesetzten Dienststelle die Versicherung beantragen. (R.V.O. — 

% 12262). 

Gemäss dem $ 1228 der R. V.O. sind auch diejenigen Deutschen 

versicherungspflichtig, die bei einer amtlichen Vertretung des Rei- 

ches oder eines deutschen Landes im Ausland oder bei deren Lei- 

tern oder Mitgliedern beschäftigt sind; 

Schliesslich kann der Reichsarbeitsminister allgemein oder in 

einzelnen Bezirken. die Versicherungspflicht für ‚bestimmte Berufs- 

zweige auf Gewerbetreibende und andere Betriebsunternehmer aus- 

1) Amtl. Nachr, für Reichsversicherung, a. a. O. S. 447. 

13
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delimen, die in ihren Betrieben regelmässig keinen oder höchstens 
einen Versicherungspflichtigen beschäftigen (R.V.O. — $ 1229). 

Für das Vorhandensein der Versicherungspflicht spielt das 
Alter der Versicherten keine Rolle. Früher gab es eine untere 
Altersgrenze, indem das 16. Lebensjahr überschritten sein musste. 
Diese untere Altersgrenze wurde aber im Jahre 1922 aufgehoben. 

B. Die Versicherungsfreiheit entsteht wie in der 
Krankenversicherung entweder kraft Gesetzes oder auf Antrag. 

1. Kraft Gesetzes sind folgende Personen versicherungs- 
frei: 

a) Personen, die ohne Entgelt beschäftigt sind, mit Ausnahme 
der Hausgewerbetreibenden, oder die als Entgelt nur freien Un- 
terhalt bekommen; " 

b) bei vorübergehenden Dienstleistungen nach ministerieller 
Bestimmung (R.V.O. $ 1232); 

c) Personen, die in Betrieben oder im Dienste des Reiches, 
der deutschen Reichsbahn-Gesellschaft, eines Landes, eines Ge- 
meindeverbandes, einer Gemeinde oder eines Versicherungsträgers 
bschäftigt sind, wenn ihnen Anwartschait auf gleiche Renten wie 
in der Invalidenversicherung gewährleistet ist (R.V.O. — $ 1234); 

d) Beamte, die in den oben genannten Betrieben und Diensten 
beschäftigt sind, sowie Lehrer und Erzieher an öffentlichen Schu- 
len oder Anstalten, solange sie lediglich für ihren Beruf ausge- 
bildet werden (R. V.O. — $ 1235); 

e) Personen, die während der wissenschaftlichen Ausbildung 
für ihren zukünftigen Beruf gegen Entgelt tätig sind (R.V.O. 
$ 1235); . 

f) Invaliden oder Personen, die eine Invaliden-, Witwen- oder 
Waisenrente nach den Vorschriften der R.V.O. oder des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes beziehen (R:V.©. — $ 1236). 

2. Aufihren Antrag werden von der Versicherungspflicht 
folgende Personen befreit: 

a) Personen, die Ruhegeld. aus der Angestelltenversicherung 
oder eine knappschaftliche Pension beziehen (R.V.O. — $ 1237); . 

b) Personen, denen vom Reiche, der. Deutschen Reichsbahn- 
gesellschaft, einem Lande, einem Gemeindeverband, einer Gemein-
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de, einem Versicherungsträger, oder denen auf Grund früherer 

Beschäftigung als Lehrer und Erzieher an öffentlichen Schulen 

‚oder Anstalten, Ruhegeld, Wartegeld oder ähnliche Bezüge im 

Mindestbetrage der Invalidenrente und daneben Anwartschaft auf 

Hinterbliebenenfürsorge gewährleistet ist (R. V.O. — $ 1237); _ 
c) versicherüngspflichtige Personen, die während oder nach 

der Zeit eines Hochschulunterrichts zur Ausbildung für ihren küni- 

tigen Beruf oder in einer Stellung beschäftigt werden, die aber 
den Übergang zu einer der Hochschulbildung entsprechenden ver- 
:sicherungsfreien Beschäftigung bildet (R.V.O. — $ 1238): 

d) Personen, die nur ausnahmsweise Lohnarbeit verrichten, 

sonst aber ihren Unterhalt selbständig erwerben oder ohne Ent- 

‚gelt tätig sind (R.V.O. — $ 1239), 

C. Bei der Versicherungsberechtigung gibt es, 

'wie auch bei der Krankenversicherung zwei Arten: 1) die Selbst- 

versicherung und 2) die Weiterversicherung. 

1. Die Möglichkeit einer Selbstversicherung besteht 
nach $ 1243 der R.V.O. für die folgenden Personen: 
a) Gewerbetreibende und andere Betriebsunternehmer, die in 
ihren Betrieben regelmässig keine oder höchstens zwei Versiche- 

rungspflichtige beschäftigen; 

b) Personen, die kraft Gesetzes versicherungsfrei sind, ent- 

weder weil sie als Entgelt nur freien Unterhalt erhalten oder weil 

sie nur vorübergehende Dienstleistungen verrichten. 

Es ist jedoch Vorbedingung, dass der freiwillig Versicherte 

beim Eintritt in die Versicherung das 40. Lebensjahr noch nicht 

überschritten hat. 

2.Die Weiterversicherung. Gemäss $ 1244 der R.V.O, 
können diejenigen Personen, die aus einem versicherungspflichti- 

‘gen Verhältnis ausgeschieden sind, ihre Versicherung freiwillig 

Tortsetzen. ’ 

il. Die Leistungen der Rentenversicherung der Arbeiter. 

Erste. Voraussetzung für die Gewährung der Leistungen der 

Invalidenversicherung ist der Eintritt eines bestimmten Versiche:+ 

zungsfalles. .
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Als: Versicherungsfälle für die: Invalidenversicherung kommers 
die folgenden in Betracht: 25 . . 

a) Invalidität, die dauernd..oder. vorübergehend. sein > kann; 
b) Alter nd >. ° 

.c) Tod. Don nn 
:: Der 'Versicherungsfall--des Todes kommt nur für ‚die Gewäh- 

rung: von--Hinterbliebenenrenten in Betracht, weil in der Invaliden- 
versicherung kein Sterbegeld gewährt wird, Dem Tode wird die 
Versehollenheit .als? Versicherungsfall gleichgestellt. 

Andere wichtige Voraussetzungen für die Gewährung der Lei: 
Stungen -sind:- die: Erfüllung : einer bestimmten Wartezeit ‚und die 
Erhaltung der -Anwartschaft. E- : 

1. Die Erfüllung der Wartezeit. Die Wartezeit--isf 
die für die Entstehung des Rechtsanspruches auf Leistungen not- 
wendige Versicherugsdauer, während deren Beiträge. entrichtet 
sein müssen. 

. Nach, der R.V. 0. ($ 1262) dauert die Wartezeit gewöhnlich 
250 Beitragswochen. Sind aber weniger als. 250 Beitragswochen auf 
Grund der Versicherungspflicht zurückgelegt, so beträgt die War- 
tezeit 500 Beitragswochen, Schliesslich wird die Wartezeit auf 750 
Beitragswochen verlängert, wenn es sich um die Gewährung der 
Altersrente wegen Vollendung des 65, Lebensjahres handelt (R. V. 

0.— $ 1262). 
Für die Erfüllung der Wartezeit sind. aber auch bestimmte: 

Ersatzzeiten vorgesehen, in denen. keine Beitragsentrichtung 
erforderlich -ist. : ° 

Nach der R. V. 0. ($ 1263) gelten als Ersatzzeiten für die, Er= 
füllung. der Wartezeit die vollen Kalenderwochen, in denen der 
Versicherte:- - “ \ 

.a). wegen .einer Krankheit zeitweise: arbeitsunfähig und nach= 
weislich verhindert gewesen ist, seine Berufstätigkeit fortzusetzen; 

b) zur Erfüllung der Wehrpflicht vor dem 1. ‚August 1914 ein- 
aebogen gewesen ist; 

nal cin Mobilmachungs- oder in Kriegszeiten dem Deutschen 
Reiche; während des‘ Weltkrieges auch -einem mit ihm verbündetert 
oder befreundeten Saate militärische Dienste geleistet hat. =:



197 

„Diese: Ersatzzeiten gelten als Pilichtbeitragswöchen. RV. 2 

$ 1263). 

1,2 Die Erhaltung der Anwartschaft bedingt, ‚dass 
die Beiträge innerhalb einer gewissen Zeit und mit einer gewissen 

Regelmässigkeit entrichtet wurden. 

Der R.V.O. ($ 1265) entsprechend; wird die Anwartschaft nur 
erhalten, wenn während zweier Jahre nach dem auf der Quittungs- 
karte verzeichneten Ausstellungstage mindestens 20 Beitragswo- 
chen zurückgelegt wurden. Im Falle der freiwilligen Selbstversi- 
cherung sind aber mindestens 40 Beitragswochen erforderlich. 

Indessen gilt die Anwartschaft auch dann als erhalten, wenn 
‚der Versicherte in der Zeit zwischen dem erstmaligen Eintritt in 
die Versicherung und der Entstehung des Versicherungsfalles min- 
Jestens. 3/4 der Wochenbeiträge entrichtet hat. 

Für die Erhaltung der Anwartschaft gibt es ebenso wie für 
die Erfüllung ‘der Wartezeit bestimmte Ersatzzeiten. Neben 
den bei der Wartezeit erwähnten Ersatzzeiten kommen hier noch 

in Betracht: 

a) Zeiten der Arbeitslosigkeit, während deren der Versicherte 

Arbeitslosen- oder Krisenunterstützung erhalten hat: 

.‚b) Zeiten ohne versicherungspflichtige Beschäftigung, während 
‚deren der Versicherte bestimmten Renten aus bestimmten ande- 

en Quellen erhalten hat; 

c) Zeiten, in denen der Versicherte bei der deutschen Wehr: 
macht oder einem dem Deutschen Reiche verbündeten oder be- 

freundeten Staate freiwillige Kriegskrankenpflege geleistet hat (R. 

V.O. — $ 1266). 

. Ist die Anwartschaft erloschen, so sind die entrichteten Bei- 
iräge keineswegs verloren. Die erloschene Anwartschaft lebt wie- 
der auf, wenn der Versicherte von neuem 200 Beitragswochen 
zurückgelegt hat (R. V.O. — $ 1267). Es ist dabei gleichgültig, ob 

‚diese Beiträge auf Grund: der Versicherungspilicht oder, ‚der ‚Ver- 

sicherungsberechtigung entrichtet worden sind. 05 

‚Wenn .der. Versicherte aber bei der Erneuerung des. Versi- 

‚Sherungsverhältnisses das 60.. Lebensjahr bereits vollendet hat,. lebt 

‚die Anwartschaft nur dann ‚wieder auf, wenn vor ihrem Erlöschen
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mindestens 1000 Wochenbeiträge entrichtet worden waren (R. V- 
0. — $ 1267). 

Hat der Versicherte erst das 40. Lebensjahr vollendet, so lebt 
die Anwartschaft nur unter der Bedingung wieder auf, wenn vor 
dem Erlöschen mindestens 500 und nunmehr erneut 500 weitere 
Wochenbeiträge entrichtet werden (R.V.O. — $ 1267). 

Regelleistungen der Invalidenversicherung sind die 
Renten. Da die Gewährung von Renten in der Invalidenversi- 
cherung bei weitem die wichtigste und hauptsächlichste Leistung 
ist, kann man wohl sagen, dass die Invalidenversicherung im we-- 
sentlichen nur Geldleistungen gewährt. 

Die Renten werden in Invaliden- und Hinterbliebenenrenten, so: 
wie in Witwen-, Witwer- und Waisenrenten eingeteilt: 

1. Invalidenrente erhält, nach Erfüllung der Wartezeit 
und bei Erhaltung der Anwartschaft der Versicherte, der dauernd' 
oder vorübergehend invalide ist, oder der das 65. Lebensjahr voll-- 
endet hat (R.V.O. — $ 1253). 

Was unter dem Begriff „Invalidität” zu verstehen ist, bestimmt 
die R. VO. im $ 1254: Als invalide gilt der Versicherte, der infolge 
von Krankheit oder anderen Gebrechen oder Schwäche seiner 
körperlichen oder geistigen Kräfte nicht imstande ist, durch eine: 
Tätigkeit, die seinen Kräften und Fähigkeiten entspricht und ihm 
unter billiger Berücksichtigung seiner Ausbildung und seines bis- 
herigen Berufes zugemutet werden kann, ein Drittel dessen zu 
erwerben, was körperlich und geistig gesunde Personen derselben 
Art und mit ähnlicher Ausbildung in derselben Gegend durch Ar- 
beit zu verdienen pflegen. 

Der Versicherte ist vorübergehend invalide, wenn seine Inva- 
lidität ununterbrochen 26 Wochen gedauert hat oder nach Weg- 
fall des Krankengeldes — 26 Wochen — noch besteht {R. V.O: 
$ 1253): 

Die Invalidenrente setzt sich aus drei Teilleistungen zusammen, 
. dem Grundbetrag, dem Steigerungsbetrag und dem Kinderzuschuss. 
Der Steigerungsbetrag wird auf Grund von 10 Lohn- und Beitrags- 
klassen errechnet, die nach der Höhe des wöchentlichen Arbeits+ 
verdienstes der Versicherten gebildet werden. ’
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Der Grundbetrag, der vom Reiche getragen wird, beträgt 

72 RM jährlich und ist für alle Klassen gleich. 

Der Steigerungsbetrag, der mindestens 72 RM jährlich 
betragen muss, wird von den Versicherungsträgern allein getragen. 
Er wird entsprechend den Wochenbeiträgen der 10 Klassen be- 
rechnet und beträgt jährlich: : 

in der Klasse I 8 Rpf in der Klasse VI 38 Pf 
»n » II 14 „ |" „ »  VII4M „ 
» on » 1120 „| » »„ VI 50 „ 
on » IV 26 „ I: „ „ IX 56 „ 
on „ v‚2a„ 1 2 „ xX62 „ 

Für die Beiträge, die während der Zeit des Währungsverfalles 
— 1. Oktober 1921 bis zum 31. Dezember 1923 — entrichtet wur- 
den, wird Kein Steigerungsbetrag gewährt (R.V.O. — $ 1268). 

Der Kinderzuschuss ist gleich für alle Klassen und be- 

trägt 90 RM jährlich für jedes Kind bis zum vollendeten 15. Le- 
bensjahr. 

2. Als Hinterbliebenenrenten kommen in Betracht: 
Witwen-, Witwer- und Waisenrenten, 

Die Hinterbliebenenrenten werden beim Tode eines Versicher- 
ten gewährt unter der Voraussetzung, dass die Wartezeit erfüllt 
und die Anwartschaft erhalten wurde. 

a) Witwenrente wird nach dem Tode des versicherten 

Ehemannes der Witwe gewährt, wenn sie dauernd oder vorüber- 

gehend invalide ist oder das 65. Lebensjahr vollendet hat (R.V.O. 

$ 1256). Die Witwenrente besteht aus Grund- und Steigerungsbe- 

trag. Der Grundbetrag ist. einheitlich auf 72 RM festgesetzt und 

wird vom Reiche getragen. Der Steigerungsbetrag beträgt 5/10 

des Steigerungsbetrages der Invalidenrente, die der Versicherte 

erhalten hätte. Heiratet die Witwe wieder, so bekonmt sie nur 
eine einmalige Abfindung in Höhe der Jahresrente (R. V.O. $ 1287). 

b) Witwerrente erhält der erwerbsunfähige bedürftige 

Ehemann nach dem Tode seiner versicherten Ehefrau, wenn er 

von der Verstorbenen überwiegend unterhalten wurde (R.V.O. 

$ 1257). Die Witwerrente besteht ebenso wie die Witwenrente aus 
einem vom Reiche getragenen Gründbetrag von 72 RM jährlich und
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Invalidenrente beträgt. .Bei Wiederverheiratung fällt: die: Rente 

weg; es wird in diesem Falle keine Abfindung: gewährt (R.V.O. 

$.1287). E 
.c) Waisenrente erhalten nach dem Tode des Versicher- 

ten seine Kinder bis zum vollendeten 15. Lebensjahre, Nach $ 125 
der R.V.O. gelten als Kinder: die ehelichen, die für ehelich er- 
klärten, die an Kindesstatt angenommenen, die unehelichen Kinder 
eines männlichen Versicherten, wenn seine Vaterschaft festgestellt 
ist und die unehelichen Kinder einer Versicherten. 

Die Waisenrente besteht aus einem ‚vom Reiche getragenen 
Grundbetrag von 36 RM jährlich, und aus einem Steigerungsbetrag 
in Höhe von 4/10 des Steigerungsbetrages der Invalidenrente. 

“In Bezug auf die Gesamthöhe der einzelnen Renten wird vor- 
ausgesetzt, dass alle Hinterbliebenenrenten zusammen nicht höher 
als die Rente sein dürfen einschliesslich des Kinderzuschusses, die 
dem Verstorbenen zur Zeit seines Todes zugestanden hätte (R.V. 
O0. — $ 1273). ' 

Beginn und Wegfallder Renten. Jede Rente beginnt 
regelmässig mit dem ersten Tage des Monats, der auf den Mo- 
nat folgt, in dem die Voraussetzungen für ihre Gewährung erfüllt 
sind. Wird: der‘ Antrag ‘später gestellt, so beginnt die Rente mit 
dem ersten Tage des Monats, der auf: den Antragsmonat folgt 
(R. V!O. — $ 1286). Die Rentenzahlungen hören auf mit’ dem Ab- 
lauf des Monats, in welchem der Rentenempfänger stirbt, oder sich 
wiederverheiratet (Witwen- und Witwerrenten), oder das 15. Le- 
bensjähr vollendet hat (Waisenrente). Für- den Sterbemonat und 
den Monat, in dem das Ruhen der Rente eintritt, wird die Rente 
noch voll gezahlt {R. V:O. — $ 1290). 

Zahlung der Renten: Die Renten werden durch die 
Deutsche Reichspost ausgezahlt, und zwar in der Regel durch die 
Postanstalt, in-deren Bezirk der Empfänger wohnt (R. V.O. $ 1297). 

Entziehung der Renten. Die Rente wird ‚entzogen, 
wenn infolge einer wesentlichen‘ Aendering die Voraussetzungen 
für deren Bezug nicht mehr vorliegen, d. h.'wenn der Empfänger 
nicht - mehr invalide ist (bei ‚Invalideni- und Witwenrenten) ‚oder 

- .. ur nanenn REERLTEL Feru..ı
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‚wenn er nicht mehr erwerbsunfähig und bedürftig ist (bei Wwitwen- 

renten) (R.V.O — $$ 1293 ff.). 
Ruhen der Renten. Die Rente ruht: 

a) wenn der Rentenempfänger eine Freiheitsstrafe von mehr 

als einem Monat zu verbüssen hat; \ 

. b) solange der berechtigte Ausländer sich freiwillig gewöhn- 

dich im Ausland aufhält oder. wenn er wegen der Verurteilung in 

‚einem Strafverfahren aus dem Reichsgebiet verwiesen war; 

c) solange der berechtigte Inländer sich im Auslande aufhält 

und es unterlässt, der Versicherungsanstalt seinen Aufenthaltsort 

mitzuteilen (R.V.O. — $$ 1274 ff.). 

: Beirm Zusammentreffen mehrerer Renten, die entweder nur aus 

der Invalidenversicherung allein oder aus ihr und auch aus der 

Unfall- ‚Angestellten- oder Knappschaftsversicherung gewährt wer- 

den, erhält der Berechtigte nur eine und zwar die ‚höchste Rente 

(R.V.O. — $ 1279). 

Als Ersatzleistungen für die Gewährung der Renten 

kommen in Betracht die Unterbringung in einem Invaliden- oder 

‚einem Waisenhaus und die Gewährung der Renten bis zu 2/3 in 

Sachen statt in bar. 

Gemäss $ 1303 der R.V.O. kann durch! die Satzung einer Ver- 

‚sicherungsanstalt die Unterbringung eines Berechtigten in einem 

Invaliden- oder Waisenhaus oder in einer ähnlichen Anstalt gegen 

ganzen oder teilweisen Wegfall der Rente vorgesehen werden. 

Ferner bestimmt $ 1301 der R.V.O., dass Gemeinden oder Ge- 

meindeverbände mit Genehmigung der höheren Verwaltungsbehör- 

‚de statuarisch bestimmen können, dass Renten bis zu 2/3 nicht 

bar, sondern in Sachen gewährt werden. 

Schliesslich ‚bestimmt $ 1251 der R.V.O. hinsichtlich der 

Mehrleistungen, dass der Reichsarbeitsminister ermächtigt 

ist, Ergänzung der Regelleistung durch Mehrleistungen zuzulassen. 

- 3, Heilverfahren können vom Versicherungsträger ge- 

währt werden, wenn zu erwarten ist, dass entweder die infolge 

‚einer Erkrankung drohende Invalidität eines Versicherten oder ei- 

einer Witwe abgewendet werden kann, oder dass der 'Empfänger
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einer Invaliden-, Witwen- oder Witwerrente wieder erwerbsfähig 
werden wird (R. V.O. — $ 1310). 

Aus diesen Gründen kann die Versicherungsanstalt die Er- 
krankten in einem Krankenhaus oder in einer Anstalt für Gene 
sende unterbringen. (R.V.O. — $ 1311). 

Während der Dauer des Heilverfahrens kann die entsprechen- 
de Rente ganz oder teilweise entzogen werden. Die Familienange- 
hörigen der Erkrankten erhalten aber während des Heilverfahrens- 
ein Hausgeld, vorausgesetzt, dass der Erkrankte sie überwie- 
gend unterhalten hat (R. V.O. — $ 1312). 

Wenn sich ein Berechtigter ohne triftigen Grund einem aus- 
sichtsvollen Heilverfahren entzieht, kann ihm die Rente für die Zeit, 
in der er dieses Heilverfahren ablehnt, ganz oder teilweise versagt 
werden {R.V.O. — $ 1313). 

III. Die Aufbringung der Mittel in der Rentenversicherung 
der Arbeiter. 

Das Deckungssystem der deutschen Invalidenversicherung ist 
das Anwartschaftsdeckungsverfahren. oo. 

Die für die Durchführung der Aufgaben der Invalidenversi-- 
cherung notwendigen Mittel werden vom Reiche, den Arbeitgebern 
und den Versicherten zusammen aufgebracht. 

Das Reich trägt insofern bei, als es die Grundbeträge der’ 
Renten gewährt und zwar 72 RM jährlich für jede Invaliden-, Wit- 
wen- und Witwerrente und 36 RM jährlich für jede Waisenrente: 
und überdies einen jährlichen Gesamtbetrag in Höhe von 200 Mil- 
lionen RM (R.V.O. — $ 1384) zur Verfügung stellt. 

Die hauptsächlichsten Kapitalien werden jedoch von den Ver- 
sicherten selbst und ihren Arbeitgebern in Gestalt der’ 
Beiträge aufgebracht. _ , 

Ferner ist auch die Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung an der Aufbringung der Mittel in etwa. 
beteiligt, da sie zur Deckung des Aufwandes für Arbeitslose 50 Rpf’ 
monatlich für jeden Arbeitslosen zahlt, um dessen Anwartschaft 
aufrechtzuerhalten (R.V.O. — $ 1385). 

Die Beiträge werden im allgemeinen je zur Hälfte von 
den Versicherten und ihren Arbeitgebern entrichtet, 

Für ‚einen Versicherten aber, dessen regelmässiger, wöchentli--
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cher Entgelt 6 RM nicht übersteigt, muss der Arbeitgeber den gan- 

zen Beitrag allein tragen (R.V.O. — $ 1432). 

Auf der anderen Seite müssen die freiwillig Versicherten den: 

ganzen Beitrag allein aufbringen. 

Die Beiträge sind gegenwärtig in $ 1390 der R.V.O. festge-' 

legt. Künftig hat der Reichsarbeitsminister im Einvernehmen mit- 

dem Reichsminister der Finanzen und dem Reichswirtschaftsmi- 

nister, je nach den Ergebnissen der alle zwei Jalire aufzustellen-' 

den versicherungstechnischen Bilanzen, die Beitragssätze zu be-' 

stimmen und die Höhe der Beiträge für die verschiedenen Klassen 

gleichmässig nach dem Endbetrage jeder Lohnklasse zu bemessen 

(R. V.O. — $ 1392). 
Für die Berechnung der Beiträge sind 10 Lohn- und Bei- 

tragsklassen für das ganze Reich gebildet worden. Für 

die versicherungspflichtigen Versicherten kommen nur die ersten 

8 Klassen in Betracht; die freiwillig Versicherten aber können sich 

in allen 10 Klassen mindestens jedoch in der zweiten Klasse ver” 

sichern (R. V.O. — $ 1440). 
In der Invalidenversicherung ist auch eine sogenannte Höher- 

versicherung zugelassen, derzufolge die Versicherungspiflich- 

tigen sich freiwillig in einer höheren als die pflichtmässig vorge- 

sehene Beitragsklasse versichern können. In diesem Falle ist der 

Arbeitgeber zum höheren Beitrag nur dann verpflichtet, wenn die- 

ser mit dem Versicherten schon vorher vereinbart war (R.V.O. 

$ 1389). 
Die 10 Lohnklassen und ihre entsprechenden Beiträge sind die‘ 

folgenden (R. V.O. — $$ 1387, 1388 und 1390): 

für wöchentlichen Arbeitsentgelt 

  

Lohnklasse_ von mehr als . bis zu Wochenbeitrag 

I — RM 6 RM 30 RPf 
I. 6. 12 60 

1 12 18 00 

IV 18 24 120 
V 24 30 150 
VI 30 36 180 
Vu 36 42 210 

vm 42 . — 240 

für freiwillige Höherversicherung 
IX — _ 270 RPF 
X _ — 30 „
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Für die Entrichtung der Beiträge wird das Mä rkenverfah- 
‚ren angewendet, d. h. die Beitragsentrichtung geschieht dadurch; 
‚dass wöchentlich die: entsprechenden Marken in Quittungskarten 
‚£ingeklebt werden. 

" 
Die Marken sind einheitlich für das ganze Deutsche Reich 

festgelegt und müssen .die Bezeichnung der Lohnklasse und: des 
Geldwertes enthalten. Sie werden von den Postanstalten verkauft: 
‚aber auch die Versicherungsanstalten selbst können besondere Ver- 
“kaufsstellen für die Marken einrichten. 

Die Quittungskarte wird in einer Ausgabestelle, gewöhn- 
lich .bei der Ortspolizeibehörde, ausgestellt. Der Versicherte ist 
verpflichtet, sich selbst die Quittungskarte ausstellen zu lassen und 
‚sie dann dem Arbeitgeber vorzulegen, damit dieser wöchentlich die 
‘Marken einklebt und entwertet. 

Die Quittungskarte soll vor allem Jahr und Tag der Ausstel- 
Jung, Name, Beruf, Geburtstag und Ort des Versicherten enthalten. 

“ - Die Quittungskarten bieten Raum für mindestens 52 Wochen- 
‚marken und sollen spätestens binnen zwei Jahren nach. dem Tage 
der Ausstellung zum Umtausch eingereicht werden (R.V.O. — $$ 
1418, 1420). Verlorene, unbrauchbar gewordene oder zerstörte Kaär- 
‚ten werden durch neue ersetzt (R.V.O. — $ 1421). 5 

Hinsichtlich des Einzugsverfahrens in der Invalidenversiche- 
rung ist schliesslich noch darauf hinzuweisen, dass das Aufban- 
gesetz vom 5. Juli 1934 den Reichsarbeitsminister ermächtigt hat, 
"Vorschriften über einen einheitlichen Beitragseinzug 
‘für -die Kranken- und Rentenversicherungen (sowohl der Arbeiter 
‚als auch der Angestellten) zu erlassen. (Abschn. I, Art.8$ 4). 

VI. Die Träger der Rentenversicherung der Arbeiter. 

In der. deutschen Invalidenversicherung gibt es zwei Arten von 
"Versicherungsträgern: u \ 

1. als. regelmässiger Versicherungsträger die Landesver- 
‚sicherungsanstalten und 

2. einige zugelassene So nderanstalten. 
Im Jahre 1934 gab es 33 Träger der Invalidenversicherung 

Y
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und: zwar i' 27 Landesversicherungsanstalten ‚und 6 Sonderan- 

stalten.!).. - 

Dazu kommt die Landesversicherungsanstalt des Saarlandes;- 

die schon im Februar 1935 wieder in die deutsche Sozialversiche- 

rung eingeführt wurde ($ 18 der Verordnung über die Überleitung 

der Sozialversicherung des Saarlandes vom 15. Februar 1935). So-' 

mit gibt es gegenwärtig 28 Landesversicherungsanstalten ?). 

Die Landesversicherungsanstalten sind juristische Personen- 

des öffentlichen Rechtes und geniessen den Grundsatz der Selbst- 

verwaltung, allerdings unter Staatsaufsicht. 

-Die Landesversicherungsanstalten werden für das Gebiet eines: 

oder mehrerer Länder oder grösserer Gemeindeverbände oder 

sonst für andere Gebietsteile errichtet (R.V.O. — $ 1326). Ihnen 

unterstehen alle in ihren Bezirken beschäftigten Versicherten, so- 

weit sie nicht von Sonderanstalten erfasst sind (R.V.O.— $ 1329).- 

Jede Landesversicherung ist die Trägerin der Invalidenversi- 

cherung ihres Bezirkes und ausserdem ist sie noch — entsprechend 

dem Aufbaugesetz — Trägerin der Gemeinschaftsaufgaben, der‘ 

Krankenversicherung ihres Bezirkes. 

Ferner sollen nach dem Aufbaugesetz die Landesversicherungs- 

anstalten und die örtlichen Gemeindeunfallversicherungsverbände 

eine Verwaltungsgemeinschaft unter einheitlicher Führung bilden’ 

(Abschn. I, — Art. 2, — $ 2). 

. „Was die innere Verfassung der Landesversicherungsanstalten 

anbetrifft, so gilt auch hier das durch das Aufbaugesetz einge- 

führte Führer prinzip. Dementsprechend hat jede Landesver- 

sicherungsanstalt einen Leiter und einen Beirat. Der Beirat: 

setzt sich zusammen aus Vertretern der Versicherten und der Be- 

triebsführer, einem Arzt und einem Vertreter der Gebietskörper- 

schaft. 

Als Sonderänstalten kommen in Betracht: die Reichs: x 

knappschaft, die die Invalidenversicherung nach, den” Vor- 

schriften ‘der R.V.O. für die Arbeiter in khappschaftlichen Be- 

trieben durchführt (Reichsknappschaftsgesetz $ 103). 

1)--Amtl. Nachr. für Reichsversicherung, a. a. O. S. 447, 575. 

2) Ehbenda. S. 575. Zu :
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Die Seekasse, die enie Einrichtung der See-Beruisgenos- 
‚senschaft ist. Sie führt die Invalidenversicherung der Seeleute durch 
{R.V.O. — $$ 1375 $f.). 

Die Reichsbahn-Versicherungsanstalt, die jetzt 
‚— auf Grund des Aufbaugesetzes — die 4 früher vorhandenen 
Reichsbahn-Arbeiterpensionskassen umfasst !). Ihr untersteht die 
Invalidenversicherung der bei der Deutschen Reichsbahngesell- 
‚schaft beschäftigten Arbeiter. 

Die Aufsicht über die " Landesversicherungsanstalten und 
alle Sonderanstalten wird — entsprechend dem Aufbaugesetze (Ab- 
‚schnitt IV, — $ 2) — von dem Reichhsversicherungsamt 
‚durchgeführt. 

' Die Invalidenversicherung ist der dritte und letzte Versiche- 
rungszweig, der nach der Reichsversicherungsordnung aufgebaut 
ist. Die anderen Versicherungszweige unterstehen besonderen 
Gesetzen. 

S 4. Die Rentenversicherung der Angestellten — 
Angestelltenversicherung. 

Die Angestelltenversicherung hat ebenso wie die Invaliden- 
versicherung infolge des Aufbaugesetzes vom 5. Juli 1934 einen 
neuen Namen bekommen, und zwar wird sie nunmehr als die Ren- 
‚tenversicherung der Angestellten bezeichnet. Die durch das Auf- 
baugesetz bewirkte Umgestaltung bertifft aber mehr oder weni- 
ger nur den organisatorischen Aufbau der Angestelltenversicherung, 
‚sa die Einführung des Führerprinzips, die Unterstellung der Reichs- 
versicherungsanstalt für Angestellte unter die Aufsicht des Reichs- 
versicherungsamtes und die Aufhebung ihrer Ersatzkassen; in 
ihrem Wesen aber ist die Angestelltenversicherung dieselbe ze- 
blieben, die noch nach den Vorschriften des Angestelltenversiche- 
Tungsgesetzes vom 8. Juli 1924 in seiner neuen gültigen Fassung 
vom 19. Mai 1934 weiter besteht. 

1) Vergl. auch Lutz Richter, Grundriss der  Reichsversiche- 
rung, a. a. OÖ. S. 60.
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I. Der Umfang der Rentenversicherung der Angesteliten. 

Die Angestelltenversicherung umfasst, wie schon der Name 

sagt — nur Angestellten und Personen in ähnlich gehobenen Stel- 

Jungen. Der Begriff „Angestellte” bezieht sich auf einen bestimm- 

ten Kreis von Personen, und zwar solche, die überwiegend geistige 

Arbeit verrichten und sich zwischen den Selbständigen einerseits 

und den handarbeitenden Erwerbstätigen andererseits befinden. 

Da das Angestelltenversicherungsgesetz selbst keine nähere Be- 

stimmung dieses Begriffes vornimmt, hat der vom Reichsarbeits- 

minister herausgegebene Berufskatalog vom 8. März 1924 eine so 

zrosse Bedeutung, da hier die vorhandenen Berufe in Klassen und 

Unterklassen eingeteilt und damit die Personengruppen, die zur 

‚Angestelltenversicherung gehören, näher bestimmt werden). 

Im Jahre 1934 erstreckte sich die Angestelltenversicherung 

iiber 3.700.000 Versicherte. Es ist jedoch geschätzt worden, dass 

die Zahl der Versicherten zu Anfang des Jahres 1935 auf unge- 

fähr 4 Millionen gestiegen sei?). 

A. Die Versicherungspflicht erfasst entsprechend 

.dem Angestelltenversicherungsgesetz (A.V.G. — $: 1) folgende 

Personen: 

1. Angestellte in leitender Stellung; 

2. Betriebsbeamte, Werkmeister und andere Angestellte in ei- 

‘ner ähnlich gehobenen oder höheren Stellung; 

3. Büroangesteilte, soweit sie nicht ausschliesslich mit Boten- 

‚zängen, Reinigung, Aufräumung und ähnlichen Arbeiten beschäftigt 

-werden, einschliesslich der Bürolehrlinge und Werkstattschreiber; 

4. Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge, andere Ange- 

:stellte für kaufmännische Dienste, auch wenn der Gegenstand des 

Unternehmens kein Handelsgewerbe ist, Gehilfen und Lehrlinge in 

Apotheken; 

5. Bühnenmitglieder und Musiker ohne Rücksicht auf den 

Kunstwert ihrer Leistungen; 

1) Vergl. E. Trode— Sozialversicherungslehre —a. a. ©. — 5. 278. 

2) Amtliche Nachrichten für Reichsversicherung —a. a. ©. — S. 661. 

}
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6.: Angestellte in Beruien der Erziehung, des Unterrichts, der 
Fürsorge, der Kranken- und Wohlfahrtspflege; 

7. Aus der Schiffsbesatzung deutscher Seefahrzeuge und aus 
der Besatzung von Fahrzeugen der Binnenschiffahrt Schiffsführer, 
Oifiziere des Decks- und Maschinendienstes, Verwalter und Ver- 
waltungsassistenten, sowie die in einer ähnlich gehobenen ‘oder 
höheren Stellung befindlichen Angestellten oline Rücksicht auf 
ihre Vorbildung. - 

Auch Lehrlinge, die sich in einer geregelten Ausbildung zu 
einem Angestelltenberuf befinden, fallen unter die Versicherungs- 
pflicht (A.V.G. — $ 1). 

Für das Vorhandensein der Versicherungspflicht bei den oben 
erwähnten Personen müssen bestimmte Voraussetzungen 

erfüllt werden, nämlich: alle diese Personen müssen gegen Ent- 

gelt, in einem Dienstverhältnis, beschäftigt werden, ihr Einkom- 

men soll die. Jahresarbeitsverdienstgrenze von 7200 RM nicht über- . 

schritten haben und beim Eintritt in die versicherungspflichtige: 

Beschäftigung: sollen sie das Alter von 60 Jahren noch nicht voll- 

endet haben (A. V.G. — $$ 1,'3). 
Als Entgelt gelten auch Gewinnanteile, Sach- und andere 

Bezüge, die der -Versicherte, statt eines Gehaltes oder Lohnes- 

oder neben diesem vor dem Arbeitgeber oder einem Dritten er- 

hält (A.V.G. — $ 2). 
Die Versicherungspflicht besteht ferner für selbständige Leh- 

rer und Erzieher, die in ihrem Betriebe: keine Angestellten be- 

schäftigen (A.V.G. — $ 4). 

B. Die Versicherungsfreiheit wird auch hier: 

1. krait Gesetzes und 

2. auf Antrag bewirkt. 

1. Kraft Gesetzes sind folgende. Personen versiche- 

rungsfrei: 

a) der Ehegatte, der durch den anderen Ehegatten beschäf- 
tigt wird (A.V.G. — $ 8); ; 

b) der Beschäftigte, der als Entgelt nur freien Unterhalt er- 
hält (A.V.G.— $ 9); . 

. ©). Personen, die, vorübergehende Dienstleistungen verrichten,-
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nach ‘näherer Bestimmung des Reichsarbeitsministers (A; v.Ga. 

— $10); 
d) Personen, die in Betrieben oder im Dienste des Reiches, 

der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft, eines Landes, eines Ge- 

meindeverbandes, einer Gemeinde oder eines Trägers der Reichs- 

versicherung, beschäftigt sind, wenn ihnen Anwartschaft auf Ru- 

hegeld und Hinterbliebenenrenten im Mindestbetrage der ihrem 

Diensteinkommen entsprechenden Höhe der Angestelltenversiche- 
rung gewährleistet ist. Das gleiche gilt für die beschäftigten Geist- 

lichen der als öffentlich-rechtliche Korporationen anerkannten 

Religionsgesellschaften, sowie für Lehrer und Erzieher an öffent- 

lichen Schulen oder Anstalten (A.V.G. — $ 11); 

e) Personen, die zu ihrer wissenschaftlichen Ausbildung für 

den zukünftigen Beruf gegen Entgelt tätig sind (A.V.G. — $ 12); 

f) Personen, die berufsunfähig sind oder die eine Rente aus 

der Invaliden-, Angestellten- oder Reichsknappschaftsversicherung 

erhalten (A.V.G. — $ 19). 

2. Auf Antrag werden von der Versicherungspflicht befreit: 

a) Personen, denen vom Reich, der Deutschen Reichsbahn- 

Gesellschaft, einem Lande, usw. Ruhegeld, Wartegeld oder ähn- 

liche Bezüge im Mindestbetrage der seinerk Diensteinkommen ent- 

sprechenden Höhe bewilligt sind und daneben Anwartschaft auf 

Hinterbliebenenfürsorge gewährleistet ist (A.V.G. — $ 14); 
b) Personen, die beim Eintritt in eine versicherungspflichtige 

Beschäftigung das 50. Lebensjahr vollendet haben. Diese Bestim- 

mung gilt aber nicht für diejenigen Personen, die aus der Inva- 

lidenversicherung in die Angestelltenversicherung übergetreten 

sind (A.V.G. — $ 15). 

C. Bei der Versicherungsberechtigung unterschei- 

det man ebenfalls zwei Arten: die Selbst- und die Weiterversi- 

cherung. ' 

1. Die Selbstversicherung ist nach $ 22 des A.V.G. 

folgenden Personen gestattet, vorausgesetzt, dass sie das 40. Le- 

bensjahr noch nicht überschritten haben: 

a) Personen, deren Entgelt die Jahresarbeitsverdienstgrenze 

von 7200 RM übersteigt; 
ı4
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b) Personen, die_für ihre eigene Rechnung eirie ähnliche Tä- 
tigkeit wie die als versicherungspflichtig Bezeichnete verrichten; 

©). Personen, die versicherungsfrei sind, weil sie. vorüberge- 
hende Dienstleistungen ausüben oder freien Unterhalt als Entgelt 
erhalten oder zu ihrer wissenschaftlichen Ausbildung gegen: Ent- 

.gelt tätig sind. . 
2. Zur Weiterversicherung sind diejenigen Personen 

zugelassen, die beim Ausscheiden aus einer versicherungspflichti- 
gen Beschäftigung mindestens 4 Beitragsmonate auf Grund der’ 
Versicherungspflicht zurückgelegt haben (A.V.G. — $ 21). 

Auch Selbstversicherte, deren Voraussetzungen für die Selbst- 
versicherung weggefallen sind, können diese fortsetzen, falls sie 
mindestens 4 Beitragsmonate auf Grund der Selbstversicherung 
zurückgelegt haben (A.V.G. — $ 22). 

Il. Die Leistungen der Rentenversicherung der 
Angestellten. 

Als wichtige Voraussetzungen für die Gewährung der 
Leistungen kommen — ähnlich wie bei der Invalidenversicherung 
die folgenden in Betracht: das Vorliegen eines bestimmten Ver- 
sicherungsfalles, die Erfüllung der Wartezeit und die Erhaltung 
der "Anwartschaft. 

Die von der Angestelltenversicherung vorzesehenen Versi- 
cherungsfälle sind: 
a) dauernde oder vorübergehende Berufisunfähigkeit, 

b) Alter, d. h. Erreichung des 65. Lebensjahres und 
c) Tod, der nur für die Gewährung der ‚Hinterbliebenen- 

renten in Frage kommt. Dem. Tod ist der Fail der Verschol- 
ienheit gleichgestellt, -— 

Für die Erfüllung der Wartezeit und die Erhaltung der An- 
wartschaft gelten ähnliche Vorschriften wie bei der Invalidenver- 
sicherung mit dem einzelnen Unterschied, dass hier die Beiträge 
als Monatsbeiträge und nicht als Wochenbeiträge gerechnet werden, 

Die Wartezeit ist erfüllt, nachdem 60 Beitragsmonate zu- 
Tückgelegt worden sind. Wenn aber. weniger als 60 Beitragsmo- 
nate auf Grund der Versicherungspflicht zurückgelegt wurden,
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so: dauert. die Wartezeit 120 Beitragsmonate. Für ‚das ‚Ruhegeld 

infolge- Vollendung . des 65. Lebensjahres: beträgt; die ‚Wartezeit. 

180 Beitragsmonate (A.V.G. — $ 31). 

Auch bei der Angestelltenversicherung gibt es Ersatzzei- 

ten für die Erfüllung. der. Wartezeit, und zwar gelten als: Ersatz- 

zeiten die vollen Kalendermonate,.:in denen der Versicherte‘ wäh- 

rend des Weltkrieges dem Deutschen Reiche oder einem mit ihm 

verbündeten oder befreundeten Staate. Kriegs-, Sanitäts- oder 

ähnliche Dienste geleistet hat (A.V.G. — $ 32). 

Die Anwartschaft, in der Angestelltenversicherung gilt 

nur dann: als ‚erhalten, wenn nach dem Schlusse des Kalender- 

Jahres, in dem der erste Beitrag entrichtet worden ist, bis zum 

Beginne des Kalenderjahres, in dem der Versicherungsfall eintritt, 

jährlich mindestens 6 Beitragsmonate zurückgelegt worden sind. 

Die Anwartschaft gilt auch als aufrechterhalten, wenn die zwischen 

dem erstmaligen Eintritt in die Versicherung und dem Versiche- 

rungsfalle liegende Zeit mindestens zu 3/4 durch Beiträge oder 

Ersatzzeiten belegt ist. (A.V.G. — $ 33). 

‚Die geltenden Ersatzzeiten für die Erhaltung der An- 

wartschaft in der Angestelltenversicherung sind mit denen der. 

Invalidenversicherung sehr ähnlich. 

Die erloschene Anwartschaft kann wieder aufleben,. 

wenn der Versicherte die rückständigen freiwilligen Beiträge, die 

zur Erhaltung der Anwartschaft noch erforderlich sind, innerhalb: 

.der zwei Kalenderiahre nachentrichtet, die dem Kalenderjahre der 

Fälligkeit der Beiträge folgen (A. V.G. — $ 35). Die Anwartschaft 

kann auch wieder aufleben; wenn der Versicherte von neuem auf 

Grund der Versicherungspflicht oder der Selbstversicherung Bei- 

träge .entrichtet, und zwar muss er dazu mindestens 24 Monats-- 

beiträge zahlen, falls vor dem Erlöschen der. Anwartschaft die. 

Wartezeit erfüllt, und. mindestens..48 Monatsbeiträge im Falle, 

dass sie nicht erfüllt war (A.V.G.. — $.35). 

Als Regelleistungen der, „Angestelltenversicherung kom- 

men, die folgenden. in, "Betracht: 3 

. 1. Ruhegeld; os F ö ü 

2. Hinterbliebenenrenten; ' : 
„ 8. Heilverfahren und N SE we 

4. Beitragserstattung. . ® ° a
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1. Ruhegeld erhält, nach der Erfüllung der Wärlezeit und. 
bei Erhaltung der Anwartschaft, der Versicherte der zur Aus- 
übung seines Berufes dauernd: oder- vorübergehend berufsunfähiz 
ist, oder das 65. Lebensjahr vollendet hat (A. V.G. =- $ 26). 

Was unter „berufsunfähig” zu verstehen ist, erklärt das A. 
V.G. im $ 27: Als berufsunfähig gilt der Versicherte, dessen Ar-- 
beitsfähigkeit ‘infolge von Krankheit oder geistigen Kräfte auf 
weniger als die Hälfte derjenigen eines körperlich und geistiz 
gesunden Versicherten von ähnlicher Ausbildung und gleichwer-- 
tigen Kenntnissen und: Fähigkeiten herabgesunken ist. 

Es ist also bedacht worden, dass während bei der Invaliden-- 
versicherung die Erwerbsfähigkeit um 2/3 vermindert sein muss,. 
in der Angestelltenversicherung nur eine 50%ige Berufsunfähig- 
keit für die Gewährung der Invaliditätsrente verlangt wird. 

Der Versicherte gilt als vorübergehend berufsun- 
fähig, wenn seine Berufsunfähigkeit ununterbrochen 26 Wochen 
gedauert hat (A.V.G. — $ 26). 

Ferner gilt auch nach $ 397 des A. V.G. als berufsunfähig: 
und erhält Ruhegeld, wer das 60. Lebensjahr vollendet hat und 
seit mindestens. einem Jahr ununterbrochen arbeitslos ist. 

Das Ruhegeld setzt sich: zusammen aus Grundbetrag, Stei- 
gerungsbetrag und Kinderzuschlag. - 

Der Grundbetrag beträgt 360° RM jährlich und ist für 
alle 10 Lohnklassen der gleiche. Er wird von der Versicherungs- 
anstalt allein getragen, weil das Reich bei der Angestelitenversi- 
cherung keinen Zuschuss gewährt. 

Der Steigerungsbetrag_wird jährlich berechnet und ist: 
für jeden Monatsbeitrag verschieden ie nach der Lohnklasse, in 
welcher der Versicherte eingegliedert ist. Für die Monatsbeiträge, 
die während der Zeit des "Währungsverfalls — 1. August 1921 bis 
zum 31. Dezember 1923 — entrichtet würden; entfällt kein Stei- 
gerungsbetrag (A.V.G..— $ 36).'), = or 

1 Entsprechend dem AVG ($ 36) beträgt der Steigerungsbetrag für jeden. Mnatsbeitrag in der Klasse A 0,25:RM- in d.'Klasse F 2.50 RM. B 0,50 „ G 30, .c 100... .._ 1 40, 
BD 600 

20 , ano mau K 8.00 
Bu Pi
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“ Der Kinderzuschlag'ist entsprechend dem $ 1271 der 
R.V.O. im $.38 des A,V.G. geregelt. Er beträgt 90. RM. jährlich 
für jedes Kind bis zum vollendeten 15. Lebensjahre und. ist für 
alle Kinder gleich. 

2. Bei den Hinterbliebenenrenten. gibt es in der 
Invalidenversicherung ebenso wie in der Angestelltenversicherung 
3 Arten: die Witwen-, Witwer- und Waisenrenten. Sie werden 
zur gewährt, wenn beim Tode des Versicherten die Wartezeit 
‚erfüllt und die Anwartschaft erhalten war (A.V.G. — $ 28). 

a) Witwenrente erhält die Witwe nach dem Tode des 
versicherten Ehemannes (A.V.G. $ 28). Die Rente ‚beträgt 5/10 
(des Ruhegeldes, das dem verstorbenen Ehemann zugestanden 
hätte, ohne Kinderzuschuss (A.V.G. — $ 39). Bei Wiederverhei- 
ratung bekommt die Witwe eine Abfindung in Höhe des dreifachen 
Betrages ihrer Jahresrente (A.V.G. $ 41), 

b) Witwerrente erhält der erwerbsunfähige bedürftige 
Ehemann, wenn seine verstorbene Ehefrau ihn vor ihrem Tode 
überwiegend unterhalten hat. Die Witwerrente. beträgt, - wie die 
"Witwenrente 5/10 des Ruhegeldes ohne Kinderzuschüss. Bei Wie- 
‚derverheiratung fällt die Rente weg. oo. 

c) Waisenrente erhalten nach dem Tode des Versicher- 
ten seine Kinder bis zum: vollendeten 15. Lebensjahre. Sie beträgt 
-4/10 des Ruhegeldes ohne Kinderzuschuss. Wer als Kind gilt, ist 
in $ 1258 der R.V.O. bestimmt. 

Auch hier gilt für die Höhe der einzelnen Hinterbliebenen- 
senten, dass sie zusammen nicht höher sein dürfen, als das Ru- 
'hegeld des Verstorbenen einschliesslich der Kinderzuschüsse, die 
ihm im Zeitpunkte sienes Todes zugestanden hätten. _ 

Was den Beginn, Wegfall, Zahlung, Entziehung und Ruhen 
‚der Renten anbelangt, gelten die gleichen Vorschriften wie bei der 
Invalidenversicherung, d. h. die entsprechenden Vorschriften. der 
Reichsversicherungsordnung !). 

Das gleiche gilt für die Gewährung von Ersatzleistun- 
zen (A.V.G $ 44). 

  

- 1). Siehe also: die.:Invalidenversicherung. S. 200-1. - vo
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= Mehrleistungen kann der Reichsars Sıtsminister’ in Er- 

gänzüung ‘der Regelleistungen zulassen (A. v.a'$ 24). 

3. Heilverfahren werden in ‘denselben Fällen gewährt, 

wie in der Invalidenversicherung, nämlich wenn. zu erwarten ist, 

dass die drohende Berufsunfähigkeit eines Versicherten abgewen- 

“ det oder dass der Empfänger eines. Ruhegeldes ‚oder einer: ;Wit- 

wenrente wieder erwerbsfähig gemacht werden kann. ‚Hier. gelten 

wieder die entsprechenden Vorschriften der Reichsversicherungs- 

‘ordnung. \ " \ 

Während des Heilverfahrens wird den Angehörigen ein Haus- 

geld ‚gewährt, die ‚von dem. Berechtigten überwiegend unter- 

halten wurden, falls der Erkrankte in einem Krankenhaus oder 

in einer ähnlichen Anstalt ‘untergebracht wird. Das. Hausgeld: soll 

täglich mindestens 3/20 des zuletzt entrichteten Monatsbeitrages 

betragen (A.V.G. $ 51). Für die Dauer des Heilverfahrens::oder, 

wenn der Erkränkte sich. ohne Grund dem Heilverfahren entzieht, 

kann die Rente ganz oder teilweise entzogen‘ werden. 

4. Die Erstattung von Beiträgen ist eine eigen- 

tümliche Leistung der Angestelltenversicherung, die nur für weib- 

liche. Versicherte . ‚vorgesehen ist. Und. ‚Zwar wird sie bei Ver- 

heiratung im Todesfall oder beim Eintritt der Versicherten in eine 

Schwesternschaft oder religiöse Gemeinschaft - gewährt, voraus- 

gesetzt. dass die Wartezeit für das. .Ruhegeld wegen Berufsunfä- 

higkeit erfüllt ist. Diesbezüglich heisst es in $ 46: Stirbt eine Ver- 

sicherte nach‘ Ablauf der Wartezeit für das’Ruhegeld wegen Be-. 

rufsunfähigkeit vor Eihtritt in den "Genuss des Ruhegeldes und 

besteht kein Anspruch auf Hinterbliebenehrente, so ist auf Antrag’ 

die Hälfte der für die Zeit vom 1. Januar 1924 bis zum Tode der 

Versicherten entrichteten Beiträge zu erstatten. Der Anspruch sol 

innerhalb eines Jahres geltend gemacht werden. 

Heiratet eine Versicherte nach Ablauf der Wartezeit für das. 

Ruhegeld wegen Berufsunfähigkeit und scheidet: binnen dreier
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Jahre nach der‘ Verheiratung’ aus der versicherüngspflichtigen Be- 
schäftigung aus, so ist ihr auf Antrag die Hälite der für die Zeit 
vom 1. Januar 1924 bis zum Ausscheiden ‚geleisteten Beiträge zu 
‚erstatten. Der Anspruch verfällt, wenn 'er nicht binnen drei Jahre 
nach der Verheiratung geltend gemacht wird. Dieselben Vorschrif- 
ten gelten auch für versicherungspflichtige Versicherte, die in eine 
Schwesternschaft oder religiöse Gemeinschaft eintreten und sich | 
nicht freiwillig weiterversichern wollen (AV.G. $ 47). 

IH. Die Aufbringung der Mittel in der Rentenversicherung 
‚der Angestellten. 

Das Deckungssystem der Angestelltenversicherung ist das 
Anwartschaftsdeckungsverfahren. 

Die finanziellen Mittel der Angestelltenversicherung werden 
ausschliesslich von den Versicherten . und. ihren Arbeitgebern in 
Gestalt von Beiträgen aufgebracht. Das Reich gibt hier keine 
Zuschüsse wie in der Invalidenversicherung. 

Die Beiträge werden zu gleichen Teilen von beiden Par- 
teien ' aufgebracht. Jedoch -hat der Arbeitgeber für die Lehrlinge 
und für die Versicherten, deren monatlicher Eitgelt 50 RM nicht 
übersteigt, den ganzen Beitrag‘ allein zu tragen (A.V.G..$ 183). 
Andererseits sollen die freiwillig ‚Versicherten ihre ganzen Bei- 
träge selbst tragen. 

Die Beiträge sind Monatsbeiträge, d.h. sie werden monatlich 
entrichtet, Für ihre Berechnung sind 10 Gehaltsklassen. 
gebildet worden, in die die Versicherten der Höhe itires Finkom- 
mens entsprechend eingegliedert werden. Für. die Versicherungs- 
‚Pflichtigen kommen nur ‚die 7 ersten Klassen in Betracht, die: frei- 
willig Versicherten können sich in allen 10 Klassen versichern, 
mindestens aber in’ der Gehaltsklasse B (A.V.G. ’$ $ 169, 170, 185). 

Auch’ in der Angestelltenversicherung ist wie in der Invali- 
‚denversicherung eine Höherversicherung zugelassen, d.h. 
die Versicherüngspflichtigen können’ sich freiwillig in ‘einer höhe- 
ren 'Klasse als der pflichtmässigen versichern (A. V!G. $ 184). :
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Die 10 Gehaltsklassen und. ihre entsprechenden Beiträge 
sind die folgenden: (A. V.G. $$ 169,170, 170): 

  

Gehalts- für monatlichen Arbeitsverdienst 
klasse von mehr als bis zu .. Monatsbeitrag. 

A — RM: 5SORM 2 RM 
B 50 100 4 „ 
C 100 200 8 ,„ 
D 200 300 12 „ 
E 300 400 16 „ 
F 400 500 20, ,„ 
G 500 — 25 „ 

für, freiwillige Beitragszahlung 
G — — 30 RM 
J — — 40 „ 
K — — 50 „ 

Die Beiträge werden durch Einkleben von Marken in die 
Versicherungskarten entrichtet, d. h. im Wege des Markenver- 
fahrens. 

Die Marken werden von der Reichsversicherungsanstalt für 
Angestellte ausgegeben (A.V.G. — $ 175). Der Versicherte ist 
verpflichtet, sich die Versicherungskarte selber ausstellen zu las- 
sen und sie dann dem Arbeitgeber zum Einkleben der Marken 
rechtzeitig vorzulegen (A.V.G. $ 177). Die Versicherungskarte 
soll binnen 3 Jahren nach dem Ausstellungstage und nicht später 
zum Umtausch eingereicht. werden (A.V.G. $ 179). 

Die Geltungszeit einer Marke ist der Kalendermonat. Der 
Arbeitgeber, der den Versicherten in einem’ Kalendermonat be- 
schäftigt, hat für beide Teile den Beitrag zu entrichten, bezw. 
die Marken zu kleben (A. V.G. $ 182). 

Es sei hier nochmals darauf hingewiesen, dass der Reichsar- 
beitsminister nach dem Aufbaugesetz vom 5. Juli 1934 ermächtigt 
ist, Vorschriften über einen ‘einheitlichen Beitragseinzug iür die 
Kranken- und die Rentenversicherungen — Invaliden- und Ange- 
stelltenversicherungen — zu erlassen (Abschn. IL Art. 8. $.A).-
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IV. Die Träger der Rentenversicherung der Angestellten. 

Es gibt nur einen. einzigen Träger der Angestelltenversiche- 
rung, und zwar die Reichsversicherungsanstalt für 
‚Angestellte. Sie ist eine. öffentliche Behörde (A. V.G.$ 94) 
-und hat ihren Sitz in Berlin. 

Neben der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte gab es 
noch eine bestimmte Anzahl von. Ersatzkassen; sie wurden 

:aber durch das Aufbaugesetz aufgehoben (Abschn. II. Art. 4). 
Diese Ersatzkassen sind aber nicht zu verwechseln mit den Er- 

-satzkassen für die Angestellten, .die diese in der Krankenversi- 
-cherung haben. Die Ersatzkassen der Krankenversicherung. be- 
stehen weiter und sind durch das. Aufbaugeseiz der Aufsicht der 
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte unterstellt worden (Ab- 

schnitt IV, $ 2). 

Das Aufbaugesetz hat auch die innere Verfassung der 
Reichsversicherungsanstalt f. A. geändert durch die Einführung 

‚des Führergrundsatzes. Die früheren Organe der Reichsversiche- 
rungsanstalt waren: 

l. das Direktorium; 
2. der Verwaltungsrat und 

3. die Vertrauensmänner. 
Das Aufbaugesetz hat an ihre Stelle einen Leiter und. einen 

Beirat gesetzt. Der Leiter ist Reichsbeamter und wird von dem 
Reichspräsidenten ernannt. Der Beirat, der nur zur Unterstü- 
tzung des Leiters bestellt ist, setzt sich zusammen aus: Beauf- 

-tragten (Vertretern) der Versicherten und den Führern von Be- 
-irieben, einem Arzte und einem Vertreter der Gebietskörperschaft 
(Aufbaugesetz — Abschn. II, Art. 7 —.$$ 2, 3). 

Die Aufsicht über die Reichsversicherungsanstalt für An- 
„gestellte wird, entsprechend dem Aufbaugesetz (Abschn. IV, $ 2), 
von dem Reichsversicherungsamt durchgeführt. 

8 5. Die Knappschaftsversicherung. 

Unter Knappschaftsversicherung ist die Sozialversicherung der 
‚im Bergbau tätigen Arbeiter und Angesiellten zu verstehen.
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Die. Knappschaftsversicherung ist gegenwärtig, nach den 'Vor-- 

schriften des Reichsknappschaftsgesetzes vom 1. Juli 1926 in der’ 

neuen Fassung vom 17. Mai 1934 durchgeführt. 
Das Gesetz über den Aufbau der Sozialversicherung vom 53.- 

Juli 1934 hat auch hinsichtlich der Knappschaftsversicherung ge- 

wisse Veränderungen gebracht und zwar die Durchführung des 

Führerprinzips, sowie die Unterstellung- der Reichsknappschaft 

unter die Aufsicht des Reichsversicherungsamtes. Ferner soll '} 
nach diesem Gesetz die Verteilung der Beitragspflicht neu gere- 
geit werden, und zwar sollen die Beiträge zu gleichen Teilen 
zwischen den Versicherten und ihren Arbeitgebern aufgeteilt: 
werden. Ä ' 

Nach dem Reichsknappschaftsgesetz (R. Kn. G. $ 6) umfasst: 
die Knappschaftsversicherung folgende Versicherungszweige: 

die Krankenversicherung; 

die Pensionsversicherung; 

die Invalidenversicherung und 

die Angestelltenversicherung, 

Daraus ergibt sich, dass die deutsche Knappschaftsversiche-- 
rung insofern ein einheitliches Sozialversicherungssystem dar- 
stellt, als die Kranken-, Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenen- 
Versicherungen der in den bergbaulichen Betrieben beschäftigten 
Arbeiter und Angestellten in’ einer einheitlichen Versicherungsor-: 
ganisation zusammengefasst sind. Nur die Unfall- und Arbeitslo-' 
senversicherung der im Bergbau Beschäftigten sind nicht in die’ 
Knappschaftsversicherung einbezogen und nach Sondergesetzen' 
geregelt. 

l. Der Umfang der Knappschaftsversicherung. 

Die knappschaftliche Versicherung ist der Typ einer berufli-- 
chen Sozialversicherung, weil sie nur die Arbeiter und Anıgestell-- 
ten versichert, die i im Bergbau beschäftigt sind. 

#2. 

.) Der hierfür in Frage kommende Paragraph des Aufbaugeseizes. 
(Abschn. II, Art. 8, $ı ist hinsichtlich der Knappschaftsversicherung 
noch nichtin Kraft getreten.
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"ni Jahre 1934 umfasste die Knappschaftsversicherung 528.873° 
Versicherte und zwar: 488.964 "Arbeiter und 39.909 Angestellte’). 

Der’ Kreis .der: Versicherten der Knappschaftsversicherung ist: 
in $ I des R. Kn. G.-es bestinimt, ünd-zwar werden alle männ- 
lichen und weiblichen Arbeitnehmer — d. h. sowohl Arbeiter als- 
auch Angestellte, — die ausschliesslich oder überwiegend in dem 
technischen, wirtschaftlichen oder kaufmännischen Betrieb eines- 
‘oder mehrerer’ knappschaftlicher "Betriebe beschäftigt Sind, der 
knappschaftlichen Versicherung unterstellt.‘ 

Als knappschaftliche Betriebe‘ sind alle diejenigen Betriebe: 
anzusehen, in denen Mineralien oder ähnliche Stoffe bergmännisch 
gewonnen werden, ferner solche Betriebsanstalten oder Gewerbs- 
anlagen, die als Nebenbetriebe eines knappschaftlichen Betriebs 
mit diesem räumlich und betrieblich zusammenhängen. Doch sind 
Salinen und die Betriebe der Industrie der Steine und Erde keine‘ 
knappschaftlichen Betriebe, soweit sie nicht überwiegend unter- 
irdisch betrieben werden und soweit sie keine Nebenbetriebe eines‘ 
knappschaftlichen Betriebes sind (R. Kn. G,$8 2). 
Bezüglich der Versicherungspflicht, Versicherungsfreiheit und 
Versicherungsberechtigung sieht das Reichsknappschäftsgesetz eine’ 
den: Vorschriften der Reichsversicherungsordnung und des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes entsprechende Regelung vor. Mit an-- 
deren Worten, es gelten die oben erwähnten Vorschriften der Kran- 
ken-, Invaliden- und Angestelltenversicherungen. 

Hinsichtlich der: Versicherungspflicht bei der Pensionsversi- 
cherung der Arbeiter und der Angestellten: bestimmt $ 28 des- 
R. Kn. G., dass für den Fall der Berufsunfähigkeit und des Alters’ 
sowie zugunsten der Hinterbliebenen die: Arbeitnehmer. ‚in: 
knappschaftlich versicherten. Betrieben pflichtig versichert wer- 
den und zwar: - 

1. die. Arbeitgeber in der Pensionsversicherung der Arbeiter; 

2. die Angestellten, die der: -Versicherungspflicht ‘nach dem: 
Angestelltenversicherungsgesetze unterliegen, in der ‚Pensionsver-‘ 
sicherung der Angestellten.‘ 

Eos 

4) Amtliche Nachrichten für Reichsvers, a. a. O.:S. 447, 675.:
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Was aber die Versicherungsfreiheit und die Versicherungsbe- 

rechtigung der Reichsversicherungsordnung anbetrifft, so gelten 

hier wieder die. Vorschriften der Reichsversicherungsordnung und 

‚des Angestelltenversicherungsgesetzes: 

Il: Die Leistungen der Knappschaftsversicherung. 

Hinsichtlich der Gewährung von Leistungen in der Knapp- 

.„schaftsversicherung kommt einerseits die Krankenversicherung und 

andererseits die Pensionsversicherung der Arbeiter und: der An- 

gestellten in Betracht. 

A. Die Krankenversicherung der Arbeiter und 
der Angestellten ist nach den Vorschriften der Reichsver- 

. sicherungsordnung durchgeführt, sodass. ihre Leistungen dem zwei- 
ten Buche der RVO entsprechend, gewährt werden und zwar: 

1. Krankenhilfe (Krankenpflege und Krankengeld) : 
2. Wochenhilfe 

3. Sterbegeld und 

4. Familienhilfe ?). 

Als eine Besonderheit der knappschaftlichen Krankenversiche- 
rung ist die Staffelung des Krankengeldes nach dem Familien- 

stande zu erwähnen. Und: zwar erhält der Versicherte für die Ehe- 

frau und für iedes Kind bis zum. vollendeten 15. Lebensjahr einen 

Zuschlag zum Krankengeld. in Höhe von 10. v.H. des Krankengel- 

des. Erhält das Kind nach. Vollendung des 15. Lebensiahr noch 
Schul- oder Berufsausbildung, so wird der Zuschlag auch dann 

noch gewährt, solange die Schul- oder Berufsausbildung dauert 

und der Versicherte das Kind überwiegend unterhält. Der Zuschlag 

wird für Kinder, die infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen 

ausserstande sind, sich selbst zu erhalten, gewährt, solange der 

Zustand dauert und der Versicherte das Kind überwiegend unter- 

hält. Der. Gesamtbetrag .des Krankengeldes darf 3/4 des Grund- 

‚lohnes nicht übersteigen (R.Kn.G., $ 22). 

1) Nähere Angaben unter den Ausführungen zur Krankenversiche- 
rung. S. 171 ff. in dieser Arbeit.
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B. Die Pensionsversicherung der Arbeiter 
und Angestellten ist entsprechend dem Reichsknappschafts- 
gesetz ($$ 28 ff.) und nach den Vorschriften der RVO sowie des- 
AVG durchgeführt. Beispielsweise sind die Bedingungen für die 
Erfüllung der Wartezeit, die Erhaltung der Anwartschaft, Beginn, 
Wegfall, Ruhen und Entziehung der Renten und andere derartige 
Anordnungen entsprechend der RVO und dem AVG geregelt. 

Als Regelleistungen der Pensionsversicherung kom- 
‚men insbesondere die Renten in Betracht und zwar: 

. Invalidenpension 

. Ruhegeld 

. Alterspension oder Altersruttegeld und 

. Hinterbliebenenrente, und dann ferner 
. freie ärztliche Behandlung und Arznei, 
. Bestattungspflicht und 

. Heilverfahren. N
N
 

A
D
 

1. Invalidenpension erhält .der versicherte Arbeiter’ 
nach Erfüllung der Wartezeit und bei Erhaltung der Anwartschaft, 
wenn er:dauernd oder vorübergehend berufsunfähig ist oder das- 
65. Lebensjahr vollendet hat (R.Kn.G. $ 34). Vorübergehend berufs- 
unfähig ist der Arbeiter, wenn seine Berufisunfähigkeit 26 Wochen 
ununterbrochen. gedauert hat oder nach Wegfall des Krankengeldes 
noch besteht (R.Kn.G. $ 34). 

Der Begriff „berufsunfähig“ hat in der Pensionsversi- 
cherung der knappschaftlichen Arbeiter eine besondere Bedeutung;- 
und zwar gilt nach $ 35 des R.Kn.G. als berufsunfähig der ver-- 
sicherte Arbeiter, der infolge von Krankheit oder anderen Gebre- 
chen oder Schwäche seine körperlichen oder geistigen Kräfte, we- 
der imstande ist, die von ihm bisher verrichtete knappschaftliche 
Tätigkeit noch eine andere im wesentlichen gleichartige und wirt- 
schaftlich gleichwertige Tätigkeiten von Personen mit ähnlicher 
Ausbildung sowie gleichwertigen Kenntnissen und Fähigkeiten in- 
knappschaftlich versicherten Betrieben auszuüben. 

Die Invalidenpension setzt sich zusammen ‚aus dem Grund-- 

Betrag, dem Steigerungsbetrag und dem Kinderzuschuss.
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Der Grundbetrag beträgt 72 RM jährlich und ist für 

» le Klassen der ‚gleiche (R.Kn.G. $ 45). 

-. Der Steigerungsbetrag: wird jährlich entsprechend 

‚des Monatsbeiträgen und den 10 Lohnklassen berechnet. Es muss 

‚jedoch mindestens 72 RM jährlich betragen. Für die 60 steigerungs- 

‚fähigen Monatsbeiträge wird. der Steigerungsbetrag nur zur Hälfte 

gewährt. Für die Monatsbeiträge, die während der Zeit des Währ-. 

„ungsverfalles (1. Oktober 1921 bis zum 31. Dezember 1923) en- 

trichtet wurden, entfällt allerdings kein: Steigerungsbetrag (R.Kn.G.: 

.$ 45). . 

Der Kinderzuschuss beträgt, entsprechend der RVO, 

-90 RM jährlich für jedes Kind bis zum. vollendeten 15. Lebensjahr 

‚und ist für alle Klassen derselbe. 

2. Ruhegeld erhalten die versicherten Angestellten wegen 

-Berufsunfähigkeit. Für seine Gewährung ge’.en die Vorschriften 

‚des Angestelltenversicherungsgesetzes. Eine Ausnahme bilden nur 

die technischen Angestellten, für die die Vorschriften der R.Kn.G. 

Hinsichtlich der Gewährung der Invalidenpension gelten (R. Kn.G. 

$ 36). 

Das Ruhegeld besteht aus dem Grundbetrag von.360 RM jähr- 

‚Iich, dem zu errechnenden Steigerungsbetrag und dem Kinderzu- 

„schuss in Höhe von 90 RM jährlich (R.Kn.G.. $ 46). 

-3. Alterspension: oder Altersruhegeld erhält 

‚auf Antrag der Versicherte, der das 50. Lebensjahr vollendet, 300 

-Beitragsmonate zurückgelegt und während diese zeit mindestens 

180 Beitragsmonate wesentlich bergmännische Arbeiten verrichtet 

"hat. Ferner muss der Versicherte die Anwartschaft erhalten haben 

‚und darf. keine gleichwertige Lohnarbeit- ‚mehr. verrichten (R.Kn.G. 

-$ 37). ; . . = 

Die Alterspension wird ähnlich wie die’ Invalidenpension, das’ 
‚Altersruhegeld ähnlich wie das Ruhegeld berechnet. Dementspre- 

‚chend setzen sich :die beiden aus Grundbetrag, Steigerungsbetrag‘ 

‚und Kinderzuschüss‘ zusammen. 

4. Hinterbliebenernrenten kommen \als Witwen- und’ 

"Waisenrenten in Betracht. Sie’ werden nur! gewährt, wenn beim 
"Tode des Versicherten‘ die: Wartezeit für. die Invalidenpension oder:
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für das Ruhegeld erfüllt .und die : Anwärtschaft erhalten. wurde 
A{R.Kn.G. $ 38). 

Witwenrente.erhält ‘die Witwe nach dem Tode des ver- 
-Sicherten Ehemannes und zwar 5/10 der ‚Rente, die der Ebemantrt 
im Zeitpunkt des Todes erhalten hätte (R.Kn.G. $$ 39, 49). 

Waisenrente erhalten nach dem Tode des Versicherten 
‚seine Kinder bis zum vollendeten 15. Lebensjahr und zwar 4/10 der 
Anvalidenpension oder des Ruhegeldes (R.Kn.G. $$ 39, 49). 

Für die Ersatzzeiten, Beginn, Wegfall, Ruhen und Entziehung 
.der Renten sowie für die Gewährung von Sachleistungen als Er- 
‚satzleistung gelten die entsprechenden Vorschriften der Reichsver- 
-Sicherungsordnung (R.Kn.G. $$ 50 ff): 

5. Freie Ärztliche Behandlung und Arznei kön- 
nen die Empfänger einer Invalidenpension oder eines Ruhegeldes 
‚erhalten, soweit sie keinen Anspruch auf Leistungen der 'Kranken- 
.oder Unfallversicherung haben ($ 58), 

6. Bestattungsbeihilfe wird zu den Bestattungskosten 
‚eines Knappschaftsinvaliden, seiner Ehefrau, seiner Kinder und 
beim Tode der zur Witwen-oder Waisenrente Berechtigten ge- 
‚währt, soweit kein Sterbegeld aus der Kranken-oder Unfallversi- 
cherung gewährt wird. Die Beihilfe beträgt beim Tode eines Knapp- 
:schaftsinvaliden mindestens den dreifachen Monatsbetrag seiner 
Pension ohne Kinderzuschuss, beim Tode der Ehefrau der berech- 
tigten Witwe 50 v.H, beim Tode eines Kindes oder einer berech- 
digen Waise 20. v.H. des Mindestbetrages der Bestattungsbeihilfe 
für den Knappschaftsinvaliden. 

7. Heilverfahren werden nach den Vorschriften der RVO 
($$ 1310 bis 1314) gewährt (R.Kn.G. $ 61). 

ll. Die Aufbringung.der Mittel in der Knappschafts- 
versicherung. ; 

Das Deckungssystem der Knappschaftsversicherung sowohl ‚der 
knappschaftlichen Kranken- als auch. der Pensionsversicherung — 
ist das Umlageverfahren mit-.Rücklageansammlung. 

Der Uebergang zu einem vollwertigen ‚Anwartschaftsdeckungs-
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verfahren ist zwar schon beschlossen, aber bisher noch nicht durch-- 

geführt worden’). ' 

Die erforderlichen finanziellen Mittel der Knappschaiftsversi- 

cherung werden von :den Versicherten und ihren Arbeitgebern 

durch Beiträge aufgebracht. 

Die Beiträge sollten nach dem Aufbaugesetz vom 5. Juli 1934: 

von den Versicherten und ihren Arbeitgebern zu gleichen Teilen’ 

entrichtet werden. Vorläufig gilt-aber.noch die alte Regelung und 

zwar zahlt der Versicherte 3/5 und der Arbeitgeber 2/5?). 

Die Beiträge werden als Monatsbeiträge eingezogen. Sie wer-- 

den der Krankenversicherung als Bruchteil des Arbeitslohns, Ge- 

halts, Grundlohns oder in einem festen Satze bemessen (R.Kn.G.- 

$ 119). In der Pensionversicherung dagegen hat man für die Be-- 

rechnung der Beiträge 10 Lohnklassen gebildet ; von diesen kom-. 

men für die Versicherungspflichtigen nur die ersten 8 Klassen in 

Frage. 

Das R.Kn.G. sieht in $ 132 vor, dass zum Schutze der Ver- 

sicherung von wirtschaftlichen Gefahren die Beiträge im Bedarfs-- 

falle erhöht und die Leistungen vermindert werden. 

‘Ferner ist noch besonders hervorzuheben, dass das Reich zur 

Erleichterung der knappschaftlichen Pensionsversicherung und zur’ 

Erhaltung der Leistungsfähigkeit nach Massgabe des Reichshaus- 

haltes Mittel bereit stellen kann, dass die Reichsanstalt für Arbeits-- 

vermittlung und Arbeitslosenversicherung zur Deckung des Auf- 

wandes für Arbeitslose an die Reichsknappschaft jährlich einen Be-: 

trag zahlt, der vom Reichsarbeitsminister im Einvernehmen mit 

dem Reichsminister der Finanzen festgesetzt wird (R.Kn.G. $ 112). 

Das Reich trägt tatsächlich z. Zt. die halben Kosten der Knapp-- 

schaftsversicherung. 

IV. Die Träger der Kuappschaftsversicherung. 

Alleiniger Träger der Knappschaftsversicherung ist die‘ 

Reichsknappschaft, der sämtliche knappschaitlich ver-- 

1) Vergl. Lutz Richter, Grundriss der Reichsversicherung, a.- 

a. 0. 8. 97. on 
2) Amtl. Nachr. für Reichsversicherung, a. a. O. 5. 672.



225 

sicherten Betriebe unterstehen. Sie hat ihren Sitz in Berlin. Der 
Reichsknappschaft stehen 17 Bezirksknappschaften zur 
Seite, die als örtliche Verwaltungsstellen der Reichsknappschaft 
anzusehen sind). Neben den Bezirksknappschaften bestehen noch 
besondere Krankenkassen für die Aufgaben der Krankenversiche- 
rung (R.Kn.G. $ 9). Die Reichsknappschaft ist eine juristische Per- 
son des öffentlichen Rechts. Die von ihr erlassene Satzung ist von 
höchster Bedeutung für das Knappschaftsrecht. 

Die Knaposchaftsversicherung ist der Typ eines einheitlichen 
Sozialversicherungssystems in Bezug auf die Kranken-, Invalidi- 
täts-, Alters- und Hinterbliebenenversicherung der im Bergbau Be- 
schäftigten. Das Aufbaugesetz sieht nunmehr vor, dass die Reichs- 
knappschaft und die Knappschaftsberuisgenossenschaft miteinan- 
der vereinigt werden können, d.h. dass auch die Unfallversicherung 
einbegriffen werden kann (Abschn. II Art, 5). 

Das Aufbaugesetz hat auch hier in der inneren Fassung der 
Versicherungsträger den Führergrundsatz eingeführt. Die früheren 
Verwaltungsorgane sind in Wegfall gekommen und an ihrer Stelle 
sind ein Leiter und ein Beirat getreten. Der Leiter ist Reichsbeam- 
ter und wird von dem Führer und Reichskanzler ernannt. Der 
Beirat besteht aus Beauftragten der Versicherten und der Arbeit- 
zgeber, aus einem Arzte und einem Vertreter der Gebietskörper- 
schaft. 

Infolge des Aufbaugesetzes hat nunmehr die Unterteilung in 
Abteilungen für Arbeiter und Angestellte, entsprechende Pensions- 
Kassen usw. nur noch verwaltungstechnische Bedeutung‘?). 

Die Aufsicht über die Reichsknappschaft führt nach dem 
Aufbaugesetz das Reichsversicherungsamt. 

V. Die Wanderversicherung. 

Die. Wanderversicherung kommt nur für diejenigen Versiche- 
rungszweige in Frage, die Renten gewähren, d. h. für die Inva- 
lidenversicherung, für die Angestelltenversicherung .und für die 

1) Diese Zahl enthält auch die Saarknappschaft, die ab 1. März 
1955 hinzugekommen ist. Vgl. Amil. Nachrichten für Reichsversiche- 
zung, a. a. O.S. 672. 

2) Vergl. Lutz Richter. Grundriss der Reichsversicherung, a. 
a. O. S. 84-585, , 

15
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knappschaftlichen Pensionsversicherungen der Arbeiter und der An- 

gestellten. Die Wanderversicherung wird nach den Vorschriften 

der Reichsversicherungsordnung ($$. 1544, 1544 a-n) durchgeführt. 

Wanderversicherte sind diejenigen Versicherten, für die die 

Beiträge zu zwei oder mehreren der oben erwähnten Versiche- 

rungszweige entrichtet worden sind. Bezüglich dieser Wanderver- 

sicherten bestimmt die RVO, dass diesen Versicherten, wenn sie 

von einem Versicherungszweig zu einem anderen übergehen, ihnen 

ihre früher entrichteten Beiträge nicht verlorengehen, sondern dass 

sie bei den in dem neuen Versicherungszweig zu entrichtenden Bei- 

trägen mitgerechnet werden, und zwar folgendermassen: 

Für die Erfüllung der Wartezeit, für die Erhaltung und das 

Wiederaufleben der Anwartschaft in der Invaliden-, der Angestell- 

ten- und der knappschaftlichen Pensionsversicherung der  Ange- 

stellten werden die in diesen Versicherungszweigen entrichteten 

Beiträge zusammengerechnet (RVO $ 1544 a). Allerdings bleiben 

bei der knappschaftlichen Pensionsversicherung der Arbeiter, Bei- 

träge, die zur Invaliden- oder Angestelltenversicherung entrichtet 

wurden, ausser Betracht ; das gilt auch umgekehrt. Jedoch gelten 

für die knappschaftliche Pensionsversicherung der Arbeiter auch 

die Beiträge, die in der knappschaftlichen Pensionsversicherung der 

Angestellten entrichtet wurden (RVO $ 1544 b). 
Eine weitere Voraussetzung für die Verrechnung ist, dass die 

in den verschiedenen Versicherungszweigen entrichteten Beiträge 

nicht auf die gleiche Versicherungszeit entfallen (RVO $ 1544 c). 

Pflichtbeiträge des einen Versicherungszweiges stehen den 

Pilichtbeiträgen eines anderen gleich, entsprechen des gilt auch 

hinsichtlich der freiwilligen Beiträge (RVO $ 1544 c). 

Am häufigsten findet sich die Wanderversicherung zwischen 

den Invaliden- und den Angestelltenversicherungen. Diesbezüglich 

sieht die RVO ($ 1544 c) vor, dass 13 Beitragswochen der Invali- 

denversicherung als 3 Beitragsmonate der Angestelltenversiche- 

rung gelten. Für die anderen Beitragswochen, die durch 13 nicht 

teilbar sind, gelten je 4 Beitragswochen als ein Beitragsmonat. 

Hinsichtlich der Gewährung der Leistungen setzt die R.V.O. : 

in $ 1544 e das Folgende fest : .Beim Eintritt.eines Versicherungs- 

ialles wird eine Leistung nur aus den Versicherungszweigen ge-
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währt, deren Leistungsvoraussetzungen erfüllt sind. ‘Keine Lei- 
‚stung wird aus einem Versicherungszweig gewährt, wenn in die- 
:sem nicht mehr als 26 Wochen- oder 6 Monatsbeiträge entrichtet 
"wurden. 5 

Auch im Falle der Wanderversicherung bestehen die Renten- 
leistungen aus Grundbetrag, Steigerungsbetrag und Kinderzuschuss. 

Der Grundbetrag wird aus einem Versicherungszweig' 
nur dann gewährt, wenn die Wartezeit durch die in ihm entrichte- 
ten Beiträge erfüllt ist. Ist aber die Wartezeit nicht erfüllt, so 
wird von dem jeweiligen Versicherungszweig nur der Anteil am 
Grundbetrag gewährt werden, der den entrichteten Beiträgen ent- 
‚spricht. Jedoch dürfen alle Grundbeträge oder Grundbetragsteile 
‚zusammen, die aus mehreren Versicherungszweigen zu gewähren 
.sind, den Grundbetrag der Angestelltenversicherung von 360 RM 
‚jährlich nicht übersteigen (RVO, $ 1544 9). 

Dagegen werden die Steigerungsbeträge aus den 
verschiedenen Versicherungszweigen grundsätzlich ungekürzt ne-- 
ibeneinander gewährt (RVO $ 1544 g). 

Die Leistung wird als eine einheitliche Gesamtleistung fest- . 
gestellt und von einem Versicherungsträger nach einer besonderen 
Rangfolge gezahlt ($ 1544 ]) RVO). 

$ 6. Die Arbeitslosenversicherung. 

Die Arbeitslosenversicherung ist der sechste und letzte Zweig 

‚der deutschen Sozialversicherung. 

Obwohl die deutsche Arbeitslosenversicherung seit ihrer Ein- 
‘führung eine grössere Bedeutung und umfangreichere Anwendung 
‘gefunden hat, wurde sie in dem Aufbaugesetz vom 5. Juli 1934 
“überhaupt nicht behandelt und sogar ausserhalb des Begriffs 
„Reichsversicherung“ belassen. Die „Reichsversicherun g“ 
Tasst nach dem Aufbaugesetz (Absch. T) nur die ersten fünf bisher 
besprochenen Teilen der Versicherung zusammen ; diese sind: 
‚die Kranken-, Unfall-, Invalide Angestellten- und die Knappschafts- 
"versicherung. Der Grund, warum die Arbeitslosenversicherung aus- 
-serhalb der „Reichsversicherumg“ belassen wurde, liegt in der grös- 
‚seren Verschiedenheit, die zwischen ihr und den anderen Sozial-
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versicherungszweigen besteht. Zuerst hat sie sich „unter dem 
Drucke der grossen Wirtschaftskrise... von der Gestalt einer Ver- 
sicherung weit entiernt!)“. Dann ist die deutsche Arbeitslosenver- 

sicherung so eng gebunden an das Problem der Arbeitsvermittlung 

und Arbeitsbeschaffung, dass sie viel von dem Charakter einer 
Versicherung verloren hat. Schliesslich trat sie unter der neuen 
nationalsozialistischen Regierung immer mehr in den Hintergrund, 
da diese viel mehr Wert auf das überaus wichtigere Problem der 
Arbeitsbeschaffung und Arbeitsvermittlung legte, als auf ihre wei- 
tere Ausgestaltung. „Seitdem die nationale Regierung die Zügel in. 
die Hand genommen hat, ist nun überhaupt die Arbeitslosenver- 
sicherung in ein ganz anderes Fahrwasser gedrängt. Es wird nicht 
so sehr wert gelegt auf die Arbeitslosenunterstützung als auf die 
Arbeitsvermittlung, die Arbeitsbeschaffung, insbesondere auf das, 
was man früher die produktive Erwerbslosenfürsorge genannt hat, 
Theoretisch könnte man nun ausrechnen, dass sehr bald die Ar» 
beitslosenversicherung überhaupt verschwinden wird“ ?). 

. Gegenwärtig ist die Arbeitslosenversicherung nach dem Ge- 
“setz über Arbeitslosenversicherung und Arbeitslosenvermittlung 
(AVAVG) vom 16. Juli 1927 in der neuen Fassung vom 12, Okto- 
ber 1929 organisiert. 

l. Der Umfang der Arbeitslosenversicherung. 

Im Jahre 1934 erfasste die Arbeitslosenversicherung ungefähr 
13 Millionen Versicherte, von denen ungefähr 11.145.000 Beitrags- 
zahler waren). " 

Die Versicherungspfl ichi erstreckt sich auf fast alle 
diejenigen Personen, die bei den Kranken-, Knappschaft- und An- 
gestelltenversicherungen versicherungspflichtig sind (A.V.A.V.G., 
8.69). 

Was die Versicherungsberechtigung anbetrifit, so 
gibt es keine freiwillige Selbstversicherung, woll aber 

1) Lutz Richter, Grundriss der Reichsversicherung, a. a. O. S. 17. 
2) E. Trode, Sozialversicherungslehre, a. a. O. 'S. 295, 
3) Vergl. Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich, herausg.- 

vom Statistischen Reichsamt, Berlin 1955. S, 412,
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eine freiwillige Weiterversich erung, und zwar ist dies nur 
denjenigen Angestellten gestattet, die wegen Ueberschreitung der 
angestelltenversicherungspflichtigen 

Gehaltsgrenze — von 7.200 RM—aus der Versicherungspflicht ausscheiden (AVAVG, $ 86). 
Dagegen sieht aber das A.V.A.V.G. in den $$ 70 ff. zahlreiche 

Fälle vor, in denen Versicher ungsfireiheit besteht, Nach- 
folgend seien einige Beispiele von Versicherungsfreiheit aufge- führt : 

a) Versicherungsfrei ist die Beschäftigung in der Landwirt- 
:schaft, Forstwirtschaft, Binnenfischerei, einschliesslich Deichwirt- 
‚schaft oder Küstenfischerei (A.V.A.V.G. $ 70); = 

b) die Beschäftigung als Hausgehilte ; 
c) die Beschäftigung auf Anteil am Fange in der Binnen- und 

:Küstenfischerei und der grossen, mit Loggern betriebenen Herings- 
‚fischerei (Partenfischerei) (A.V.A.V.G. $ 73); 

d) die Beschäftigung auf Grund eines schriftlichen Lehrver- 
trags von mindestens zweijähriger Dauer (A.V.A.V.G. $ 74 b); 

e) Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung, solange der Ar- 
"beitnehmer noch volksschulpflichtig ist (A.V.A.V.G. $ 74 b); 

f) die Beschäftigung ‚bei Abkömmlingen oder deren Ehegatten 
und bei Stief- und Pflegekindern (A.V.A.V.G. $ 74 0); 

£) die Beschäftigung in der Seeschiffahrt, wenn der regelmäs- 
.sige Jahresarbeitsverdienst die Verdienstgrenze der Angestellten- "versicherungspflicht, d.h. 7.200 RM,, übersteigt (A.V.A.V.G. $ 75); 

h) versicherungsfrei ist die geringfügige Beschäftigung fA. V. 
A.V.G.$ 753); 

i) unständige Beschäftigungen, soweit der Verwaltungsrat der 
“Reichsanstalt mit Zustimmung des Reichsarbeitsministers eine an- ‚dere Anordnung nicht trifft (A.V.A.V.G. $ 75 b); 

k) die Tätigkeit von. Zwischenmeistern, die nicht den über- 
"wiegenden Teil ihres Verdienstes aus ihrer eigenen Arbeit am 
‚Stücke beziehen. Der Verwaltungsrat der Reichsanstalt kann mit 
Zustimmung des Reichsarbeitsministers die Tätigkeit _ weiterer 
‘Gruppen von Hausgewerbetreibenden und von Heimarbeitern von 
.der Versicherungspflicht befreien (A.V.A.V.G. $ 75 &) ; usw.
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I. Die Leistungen der Arbeitslosenversicherung. 

Der entschädigungspflichtigee Versicherungsfall der 

Arbeitslosenversicherung ist die Arbeitslosigkeit. Was un- 

ter dem Begriff „Arbeitslosigkeit” im Sinne des Gesetzes zu ver- 

stehen ist, ergibt sich aus den Bestimmungen über den Anspruch 

auf Gewährung der Arbeitslosenunterstützung des $ 87 der A.V. 

A.V.G. Danach hat Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung, wer: 

1. arbeitsfähig, arbeitswillig, aber unfreiwillig arbeitslos ist: 

2. die Anwartschaft erfüllt hat; 

3. den Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung noch nicht‘ er- 

schöpft hat. 

Eine weitere Voraussetzung ist, dass Arbeitslose, die das 21.. 

Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nur dann Anspruch auf 

Arbeitslosenunterstützung haben, soweit der erforderliche Lebens- 

unterhalt nicht durch einen familienrechtlichen Unterhaltungsan- 

spruch gewährleistet ist. 

Vor allem kommt es also darauf an, dass der Berechtigte 

„arbeitsfähig, arbeitswillig und unfreiwillig arbeitslos“ sei. Unter 

„Arbeitslosigkeit” ist also eine vorübergehende Unterbrechung des 

Beschäftigungsverhältnisses zu verstehen, die aber nicht von dem: 

Versicherten selbst verursacht wurde, sondern sich aus den allge- 

meinen Wirtschaftsverhältnissen ergeben hat. 

Nach $ 89 a des A.V.A.V.G. ist arbeitslos, wer berufs- 

mässig überwiegend als Arbeitnehmer tätig zu sein pflegt, aber 

vorübergehend nicht in einem Beschäftigungsverhältnisse steht 

und auch nicht den erforderlichen Lebensunterhalt durch selbstän- 

dige Arbeit, insbesondere als Landwirt oder Gewerbetreibender 

erwirbt, oder durch Fortführung eines vorhandenen Betriebes er- 

werben kann, oder im Betriebe des Ehegatten, der Eltern oder 

Voreltern, oder von Abkömmlingen oder Geschwistern den gemein- 

samen Lebensunterhalt miterwirbt oder miterwerben kann, falls 

dies den Beteiligten nach Lage der Verhältnisse billigerweise zu-- 

gemutet werden kann; das ist insbesondere Anzunehmen, wenn die: 

Beteiligten in häuslicher Gemeinschaft miteinander leben. 

Es muss dabei nochmals betont werden, dass der arbeitslose
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Versicherte arbeitsfähig, arbeitswillig und unfreiwillig arbeitslos 
sein muss, 

Arbeitsfähig ist nach $ 88 des A.V.A.V.G., wer im- 
stande ist, durch eine Tätigkeit, die seinen Kräften und Fähigkeiten 
entspricht und ihm unter billiger Berücksichtigung seiner Ausbil- 
dung und seines bisherigen Berufs zugemutet werden kann, we- 
nigstens ein Drittel dessen zu erwerben, was geistig und körper- 
lich gesunde Personen derselben Art mit ähnlicher Ausbildung in 
derselben Gegend durch Arbeit zu verdienen pflegen. 

Arbeitswillig ist der Versicherte, wenn er zur Annahme 
einer Arbeit, die ihm nachgewiesen wird, bereit ist. Wer sich ohne 
berechtigten Grund trotz Belehrung über die Rechtsfolgen weigert, 
eine Arbeit anzunehmen oder anzutretn, auch - wenn sie ausser- 
halb seines Wohnorts zu verrichten ist, erhält für 6 Wochen keine 
Arbeitslosenunterstützung (A.V.A.V.G. — $ 90). Das Gesetz be- 
stimmt aber auch, was als berechtigter Grund zur Weigerung 
angesehen werden kann ($ 90). 

Was den Begriff „unfreiwillig arbeitslos” anbe- 
trifft, so bestimmt das A.V.A.V.G, & 93), dass wer seine Ar- 
beitsstelle ohne wichtigen oder ohne berechtigten Grund aufge- 
geben oder durch ein Verhalten verloren hat, das zur fristlosen 
Entlassung berechtigt, für 6 Wochen keine Arbeitslosenunterstü- 
tzung erhält. Ferner erhalten die Arbeitslosen, deren Arbeitslosig- 
‚keit durch einen inländischen Ausstand oder eine inländische Aus- 
Sperrung verursacht ist, während des Ausstandes oder der Aus- 
sperrung keine Arbeitslosenunterstützung (A.V.A.V.G. — $ 94). 

Die Regelleistungen der Arbeitslosenversicherung sind 
- Jolgende: . 

1. Arbeitslosenunterstützung ; 

2. Krankenversicherung Arbeitsloser; 
3. Invaliden-, Angestellten- und knappschaftliche Pensions- 

versicherung der Arbeitslosen; 

4. Krisenunterstützung; 

5. Kurzarbeiterunterstützung; 

6. Arbeitsvermittlung und Berufsberatung.
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1. Die Arbeitslosenunterstützung ist die wich- 

tigste Leistung der Arbeitslosenversicherung. Für ihre Gewährung 

sınd, wie schon oben erwähnt, bestimmte Voraussetzungen zu 

erfüllen. 

Die Anwartschaft ist nur dann erfüllt, wenn der Ar- 

beitslose bei erstmaliger Unterstützung in den letzten zwei Jahren 

wenigstens 52 Wochen in einer versicherungspflichtigen Beschäf- 

tigung gestanden hat, oder wenn er bei späterer Unterstützung 

in den letzten 12 Monaten vor der Arbeitslosmeldung wenigstens 

26 Wochen in einer versicherungspflichtigen Beschäftigung ge- 

standen hat; dabei können dem Arbeitslosen gewisse Ersatzzeiten 

angerechnet werden. (A.V.A.V.G. — $ 95). 

Für die Gewährung der Arbeitslosenunterstützung ist auch die 

Zurücklegung einer Wartezeit oder Karenzzeit eriorder- 

lich, die je nach Alter, Familienstand und Beschäftigungsdauer ge- 

staffelt ist. Die Wartezeit beginnt mit dem Tage der Arbeitslosen- 

meldung und dauert im allgemeinen 14 Tage bei Arbeitslosen ohne 

zuschlagsberechtigte Angehörige, 7 Tage bei Arbeitslosen mit 1, 

2 oder 3 zuschlagsberechtigten Angehörigen, 3 Tage bei Arbeits- 

losen mit 4 .oder mehr. zuschlagsberechtigten Angehörigen (A.V. 

A.V.G. — $$ 110 ff). 

Die Arbeitslosenunterstützung dauert 265 Wochen (A.V. A. 

V.G. — $ 99). Sie darf dann erst wieder gewährt werden, wenn 

die Anwartschaftszeit von neuem erfüllt ist. Wer für 36 Tage die 

Unterstützung bezogen. hat, erhält- sie nur weiter, wenn er hilfs- 

bedürftig ist. . 

Die Arbeitslosenunterstützung besteht aus der Hauptunter- 

stützung und den Familienzuschlägen für die Ange- 

hörigen (A. V.A.V.G. — $ 103). Sowohl die Hauptunterstützung 

als auch die Familienzuschläge werden nach 11 Lohnklassen und 

3 Ortsklassen berechnet. Die Lohnklassen sind auf Grund des wö- 

chentlichen Arbeitsverdienstes festgesetzt. Was die Arbeitslösen- 

unterstützung — sowöhl Hauptunterstützung als auch: Familienzu- ° 

schläge — anbetrifft, so beträgt gegenwärtig die kleinste Arbeits- 

losenunterstützung 450 RM wöchentlich und wird einem Ledigen 

in Lohnklasse I gewährt; dagegen beträgt die höchste 27,90 RM 

wöchentlich und steht einem Arbeitslosen mit 6 Angehörigen in
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Lohnklasse XI zu. Die übrigen Unterstützungen bewegen sich zwi- 
. Schen diesen beiden Grenzfällen von 4,50 und 27,90 RM wöchent- 
Jich*); Desweiteren müssen die drei Ortsklassen berücksichtigt 
werden, weil sie weitere Unterschiede in der Höhe der Unterstü- 
tzungen bewirken. 

Wer Arbeitslosenunterstützung empfängt, muss sich ferner re- 
gelmässig bei dem Arbeitsamte inelden, um Arbeit zu erlangen: 

..anterlässt er dies unentschuldigt, so verlier: er den Unterstützungs- 
anspruch «(A.V.A.V.G. — $$ 114, 173). 

2. Krankenversicherung Arbeitsloser. Der Ar- 
"beitslose ist während des Bezugs der Hauptunterstützung für den 
‘Fall der Krankheit versichert (A.V.A.V.G. — $ 117). 

Die Beiträge werden insgesamt von dem Arbeitsamt bezahlt. 
‚Als Grundlohn für die Berechnung der Beiträge gilt für die Ar- 
"beitslosen der doppelte. Betrag der täglichen Unterstützung. Das 
Krankengeld wird in Höhe der Arbeitslosenunterstützung gewährt, 
an derer Stelle es tritt. (A.V.A.V.G, — $ 120). 

3. Invaliden-, Angestellten, und knappschaft- 
‘liche Pensionsversicherung Arbeitsloser. 

Zufolge des Gesetzes vom 7. 12. 1933 ?) wird die Anwartschaft 
der Arbeitslosenunterstützungsempfänger auf die Leistungen der 

‚oben genannten Versicherungszweige ohne weiteres aufrechterhalten, 
Hinsichtlich der Invalidenversicherung soll allerdings die Reichs- 

‚anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung für 
jeden Arbeitslosen monatlich einen Beitrag von 0,50 RM zahlen, 

4. Die Gewährung einer Krisenunterstützung 
wird von dem Reichsarbeitsminister bei andauernd besonders un- 
sünstigem Arbeitsmarkt zugelassen. Die Krisenunterstützung wird 

‚nur hilfsbedürftigen Arbeitslosen gewährt und zwar dann, wenn 
der versicherungsmässige Unterstützungsanspruch noch nicht _be- 

‚steht oder wenn er erschöpft ist. Die Krisenunterstützung hat al- 
„Jerdings den Charakter einer öffentlichen Fürsorge, weil sie zu 

1) Vergl. Ludwig Heyde: Abriss der Sozialpolitik, 8. Auflage. Leipzig 1955. S. 120. 
2) Geseiz zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit der Invaliden_, der Angestellten- und der knappschaftlichen Versicherung. 7. 12. 1935,
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4/5 vom Reiche und zu 1/5 von den Gemeinden getragen wird 

(A.V.A.V.G. — $ 107). 

5. Die Kurzarbeiterunterstützung wird denjenigen: 

Arbeitnehmern gewährt, die in einer versicherungspflichtigen Be- 

schäftigung stehen, aber die in einer Kalenderwoche iniolge Ar-- 

beitsmangels die in ihrer Arbeitsstätte übliche Zahl von Arbeits- 

stunden nicht erreichen und deswegen Lohnkürzungen unterwor- 

fen sind. Die Kurzarbeiterunterstützung darf nicht höher sein als-- 

die volle Arbeitslosenunterstützung, die der Kurzarbeiter erhielte,- 

wenn er arbeitslos wäre, und weiter darf sie mit dem Arbeits- 

entgelt zusammen 5/6 des vollen Arbeitsentgeltes nicht übersteigen‘ 

(A.V.A.V.G. — $ 130). 

6. Schliesslich ist die Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 

Arbeitslosenversicherung auch der Träger der öffentlichen Ar- ! 

beitsvermittlung und der amtlichen Berufsberatung.- 

Die Reichsanstalt soll beide Funktionen unentgeltlich ausüben (A.- 

V.A.V.G. — $ 60), desgleichen die Arbeitsämter. 

Il. Die Aufbringung der Mittel in der 

Arbeitslosenversicherung. 

Das Deckungssystem der Arbeitslosenversicherung ist das Um-- 

lageverfahren. 

Die finanziellen Mittel, die die Reichsanstalt für Arbeitsver- 

mittlung und Arbeitslosenversicherung zur Durchführung ihrer Auf- 

gaben benötigt, werden durch Beiträge der Arbeitgeber und der 

Arbeitnehmer aufgebracht. 

Das Reich trägt nur 45 von dem notwendigen Aufwand, . 

der durch die Krisenunterstützung entsteht; den Rest des Auf- 

wandes tragen die Gemeinden (A. V.A.V.G. — $ 167). 

Das A.V.A.V.G. sieht in $ 159 vor, dass die Reichsanstalt 

einen Notstock bildet, der mindestens in Höhe des Betrages 

gehalten werden soll, der zur Unterstützung von 600.000 Arbeits- 

losen für 3 Monate erforderlich ist. 

Kann der Bedarf der Reichsanstalt aus den Beiträgen und aus - 

dem Notstock nicht völlig gedeckt werden, so gewährt der Reichs-
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arbeitsminister mit Zustimmung des Reichsministers der Finanzen’ Darlehen (A.V.A.V.G. — $ 163). Das ist die zweite Form, in der’ das Reich in Krisenzeiten zur Arbeitslosenunterstützung beiträgt. 
Die Beiträge werden von den Versicherungspflichtigen' 

und ihren Arbeitgebern zu gleichen Teilen entrichtet. Was die Ver- 
sicherungsberechtigten anbetrifft, so tragen diese den Gesamtbei- 
trag allein (A.V.A.V.G. — $ 143), 

Der Hundertsatz, der vom Gründlohn erhoben wird, ist für 
alle Bezirke gleich und beträgt zur Zeit 6,5% der Grundlöhne ). 
Als Grundlöhne gelten diejenigen der Krankenversicherung. 

Die Beiträge sind nach $ 145 des AV.A.V.G. wöchentlich. zu 
entrichten und zwar: 

l. soweit die Versicherten für den Fall der Krankheit versi- chert sind, als Zuschläge zu den Krankenkassenbeiträgen und mit 
diesen; 

2. soweit die Versicherten nicht für den Fall der Krank- 
heit versichert, aber angestelltenversicherungspflichtig sind, an die 
Krankenkasse, bei der sie für den Fall der Krankheit pflichtver- 
sichert wären, wenn ilır regelmässiger Jahresarbeitsverdienst nicht 
die Grenze der Krankenversicherungspflicht — 3.600 RM — über-' 
steigen würde; für knappschaftlich versicherte Angestellte jedoch 
an die Reichsknappschaft. 

Die Versicherungsberechtigten haben die Beiträge an die Kran- 
kenkasse zu entrichten, bei der sie gemeldet sind (A. V.A.V.G. 
$ 185). 

IV. Die Träger der Arbeitslosenversicherung. 

Der alleinige Träger der Arbeitslosenversicherung ist die 
Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitlosenversicherung. Sie ist eine Körperschaft des öf-- 
ientlichen Rechts (A.V.A.V.G. — sn. 

1) Amtliche Nachrichten für Reichsversicherung, a. a. O. 5. 448,
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Die Reichsanstalt gliedert sich in 1 Hauptstelle, 13 Lan- 

‚desarbeitsämter und 360 Arbeitsämter?!). 

Die Hauptstelle?) wird einfach als Reichsanstalt bezeich- 

„net und hat ihren Sitz in Berlin. 

Die Hauptstelle steht unter der Leitung eines Präsidenten, 

. der zugleich Präsident der Reichsanstalt überhaupt ist. Weitere 

„Organe der Hauptstelle waren bis zur Durchführung des Führer- 

„prinzips in der Arbeitslosenversicherung der Verwaltungsrat 

und der Vorstand, die den Präsidenten bislang in der Geschäfts- 

. führung unterstützten. In Übereinstimmung mit den Anordnungen 

:iiber die Durchführung des Führerprinzips in der Reichsversiche- 

rung liegt nunmehr die gesamte Leitung der Arbeitslosenversi- 

„cherung ausschliesslich bei dem Präsidenten. 

Der Verwaltungsrat der Reichsanstalt bestand aus dem 

»Präsidenten der Reichsanstalt oder einem seiner Stellvertreter als 

- Vorsitzender und mindestens je 10 Vertretern der Arbeitgeber, 

Arbeitnehmer und öffentlichen Körperschaften als Beisitzern. Die 

-Zahl der Beisitzer wurde von der Satzung bestimmt und musste 

in jeder Gruppe gleich sein (A.V.A.V.G. — $ 9). 
Der Vorstand der Reichsanstalt bestand aus dem Präsi- 

‚.denten oder einem seiner Stellvertreter als Vorsitzender und je 

-fünf Vertretern der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und öffentlichen 

-Körperschaften als Beisitzern (A. V.A.V.G. $ 12). 

Weitere Organe der Reichsanstalt waren nach $ 4 des A.V. 

‚A. V.G.: die Verwaltungsausschüsse der Landesar- 

-beitsämter und die Verwaltungsausschüsse der 

Arbeitsämter. Auch hier gab es Vertreter der Arbeitgeber, 

Arbeitnehmer und der öffentlichen Körperschaften. Die Zahl der 

“Beisitzer in jeder der drei Gruppen musste gleich sein und wurde 

1) Vergl. Ludwig Hevde, a. a. ©. S. 119. 

:2) Wie schon am Anfang dieses Paragraphen erwähnt, ist die Ar- 

- beitslosenversicherung' von den: Bestimmungen :des Aufbaugesetzes vom 

5. Juli 1954 unberührt geblieben. Daher ist die Verfassung der Arbeits- 

- Josenversicherung nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz darzustellen, 

obwohl die Verfassung z. A. zwecks Durchführung des Führerprinzips 

„suspendiert ist.
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für die Landesarbeitsämter aber durch den Verwaltungsausschuss - des Landesarbeitsamtes besimmt (A.V.A.V.G. — $ 5), 
Die Aufsicht über die Reichsanstaft für Arbeitsvermittlung.- und Arbeitslosenversicherung, d. h. über die gesamte Arbeitslosen: 

versicherung, führt der Reichsarbeitsminister und nicht- das Reichsversicherungsamt wie bei den anderen Zweigen der deutschen Sozialversicherung, weil — wie früher erwähnt — die- Arbeitslosenversicherung von dem Aufbaugesetz von 1934 nicht- einbezogen worden ist. 

$ 7. Die Versicherungsbehörden, — das Verfahren. 
und die Aufsicht in der deutschen 

Sozialversicherung. 

Unter Versicherungsbehö rden sind bestimmte öffent“ 
liche Behörden zu verstehen, die — entsprechend dem Aufbauge- 
setz vom 5. Juli 1934 — als einheitliche Spruch-, Beschluss- und 
Aufsichtsbehörden für die gesamte Reichsversicherung gelten. Die’ 
Versicherungsbehörden sind Einrichtungen, mittels deren der Staat 
seine Staatsgewalt ausübt. 

Nach $ 35 der Reichsversicherungsordnung. gibt es folgende: öffentliche Behörden der Reichsversicherung: 
a) Die Versicherungsämter: 
a) die Oberversicherungsämter; 
c) das Reichsversicherungsamt und die Landesversicherungs“ 

ämter. . 

Die Landesversicherungsämter sind indessen durch das Auf-- 
baugesetz aufgehoben worden so dass es gegenwärtig nur nocH- 
die ersten drei Arten gibt. 

Die Versicherungsämter werden für den Bezirk einer unteren: 
Verwaltungsbehörde, die Oberversicherungsämter für den Bezirk- 
einer höheren Verwaltungsbehörde errichtet (R. V.O. — $$ 36, 62).- 
Das Reichsversicherungsamt schliesslich ist für das ganze Reichs-- 
gebiet zuständig und hat seinen Sitz in Berlin, 

Gegenwärtig gibt es 960 Versicherungsämter, 64 Oberversiche-* ;



238 

rungsämter, 29 besondere Oberversicherungsämter !) und ein Reichs- 

-versicherungsamt. i 

Die Versicherungsämter haben einen Vorsitzenden, 

‚einen oder mehrere ständige Stellvertreter des Vorsitzenden und 

‚mindestens 12 Versicherungsvertreter. 

Vorsitzender des Versicherungsamtes ist der Leiter der 

unteren Verwaltungsbehörde (R.V.O. — $ 39). Der Vorsitzende 

irifft in der Regel seine Entscheidung ohne Hinzuziehung von Bei- 

‚sitzern. In gewissen Fällen aber, die vom Gesetze bestimmt sind, 

‚soll das Versicherungsamt Versicherungsvertreter als Beisitzer 

binzuziehen (R.V.O. $ 40). 

Die Versicherungsvertreter ;setzen sich je zur 

-Hälfte aus Arbeitgebern und aus Versicherten zusammen, ihre Zahl 

‚beträgt zusammen mindestens 12 (R.V.O. — $ 40). 
Die Oberversicherungsämter haben je einen Di- 

.rektor, mindestens noch ein Mitglied und 40 Beisitzer. 

Das Oberversicherungsamt hat ausser dem Direktor min- 

.destens noch ein Mitglied zugleich. als dessen Stellvertreter 

(R. V.O. — $ 96). Für jedes Mitglied wird mindestens ein Stell- 

vertreter bestellt. Die Mitglieder werden im Hauptamt oder für 

‚die Dauer des Hauptamts aus der Zahl der öffentlichen Beamten, 

.der Direktor auf Lebenszeit oder nach Landesrecht unwiderruflich 

‚ernannt (R.V.O. — $ 69). 

Die Beisitzer werden je zur Hälfte aus Arbeitgebern und 

Versicherten gewählt. Die Zahl der Beisitzer beträgt 40; sie kann 

aber von der obersten Verwaltungsbehörde erhöht oder vermin-, 

dert werden (R.V.O. — $ 7). 

Das Reichsversicherungsamt setzt sich zusammen 

'aus ständigen und nichtständigen Mitgliedern, Der Präsident 

des Reichsversicherungsamtes gilt als ständiges Mitglied. 

Der Präsident und die übrigen ständigen Mitglieder 

werden vom Führer und Reichskanzler auf Lebenszeit. ernannt. 

Der Führer und Reichskanzler ernannt auch die Direktoren und 

‚die Senatspräsidenten und zwar aus der Zahl der ständigen Mit- 

1) Nämlich 21 für die Reichsbahn und 8 für den Bergbau. ,
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zliedern. Die übrigen Beamten werden vom Reichsarbeitsminister 
“ernannt (R.V.O. — $ 86), . Die Zahl der nichtständigen Mitglieder beträgt 32; und zwar setzt sich diese Zahl aus jeweils zwölf Vertreter der Arbeitgeber und der Versicherten und acht unparteiischen Mitglie- 
dern zusammen. 

Die Versicherungsämter sind die unteren Beschluss- und .Spruchbehörden ; dagegen nehmen die Oberversicherungsämter 
die Geschäfte der’ Reichsversicherung als höhere Spruch- und Beschlussbehörden und das Reichsversicherungsamt als oberste .Spruch- und Beschlussbehörde wahr. Dementsprechend sind bei den Versicherungsbehörden bestimmte Organe gebildet und zwar: 

a) sollen die Versicherungsämter einen Beschlussaus- 
schuss und einen oder mehrere Spruchausschüsse bil- .den. Sowohl der Beschluss- als auch der Spruchausschuss be- stehen aus dem Vorsitzenden des Versicherungsamtes und ie ‚einem Versicherungsvertreter der Arbeitgeber und der Versicher- 
ten (R.V.O. — $$ 56, 57). 

b) Jedes Oberversicherungsamt 
soll- weiter eine ‚oder mehrere Spruchkammern und eine oder mehrere Beschluss- ‘'kammern bilden. Die Spruchkammer setzt sich zusammen ‚aus einem Mitglied des Oberversicherungsamts als Vorsitzendem 

‚und je einem Beisitzer der Arbeitgeber und der Versicherten; die Beschlusskammer. aus dem Vorsitzenden des Oberversi- 
‚cherungsamts, einem zweilen Mitglied und zwei Beisitzern {R. V. 
0. $$ 77, 78). 

c) Beim Reichsversicherungsamt 
sollen Spruch- :senate und Beschlussenate gebildet werden und ausserdem ein Grosser Senat. Der Spruchsenat hat einen Vorsitzenden, ein -Ständiges Mitglied, einen hinzugezogenen fichterlichen Beamten, -einen Arbeitgeber und einen Versicherten. Der Beschlussenat 

'besteht aus einem Präsidenten, einem Direktor oder einem Senats- ‚präsidenten als Vorsitzendem, einem vom Reichsrate gewählten 
‚nichtständigen Mitglied, einem ständigen Mitglied, einer Arbeit- 
:geber, und- einem Versicherten. Der Grosse Senat setzt sich 
‚zusammen aus dem Präsidenten oder seinem Vertreter, zwei ge: wählten Mitgliedern, zwei ständigen Mitgliedern, zwei richterlichen
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Beamten, zwei Arbeitgebern und zwei Versicherten (R. V.O: 

$$ 98, 100, 101). .. 

Alle diese oben erwähnten Spruch- bezw. Beschlusskörper 

sollen das im sechsten Buche der R.V.O. vorgesehene Spruch 

bezw. Beschlussve rfahr.en durchführen. 

Das Spruchverfahren befasst sich in erster Linie mit 

Entscheidungen über Streitigkeiten betreffend die Feststellung der 

Leistungen und anderen Spruchsachen, die in der Reichsversiches 

rungsordnung vorgesehen sind. 

Soweit die Reichsversicherungsordnung nicht das Spruchver- 

fahren vorschreibt, ergehen die Entscheidungen der Versicherungs- 

behörden im Beschlussverfahren. 

Hinsichtlich der Streitigkeiten sind in erster In- 

stanz die folgenden Versicherungsbehörden zuständig: 

a) die Versicherungsämter für die Krankenversicherung; 

b) die Oberversicherungsämter für die Unfall-, Invaliden- und 

Angestelltenversicherung; 

c) die Reichsknappschaft im besonderen Ausschuss für die 

Knappschaftsversicherung; und 

d) der Spruchausschuss beim Arbeitsamt für die Arbeitslosen- 

versicherung. 

Gegen die Entscheidung der oben genannten Behörden kanıt 

Berufung bei der übergeordneten Versicherungsbehörde eingelegt 

werden. Oberste Spruchbehörde-ist das Reichsver- 

sicherungsamt; das Rechtsmittel ist hier die Revision oder 

der Rekurs. 

Die Aufsicht über die deutsche Sozialversi- 

cherung wurde schon früher bei den einzelnen Versicherungs- 

zweigen erörtert. Hier soll nur nochmals darauf hingewiesen wer- 

den, dass sie gegenwärtig in Übereinstimmung mit dem Aufbau- 

zesetz vom 5. Juli 1934 durchgeführt. ist. Und zwar bestimmt das 

Aufbaugesetz (Abschn. IV, — $ 2) folgendes: 

Die Aufsicht führt: 

a) das Reichsversicherungsamt über: die Reichs- 

versicherungsanstalt für Angestellte; die Landesversicherungsan- 

stalten, die Sonderanstalten, die Genossenschaften: der Unfallver-
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sicherung und die Gemeindeunfallversicherungsverbände, die See- 
Krankenkasse und die Reichsknappschaft; 

b) das Versicherungsamt über: die Krankenkassen 
einschliesslich der Ersatzkassen für die Krankenversicherung von 
Arbeitern, die den Sitz in seinem Bezirk haben; doch ist das Ver- 
sicherungsamt bei der Ausübung seiner Aufsicht an die Weisungen 
des Leiters der Landesversicherungsanstalt gebunden; 

c) der Leiter der Reichsversicherungsanstalt 
für Angestellte über: die Ersatzkassen für die Krankenversi- 
cherung der Angestellten. 

Nur über die Reichsanstalt für Arveitslosenversicherung und 
Arbeitsvermittlung führt gegenwärtig noch der Reichsarbeits- 
minister allein die Aufsicht. 

Das Aufbaugesetz bestimmt, dass die Aufsichtsbehörden dar- 
über wachen müssen, dass die Versicherungsträger die Gesetze und _ 
Satzungen beobachten. Sie können ihre Aufsicht auf Fragen der 
Zweckmässigkeit erstrecken; sie sollen. sich. aber in diesem Falle 
auf wichtige Fragen beschränken und in das Eigenleben und die 
Selbstverantwortung der Versicherungsträger nicht unnötig eingrei- 
fen (Abschn. IV, $ 1). 

Schliesslich untersteht die ganze deutsche Sozialversicherung 
der Aufsicht der Reichsregierung. Diese Aufsicht wird durch 
den Reichsarbeitsminisier durchgeführt, welcher alle 

‘ Versicherungsbehörden und im besonderen das Reichsversiche- 
sungsamt beaufsichtigt?!). 

  

1) Vergl. auch Lutz Richter, Grundriss der Reichsversicherung, 
aa. 0,8. 91: „Die gesamte Reichsversicherung ist eine öffentliche, 
staatlich geordnete Angelegenheit. Das Deutsche Reich beschränkt sich 
nicht darauf, sie durch einmaligen Gesetzgebungsakt ins Leben zu 
rufen; es behält die Reichsversicherung auch in ihrer Durchführung: 
dauernd im Auge, um sie weiter zu entwickeln, fehlerhafte Entwick- 
lungen abzustellen und Missbräuche zu verhindern. Zur obersten Über- 
wachung ist die Reichsregierung berufen, bei der auch die Befugnis 
zur Gesetzgebung liegt. Innerhalb der Reichsregierung ist es der Reichs. 
arbeitsminister, zu dessen Geschäftsbereich die Reichsvegsicherung ge- 
hört, der die zu erlassenen Gesetze vorzubereiten hat und der viel- 
Tach zum Erlass von Rechtsverordnungen ermächtigt ist. Von ihm 
wird auch die Verwaltung der Versicherungsbehörden geleitet; insbe- 
sondere das Reichsversicherungsamt ist ihm unterstellt”. ' 

16
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NEUNTES KAPITEL. 
DIE HEUTIGE LAGE DER SOZIALVERSICHERUNG. 

“ IN RUMÄNIEN. * 
Gegenwärtig ist die rumänische Sozialversicherung nach deni 

Gesetz zur Vereinheitlichung der Sozialversi 
cherung vom 7. April 1933 aufgebaut. Dieses Gesetz hat 
Rumänien in der Sozialversicherung ein einheitliches System ge- 
geben, indem es alle Versicherungszweige und alle Versicherungs- 
anstalten, die früher für sich standen, in einer einheitlichen Versi- 
cherungseinrichtung vereinigt hat. 

Vor dem Einheitsgesetz gab es in der rumänischen Sozialver- 
sicherung 150 verschiedene und teilweise schlecht organisierte Ver- 
sicherungsträger. Gegenwärtig gibt es zufolge des Einheitsgesetzes 
nur noch eine oberste Versicherungsanstalt — die Zentralkasse — 
und 32 örtliche _Versicherungskassen. 

Früher waren sogar die ähnlichen Versicherungszweige in den 
verschiedenen Landesteilen Rumäniens verschieden eingerichtet. 
Die Lage .der Sozialversicherung war vor der Einführung des Ein- 
heitsgesetzes die folgende: 

a) In dem alten Königreich und in Bessarabien galt das ru- 
mänische Sozialversicherungsgesetz von 1912; 

b) in Siebenbürgen galt das ungarische ' Sozialversicherungs- 
gesetz von 1907 für die Kranken- und Unfallversicherung und 

c) in der Bukowina galten die österreichischen Gesetze von 
1888 für die Kranken-und Unfallversicherungen, in ihrer neuen Fas- 
sung von 1917. 

Das Einheitsgesetz hat alle diese verschiedenen Einrichtungen 
beseitigt und ein einheitliches Sozialversicherungssystem für das 
‚gesamte Staatsgebiet Rumäniens eingeführt. 

Früher gab es auch mehrere Beiträge, die sehr verschieden 
zwischen Arbeitgebern und’ Versicherten aufgeteilt waren. ‚Zufolge 
‚des Einheitsgesetzes gibt es nur noch einen einzigen einheitlichen 
Beitrag, der zur Deckung aller Versicherungsfälle dient. 

Durch die Vereinheitlichung der gesamten Sozialversicherungs- 
einrichtungen — ‚Versicherungszweige, Beiträge und Verwaltung —
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hat. sich eine Ersparnis von 50 Mill. Lei ergeben !).. Dies zeigt mit 
Aller Deutlichkeit, dass das Einheitssystem viel wirtschaftlicher ar- 
beitet und auf einer besseren Organisation beruht. 

Es ist also zu wiederholen, dass die gegenwärtige rumänische 
‚Sozialversicherung auf dem Einheitsgesetz vom 7. April 1933 auf- 
‚gebaut ist, und deswegen wird sie in den folgenden Ausführungen 
‚auf Grund dieses Gesetzes untersucht werden. 

81. Der Umfang der rumänischen einheitlichen 
Sozialversicherung. 

Die rumänische Sozialversicherung erfasst gegenwärtig unge- 
Tähr 1.000.000 Versicherte 2). 
Die Versicherten sind in Rumänien ebenso wie in Deutschland 

‚in zwei Gruppen eingeteilt : 
1. Versicherungspflichtige und 
2. Versicherungsberechtigte, 
3. Daneben erwähnt das Gesetz ausdrücklich als dritte Gruppe 

die Versicherungsfreien. 

1. Die Versicherungspilicht erstreckt sich nach dem 
Einheitsgesetz vom 7. April 1933 (Art. 1) über die folgenden Per- 
‚sonen : 

a) Alle Personen, sowohl Arbeiter als auch Angestellte, die in 
öffentlichen oder Privatbetrieben des Handels und Gewerbes gegen 
Entgelt tätig sind, soweit sie die vorgesehene Jahresarbeitsver- 
‚dienstgrenze nicht überschreiten. 

Die Jahresarbeitsverdienstgrenze wird von der Generaiver- 
sammlung der Zentralkasse festgesetzt und beträgt gegenwärtig 
6000 Lei?). 

b) Lehrlinge, Gehilfen und Gesellen, die in den oben erwähnten 
Betrieben tätig sind, auch wenn sie keinen Entgelt erhalten ; 

1) D. R Ioanitescu: Curs de politicä socialä, Bucuresii 1954, :Edit, Muguri. S, 250. . . , 
2) Vergl. D. R. Toanitesceu: Discurs la camerile profesionale, Desbateri parlamentare 1954. Bucuresti, 1954. S. 1 u 2 
5) Vergl. D. R. Loanitescu: Curs de politicä socialä, a. a. 

©. S. 245, -
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c) die Familienangehörigen des Arbeitgebers, die in der Regel‘ 
eine unentgeltliche Dienstleistung im Betriebe verrichten ; 

d) Handwerker und kleine Gewerbetreibende, wenn sie höch-- 
stens 10 Arbeiter in ihren Betrieben beschäftigen ; ') 

e) Beamte der als juristische Personen anerkannten beruflichen. 
Vereinigungen der gegen Entgelt beschäftigten Personen, soweit 
sie zu den Arbeitskammern wahlberechtigt sind ; 

f) Hausgewerbetreibende und Heimarbeiter ; 
£) Hausgchilfen. 

Für das Vorhandensein der Versicherungspflicht spielt die- 
Staatsangehörigkeit, das Geschlecht und das Alter keine Rolle.. 
Nach Art. 3 des Einheitsgesetzes sind ausländische Arbeitnchmer,. 
die in Rumänien beschäftigt sind, denselben Verpflichtungen unter-- 
stellt und geniessen dieselben Ansprüche wie die rumänischen Ar-- 
beitnelmer. \ on 

Die Arbeitnehmer eines rumänischen Betriebes, die vorüber- 
gehend im Auslande beschäftigt sind, gelten weiter als versiche-- 
rungspflichtig, falls sie kraft der Gesetze des fremden Staates. 
nicht versicherungspflichtig sind. 

Im allgemeinen sollen also die Versicherungspflichtigen gegen. 
Entgelt beschäftigt sein. Die Ausnahmen, in denen auch ohne Ent-- 
gelt beschäftigte Personen versicherungspflichtig sind, wie beis- 
pielsweise Lehrlinge, Gehilfen, die Familienangehörigen des Arbeit-- 
gebers usw. werden daher im Gesetze ausdrücklich aufgezählt. 

. Hieraus folgt, dass die Versicherungspflicht in erster Linie- 
sämtliche Arbeitnehmer — sowohl Arbeiter als auch Angestellte — 
die in Handels-und Gewerbebetrieben beschäftigt sind, erfasst, fer-- 
ner die Hausgehilfen, Heimarbeiter, Hausgewerbetreibende, be-- 
stimmte Beamten, Familienangehörigen des Arbeitgebers, die im 
seinem Betriebe ohne Entgelt tätig sind, und schliesslich die Hand- 
werker und kleinen Gewerbetreibenden, die höchstens 10 Arbeiter: 
in ihren Betrieben beschäftigen. Nur die landwirtschaftlichen Ar-- 
beiter sind vorläufig der Versicherungspflicht nicht unterstellt wor- 
den, und zwar in erster Linie wegen der grossen finanziellen, aber 

  

1) Vergl. auch D. R Ioaniteseu: Curs de politicä socialä; 
a.a. 0.5, 24.
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.:auch wegen der organisatorischen Schwierigkeiten, die sich aus 
ührer grossen Anzahl in Rumänien ergeben würden. 

Die Einbeziehung. der Handwerker und kleinen Gewerbetrei- 
‚benden ist besonders hervorzuheben, weil dies eine rumänische Ei- 
‚genart ist, und sich nur in wenigen anderen Ländern der Welt 
zu finden ist. Man hat sich in Rumänien besonders um die soziale 
Lage der Handwerker und der kleinen Gewerbetreibenden geküm- 
snert, wegen ihrer grossen Zahl ünd ihrer grossen wirtschaftlichen 
‚Bedeutung. für Rumänien. Diese soziale Klasse lebt und schaftt in 
Rumänien: seit mehr. als 200 Jahren und hält noch heute die 

"Waage mit dem Wert der Produktion der. grossen Industrien. Die 
Unterstellung dieser Klasse unter den Schutz der Versicherungs- 
‚pflicht ist voll und ganz gerechtfertigt, zumal sie dieses Schutzes 
‚sehr bedürfen. Die Handwerker und kleinen Gewerbetreibenden 
‚stehen der Klasse der Arbeitnehmer viel näher als der der Arbeit-. 
.geber. Ihre Erzeugnisse sind zum grössten Teil aus ihrer eigenen 
Arbeitskraft und der ihrer Familienangehörigen und nicht aus ei- 
nem eingelegten Kapital, das sie im allgemeinen fast überhaupt 
:nicht besitzen, hervorgebracht’). 

Art. 4 des Einheitsgesetzes bestimmt ferner, dass die Haupt- 
‘versammlung der Zentralkasse auf Vorschlag des Verwaltungsaus- 
:schusses und mit Genehmigung des Ministerrates, weitere Gruppen 
‘von Arbeitnehmenm der Versicherungspflicht unterstellen kann. 

2. Versicherungsfreiheit besteht nach dem Einheits- 
‚gesetz (Art. 2) für folgende Personen : 

a) Gegen Entgelt beschäftigte Personen, die dem allgemeinen 
-:Staatspensionsgesetz unterstellt: sind; 

b) Personen, die in öffentlichen Betrieben gegen Entgelt tätig 
sind, soweit sie kraft besonderer Gesetze oder Satzungen in Son- 
deranstalten versichert sind. 

3. In der rumänichen Sozialversicherung gibt es ebenso wie in 
. der deutschen. Sozialversicherung zwei Arten von Versi. 
cherungsberechtigune. 

1) Diesbezüglich vgl, die Ausführungen auf S. 7980 in dieser Ar- 
beit, insbesondere aber siehe D. R. Ioanitescu: Curs de politieä 
‚socialä, a. a. Q. S. 242/244. :
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a) Weiterversicherung 
b) Selbstversicherung. 
a) Weiterversicherune. Personen, . die aus der 'Ver-- 

sicherungspflicht ausscheiden, können sich— gemäss dem Art. 
56 — freiwillig weiterversichern, wenn sie in den letzten zwei 
Jahren mindestens 52 Beitragswochen — die Saisonarbeiter. aber 
nur 26 — unter der Versicherungspflicht zurückgelegt haben, und 
spätestens binen 4 Wochen nach dem Ausscheiden der Versicher 
‚tungsanstalt die Weiterversicherung angekündigt haben, 

b) Die Selbstversicherung ist den Ehefrauen von frei-- 
willigen oder pflichtigen Versicherten gestattet, wenn sie das 50. 
Lebensjahr noch nicht überschritten haben und wenn sie infolge 
einer ärztlichen Unterschung für gesund befunden werden (Art, 57). 

S 2. Die Leistungen der rumänischen 
Sozialversicherung. 

Hauptvoraussetzung für die Gewährung der Leistungen ist der 
Eintritt eines Versicherungsfalles . 

Als Versicherungsfälle kommen die folgenden in Be= 
tracht : Krankheit, Niederkuntt, Unfälle einschliesslich Berufs-' 
krankheiten, Invalidität, Alter und Tod. 

‘Es ist zu erwähnen, dass unter dem Begriff „Unfall“ nicht‘ 
' nur die‘ Betriebsunfälle im engeren Sinne, d.h. diejenigen Unfälle, 
die innerhalb des Betriebes stattgefunden haben, in Betracht kom- 
men, sondern auch alle anderen Unfälle die ausserhalb des Be-- 
triebes stattfinden. Man hat diese Erneuerung durch das Einheits- 
gesetz eingeführt, um die Feststellungskosten abzuschafien, weit 
diese Kosten viel grösser als die entiallenden Renten selbst waren. 
Endlich kommen noch unter dem ‚Begriff „Unfall“ auch die Berufs-- 
krankheiten in Betracht). on 

Als Regelleistungen sieht Art. 5 des Einheitsgesetzes 
folgende ‘vor : 

a) ‘ärztliche Behandlung und Versorgung mit Arzneien und‘ 
Heilmitteln ; 2 ' 

  

  

. 1). Vergl. „D. R. Ioanites cu: Curs de politicä socialä, a. as. :0. 8. 337-240, . :
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b) (Geld)-Unterstützungen infolge von Krankheit, Unfall, Nie- 
derkunft und Tod ; 

c) Invaliditätsrenten infolge von Krankheit oder Unfällen ; 

d) Hinterbliebenenrenten. 

I. Die Krankenhilfe besteht aus ärztlicher Behandlung, 
Versorgung mit Arzneien, Heilmitteln und Krankengeld. 

1. Aerztliche Behandlung wird den Versicherten bei 
einer Krankheit oder einem Unfall vom ersten Tage bis zur Wie- 
derherstellung gewährt. Anspruch auf ärztliche Behandlung haben 
auch die Familienangehörigen der Versicherten, wenn sie in häus- 

‚ Jicher Gemeinschaft mit den Versicherten leben, und zwar: die Ehe- 
frau, die Kinder bis zum 18. Lebensjahre, die gebrechlichen Kin- 
der auch nach dem 18. Lebensjahre und schliesslich sogar die EI- 
tern, wenn sie arbeitsunfähig sind (Art. 6). 

Nach Art. 7 kann der erkrankte Versicherte auf Grund der 
ärztlichen Vorschriften in ein Krankenhaus oder in eine Heilanstalt 
überführt werden. Diese Überweisung ist dann als Ersatzlei- 
stung anzusehen. Bei der Überweisung hat der Versicherte An- 
spruch auf die Transportkosten von seinem Haus bis zum Kran- 
kenhaus und zurück (Art. 7). 

Die von einem Arzt aus der Sozialversicherung unterzeichnete 
ärztliche Anordnung für die Überführung in ein Krankenhaus ist 
pflichtmässig für alle Krankenhäuser des Staates. der Verwaltungs- 
bezirke, der Gemeinden oder irgendeiner öffentlichen Anstalt. Die 
Zahlung wird von der entsprechenden Versicherungskasse gemäss 
den festgesetzten Tarifen und Verträgen geleistet (Art. N. 

Die Krankenhauspflege dauert höchstens 26 Wochen. Als 
Mehrleistung kann aber der Verwaltungsausschuss der ent- 
‚sprechenden Versicherungskasse beschliessen, dass die Kranken- 
hauspflege bis zu einem Jahr verlängert wird, vorausgesetzt, dass 
es die finanzielle Lage der Versicherungskasse ermöglicht (Art. 7). 

Art. 8 des Einheitsgesetzes bestimmt, dass in bestimmten Fäl- 
len die Zustimmung des Versicherten für die Überführung in ein 
Krankenhaus nicht erforderlich ist, und zwar: 

a) wenn die Art der Krankheit eine bestimmte Behandlung ver- 
langt, die in der Familie des Erkrankten nicht möglich ist;
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b) wenn die Krankheit ansteckend ist und 
c) wenn der Erkrankte wiederholt den Vorschriften des be- 

handelnden Arztes zuwider gehandelt hat. \ 
Verweigert jedoch der Erkrankte die Überführung in ein Kran- 

_ kenhaus, so verliert er den Anspruch auf Krankengeld. Trotzdem 
erhält dann seine Familie ein Hausgeld, das 50 % des Kran- 
kengeldes beträgt (Art. 8). 

Das Einheitsgesetz sieht: in Art. 7 ferner vor, dass in drin- 
senden Fällen dem- Versicherten gestattet wird, einen Privatartz 
in Anspruch zu nehmen oder sich selbst in ein Krankenhaus zu 
begeben. In diesen Fällen hat der Versicherte Anspruch auf 
Rückerstattung 'der Kosten, aber nur in Höhe der von den: Ver- 
sicherungskassen festgesetzten Tarifkosten (Art. 7). 

Das Einheitsgesetz bestimmt des weiteren in Art. 9 für den 
Fall, dass ein Versicherter der erkrankt oder einen Unfall erleidet, 
während er im Ausland für eine Unternehmung arbeitet, die ihren 
Sitz in Rumänien hat, für die ganze Zeitdauer der Erkrankung 
von dem Unternehmer zu pflegen sein soll. Der Unternehmer hat 
seinerseits einen Anspruch auf Rückerstattung der Kosten an die 
Versicherungskasse, aber nur bis zur Höhe des Krankengeldes. - 

2. Arznei und Heilmittel werden gemäss den Vor- 
schriften der Aerzte der Versicherungskassen bewilligt. Wenn die 
Kassenärzte es für notwendig halten, können die Versicherten noch 
folgende Leistungen bekommen : Bruchbänder, Brillen, Bandagen, 
Krücken, Körperersatzstücke und andere ähnliche Heilmittel 
(Art. 10). 

In Fällen von grosser Dringlichkeit kann die Versicherungs- 
kasse ihren Mitgliedern Kurbehandlung, Luftkur oder Mineral- 
wasserkur verordnen und gewähren ; natürlich aber nur ihrem ent. 
sprechenden finanziellen Vermögen gemäss. 

Auch die Familienangehörigen haben einen Anspruch 
auf Verordnung von Arzneien und Überführung in ein Kranken- 
haus ; jedoch für höchstens 4 Wochen. Werden die Familienange- 
hörigen in Krankenhäuser überführt; die Eigentum der Versiche- 
rungskasse sind, so können sie dort bis zu 20 Wochen gepflest 
werden. In diesem Falle müssen aber die Versicherten 25% der 
Kosten tragen, die die zuständige Versicherungskasse zu entrich- 
ten hat (Art. 10).
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3. Krankengeld erhält der erkrankte oder infolge eines 
"Unfalls arbeitsunfähige Versicherte und zwar vom 8. Tage der 
Krankheit bzw. der Arbeitsunfähigkeit an. Es beträgt 50% des ver- 
sicherten Grundlohnes. Für die ersten 7 Tage soll der Versicherte 
‚nach dem Einheitsgesetz (Art. 11) seinen vollen Lohn von seinem 
Arbeitgeber erhalten. Für eine und dieselbe Krankheit hat der Ver- 

sicherte Anspruch auf Krankengeld für höchstens 26 Wochen ; 
handelt es sich aber um mehrere Krankheiten innerhalb eines 

Jahres, so kann der Versicherte sogar während 36 Wochen Kran- 

kengeld erhalten. Das Gesetz bestimmt andererseits, dass bei ei-. 

nem Unfall das, Krankengeld bis zur vollständigen Heilung der 
"Verletzung gewährt werden soll (Art. 11). 

Die Zeitdauer für Zahlung des Krankengeldes wird vom Beginn 
-. der Zahlung und nicht vom Beginn der Gewährung ärztlicher Be- 
handlung berechnet. Das Krankengeld wird wöchentlich gezahlt 
(Art. 11). 

Kein Krankengeld wird gewährt, wenn der Versicherte Kran- 

kenhauspflege erhält oder wenn er die Verletzung oder Krankheit 
selbst absichtlich herbeigeführt hat. In diesen Fällen erhalten die 

Familienangehörigen jedoch ein Hausgeld in Höhe von 50% 

. des Krankengeldes, sofern sie von dem Versicherten unterhalten 

-wurden (Art. 11). . 
Als Mehrleistung kann das Krankengeld’ von 26 auf 52 

“Wochen verlängert werden, wenn der Versicherte keinen Anspruch 

:auf die Invaliditätsrente hat und wenn die finanzielle Lage der 

" Versicherungskasse es gestattet (Art. 11). 
Der Versicherte hat Anspruch auf ein doppeltes Krankengeld, 

-wenn die Versicherungskasse ihm die erforderliche ärztliche Be- 
“handlung oder die notwendigen Arzneien und Heilmittel nicht ge- 
währen kann (Art. 13). 

I. Wochenhilfe erhalten weibliche Versicherte, die in 
den letzten 12. Monaten vor der Niederkunft mindestens 26 Wo- 

. . Chenbeiträge auf Grund der Versicherungspflicht entrichtet haben 

(Art. 14). 

Die Wochenhilfe besteht nach Art. 14 aus: 
I. Aerztlicher Behandlung, Hebammenhilfe, Arznei und Heil- 

„mitteln nach Bedarf ;
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2. Wochengeld in Höhe des Krankengeldes für 12 Wo-: 
chen, von denen aber mindestens 6 nach der Niederkunft fallen- 
sollen. Vor der Niederkunft wird das Wochengeld auf Grund einer 
ärztlichen Bescheinigung eines Kassenarztes gewährt, unter der 
Voraussetzung, dass 'die Versicherte keine Arbeit mehr verrichtet ;- 
nach der Niederkunft wird das Wochengeld auf Grund der Ge- 
burtsurkunde des Kindes gewährt ; - . 

3. Stillgeld, das nach Ablauf des Wochengeldes für 6 wei-- 
tere Wochen gezahlt wird, wenn die Versicherte ihr Neugeborenes 
selbst stillt und die Vorschriften des Kassenarztes befolgt. Das- 
Stillgeld wird in Höhe des Wochengeldes gewährt, solange: die 
Versicherte auf ärztliche Anordnung keine Arbeit verrichtet; es 
beträgt die Hälfte des Wochengeldes, wenn die Versicherte ihre 
Arbeit wieder aufgenommen hat?). - 

Als Ersatzleistung kann die Versicherungskasse die 
Überführung der: Wöchnerin in ein Wöchnerinnenheim zulassen. Ihr 
diesem Falle gewährt die Versicherungskasse kein Wochengeld 
mehr, sondern ein Hausgeld in Höhe des halben Wochengeldes und. 
zwar denjenigen Familienangehörigen, die von der Versicherten 
unterhalten wurden (Art. 14). 

Erkrankt die Wöchnerin aus irgendwelchem Grund, so 'hat 
sie den vollständigen Anspruch auf die Leistungen der Kranken- 
versicherung (Art. 15). 

Gemäss Art. 16 ist die Wochenhilie auch der Ehefrau eines 
Versicherten zu gewähren, wenn der Versicherte in den letzten 
zwei Jahren mindestens 52 Wochenbeiträge entrichtet hat. Als 
Regelleistung wird in diesem Falle folgendes gewährt : ärztliche 
Behandlung, Hebammenhilfe, Arznei und Heilmittel. Wenn es die 
finanzielle Lage der Versicherungskasse ermöglicht, so kann der 
Verwaltungsausschuss der Kasse als Mehrleis tung sogar ein 
Wochengeld in Höhe von 50 % des Krankengeldes für höchstens 
6 Wochen gewähren (Art. 16). .- 

U. Sterbegeld wird beim Tode eines Versicherten ge- 
währt, wenn in den zwei letzten Jahren mindestens 26 Wochen- 
beiträge entrichtet worden sind (Art. 17). 

1) Regulamentul privitor la aplicarea legii pentru unificarea asi- gurärilor sociale. Bucuresti 1933, Kap. I. $ 5. Art. 20,
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Für die Gewährung eines Sterbegeldes ist ebenso wie für die: 
Gewährung der Wochenhilfe die Erfüllung einer Wartezeit und 
zwar in beiden Fällen von 26 Beitragswochen erforderlich. 

Ist aber der. Tod infolge eines Unfalles eingetreten, so wird- 
das Sterbegeld ohne Rücksicht auf die vorher entrichteten Bei- 
träge gewährt, d.h. auch wenn die Wartezeit noch nicht erfüllt- : 
worden ist (Art. 17). 

Das Sterbegeld kann in Höhe des vierzig-bis sechzigfacheh- 
Betrages des. Grundlohnes bewilligt werden, je nach der: finan- 
ziellen Lage der Versicherungskasse. 

Das Sterbegeld wird den Familienangehörigen des Verstorbe- 
‚nen gewährt und zwar in folgender Reihe: dem hinterbliebenen 
Ehegatten, in seiner Abwesenheit den Kindern, in deren Abwesen- 
heit den Eltern usw. (Art. 17). Wenn die Bestattungskosten von 
einer anderen. fremden Person bestritten wurden, so erhält diese 
Person zunächst die entsprechende Summe und nur falls ein Über- 
schuss ‘bleibt, wird dieser dann der Familie ausgezahlt. (Art. 17). 

IV. Renten. 

A) Die Unfallrente und die entsprechender 
Hinterbliebenenrenten. 

1. Die Unfallrente,. Nach Art. 23 hat jeder infolge eines 
Unfalles verletzte Versicherte ausser der ärztlichen Behandlung” 
und des Krankengeldes Anspruch auf eine Unfallrente. Und zwar" 
wird die Unfallrente nur dann gewährt, wenn der Versicherte nach- 
Ausheilung der Verletzung arbeitsunfähig geblieben ist. 
Die Höhe der Unfallrente richtet sich nach dem Grade der 

Arbeitsfähigkeitsminderung. Bei völliger Arbeitsunfähigkeit be“ 
trägt die Unfallrente 2/3 des Grundiohnes ; bei teilweiser Arbeits- 
unfähigkeit wird nur eine Teilrente gewährt, die der Arbeitsfähig- 
keitsminderung des Verletzten entspricht (Art. 24). 

Ist die Arbeitsunfähigkeit geringer als 20%, 'so wird keine 
Unfallrente gewährt, wohl aber eine Abfindung, die das 100° 
fache des Tagelohnes beträgt, den der Versicherte für die letzter 

30 Tage vor dem Unfall erhalten hat (Art. 24). 

Ein Verletzter mit völliger Arbeitsunfähigkeit kann als Unfall- 
rente den vollen Grundlohn erhalten, wenn er dauernd die Pflege 
einer anderen Person braucht (Art. 24).
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- Für eine Arbeitsunfähigkeit von höchstens 30% kann der Ver- 
-waltungsausschuss der Zentralkasse auf Antrag des Versicherten 
.die Gewährung einer Kapitalabfindung beschliessen in Höhe des .100 fachen Betrages der. monatlichen Unfallrente (Art. 27). 

Wenn ein Unfallrentenempfänger einen neuen Unfall erleidet, -wird ihm eine neue Rente gewährt, bei deren Bemessung die Ar- ‚beitsunfähigkeit aus dem alten und dem neuen Unfall gewertet 
„wird (Art, 25). ' 

\ Wenn sich während der ersten 5 Jahre der Zustand des Ver- letzten bessert oder verschlechtert hat, sc kann die Unfallrente 
: „dementsprechend ‚gemindert bzw. erhöht werden (Art. 26). 

. Beim Tode eines Versicherten infolge eines Unfalls erhal- 
-ten die Hinterbliebenen folgende Leistungen (Art. 28): 

a) Sterbegeld nach den Vorschriften des Art: 17; d.h. ‚das 40fache bis 60fache des Grundlohnes und 
b) Hinterbliebenenrente. 

2, Hinterbliebenenrenten erhalten folgende Per- . sonen: on 
a) die Witwe oder der arbeitsuniäihige Wiit- ‚wer bis zur Wiederverheiratung oder bis zum Tode. Diese Rente beträgt 20% des Grundlohnes des verstorbenen Versicherten (Art. 29) ; 

. b)iedes Kind, sei es ehelich, anerkannt .oder an Kindes ‚Statt angenommen bis zum Beginn des 18. Lebensjahres, oder auch ‚noch weiter, falls das Kind Schulunterricht erhält oder infolge ‘körperlicher oder geistiger Gebrechen ausserstande ist, sich selbst -zu erhalten. Und zwar erhält jedes Kind als Rente 20 % des Grund- . lohnes, unter der Voraussetzung, dass alle Kinder zusammen nicht „mehr als 40% des Grundlohnes erhalten (Art. 29, 30) ; wenn die "Kinder als Vollwaise zurückbleiben, so bekommt jedes Kind 30% 
.des Grundlohnes als Rente, . vorausgesetzt, dass alle Kinder-Renten ‚zusammen 60% nicht überschreiten (Art. 29) : 

c) die Eltern des Verstorbenen und sogar die ‚Geschwister und Enkel bis zum 18. Lebensjahre, wenn ‚sie nachweisen können, dass sie von dem Verstorbenen unterhal- 
ten wurden. Jeder von diesen oben Genannten erhält 20 % des
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Grundlohnes. aber: nur im Falle, dass die Renten der Hinterblie-- 

benen Ehegatten und Kinder zusammen weniger als 60 % des‘ 

Grundlohnes ausmachen (Art. 31). 

Hierbei ist wieder zu erwähnen, dass unter „Unfalf” nicht nur 

diejenigen Unfälle zu verstehen sind, die sich innerhalb eines Be- 

triebes ereignen, sondern auch andere Unfälle, die sich ausserhalb 

des Betriebes zugetragen haben. Die Berufskrankheiten sind in 

dem Begriff „Unfälle” enthalten. Die Berufskrankheiten bewirken 

die gleichen Leistungen wie diejenigen, die infolge eines Unfalles : 

gewährt werden, aber nur dann, wenn die Arbeitsfähigkeit um 

mehr als 2/3 gemindert ist (Art. 33). 

B) Die Invalidenrente und die entsprechenden 

Hinterbliebenenrenten. 

1. Eine Invaliditätsrente erhält nach’ Erfüllung der 

Wartezeit und Erhaltung der Anwartschaft der Versicherte, der’ 

dauernd oder vorübergehend invalide ist (Art. 18, 20). 

Nach dem Einheitsgesetz (Art. 18) gilt als invalide derjenige 

Versicherte, der infolge von Krankheit oder anderen Gebrechen 

mehr als 2/3 von seiner Arbeitsfähigkeit verloren hat. 

Der Anspruch auf die Invalidenrente entsteht erst, nachdem 

der Versicherte mindestens 200 Wochenbeiträge entrichtet hat. 

Ferner muss er mindestens 16 Beitragswochen in jedem Jahre 

zurückgelegt haben (Art. 18). Mit anderen Worten, die Wartezeit 

ist erfüllt, wenn mindestens 200 Wochenbeiträge auf Grund der 

‚Versicherungspflicht entrichtet wurden und die Anwartschaft ist 

erhalten. wenn der Versicherte mindestens 16 Wochenbeiträge- 

jährlich entrichtet hat. 

Der erloschene Anspruch, d. h. die erloschene Anwartschaft 

lebt wieder auf, sobald der Versicherte von neuem 200 Beitrags- 

wochen zurückgelegt hat. Wenn der Versicherte vor dem Erlö- 

schen der Anwartschaft jedoch mindestens 200 Wochenbeiträge 

entrichtet hatte, lebt seine Anwartschaft bereits wieder auf, wenn: 

er von neuem 100 Wochenbeiträge entrichtet (Art. 18). 

Die Anwartschaft gilt als erhalten in Zeiten, in denen der’ 

Versicherte krank oder invalide. gewesen ist. und in Kriegs- und 

Mobilmachungszeiten (Art. 18). Diese Zeiten gelten als Ersatz-" 

zeiten.
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. Die Invaliditätsrente wird erst nach Wegfall (Ablauf) der 
‚ärztlichen Behandlung und des Krankengeldes gewährt, d. h. also 
‚nach Ablauf der 26. Woche (Art. 18). 

Eine Invaliditätsrente wird nicht gezahlt, wenn der Versi- 
cherte selbst vorsätzlich die Invalidität verursacht hat. oder wenn 

.die Invalidität als Folge eines Verbrechens entstanden ist (Art. 18). 
Die Invaliditätsrente besteht aus - einem Grund- und einem 

"Steigerungsbetrag. Kinderzuschuss wird nicht gewährt. 
Der Grundbetrag wird nach.5 Lohnklassen bemessen 

‚und beträgt nach Art. 19 monatlich: 
in der Klasse I — 400 Lei (ungefähr 10 RM) 

„ I — 40 „ 
y IT — 500°, 

» V — 550 „ 
nn V.— 600 „ 

‘Der Steigerungsbetrag beträgt 2 Lei für jeden Wo- 
‚chenbeitrag, der über die ersten. 200 Wochenbeiträge hinaus ent- 
richtet wurde (Art. 18). 

Die Invaliditätsrentenempfänger haben ferner Anspruch auf 
freie ärztliche Behandlung und auf Arzneien aus den Apotheken, 

‚die Eigentum der Versicherungskassen sind (Art. 21). 
Stirbt ein Invaliditätsempfänger, so wird seinen Tiinterblie- 

‚benen ein Sterbegeld und Hinterbliebenenrente gewährt. 
Das Sterbegeld beträgt das 4fache der monatlichen Ren- 

‚le des Verstorbenen (Art. 21). 
2. Die Hinterbliebenenrenten werden iolgendermas- 

.sen gewährt (Art. 22): 
a) der hinterbliebene Ehegatte — Witwe oder Witwer — er- 

‚hält, wenn er arbeitsunfähig und hilfsbedürftig ist, eine Rente in 
‚der Höhe von 50% der Rente des Verstorbenen: 

b) die ehelichen, anerkannten und an Kindes Statt angenom- 
‚menen Kinder erhalten bis zum 18, Lebensiahre eine Rente, die 
1/3 der Rente des Verstorbenen ausmacht unter der Vorausse- 
‚izung, dass sie arm und hilfsbedürftig sind, 

Alle Waisenrenten zusammen dürfen aber 2/3 der Rente des 
“Verstorbenen nicht überschreiten und die Renten der Kinder und 
‚die des hinterbliebenen Ehegatten zusammen dürfen die vollstän-
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.dige Rente ‘des verstorbenen Versicherten nicht überschreiten 

(Art. 22). 

Im Falle dass sich die finanzielle Lage der Hinterbliebenen 

verbessert hat oder die Arbeitsunfähigkeit aufhört, kann die Zen- 

tralkasse die Entziehung der Renten veranlassen (Art. 22). 

Die oben erwähnten Hinterbliebenenrenten werden nicht nur 

‘beim Tode eines Invaliditätsrentenempfängers, sondern auch beim 
‘Tode eines Unfallrentenempfängers gewährt (Art. 32). 

Als Ersatzleistung für die Invaliditätsrente sieht das 
-Gesetz in Art. 35 vor, dass auf Antrag eines Invaliditätsrenten- 
‚ermpfängers die Zentralkasse seine Überführung in ein Armenhaus 

‚beschliessen kann. 

Als Ersatzleistung für die Waisenrenten kann die Zentralkasse, 

falls die Kinder Vollwaisen sind die Überweisung in ein Schutz- 

‚heim für Minderjährige (Waisenhaus) beschliessen (Art. 35). 

C. Altersrenten werden vorläufig nur noch denjenigen 

Personen gewährt, die beim Inkrafttreten des Einheitsgesetzes — 

7. April 1933 — schon eine Altersrente erhalten haben '). 

Auch bei der rumänischen Invaliditäts-, Alters- und Hinter- 

‚bliebenenrente besteht wie in den deutschen Invaliden- und Ange- 

stelltenversicherungen die Möglichkeit einer Höherversiche- 

rung (Art. 34). Dementsprechend können sich die Versicherten 

freiwillig in einer höheren als der Pilichtklasse versichern lassen. 

In diesem Falle sind aber die Arbeitgeber zur Entrichtung des 

höheren Beitrages nicht verpflichtet (Art. 34). 

Nach Art. 36 des Einheitsgesgtzes ruhen die Renten in 
folgenden. Fällen: : 

a) Für die Zeit, während der der Rentenempfänger eine Frei 

heitsstrafe verbüsse. Jedoch haben die Frau und die Kinder unter 

18 Jahren einen Anspruch auf 50 % der Rente, falls sie ihre Be- 

«ürftigkeit beweisen könften. 

b) Solange der Empfänger sich freiwillig im Auslande auf- 

.. 2 Verel. DIR. Ioanitescu: Curs de politicä socialä, a. a. O. 
8 240—241.
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hält. Durch Übereinkunft kann aber bewirkt werden, dass die: Renten auch im Auslande zur Auszahlung gelangen. . Die Entziehung oder das Aufhörender Renten regelt Art. 37 des Einheitsgesetzes, Die Renten können in folgen-- den Fällen entzogen werden: 
a) Wenn der Rentenempfänger für das Erhalten der Rente falsche Unterlagen gebraucht hat; . b) wenn der Rentenempfänger aus dem Staatsgebiete ver- wiesen wird; 

c) wenn die Witwe (bezw. Witwer) sich wiederverheiratet; d) wenn der Empfänger einer Invaliditätsrente nicht mehr arbeitsunfähig ist. 
Beim Zusammentreffen mehrerer Renten wird nur eine ge-- währt und zwar die höchste Rente (Art, 39), 
Die Renten können weder gepfändet noch verpfändet werden,. ihre Übertragung ist daher ausgeschlossen (Art. 38). 

V. In Bezug auf die Schadenverhütune hat das Ein- heitsgesetz in Art. 35 bestimmte Massnahmen vorgesehen: Die Zentralkasse kann als Vorbeugungsmassnahme gegen eine drohen- de Invalidität die Verschickung des Versicherten in einen Luft- und Badekurort veranlassen. : \ 

’ uie der beruflichen Wiederherstellung dienen, bewirken, sodass die arbeitsunfähigen "und invaliden Versicherten wieder arbeitsfähig werden. Solche Anstalten sollen sogar von der Zentralkasse selbst: errichtet werden ?),. 
Art. 35 sieht weiter vor, dass die Zentralkasse entsprechend ihrer finanziellen Kraft einen Psychotechnischen Dienst einrichten: soll für das Studium und die Verwirklichung der Unfallverhütung... 
VI. Die freiwillig. Versicherten haben dieselben: Ansprüche auf sämtliche Leistungen der Sozialversicherung wie: die Versicherungspflichtigen; trotzdem müssen sie in einigen Fäl- 

  

1) Vergl. D. R. loanitescu: Curs de politicä socialä, a. a. O. 5. 238,
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len eine bestimmte Wartezeit erfüllen, bevor sie die Leistungen 
erhalten können, und zwar bestimmt Art. 58 des Einheitsgesetzes 
folgendes: 

a) Der Anspruch auf. ärztilche Behandlung, .Arzneien, Heilmit- 
teln und Krankengeld entsteht erst nach Entrichtung von 6 Wo- 
chenbeiträgen; 

b) der Anspruch auf Gewährung von Wochenhilfe oder Ster- 
begeld erst nach einer Wartezeit von 52 Beitragswochen; 

c) der Anspruch auf die Invaliditätsrente nach einer Warte- 
zeit von 100 Beitragswochen. Wenn aber ein Versicherter von 
der obligatorischen zur freiwilligen Versicherung übergeht, oder 
umgekehrt, so werden die unter der Versicherungspflicht entrich- 
teten Beiträge doppelt gerechnet und die freiwilligen Beiträge 
zur Hälite; 

d) der Anspruch auf die Unfallrente entsteht erst nur nach 
Entrichtung von einem Wochenbeitrag. 

Die Ansprüche der freiwilligen Versicherten’ ruhen, d. h. ihre 
Anwartschaft ist erloschen, wenn sie während 8 zusammenhän- 
genden Wochen keine Beiträge mehr entrichtet haben (Art. 59). 

$ 3. Die Aufbringung der Mittel in der 
rumänischen Söozialversicherung. 

Br a 

Die für die Durchführung der rumänischen Sozialversicherung 
erforderlichen finanziellen Mittel fliessen aus folgenden Quellen: 

1. aus Staatsbeiträgen; 

2. aus Beiträgen, die von Arbeitgebern und Versicherten ent- 
richtet werden: > 

3. aus einem von den grossen Unternehmungen zu bezahlen- 
den Zuschussbeitrag; 

4. aus verschiedenen anderen Mitteln, 

1. Der Staat trägt zu der Aufbringung der Mittel der Sa= 
Zialversicherung bei: 

a) mit einem festen jährlichen Betrag in Höhe von 80 Millio- _ 
nen Lei (ungefähr 4 Mill. RM) und 

17
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b) durch: Zahlung sämtlicher Beamtengehälter, die sich auf 
rund 52 Millionen Lei jährlich. belaufen *). 

2. Die Beiträge, die von den Versicherten und ihren 
Arbeitgebern entrichtet werden, bilden hier wie. in allen anderen 

Sozialversicherungseinrichtungen der Welt die finanzielle Grund- 

lage und Hauptquelle der Sozialversicherung. 

Entsprechend dem rumänischen einheitlichen Sozialversiche- 
rungssystem wird für die Deckung aller vorgesehenen Versiche- 
rungsfälle in Rumänien nur ein einheitlicher Beitrag 
erhoben, so z. B. für Krankheit, Niederkunft, Unfall, Invalidität, 
‚Alter und Tod. Dagegen werden in Deutschland ebenso wie in 
den meisten anderen Ländern mit Sozialversicherungseinrichtun- 
gen für die einzelnen oben genannten Versicherungsfälle mehrere 

‚Beiträge erhoben, die je nach dem entsprechenden Versicherungs- 

'zweig verschieden sind. 
Die einheitlichen Beiträge werden in Rumänien je zur Hälfte 

von den Versicherten und ihrem Arbeitgebern gezahlt (Art. 42). 
Zur Sicherung einer gerechten Berechnung der Bei- 

träge werden die Versicherten in verschiedene Lohn- 
oder Beitragsklassen eingegliedert. 

Das Einheitsgesetz bestimmt in Art. 43, dass die Lohnklassen 
und ihre entsprechenden Beiträge von der Generatversammlung 
der Zentralkasse festgesetzt werden; es bedarf jedoch der Ge- 
nehmigung des Ministerrates. 

Die Beteiligten — Versicherten und Arbeitgeber — können inso- 
fern ihre Beiträge selbst festsetzen, als die Generalversammlung 

‘der Zentralkasse "zum grössten Teil aus- Vertretern der Versi- 
cherten und der Arbeitgeber besteht. So können. die Beteiligten 

-in wirtschaftlich. günstigen Zeiten .die Beiträge erhöhen und in 
Krisenzeiten herabsetzen. Der Gesetzgeber :hat aber auch die 
Überwachung durch eine. höhere Stelle- vorgesehen, indem die 
Genehmigung des Ministerrates für die Festsetzung der Beiträge 
‚erforderlich ist 2). 

) D.R.Ioaniteseu: Curs de politicä socialä; aa 0. S: 27 228. Art. 49 des  Einheitsgesetzes.- \ 
2) Vergl. D. R. Toanijescu: ‚Curs de ‚politieä socialk, la... a. 

©. S. 235954, EEE EEE
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Für das erste Jahr hat das Einheitsgesetz 5 Lohnklassen 
dür die Versicherten festgesetzt (Art. 43). In diese Lohnklassen 
‘werden die Versicherten entsprechend der Höhe ihrer Löhne ein- 
zereiht. Die Versicherten, die ohne Entgelt beschäftigt sind. wer- 
‘den der ersten Klasse zugewiesen, die Handwerker und die klei- 
‚nen Gewerbetreibenden dagegen den letzten 3 Klassen, je nach- 
dem sie allein arbeiten oder Lehrlinge bezw. Arbeiter beschäf- 
tigen. Die Heimarbeiter und Hausgewerbetreibenden sind in der- 
selben Klasse wie die kleinen Gewerbetreibenden, die allein ar- 
Deiten, eingegliedert (Art. 41). 

Die freiwillig Versicherten werden in folgender Weise in 
"Lohnklassen eingegliedert: die Weiterversicherten in der letzten 
Klasse, in der sie als Versicherungspflichtige Beiträge bezahlt 
“haben und die freiwillig versicherten Ehefrauen in derselben Klas- 
“se wie ihre Ehegatten (Art. 59). 

Für jede Lohnklasse ist en Grundlohn festgesetzt, um 
die Berechnung der Beiträge und auch die Bemessung der Lei- 
‚stungen zu erleichtern. Und zwar kommt als Grundlohn der 
-Durchschnittslohn aller Löhne und Gehälter in Betracht, 
‚die sich zwischen der oberen und unteren Grenze der entsprechen- 
„den Lohnklasse befinden. 

Die Beiträge werden in einem Prozentsatz der Grundlöhne er- 
hoben. Das Gesetz bestimmt aber, dass die Beiträge nicht höher - 
“als 6% der Grundlöhne sein dürfen (Art. 42). 

Wie schon an anderer Stelle erwähnt, werden die Beiträge 
im allgemeinen je zur Hälfte von den Versicherten und ihren Ar- 
beitgebern getragen. Für diejenigen Lehrlinge, und Versicherten 
‚aber, die ohne Entgelt beschäftigt werden, soll der Arbeitgeber 
„den vollen Beitrag allein tragen. Dagegen sollen die Heimarbeiter, 

"Hausgewerbetreibenden, Handwerker, : kleinen Gewerbetreibenden 

‚und alle freiwillig Versicherten den vollen Beitrag selbst entrich- 

ten (Art. 42 und 59). 

Die Beiträge werden nur bis zum Beginn des 65. Lebensiah- 

“res entrichtet. Nach Erreichung dieses Lebensalters werden keine 

"Beiträge mehr bezahlt, obwohl die Versicherten noch weiter die- 

-selben Ansprüche auf Gewährung von Leistungen ‚haben. Und zwar. 

haben sie, wenn die vorgesehenen Wartezeiten erfüllt: waren, noch
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weiterhin Anspruch auf Invaliditätsrente, Unfallrente, ärztliche: 
Behandlung und auch auf Gewährung des Sterbegeldes (Art. 42). 

Was die Erh ebung der Beiträge anbetrifft, so gibt 
es in Rumänien. zwei Erhebungsverfahren, d. h. sowohl das Mar-- 
kenverfahren als auch das Erheben der Beitäge: 
‚nach den Listen der gesamten Löhne?). Und zwar‘ 
. bestimmt das Einheitsgesetz, in Art. 44, dass die Beiträge folgen- 
dermassen zu erheben sind: durch das Markenverfahren bei den. 
kleinen Unternehmungen und durch das Erheben nach den gesam-- 
ten Lohnlisten bei den grossen Unternehmungen. 

In den kleinen Unternehmungen, die das Markenverfahren an-- 
"wenden, sollen die Unternehmer sich die erforderlichen Marken. 
von der örtlichen Versicherungskasse beschaffen, um sie wöchent- 
lich in die Quittungskarten ihrer beschäftigten Arbeitnehmer ein-- zukleben und zu entwerten (Art. 44). 

Die grossen Unternehmungen dagegen, bei denen die Beiträge: 
‚nach den Lohnlisten erhoben werden, sollen nach Art. 44 jeden Ein- ‘und Austritt ihrer Versicherungspflichtigen binnen 8 Tagen. 
anmelden und weiter sollen sie spätestens binnen 15 Tagen nach 
Ende jeden Monats der örtlichen Versicherungskasse Abschriften 
ihrer gesamten Lohnlisten einreichen. Diesen Abschriften ist gleich-- 
zeitig eine Aufrechnung über die der Versicherungskasse geschul- 
deten Beiträge beizufügen. Die Beiträge werden bei diesem Ver-: fahren von den Unternehmungen selbst an die örtlichen Versiche-. rungskassen abgeführt. (Art. 44), Die Arbeitnehmer der hier er-- wähnten grossen Unternehmungen erhalten Versicherungskarten, 
in welchen die Arbeitgeber die entsprechende Beschäftigungs- 
dauer der Arbeitnehmer ihrer Betriebe und die Zahl der entrich-: 

.teten Beiträge einzutragen haben (Art. 47); die Versicherungs-- 
karten gelten höchstens 3 Jahre; nach Ablauf dieser Frist sollen. 
sie erneuert werden, 

“ Die Beiträge sind Wochenbeiträge, d. h. sie. werden für volle: Wochen bezahlt, auch wenn der Versicherte nicht die ganze. Wo-- che hindurch beschäftigt. würde (Art. 45). Die. Beitragsanteile der Arbeitnehmer werden von dem Arbeitgeber bei der Lohnzahlung: 

  

1) Siehe S. 119--120 dieser Arbeit.
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‚abgezogen. Die Beitragsabzüge sollen spätestens nach Ablauf eines 

Monats gemacht werden (Art. 45). 
Bei den freiwillig Versicherten werden die Beiträge durch das 

Markenverfahren entrichtet. Una zwar sollen sie die geklebten Mar- 
ken mindestens einmal monatlich von der örtlichen Versicherungs- 
Kasse entwerten lassen (Art. 59). 

3. Der. Zuschussbeitrag der grossen Unter- 
nehmungen: 

Art. 48. des Einheitsgesetzes bestimmt, dass alle grossen Un- 
ternehmungen, die mehr als 10 Arbeitnehmer (Lehrlinge, Cehilfen, 
Arbeiter oder Angestellten) beschäftigen, ausser den üblichen ein- 
"heitlichen Beiträgen noch einen Zuschussbeitrag entrichten sollen. 
Dieser Zuschussbeitrag beträgt 1,20 % der Gesamtsumme der Brut- 
tolöhne. Der Zuschuss dient zur Deckung der Kosten der Unfall- 
versicherung und wird dementsprechend von den Arbeitgebern al- 
lein getragen (Art. 48). Das rumänische einheitliche Sozialversi- 
‚cherungssystem kennt dementsprechend ebenfalls das berufliche 
Risiko der Unfallversicherung. 

Der Zuschussbeitrag wird gleichzeitig mit den einheitlichen 
Beiträgen an die örtliche ‚Versicherungskasse gezahlt (Art. 48). 

4. Als verschiedene andere Mittel, die zur Vergrös- 
serung des Gesamtfonds der Sozialversicherung beitragen, kommen 
‚nach Art. 50 in Betracht: 

a) Stiftungen. und Legate; 
b) Geldstrafen und Sonderzuschüsse, denen diejenigen Arbeit- 

-zeber unterzogen werden, die den Vorschriften des Gesetzes : zu- 
-widerhandeln; 

‘c) das Zinseinkommen des Sozialversicherungsreservefönds; 
d) das Vermögen der Kriegsbeschädigtenanstälten nach” ‚hrer 

Auflösung; 

d) andere ähnliche ‚Einkommen, die ı vom Gesetze in Art. 50 
vorgesehen sind 

Die einheitlichen Beiträge der Versicherten und ihrer Arbeit- 
zeber. der 1,20 %i ige Zusghussbeitrag der grossen Unternelithun- 
‚gen; die Staatsbeiträge und die anderen verschiedenen Einkom- 
men bilden äusammen den Gesamtfonds der Sozialver- 
sicherung (Art. 53).
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Der Gesamtfonds wird jährlich ‚ folgendermassen verteilt. 
(Art. 53): 
3)40% für die Kranken-, Mutterschafts- und Sterbegeldver-- 

- sicherung. Dieser Betrag soll den örtlichen Versicherungskassen. 
zugewiesen werden, die ihn für die oben erwähnten Zwecke selh- 
ständig verwalten; 

b) 40% für die Gewährung der Invaliditäts-, Alters-, Unfail- 
und Hinterbliebenenrenten, sowie zur Deckung der Unterhaltungs- 
kosten derienigen Krankenhäuser und Heilanstalten, die Eigentum 
der Zentralkasse sind. Aus diesem Fonds sind ferner die allgemei-- 
nen Arznei- und Heilmittelvorräte zu unterhalten, und’ ausserdem 
die schadenverhütenden Heilanstalten zu errichten und zu unter-- 
halten; 

co) 7% für die Verwaltungskosten der Zentralkasse; 
d) 7% für die Bildung eines Fonds, der zur Rückversiche- 

rung und zur gegenseitigen finanziellen Unterstützung der örtli- 
chen Versicherungskassen dienen soll. Dieser Fonds hat somit die* 
Funktion einer Gemeinlast, d. h. einer gemeinsamen finanziellen: 
Deckung für die örtlichen Versicherungskassen; 

e) 6% für die Bildung eines gemeinsamen Reservefonds. Das: 
Einheitsgesetz bestimmt andererseits, dass sämtliche Verwaltungs- 
kosten, einschliesslich der Gehälter der Kassenärzte, sowie auch 
sämtliche Ausgaben für Material d. h. Sachleistungen, usw. so-- 
wohl der Zentralkasse als auch der örtlichen Versicherungskassen‘ 
zusammen 18 %..des Gesamtfonds der Sozialversicherung keines- falls überschreiten dürfen (Art. 53), . Alle Überschüsse, die nach der Bestreitung der vorgesehenen. 
Aufwendungen übrig bleiben, sollen dem Reservefonds zugeführt werden (Art. 53). _ on 

Wie der gemeinsame Reservefonds zu verwenden ist, bestimmt 
die Generalversammlung der Zentralkasse. Höchstens 50 % des 
Reservefonds dürften in Gebäuden angelegt werden. (Art. 53). Als, 
Gebäude kommen insbesondere die Errichtung von eigenen Kran- kenhäusern, Heilanstalten und sogar die Finanzierung des billi- 
gen Wohnungsbaues für Arbeiter in Betracht }). 

  

d Vergl. D. R. loanifeseu: Curs de politieä socialä, a a- . 225,
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8 4. Die Träger der rumänischen 
Sozialversicherung. 

Da die rumänische Sozialversicherungseinrichtung ein Einheits- 

system ist, gibt es in Rumänien eine einzige oberste Zentralstelle 

und daneben mehrere örtliche Verwaltungsstellen. 

Oberster Versicherungsträger ist die Zentralkasse der 

Sozialversicherung. Als örtliche Versicherungsträger gibt 

es: 32 örtliche Versicherungskassen. 

Das EFinheitsgesetz bestimmt ferner in Art. 76, dass in denje- 

nigen Ortschaften, in denen sich mehr als 500 Versicherte befinden, 

auch sog. örtliche Sozialversicherungsämter er- 

richtet werden können. Diese gelten dann ebenfalls als örtliche 

Verwaltungsstellen. 

Die Zentralkasse ist eine selbstverwaltende öffentliche Anstalt 

und hat ihren Sitz in der Hauptstadt Bukarest. 

1. Die Versicherungskassen sind äuristische Perso- 

nen und Selbstverwaltungskörper (Art. 63). 

Die Versicherungskassen müssen mindestens 10.000 Versicher- 

te umfassen. “ on 

Die Aufgaben der Versicherungskassen sind in Art. 65 des 

Einheitsgesetzes im einzelnen festgelegt: 

-a) Die Versicherungskassen sollen in ihren zuständigen Be- 

zirken die Kranken-, Mutterschafts- und Sterbegeldversicherungen 

vollständig durchführen. Zu diesem Zweck erhalten die Versiche- 

rungskassen 40 % des Gesamtfonds der Sozialversicherung über: 

wiesen. Dieser Betrag wird von ihnen gemäss den vorgesehenen 

‚Zwecken selbständig verwaltet; 

b) die Versicherungskassen stellen Ouittungskarten und Versi- 

cherungskarten aus; sie verkaufen die Marken, erheben die Bei- 

träge und überwachen die Beitragszahlungen der ihnen unterstell- 

ten Uternehmungen; ‘ 

c) als örtliche Organe der ‚Zentralkasse sollen sie alle Mass- 

nahmen und Aufgaben der Invaliditäts- und "Unfallversicherung 

ihres Bezirkes "durchführen und schliesslich 

d) sollen sie‘ die Statistiken, der ihnen unterstellten Versi-
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cherten aufmachen und die Buchführung über ihren gesamten Fonds und Vermögen in Ordnung halten. 
Als Verwaltungesor gane der Versicherungskassen gibt es nach Art. 66: 
I. einen Verwaltungsausschuss und 
2. einen Direktor: 
Neben. diesen hat jede Versicherungskasse: 
3: eine ärztliche Kommission (Aerztekommission) (Art.73) und 4. eine Aufsichtskommission (Art. 66). - 

1. Der Verwaltungsausschuss einer Versicherungs- kasse besteht aus 12 bis 18 Mitgliedern je nach der Bedeutung der Kasse. Der Verwaltungsausschuss der Versicherungskasse in Bukarest hat jedoch 20 Mitglieder (Art. 68). 
Die Verwaltungsausschüsse setzen sich aus Vertretern der Versicherten: und der Arbeitgeber zusammen. Und ‚zwar sollen beide Gruppen jeweils Vertreter aus: der Grossindustrie, aus der Kleininäustrie und aus dem Handel. enthalten. (Art. 67). 
Die Vertreter der Arbeitgeber aus der Grossindustrie und dem Handel werden von den entsprechenden Handels- und Gewerbekam- mern empfohlen, die der kleinen Gewerbetreibenden dagegen von “ den Arbeitskammern (Art. 67). 
Die Zahl der Vertreter in den Verwaltungsausschüssen wird von dem Arbeitsminister auf Grund der Vorschläge des Verwal- tungsausschusses der Zentralkasse festgesetzt (Art. 67). 
Das Gesetz bestimmt ferner, dass ın iedem Verwaltungsaus- schuss, ausser dem Direktor, auch der Oberarzt der entsprechen- den Versicherungskasse und der Oberarzt des örtlichen Verwal- tungsbezirks oder der Gemeinde sitzen soll. Diese Mitglieder ha- ben aber nur beratende Stimmen (Art, 6). 
Der Verwaltungsausschuss der Versicherungskasse in Buka- rest wählt 20 Mitglieder, weil er ausser den oben erwähnten noch bestimmte andere sachverständige Mitgiieder haben soll. Das Ein- heitsgesetz bestimmt diese Sondermitglieder in Art. 68. 
Jeder Verwaltungsausschuss muss sich in seiner ersten Sitzung einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden aus seinen Mitgliedern wählen. Ist der Vorsitzende ein Arbeitgeber.
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-so muss der stellvertretende Vorsitzende. ein Versichertenvertreter 

:sein, und umgekehrt (Art. 70).- 

Jeder Verwaltungsausschuss muss mindestens einmal im _Ma- 

nat zusammentreten (Art, 70). 

Die wichtigsten Aufgaben des: Verwaltungsausschusses sind: 

die Vorbereitung des jährlichen Haushaltsplanes und die Aufstel- 

lung der jährlichen Bilanz der entsprechenden Versicherungskasse, 

die Entscheidung über Ernennung und Entlassung des Verwal- 

-tungspersonals, der Beamten, usw., gemäss Art. 71 des Einheits- 

. gesetzes. 

Aus den aufgezeigten Aufgaben ergibt sich, dass der Verwal- 

-tungsausschuss der Versicherungskassen ein beschliessendes Or- 

-gan ist. 

‚2. Der Direktor der Versicherungskasse ist mehr oder 
weniger nur ausführendes Organ, weil das Einheitsgesetz (Art. 74 

-und 75) bestimmt, dass er die Entscheidungen des Verwaltungs- 
. ausschusses zur Ausführung zu bringen hat. 

Des weiteren hat der Direktor die Führung sämtlicher Aufga- 

ben seiner Versicherungskasse und die Versicherungskasse im 

' Rechtsverfahren und gegen dritte Personen zu vertreten (Art. 74). 
Der Direktor genehmigt ierser die Ausgaben der Versiche- 

-rungskasse, im Rahmen des festgesetzten Haushaltsplanes (Art. 74). 

Schliesslich soll der Direktor jährlich einen Bericht über die 
"Tätigkeit der Versicherungskasse geben und die Arbeiten für die 

Aufstellung der jährlichen Bilanz und des Haushaltsplanes yorbe- 
reiten (Art. 74). 

3. Die Aerztekommission wird aus den Aeızten der 

‚entsprechenden Versicherungskasse. selbst gebildet und besteht aus 

.3 bis 7 Mitgliedern, je nach der ‚Grösse der Versicherungskasse. 

Sie ist beratendes Organ in allen ärztlichen Fragen. der Ver- 
:sicherungskasse. Ihr Vorsitzender ist der Oberarzt. Sie wird so 
oft einberufen, als der Vorsitzende es für notwendig erachtet 
(Art. 73). 

4. Die Aufsichtskommission wird vom Arbeitsmi- 

„nister auf Vorschlag der Zentralkasse ‚berufen .und besteht aus 3 
„Mitgliedern «Art. 72): 

a) einem Vertreter der Arbeitgeber:
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b) einem Vertreter der Versicherten und 
c) einem sachkundigen Bücherrevisor. 

Die Aufsichtskommission muss sich in ihrer ersten Sitzung‘ 
ihren Vorsitzenden wählen. 

Sie ist überwachendes Organ für die Geschäftsführung der 
Versicherungskasse. Zu diesem Zweck kann sie der Vorsitzende 
einberufen, so oft er es für notwendig hält, um unangemeldete 
Besichtigungen der Versicherungskasse und ihrer Buchführung‘ 
vorzunehmen (Art. 72). Das Gesetz bestimmt, dass die Aufsichts- 
kommission mindestens einmal in 3 Monaten die Geschäftsführung‘ 
der Versicherunsgkasse prüfen muss (Art. 72). 

I. Örtliche Sozialversicherungsämter könneir 
in Ortschaften errichtet werden, in denen sich mindestens 500 Ver- 
sicherte befinden (Art. 76). 

Ihre Einrichtung und ihre Auflösung erfolgt nur auf Antrag 
der entsprechenden örtlichen Versicherungskasse, unter Benach- 
richtigung des Verwaltungsausschusses der Zentralkasse und mit 
Genehmigung des Arbeitsministers (Art. 76). 

Die örtlichen Sozialversicherungsämter werden der ‚Leitung‘ 
und der Aufsicht der entsprechenden Versicherungskasse unter- 
stellt (Art. 76). 

Die hauptsächlichsten Aufgaben dieser Aemter sind: Die Er- 
hebung dieser Beiträge, andere Einkassierungen, vorgesehene Aus: 
zahlüngen, die Ausstellung der Quittungs- und Versicherungskar-- 
fen und sonstige Aufgaben, die von dem Verwaltungsausschuss der’ 
entsprechenden Versicherungskasse oder von der Zentralkasse be- 
stimmt werden (Art. 76). 

Die Arbeiten des örtlichen Amtes werden von einem Bürochef 
und einem oder mehreren Beamten erledigt. ' 

Bei jedem örtlichen Sözialversicherungsamt besteht ein Aus- 
schuss, der 4-6 Mitglieder hat, ie nach der Bedeutung des 
Amtes, Die Mitglieder dieses Ausschusses setzen sich ie zur Hälfte: 
aus Vertretern der Versicherten und der Arbeitgeber zusammen. 
Dieser Ausschuss ist ein überwachendes Organ für die Tätigkeit: 
des entsprechenden Sozialversicherungsamtes: (Art. 76).
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IH. Die Zentralkasse der Sozialversicherung. 
ist der oberste Versicherungsträger der rumänischen Sozialversi- 

cherung. Sie ist eine selbstverwaltende öffentliche Anstalt und’ 

juristische Person und fungiert neben dem Arbeitsministerium 

(Art. 77). Sie hat ihren Sitz in Bukarest. 

Die Aufgaben der Zentralkasse bestimmt das Ein- 

heitsgesetz in Art. 78: 

a) Ihr obliegt die Einrichtung, Beaufsichtigung und Überwa- 

chung der örtlichen Versicherungskassen, der örtlichen Sozialver- 

sicherungsämter und auch die Tätigkeit jeder anderen Sozialversi- 

cherungsanstalt. 

b) Sie verwaltet die sämtlichen Einnahmen und das gesamte‘ 

Vermögen der Sozialversicherung nach den Vorschriften des Ge- 

setzes. " 

c) Ihr obliegt unter Mitwirkung der anderen öffentlichen oder 

privaten Anstalten die Bekämpfung der sozialen und der berufli- 
chen Krankheiten. 

‚ d) Sie hat die erforderlichen Massnahmen zur Unfallverhü- 

tung zu veranlassen und durchzuführen. 

‚e) Sie setzt den Berufskrankheitenkatalog fest, und zwar nacH 

den internationalen Übereinkommen, die der rumänische Staat 

zenehmigt hat, 

f) Sie arbeitet mit den Gesundheits- und Arbeitsdirektorien 

"aus .dem Arbeitsministerium zusammen zwecks Überwachung und 

Durchführung der Massnahmen betreifend die gewerbliche Hygiene: 

.g) Schliesslich obliegt ihr die Verwaltung der finanziellen Ge- 

meinlast für die örtlichen Versicherungskassen, indem ‚sie aus den 

für diesen Zweck geschaffenen Fonds‘) die erforderlichen Be- 

träge an die bedürftigen Versicherungskassen verteilt. 

Die Verwaltungsorgane der Zentralkasse sind! 
nach Art. 80 des Einheitsgesetzes die folgenden: 

1. Die Generalversammlung; 

2. der Verwaltungsausschuss und 
3. die Generaldirektion. 

1) Siehe auch $. 262. ı!
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Dazu kommen noch zwei Aufsichtsorgane, nämlich: 
4. die oberste Aufsichtskommission und 
5. der Regierungskommissar. 

1. Die Generalversammlung besteht aus Vertretern 
‚der örtlichen Versicherungskassen und anderen Vertretern, die in 
‚Art. 81 des Einheitsgesetzes bestimmt sind: 

a) Jede ‚Versicherungskasse, die nicht mehr als 20.000 Mit 
gliedern umfasst, soll durch 2 Vertreter — einen Arbeitgeber und 
‚einen. Versicherten — in der Generalversammlung vertreten sein. 
Die Versicherungskassen, die mehr als 20.000 Mitgliedern haben, 
‚sollen 4 Vertreter stellen, und zwar 2 Arbeitgeber und 2 Versi- 
cherte. Diese Vertreter der beiden Gruppn werden von den Ver- 

‚waltungsausschüssen der entsprechenden Versicherungskassen, und 
zwar aus ihrer Mitte, gewählt; 

b) 20 Vertreter von verschiedenen beruflichen Vereinen der 
Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Aerzte, usw., die vom Gesetz be- 
stimmt sind; 

c) die Arbeitsminister im Ruhestand, die früher mindestens ein 
Jahr im Dienst waren ; 

q) bestimmte Sachverständige, (beispielswe sise Universitätspro- 
. fessoren usw.); 

e)9 Vertreter des Staates, die vom Gesetz bestimmt sind ; 
f) der Vorsitzende des Verwaltungsausschusses, der General- 

Airektor, die 2 Untergeneraldirektoren und der Oberarzt der Zen- 
‚tralkasse. 

- 
Um Mitglied der ( icneralversammlung zu werden. müssen ge- 

‚mäss Art. &3 io elgende Voraussetzungen erfüllt sein : 
a) Das Mitziied muss die rumänische Staatsangehörig >keit be- 

sitzen. 

b) das 30. Lebensjahr vollendet haben und 
ec) alle bürgerlichen und politischen Rechte besitzen. 

Die Generalversammlung wird auf 4 Jahre gewählt. Ihr Vor- 
sitzender ist der Arbeitsminister., Ausserdem hat sie 4 stellvertre- 
tende Vorsitzende, 2 Quästoren und 4 Sekretäre, die alle aus ihrer 
Mitte gewählt werden (Art. 82). 

Sie soll regelmässig zweimal im Jahre zusammentreten, und
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zwar einmal in März, wenn der Haushaltsplan der Zeitträlkasse’ 

und der Versicherungskassen genehmigt werden soll, und einmal 

im Oktober zur Abnahme der Bilanzen der Zentralkasse und der 

Versicherungskassen (Art. 82). 

Zu ausserordentlichen Sitzungen kann die Generalversammlung- 

so oft als erforderlich einberufen werden (Art. 82). 

Die Aufgaben der Generalversammlung sind nach 

Art. 84 die folgenden: 

a) Sie gibt ihr Urteil ab über alle Gesetzesentwürfe, Verord- 
nungen und über die Ratifizierung der internationalen Übereinkom-' 

men, die die Sozialversicherung und ihre Einrichtung betreffen; 

.b) sie setzt die Beiträge, die Lohn- und Beitragsklassen und 

die Höhe der jährlichen versicherungspflichtigen Verdienstgrenze 

dest; 

c) sie bestimmt über die Erhöhung oder Herabsetzung der 

Renten und der anderen Geldleistungen; 

d) sie ernennt die Mitglieder des Verwaltungsausschusses der 

Zentralkasse und die der obersten Aufsichtskommission ; 

e) sie prüft und genehmigt die jährlichen Bilanzen und Haus- 

haltspläne sämtlicher Versicherungskassen, so wie den Gesamt:, 

haushaltsplan und die Bilanz der Zentraälkasse ; ; 

f) sie prüft und entscheidet über alle Fragen, die durch die’ 

Anwendung des Einheitsgesetzes entstehen und 

g) nimmt Stellung zu allen Fragen, die kraft Gesetzes oder 

kraft der Verordnungen ihr unterstellt sind, sowie zu allen Fragen, 

die ihr vom Arbeitsminister oder von Gerieraldirektor der Zentral- 
Kasse zugewiesen werden (Art. 48). 

Hieraus folgt, dass die Getieralversammlung beschlies- 

sendes Organ ist. 

“— 2. Der Verwaltungsausschuss der Zentral 
kasse wird zum grössten Teil von der Generalversammlung selbst 

gewählt. Deshalb wird er ebenfalls jeweils nur auf 4 Jahre. ge- 

wählt. 

Der Verwaltungsausschuss besteht nach Art. 85 aus: 
a) 9 Vertretern der Arbeitgelier ; 

b) 9 Vertretern der Versicherten 5 

Voraussetzung ist aber, dass in jeder Gruppe 4 Vertreter aus
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‚der Grossindustrie, 3 aus der Kleinindustrie (Handwerk) und 2 aus 
‚dem Handel sind. 

c) in gleicher Weise werden auch 9 Stellvertreter der Arbeit- 
.geber und 9 Stellvertreter der Versicherten gewählt. 

Sowohl die Vertreter als auch ihre Stellvertreter werden von 
‚der Generalversammlung selbst aus ihrer Mitte bestimmt. 

d) Ferner beruft der Arbeitsminister die folgenden Mitglieder : 
1 Sachverständigen; 1 Juristen, 1 Zeitungsunternehmer, den Pro- 

„sessor f. Sozialpolitik an der Handelshochschule von Bukarest und 
den Generaldirektor der „Allgemeinen Staatshaushaltsbuchführung” 
‚(was etwa der „Contabilite generale de l’Etat” im Französischen 
‚entspricht). 

e) Der Generaldirektor und die Untergeneraldirektoren der 
Zentralkasse sind ebenfalls Mitglieder des Verwaltungsausschusses; 

. sie haben jedoch nur beratende Stimme. 
In seiner ersten Sitzung muss sich der Verwaltungsausschuss 

‚einen Vorsitzenden und 2 stellvertretende Vorsitzende wählen. 
Nimmt der Arbeitsminister an den Sitzungen des Verwaltungsaus- 

„Schusses teil, so ist er ohne weiteres Vorsitzender (Art. 85). 
Der Verwaltungsaussohiuss der Zentralkasse wird von dem Ge- 

„neraldirektor einberufen, und zwar mindestens einmal monatlich 
‚und so oft es erforderlich ist (Art. 85). 

Die Aufgaben des Verwaltungsausschusses 
„Sind nach Art. 85 folgende: 

a) Er verwaltet zusammen mit dem Generaldirektor alle Ein- 
‚kommen der Zentralkasse ; 

b) er beaufsichtigt, prüft und gibt die Linien für alle Sozial- 
„versicherungsorgane im Rahmen des Gesetzes, 

Ohne Benachrichtigung des Verwaltungsausschusses der Zen- 
„tralkasse können keine Versicherungskassen und keine örtlichen 
. Sozialversicherungsämter errichtet werden (Art. 64 und 76). 

3. Die Generaldirektion besteht aus 
I Generaldirektor und‘ 
2 Untergeneraldirektoren; dem einem untersteht 

„die verwaltungstechnische Abteilung, dem anderen ‚die verwaltungs- 
‚Juristische Abteilung. 

Die Generaldirektion überwacht die Anwendung aller Gesetze
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‚und Verordnungen betreffend die Sozialversicherung sie leitet und 

-beaufsichtigt die Verwaltung sämtlicher Versicherungskassen und 

‚örtlichen Sozialversicherungsämter (Art. 86). 

Der Generaldirektor vertritt die Zentralkasse im Rechtsver- 

-jahren gegenüber anderen Behörden und gegenüber dritten Per- 

‚sonen (Art. 86). 

Der Generaldirektor hat die Beschlüsse des Verwaltungsaus- 

-schusses und der Generalversammlung durchzuführen. 

Dem Generaldirektor ist das gesamte Vermögen und sämt- 

-liche Fonds der Zentralkasse unterstellt ; er verwaltet sie entspre- 

chend dem Gesetz, den vorhandenen Verordnungen und den Be- 

-stimmungen des Verwaltungsausschusses der Zentralkasse 

(Art. 86). 

Der Generaldirektor genehmigt die Ausgaben der Zentralkasse; 

‘er muss sich dabei aber an die Weisungen des Verwaltungsaus- 

.schusses halten (Art. 86). 

Art. 87 des Einheitsgesetzes bestimmt ferner, dass der neben 

Generaldirektion eine Aerztekommission bestehen soll, die in allen 

ärztlichen Fragen beratende Stimme hat. Die Verfassung und Tä- 

tiekeit dieser Kommission sind in einer besonderen Verordnung 

"geregelt. 

Für die Aufsicht über die Zentralkasse sind zwei Auf- 

.sichtsorgane bestellt worden: 

4. Die oberste Aufsichtskommission und 

5, der Regierungskommissar. 

4. Die oberste Aufsichtskommission führt die 

‚Aufsicht über die Geschäftsführung der Zentralkasse. Sie setzt sich 

‚aus 4 Personen zusammen (Art. 89): 

a) 1 Abteilingsvorsitzender der staatlichen Oberverrechnungs- 

.kasse, der “kraft Gesetzes der Vorsitzende der Kommission ist; 

b) 1 vom Arbeitsminister vorgeschlagener Bücherrevisor ; 

c) 1 Vertreter der Arbeitgeber und 

d) 1 Vertreter der Versicherten. 

Diese zwei Vertreter werden von der Generalversammlung 

‚der Zentralkasse gewählt. - Ze a 

Die oberste Aufsichtskommission muss mindestens einmal in
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'3 Monaten die Geschäftsführung und die Buchführung der Zentral-- 
kasse prüfen. Über ihre Feststellungen soll sie einem Bericht an- 
fertigen und diesen dem Arbeitsminister und der Generalversamm- 
lung der Zentralkasse einreichen (Art. 89). _ 

5. Der Regierungskommissar ist das: -Hauptsäch-- 
lichste Aufsichtsorgan der Zentralkasse und der gesamten Sozial- 
versicherung, weil er den Staat vertritt. 

Der Regierungskommissar soll nach Art. 90 des Eimheitsge-: 
setzes die Aufsicht über die gesamte Tätigkeit der Zentralkasse 
führen. Zu diesem Zweck nimm? er an allen Sitzungen der Ge- 
neralversammlung und des Verwaltungsausschusses der Zentral- 
kasse teil, obwohl er in diesen Sitzungen kein Abstimmungsrecht 
hat. ” 

Der Regierungskommissar muss den Arbeitsminister immer‘ 
schriftlich benachrichtigen, wenn eine Entschliessung .der General- 
versammlung oder des Verwaltungsausschusses den Gesetzen, den 
Staatsinteressen oder den Interessen -der Anstalt selbst entgegen-- 
steht. Der Arbeitsminister hebt in diesem Falle diese Entschliessung 
solange auf, bis das betreffende Organ nochmals üher dieselbe 
Frage beraten hat (Art. 90). 

Der Regierungskommissar wird mit Genehmigung des Mi-: 
nisterrats vom Arbeitsminister ernannt. Er muss eine akademische 
Vorbildung haben und mit den Problemen der Sozialversicherung. 
vollkommen vertraut sein. Er soll kein anderes öffentliches Amt be- 
kleiden und nicht Mitglied des Parlaments sein (Art. 90). 

'$ 5. Das Verfahren in :der rumänischen 
Sozialversicherung. 

'Für die Erledigung, aller Streitigkeiten, die durch die Anwen-- 
dung des Gesetzes zwischen den Arbeitgebern oder den Versicher- 
ten und den zuständigen Versicherungskassen ‘oder zwischen den. 
Arbeitgebern und den Versicherten selbst entstehen können, hat 
das Einheitsgesetz die Bildung 'von Gerichtskommissionen bei den 
einzelnen Versicherungskassen vorgesehen; ferner die Bildung ei- 
ner Berufungsgerichtskommission bei. der Zentralkasse als oberste 
Spruchbehörde (Art. 10, 102).
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1. Die Gerichtskommissionen bestehen aus 3 Perso- 

nen, (Art. 101): 

a) Einem Richter des örtlichen Gerichtshofes. Gibt es in dem 

betreffenden Bezirk einen Arbeitsgerichtshof, so wird der Richter 

aus diesem gewählt; 

bp) einem Vertreter der Arbeitgeber und 

c) einem Vertreter der Versicherten. 

Die beiden Vertreter werden von dem Verwaltungsausschuss 

der örtlichen Versicherungskasse ernannt. Für ieden Vertreter wird 

ferner ein Stellvertreter bestellt. 

Die Mitglieder der Gerichtskommissionen werden auf 4 Jahre 

berufen (Art. 101). 

Gegen die Entscheidungen der Gerichtskommissionen kann 

-man binnen 30 Tagen bei der Berufungsgerichtskommission Beru- 

fung einlegen (Art. 101). 

2. Die Berufiungsgerichtskommission besteht bei 

der Zentralkasse und gilt als oberste Spruchbehörde. 

Die Berufungsgerichtskommission entscheidet nicht nur in 

den Berufungssachen gegen die Entschliessungen der Gerichtskom- 

missionen, sondern auch in Berufungen gegen Entscheidungen des 

Verwaltungsausschusses der Zentralkasse (Art. 102). 

‚Die Berufungsgerichtskommission wird ebenfalls jeweils auf 

4 Jahre gewählt und besteht aus den folgenden 6 Mitgliedern: 

a) 3 Gerichtsratsmitgliedern des Staatsobergerichtshoies; 

b) einem vorgesetzten Beamten aus dem Arbeitsministerium. 

Er muss aber eine akademische Ausbildung haben und mit den 

Problemen der Sozialpolitik weitgehend vertraut sein; 

c) ie einem Vertreter der Arbeitgeber und der Versicherten, _ 

die von der Generalversammlung aus ihrer Mitte gewählt werden. 

Der dienstälteste Richter ist jeweils Vorsitzender der Beru- 

fungsgerichtskommission (Art. 102). 

18



VIERTER ABSCHNITT. 

DIE PROBLEMATIK DER SOZIALVERSICHERUNG.



ZEHNTES KAPITEL: 
DIE KRITIK DER SOZIALVERSICHERUNG. 

S 1. Soziologische Kritiken. 
l. Vom Individuum abgeleitete Kritiken. 

1. Die Einschränkung der individuellen Freiheit. 

Die Einwendungen des Individuums gegeii die Sozialversiche-- rung richten sich in erster Linie gegen den gesetzlichen Zwang derselben. Es ist in der Tat nicht abzuleugnen, dass die Sozial- versicherung die individuelle Freiheit bis zu einem gewissen Grade: 

Unter den ersten und grossen Kämpfern gegen den Zwang in: der Sozialversicherung sind Paul Lero v-Beaulieu und Ive Guyau zu fiennen. Paul Leroy-Beaulieu schrieb in jenen Zeiter in der Zeitschrift „L’Economiste francais”, dass die einzige Lösung’ 

wären, nur die Abschaffung des Versicherungszwanges sein könnte ?)_ Diese Angriffe gegen den gesetzlichen Zwang in der Sozial- 

  

1) Vergl. darüber auch: Paul Pic: Trait& el&mentaire de legis- lation industrielle. Paris 1935, S, 1016-17: „Et qwon ne vienne pas repeter sans cesse, avec les- liberaux, que l’assurance obligatoire est une atteinte & Ja liberte”; und L.N. Angelescu: Asigurärile so_ ‘ciale in statele moderne. Bucuresti 1913, S, 154—155, 2) IN Angelesceu, a. a. 0. 8. 155,
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versicherung finden sich auch in der deutschen Literatur ı) und 

"zwar nicht nur zur Zeit der Einführung der Sozialversicherung, 

‚sondern bis in die jüngste Zeit immer wieder. So schrieb kürzlich 

Hornefifer, dass der Versicherte „nicht freiwillig seine Bei- 

träge abgibt. Er muss sie abliefern, der Staat entreisst sie ihm”. 2). 

Die Sozialversicherung entnimmt ihre Mittel zwangsweise „unter 

dem Druck”, und „das ist wider jeden sittlichen Anstand” ”), 

Fine derartige Kritik zeigt mit aller Deutlichkeit, dass ihr Ver- 

treter noch auf den Theorien der liberalistischen Schule fusst, -- 

‘Theorien, die aber heute vollkommen veraltet sind, nachdem sich 

.die sozialwirtschaftliche Weltanschauung der Menschen grundle- 

gend geändert hat. Jener berühmte Satz des „„‚laisser faire, lais- 

ser passer”, der im Wirtschaftsleben der Völker wohl niemals 

.eine vollkommen uneingeschränkte Geltung besessen hat, erscheint 

uns heute als ein Anachronismus gegenüber dem zielbewussten 

‘Eingreifen des Staates und der Planwirtschaft. 

Es liegt gerade im Interesse des versicherten Individuums, 

.dass der Versicherte zwangsweise zur Sozialversicherung beitra- 

‚zen muss, und dass auf diese Weise sowohl die Sicherung seines 

Lebens, seiner Gesundheit als auch die Existenzsicherung seiner 

‚Familie gewährleistet wird. 

Und schliesslich ist der Zwang zur Sozialversicherung nicht 

die einzige Zwangsmassnahme seitens des Staates, dem sich das 

Individuum im Interesse des Gemeinwohles der Volksgemeinschait 

-unterordnen muss und auch meist als selbstverständlich hinnimmt, 

so beispielsweise die Schulpflicht, die heute überhaupt nicht mehr 

in Abrede gestellt wird, und ebenso die staatlichen Massnahmen 

Zum Schutze der Volksgesundheit. Auch alle wichtigen Staats- 

1) Vergl. G. Albrecht: Grundfragen der Sozialversicherung, 

Berlin 1929. S. 16: „Die Kritik an der deutschen Sozialversicherung 

ist so alt, wie diese selbst. Aber die schon bei ihrer Einführung auf- 

tretenden Widerstände gegen den Gedanken der Sozialversicherung als 

solchen, z. B. von dem manchesterlichen Standpunkt aus, dass sich 

.soziale Vorsorge. auf Grund,gesetzlichen Zwanges nicht mit den Grund- 

sätzen der freien Wirtschaft vertrage, ist bald verstummt, weil sich 

‚offenbar die Einrichtung bewährte”. 

2} E. Horneffer, Frevel am Volk. Gedanken zur deutschen 

Sozialpolitik. 2. Aufl, Leipzig 1950. 8. 21. 
5) E. Horneffer, a. a. O. S. 54.
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dienste, die im Interesse der Allgemeinheit geschaffen werden, 
wie die nationale Verteidigung (Landesverteidigurg, Wehrmacht). 
die Schutzpolizei, die Kriminalpolizei, usw. beruhen auf einer Ein- 
schränkung der individuellen Freiheit, die gegenüber dem höheren 
Interesse der Volksgemeinschaft zurücktreten mtsss. Ist ein solcher: 
Staatsdienst einmal 'eingerichtet, dann bringt er dem Einzelnen 
grosse Vorteile, so z. B. eine grössere Sicherheit seines Lebens, 
die Freiheit der wirtschaftlichen Betätigung, usw. 

Ganz ähnlich liegen die Verhältnisse in der Sozialversiche-- 
rung. Sie dient nicht nur den sozialen Interessen der Allgemein- 
heit, sondern noch mehr denen des Individuums. Die Sozialversi-- 
cherung ist für den Einzelnen von so grossem Vorteil, weil sie 
gerade die Existenz der niedrigen sozialen Schichten, d. h. der 
arbeitenden Klassen mit den geringsten Einkommen in zweifacher‘ 
Weise sichert. Vor allem bietet sie den Versicherten selber eine 
Lebensmöglichkeit, die infolge des gefahrvollen modernen Produk- 
tionsprozesses arbeitsunfähig oder invalid geworden sind; ferner 
gibt sie jedem arbeitenden Menschen die Möglichkeit, seine Ar- 
beitskraft voll und ganz für seine Berufsarbeit einzusetzen, weil 
jeder Versicherte von vornherein weiss, dass sein Leben und die 
Existenz seiner Familie gegen die Unsicherheiten und möglichen: 
Unglücksfälle der Zukunft gesichert ist?), 

Hieraus ergibt sich ohne weiteres, dass die obligatorische So- 
zialversicherung nicht so sehr eine Einschränkung der. individuel- 
len Freiheit bedingt, dass sie vielmehr erst die volle Entfaltung 
der Persönlichkeit ermöglicht, weil die Arbeitermassen unter dem 
Zwang der Sozialversicherung ihr eigenes Wohl, ihre Existenz-- 
sicherung und diejenige ihrer Familien bewirken, So: ist der Ver- 
sicherungszwang nichts anderes als eine Verstärkung der Selbst- 
hilfe und der „Selbstverantwortlichkeit des einzelnen..., für sich. 
und seine Familie zu sorgen” 2), \ 

Andererseits würden, wenn der Versicherungszwang nicht be-- 
Stände, gerade diejenigen Werktätigen nicht in den Genuss der’ 

  

4) Vergl. IN, Angelescu: aa ©. 5 16% 
2) P. Moldenhauecr: Versicherungs- oder Versorgungsprinzip- in der deutschen Sozialversicherung. Zeitschr, für die gesamte Versi- cherungswissenschaft. Bd. 22. Berlin 1922. $. 1801



279 

Sozialversicherung kommen, die diese sozialen Wohltaten am 

dringendsten brauchen, weil sie den Lebens- und Arbeitsgefahren 

am meisten ausgesetzt sind. Aus diesem Grund stellt Albrecht 

mit vollem Recht fest, dass „kein Mensch das besondere Bedüri- 

nis der Arbeiterschaft nach einem solchen Existenzschutz leug- 

nen kann”.’). 

Wie schon im. zweiten Abschnitt dieser Arbeit ausgeführt 

(S. 72), hat die Erfahrung zudem gezeigt, dass dort, wo der Bei- 

tritt zur Sozialversicherung freiwillig war, der grösste Teil der 

Arbeitnehmerschaft sich nicht versichert hatte. . 

Daraus folgt eindeutig die Notwendigkeit des Versicherungs- 

zwanges oder, um noch einmal die Formulierung des Internatio- 

nalen Arbeitsamtes zu gebrauchen, dass „eine Sozialversicherung 

nur als Pflichtversicherung denkbar” ist 2), 

Unter Berücksichtigung der aufgezeigten Vorteile der obliga- 

torischen Sozialversicherung kann man mit Paul Pic sagen, 

dass die Sozialversicherung „die individuelle Freiheit erhöht, und 

weitab von ihrer Unterdrückung liegt” 5). Der Arbeiter, der gegen 

die drohenden Arbeits- und Lebensgefahren gesichert ist, wird 

selbstbewusster und dementsprechend nicht so leicht geneigt sein, 

für einen unangemessenen niedrigen Lohn zu arbeiten. 

Alle Einrichtungen, die auf dem Solidaritätsgedanken beruhett, 

und die Sozialversicherung ist eine von denjenigen sozialen Ein- 

richtungen, die den Solidaritätsgedanken durch das bekannte und 

gesunde soziale Prinzip des „einer für alle, und alle für einen” 

in besonderem Masse fordert — geben dem Arbeiter eine reale 

Freiheit, weil sie ihm die Verfügung über diejenigen Mittel sicher- 

stellt, mit denen er „seine Würde eines freien Menschen” *), und 

eines selbstbewussten Staatsbürgers bestärkt. Wenn er sich und 

seine Familie für die Zukunft gesichert weiss, wird er eine er- 

niedrigende soziale Stellung wie die „der Armenpflege, die ihn 

demütigt- und der Bettelei, die ihn verletzt” °) ablehnen. 

1) G. Albrecht: a. a O0. 8. 1. 

2) Siehe auch $. 70—75 dieser Arbeit. 

5) P. Pic: aaO. S. 1017. 

4 P. Pic: a a. O. 8. 1017. 

5) Ebenda.
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2. Die Förderung des Mangels an Selbstfürsorgepflicht- 
bewusstsein 

ist ein weiterer von dem Individuum abgeleiteter Vorwurf gegen die obligatorische Sozialversicherung. Es ist zwar vielfach behaup- tet worden, dass die Sozialversicherung den naturbedingten Man- zel an Selbstfürsorgepflichtbewusstsein des Individuums noch be- stärke, gerade weil sie obligatorisch sei‘). 
Paul Pic schreibt auch diese Kritik der weltanschaulichen Einstellung der Liberalisten zu: „Et qu’on ne vienne pas repeter sans cesse, avec les liberaux, que Passurance obligatoire est une prime a l’imprevoyance...” 2), 
Heute, wo infolge der Mechanisierung der Produktion die Un- fälle unvermeidlich und die Berufskrankheiten häufiger geworden sind und die Menschen vorzeitig altern, noch! von einer Begünsti- gung des Mangels an Selbstfürsorgepflichtbewusstsein der Men- schen zu sprechen, hiesse im Geist der vergangenen Jahrhunderte denken, als das Wirtschaftsleben noch im Zeitalter der handwerk- lichen Gesinnung der alten Gilden und Zünfte stand. Schliesslich beruht diese Kritik auf einem grundlegenden Irrtum, denn gerade der Mangel an Selbstfürsorgepflichtbewusstsein der niedrigen sozialen Klassen war ja die tieiste Ursache für das Entstehen der obligatorischen Sozialversicherung °). Und wenn die 

Wir kommen daher zu der Erkenntnis, dass die Einwendung gegen die obligatorische Sozialversicherung, die vom Individuum abgeleitet werden, sich nicht als stichhaltig erweisen. 

Il. Von der Familie abgeleitete Kritiken. 
Die zweite. Reihe von Kritiken, die man gegen die obligato- rische Sozialversicherung vorgebracht hat, gehen von dem Inte- ——_.._ 

i} Vergl. D. R. Ioanitescw Renasterea Meseriiler, Bucuresti 1951. 5. 284. 
2) P, Pie: aa O. S. 1016--1017. 5) Siehe die Ausführungen in dieser Arbeit auf S. 12—14.
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zessenkreis der Familie aus, und zwar soll die Sozialversicherung 

.den Familiengeist und die Familienverbundenheit beeinträchtigen. 

“Man wirft der Sozialversicherung vor, dass sie „den sittlichen 

-Geist der Familiengesinnung und Familienverbundenheit nicht hebt, 

sondern sie zerreisst und zerstört diese Bande“ ?). „Wenn die EI- 

-tern wissen, dass sie dereinst im Alter auf ihre Kinder angewiesen 

sind, dann werden sie sich auch etwas Mühe und Sorgfalt mit 

der Erziehung machen“?). Da die Altersversicherung aber den 

Eltern im hohen Alter Renten gewährt, so ist sie abzulehnen, weil 

-sie „diesen natürlichen Antrieb aus der Familie“ ausschaltet, weit 

sie „damit dem Familiengeist die schwerste Wunde schlägt” °). 

Da die Sozialversicherung zerade diejenigen Arbeitermassen 

„erfasst, wo die schwierigen wirtschaftlichen Verhältnisse infolge 

zu geringer Entlohnung den Familiengeist verdunkeln, scheint 

diese Kritik auf den ersten Blick einleuchtend zu sein. Aber wie 

"kümmerlich auch die Lage der Arbeitermassen sein mag, so ist es 

dennoch unnatürlich zu glauben, dass der „natürliche Antrieb“ der 

"Eltern, für das Fortkommen ihrer Kinder zu sorgen, von den 

materiellen Unterstützungen abhängig wäre, die sie 'später im 

“hohen Alter von ihren Kindern erwarten. 

Der Familiengeist kann und darf nicht in Geld geschätzt wer- 

.den, ebensowenig wie bei dem natürlichen Familienantrieb ma- 

terielle oder kaufmännische Erwägung unterstellt werden dürfen. 

-Sehr oit sieht man Eitern, deren Aufopferungsgeist gegenüber 

ihren Kindern so weit geht, dass sie sich schon zu Lebenszeit von 

ihrem Vermögen trennen, um es den Kindern zu schenken. Dem’ 

‚entsprechend ist für den merkantilistischen. Geist in den Bezie- 

hungen zwischen Eltern und Kindern kein Platz. 

Selbst wenn man das Familienleben und die Familienverbun- 

‚denheit vom materialistischen Standpunkt aus betrachtet, so zeigt 

es sich dennoch, dass diese Kritiker keineswegs im Recht sind. 

Denn die Sozialversicherung ist in erster Linie eine Einrichtung 

-für diejenigen Arbeitermassen, die nur ein geringes Einkommen: 

1) E. Horneffer: a a. O0. S. &. 

2) Ebenda, 

) Ebenda. 3
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haben und die der Gefahr der Arbeitslosigkeit und dem Hunger-- 
gespenst täglich ausgesetzt sind. Daher haben die erwachsenen: 
Kinder, die wegen der wirtschaftlichen Krisen in einer steten 'Un-- 
gewissheit und Sorge um den nächsten Tag leben, „ein viel grös- seres Interesse an der Aufnahme und Pflege alter Familienange-- 
höriger, die einen kleinen Rentenanspruch besitzen“ !), mag er auch noch so klein sein. „Eine solche Rente bedeutet oft das ein- 
zige Mittel, dass sich, der Schwiegersohn mit der Aufnahme des: 
Vaters oder der Mutter der Frau in den eigenen Haushalt ein-- verstanden erklärt“ 2), 

Überprüft man das Familienleben weiter, unter dem Gesichts-- punkt der materialistischen Weltanschauung, so sieht man, dass 
auch die Alten und Kranken ein grosses Interesse un der Sozial-- versicherung haben, eben aus dem Wunsche, im Kreise ihrer Fa- 
milie bleiben zu können, weil „die Leistungen der Sozialversiche-- 
rung zur Führung eines eigenen Haushaltes nicht ausreichen, und: 
sie ohne den Rückhalt familiärer Beziehungen auf die geschlossene: Fürsorge angewiesen wären” »), 

Ein weiterer und entscheidender Beweisgrund für die För-- derung des Familienlebens durch die Sozialversicherung liegt in: den grossen Erfolgen, die durch die Ausdehnung der Sozialver-: ' Sicherungsgesetze auf die Familienangehörigen der Versicherten: erzielt worden sind. „Die neuen Gesetze sehen nicht bloss auf den Versicherten, sie berücksichtigen auch die Angehörigen, die er zu: ernähren hat” ?), Als Beispiele - für die Ausdehnung des obligato-- rischen Versicherungsschutzes auf die Familie des Versicherten führt Grieser folgende an: die Familienkrankenpflege, _die- immer mehr und mehr Fortschritte macht, die Gewährung von Wochentilfe auch an Familienangehörige von Versicherten, die- Unterstützung der Rentenempfänger in der Ernährung und FEr-- 

  

 Manes: Versicherungswesen, Bd, IT. aao0.S$ 204. 2) Ebenda. ° . 
5) Manes: Versicherungswesen. 3. Bd, a. a. O. S. 204, 
4) A. Grieser: Die gegenwärtigen Probleme der Sozialversiche_- rung. Zeitschr. für die gesamte Versicherungswissenschaft. Bd. 26.- 

Berlin 1926. S. 142.
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ziehung ihrer Kinder, besonders durch den monatlichen Kinder-' 

zuschuss und schliesslich auch die Hinterbliebenenfürsorge N, 

Insbesondere - infolge dieser erfreulichen Erweiterungen der 

Sozialversicherung zum Wohle der Familie des Versicherten kann 

man mit Recht sagen, dass die Sozialversidhierung wesentlich zur 

Festigung des Familienlebens gerade der Arbeitermassen beiträgt, 

dass sie „eine Förderung des Familiengeistes und Familienlebens 

bringt“). Man kann sogar sagen, dass die Einrichtungen der So- 

zialversicherung in gewissem Sinne eine Ausweitung des Schutzes 

des Familienherdes bedeuten : „Wenn der Arbeiter sieht, dass er 

selbst, seine Frau und seine Kinder Vorteile von der Sozialver- 

sicherung haben, wenn er weiss, dass nach dem unerwünschten 

Todesfall die Existenz seiner Hinterbliebenen gesichert sein wird, 

dann wächst in ihm der Glaube, dass die Sozialversicherung‘ 

gleichsam eine Verlängerung des Schutzes des Elternhauses ist, 

und dieses Bewusstsein wird immer das Familienleben festigen“ ®), 

II. Vom Volke abgeleitete Kritiken. 

Die dritte Reihe von Argumenten gegen die Sozialversicherung 

wird vom Volke und seinen lebenswichtigen Interessen abgeleitet. 

Die Anhänger dieser Kritik behaupten, dass der Lebenskreis eines’ 

Volkes durch das Vorhandensein und die Auswirkungen der S0- 

zialversicherung erheblich beeinträchtigt werden. 

Diese Kritik tauchte schon sehr -rühzeitig auf und zwar im 

dem letzten Jahrzehnt des vorigen Jahrhunderts, nachdem Prof.- 

Oppenheim im. Jahre 1889 die „traumatische Neurose“ ent 

deckte °). 

Antang der 90. Jahre kam denn auch die erste ‚grosse Woge’ 

ce: Unjallneurosen-Flut, die um 1905 in der Presse, im Parla- 

1) A. Grieser: a. a. Q. 5. 145. 

32) A. Manes: Versicherungswesen, I. Bd. Allgemeine Versiche- 

rungslehre. Leipzig und Berlin 1950. S. 71. 

5) D. R. loanitescu: Curs de politicä socialä, Bucuresti, Edit.- 

Muguri, 1954. S. 250. — . 

Vergl. F. Friedensburg: Die Praxis der deutschen Ar-' 

beiterversicherung. Zeitschr. für Politik. 4 Bd. 1911. S. 358.
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‚ment und in der Politik einen starken Widerhall gefunden hat?). 
D.ese Angriffe wurden zu den umstrittensten Fragen der So- zialversicherung, und ihretwegen wurde eine lange Reihe von “Büchern geschrieben. . 
Unter den Hauptgegnern der obligatorischen Sozialversiche- rung hinsichtlich ihrer Auswirkung auf die Volksgemeinschaft sind zu nennen: Friedensburg?), Bernhard, Liek, Hartz, Horneifer; unter ihnen im besonderen die letzten vier, deren Werke schon im Titel ihre erbitterte Gegnerschaft ausdrücken: L. Bern hard- Unerwünschte Folgen der deutschen Sozial- ‚politik (Berlin 1912) ; . 

E. Liek-Die Schäden der sozialen Versicherungen. (Mün- .chen 1928), 
G. Hartz-Irrwege der deutschen Sozialpolitik (Berlin 1928). E. Horneffer-Frevel am Volk (Leipzig 1930). Die vom Volkeabgeleiteten Kritiken der Sozialversicherung behaupten, dass die Sozialversicherung eine der grössten Gefahren -für die Moral eines Volkes sei, weil fast alle Versicherten durch Heu- chhelei, Simulation, Vortäuschung, Verlockung, Betrügereien usw. versuchen, auf Kosten der Gesamtheit persönlichen Nutzen aus .den Sozialversicherungseinrichtungen zu ziehen, mit anderen Wor- ‚ten, ohne Arbeit auf Kosten der Sozialversicherung zu leben, ent- 

‚moralische. Auffassung eines Volkes untergrabe, sondern auch die physische Volksgesundheit vernichte. und zwar deshalb, weil fast „alle Versicherten versuchen, die oben genannten Renten und an- deren Geldbezüge durch Krankheitszüchtung, Krankstelien, Ent- ‚mannungen, Lähmung des Willens zur Gesundheit usw. so lange “wie möglich zu erhalten. Daraus schliessen diese Kritiker, dass 

  

. 1) Nähere Angaben über die. Entstehungsursachen dieser Kritiken siehe bei Otto v. Zwiedineck-Südenhorst: Simulation und Rentenhysterie bei der Reform der sozialen Versicherung. Zeitschr. für die gesamte Versicherungswissenschaft. Bd. 6, 1996. S 20-54; und "W. Hellpach: Rentenhysterie, Zeitschr. für die gesamte Vers. Wiss. Bd. 8, 1908, $, 208, 

3 F, Friedensbur &: Praxis der deutschen Arbeiterversiche- gung. a. a. ©.
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die Sozialversicherung nur zu einer moralischen Entartung und: - 

zu einer körperlichen und seelischen Verweichlichung des Volkes- 

führen kann. 

Im einzelnen wurden u.a. folgende Argumente gegen die So-' 

zialversicherung vorgebracht : 

Die Sozialversicherung bedeutet „eine grosse Gefahr für das: 

Volkswohl, sie verweichlicht das Volk, ja erzieit zur Renten- 

sucht“!). Die Sozialversicherung ist „nützlich für den einzelnen, 

aber verderblich für das ganze Volk“); sie ist „ein überaus ge-' 

fährlicher Giftkeim“, weil sie „die sittliche Gesundheit des Volkes: 

zu unterhöhlen droht“ °). 

Horneffer behauptet des weiteren: „Es ist ein schwächliches: 

Schmarotzertum, das hier gezüchtet wird. Die Trägen, Süsslichen,- 

Wehleidigen leben auf Kosten der Fleissigen, Tüchtigen, derer, 

die gegen sich selbst hart und streng sind, die Minderwertigen 

* beiten die Besseren, beuten die Arbeitskraft der gesamten Na- 

tion aus“); denn „so ist dem Faulenzertum und dem Schma- 

rotzertum Tür und Tor geöffnet“ ?). 

Die heftigsten Angriffe betreffen die Kranken- und ‘die Un- 

fallversicherung, die immer wieder mit folgenden ‚Schlagworten- 

bedacht werden : „Simulation“, „Krankheitszüchtung“, „Renten- 

sucht“, „Rentenhysterie‘, „Rentenpsychose“, „Rentenneurasthe- 

nie“, „Rentenhypochondrie“ u.a. 

Bei der Krankenversicherung spricht man von dem mangeln- 

den Willen zur Gesundheit und zur schnellen Genesung, weil 

durch Heuchelei und Simulation ohne Arbeit ein Vorteil aus der 

Versicherung gezogen ‘werden könne. Die Verlockung, Krankheit 

vorzutäuschen oder zu übertreiben, um ohne Arbeit zu Geld zu- 

kommen, sei so gross, dass alle Menschen sich gelegentlich krank- 

stellen werden. Die Neigung zum Krankstellen bekommt den 

Charakter einer Epidemie ; ; die Heuchelei wird eine Kunst, das 

1):E. Horneffer: Frevel am Volk, Gedanken zur . deutschen 

Sozialpolitik. 2. Aufl. Leipzig 1950. S. 31. 

2) E, Liek: Die Schäden der sozialen Versicherungen und Wege‘ 

zur Besserung. 2. Aufl. München 1928. S. 51. 

5) E, Horneffer: aa. O. S. 2. 

4) Ebenda. S. 26—27 

5) Ebenda. S. 23.
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“Kranksein ein Beruf, und die Krankenhäuser werden richtige 
„Hochschulen für Simulation“. So würden allmählich alle Menschen 
.die Krankheitszüchtung als etwas Selbstverständliches als etwas 
Normales ansehen. Daher sagt Horneffer: „Es heisst geradezu 

‚die Menschen zur Heuchelei erziehen, zur Verstellung zwingen, 
wenn man ihnen eine derartige Möglichkeit und zwar völlig ge- 
fahrlos vor Augen rückt. Da die Krankheit keinerlei persönliche 
‚Nachteile, sondern sogar Vorteile gewährt, nämlich Gewinn ohne 
Mühe, Leben ohne Anspannung, so ist es begreiflich, dass sich die 
Menschen krank stellen“!). „Wenn die Krankheit Vorteile 
‚bringt — etwas wider alle natürliche Weltordnung ! —, so ist doch 
„selbstverständlich, dass die Menschen, um diese Vorteile zu ge- 
winnen, sich zur Krankheit drängen, krank sein wollen“ 2), 

Liek sah fast ebenso schwarz in bezug auf die Krankenver- 
‚Sicherung wie Horneffer: „Die Krankenversicherung untergräbt 
die Mannhaftigkeit, begünstigt körperliche und seelische Verweich- 

‚Jichung, führt zu bewusster Krankeitszüchtung“’). „Die Kranken- 
versicherung hat viele Volksgenossen unnötig krank gemacht, 
‚das Kranksein zum Beruf erhoben“ °), 

Auf Grund all dieser Behauptungen, stellt Bernhard fest, 
‚dass man nicht zu Unrecht „die Krankenhäuser geradezu als 
Hochschulen für Simulation bezeichnet” ’). 

In der Rentenversicherung und insbesondere in der Unfallver- 
‚sicherung will man ein unverschämtes Rentenverlangen konsta- 
tieren können, ganz gleichgültig, ob wirklich eine Verminderung 
der Erwerbsfähigkeit vorliegt oder nicht °). Weil die Renten nicht 

‚so kurz befristet sind wie die Leistungen der Krankenversicherung, 
behaupten die Kritiker, dass die Versicherten auf alle mögliche ' 
‚And unmögliche Weise versuchten, ihre Krankheiten zu verlän- 

i) E. Horneffer: a a0. 8. 3, 
2) Ebenda. S. 35, 

3) E Liek a.a0S, 2. 
4) E. Liek: aaO. S. na 
5) L. Bernhard: Unerwünschte Folgen der deutschen Sozial- ‚politik. Berlin 1912. S. 61. 

.._6) Vergl. auch R. Wilbrandt: Zur Kritik der Sozialversicherung a Deutschland, Le Assicurazioni Sociali. Anno VII, Nr. 5, Rom 1931. :D. 59, 61—62.
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‚gern und, was noch viel unmoralischer sei, die Verletzungen und 

Krankheiten zu verschlimmern, um eine möglichst hohe Rente zu 

bekommen). Deswegen wird die Rentensucht fast immer ein 

trügerisches „Raffinement” ?) und sogar die Erleidung von eigener 

Entmannung und Verstümmelung zum Beweggrund haben. Die 

Rentensucht ist so gross geworden, dass man sich sogar eine dau- 

‚ernde berufliche Invalidität oder ein vorzeitiges Alter wünscht). 

Die Gegner der Rentenversicherung behaupten ferner, dass 

‚die Sucht nach Renten den Charakter einer Hysterie, Neurasthe- 

nie oder Hypochondrie annehmen, da die Versicherten ohne Ar- 

beit Dauerrenten bekommen könnten. So schreibt Horneffer: 

„Es ist einfach selbstverständlich, dass eine unbegrenzte Begehr- 

Jichkeit nach Renten geweckt wird, wenn man in dieser Weise 

ein Schlaraffenleben vor die Menschen als erreichbar hinzau- 

bert“ ®). 

Man behauptet sogar, dass das höchste Ideal fast aller Volks- 

‚genossen das Erhalten eines Renteneinkommens aus der Sozial- 

versicherung geworden sei; dass fast alle Volksgenossen Sozial- 

versicherungspensionäre oder Staatspensionäre sein wollen. So 

schreibt zB. Hornefier: „Ein arbeitsloses Renteneinkommen 

ist für viele Volksgenossen zum höchsten Ideal geworden, dem 

‚sie mit allen erlaubten und unerlaubten Mitteln nachstreben“ >). 

Nach der Meinung der vorgenannten Kritiker sind die ein- 

zigen positiven Erfolge der Sozialversicherung für die: Volksge- 

meinschaft: moralische Entartung, seelische und körperliche Ver- 

‚weichlichung des Volkes, ja sogar Hass der Arbeit und Verfall 

‚der Nation. Hinsichtlich der Abneigung der Arbeitermassen gegen 

- 9) So behauptet Bernhard, „die Versicherten suchten ihre Be- 

schwerden, Schmerzen, Gelenksteifigkeiten so zu datieren, dass eine 

‚möglichst hohe Rente bemessen ‚werden muss”, Bernhard, a. a. OÖ. S. 60. 

2) L. Bernhard: a. a. ©. S. 60. 

5) In ersier Linie gelten die Angriffe der Unfallversicherung, 

‚aber auch die Invalidenversicherung ist nicht verschont geblieben. 

Beispielsweise sagt Liek: (a. a. O. S. 112) „Die Invalidenversicherung 

"hat viele Menschen vorzeitig arbeitsunlustig und damit arbeitsunfähig 

gemacht und die Unfallgesetzgebung hat Begehrungssucht, zerrütten- 

‚den Rentenkampf und Simulantenunwesen geschaffen”. 

ME Horncffer:a a. O. 5. 56. 

5) Ebenda. eh
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die Arbeit schreibt Horneffer: Jedem „fällt das Geld in den: 
Schoss. Kann das ihre Arbeitsfreude stärken ? Müssen sie nicht. 
einen tiefen Hass auf die Arbeit, die ihnen so ungerecht zufällt,- 
einsaugen ?“!) Liek geht in seiner Kritik noch weiter, indem. 
er sogar den Verfall der Nation daraus folgert: „Wir werden ja 
sehr bald dahin gelangt sein, dass nur noch ein kleinerer Teil 
unserer Bevölkerung arbeitet und schafft, der grössere Teil aber: 
aus Rentenempfängern besteht“), Und Horneffer sagt in. 
diesem Zusammenhang : „Man treibe diese soziale Sittlichkeit nur 
noch weiter so und man wird unser ehemals tüchtiges, arbeits- 
williges Volk in kurzer Zeit nicht wiedererkennen“°). „Wahrheit 
und Klarheit müssen in unserem Volke wieder zu Ehren kommen 
oder die Rache des Schicksals ergreift uns bald, bald“), 

Die vom Volke abgeleiteten Kritiken, die von einem Aufwand 
an Beweisgründen gestützt werden, vermögen dennoch die wirk-- 
lichen Sachkenner der obligatorischen Sozialversicherung nicht zu 
überzeugen und noch weniger ihren Glauben an eine segensreiche 
Zukunft der Sozialversicherung zu erschüttern. 

Man kann diesen Gegnern der Sozialversicherung die sehr‘ 
erireulichen Erfolge gerade der obligatorischen Sozialversiche- 
rung aus den verschiedensten Ländern entgegenhalten, wo die So-- 
zialversicherung für Millionen von Arbeitnehmern sorgt und ge- 
sorgt hat. Diese Leistungen werden im nächsten Kapitel dieser 
Arbeit noch ausführlich zu erörtern sein. . 

Sicher mögen einige der erhobenen Vorwürfe zu einem ge- 
wissen Grade berechtigt Sein, man darf sie aber deshalb keines-- 
wegs verallgemeinern, Es liegt eben in der Natur der Sache, um, 
mit Zahn zu sprechen, dass „wie gerade die besten Einrichtun-- 
gen, so auch die Arbeiterversicherung missbräuchlicher Aus-- 
nützung ausgesetzt ist®). nn \ 

Der Grund dafür ist darin zu suchen, dass die Sozialversiche-- 

  

1) E. Horneffer:a.a. O. S. 57. 
2) E. Liek:a. a0. S 51. 
IE Horneffer: aa. 0. S. 38 

4) Ehbenda. S. 45. 
5) F. Zahn: Belastung durch die deutsche Arbeiterversicherung.. Zeitschr. für die gesamte Versicherungswiss., Bd. 12, Berlin 1912, S. 1141.
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tung es nicht mit objektiv. vollkommenen messbaren Tatbeständen zu 

tun hat, sondern mit dem unwägbaren und unmessbaren Element 

der Persönlichkeit der Versicherten '). Und. weil die Zahl der Ver- 

sicherten in .den heutigen Sozialversicherungseinrichtungen. sehr 

gross ist — beispielsweise belief sich die Zahl der Versicherten in 

Deutschland im Jahre 1934 auf ungefähr 24 Millionen — „so kann 

die absolute Ziffer missbräuchlicher Ausnützungen gr0sS erschei- 

tten, wenn auch der Bruchteil der Fälle, in denen „unerwünschte 

Folgen” auftreten, ganz gering ist”). ws 

Die Simulation besteht, man kann sie nicht wegleugnen. Die 

Sucht nach einem arbeitslosen Einkommen kann man bei Menschen 

mit einer niedrigen Gesinnung auch unterstellen, jedoch darf man 

auf Grund dieser Tatsache nicht auf die Gesamtheit der Ver- 

sicherten schliessen. Man kann doch nicht behaupten, dass die Ar- 

beiterschaft im allgemeinen, und im besonderen die ‚deutsche, an 

welche die oben erwähnten Kritiker Bernhard, Liek, Horneffer 

usw. in erster Linie denken, moralisch so verfallen sei, dass die 

Simulation und Rentensucht ihr höchstes Ideal ‘geworden sei. Es 

ist unmöglich, gerade jenen sozialen Klassen jedes edelere Gefühl 

abzusprechen, gerade im Gegenteil verdienen sie alle Achtung, 

"weil. sie immer viele materielle Entbehrungen zu ertragen haben. 

Keinem Volk der Welt, auf einer wie niedrigen Kulturstufe es 

auch stehen mag,.darif man nachsagen, dass es einen allgemeinen 

"moralischen Mangel besitzt. Man kann es. auch einfach nicht 

glauben, däss das höchste Ideal der Völker die Simulation, Ren- 

tensucht, Heuchelei, das Faulenzertum und Schmarotzertum ge- 

worden "sei. Die Simulation, Heuchelei, Rentenhysterie usw. sind 

iur pathologische Fälle und kommen nur vereinzelt vor, so dass 

'2s unsinnig wäre, von einer grossen Gefahr für die Volksgesund- 

heit zusprechen. Herkner hat festgestellt, dass die „zifiernmässi- 

ge Bedeutung‘ dieser. Krankheiten sehr geringfügig bleibt, bei einer 

strengen Fassung aber statistisch kaum noch in Betracht kommt”. °)- 

) Manes: Versicherungswesen. >. Bd. a. a. ©. 5. 216. u. 

3) Herkner: Die Arbeiterfrage. 8. Aufl., Berlin wnd Leipzig 

1922, I. Bd. Ss. 385584. 
\ 

5) Herkner: (fa. a. O0. 8. 585) gibt sogar ein treffendes Bei- 

‚spiel dafür: „Was will..es besagen, .dass nach. Biss, auf 19.800. Unfälle 

der. chemischen: Industrie: 12 "Unfallneurosen, auf 16.000 Unfälle der 

Lagerei-Berufsgenossenschaft 
14 Unfallneurösen beobachtet wurden?” 

19
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Trotzdem müss man diese Krankheiten bekämpfen und sie auf 

ein Minimum beschränken, selbst wenn sie nur in geringer Zahl 

'auftreten!). Das kann erreicht werden durch strenge Über- 

wachung eines gut geschulten Beamtenapparates, aber insbeson- 

dere durch die Bildung eines gut organisierten Aerztestabes bei 

der Sozialversicherung, der diese Missbräuche nicht deckt und 

‚durchschlüpfen lässt, sondern sie aufs schärfste bekämpft ?). 

Der Wert der Sozialversicherung kann nicht bestritten wer- 

den, wenn ihre Anwendung auch manchmal fehlerhaft sein kann. 

Deshalb muss man danach streben, die festgestellten Schäden nach 

Möglichkeit zu beseitigen und nicht eine Einrichtung abzuschaffen. 

die heute fast alle Industriearbeiter der Welt erfasst und deren 

‘Wohltaten einige Hundert Millionen Menschen geniessen ’), 

Dass jeder Mensch eine Lebensrente zu erhalten strebt, ist 

ganz normal. Aber zu glauben, dass alle Versicherten sich beruf» 

liche Invalidität und sogar bewusst Entmannung zufügen, heisst; 

die geringe Höhe der Renten überhaupt nicht beachten. Die Ge- 

ringfügigkeit der Renten. hat Liek sogar selbst festgestellt, in- 

dem er schreibt, dass die Renten „zum Leben zu wenig, zum Ster- 

ben zu viel”*) seien. Liek errechnet eine durchschnittliche In- 

"validenrente von ungefähr 35. — RM monatlich. Das entspricht in 

etwa der Zahl, die Moldenhauer als monatliche Durch- 

schnittsrente — Invalidenrente — angibt: Im Jahre 1913 — also 

vor dem Kriege 15 M.; im Jahre 1929 über 30.— RM’). 

1) Hinsichtlich der Bekämpfung der missbräuchlicher Benutzung 

der Sozialversicherungseinrichtungen siehe auch S. 322 ff. dieser Arbeit. 

Fe) Diesbezüglich siehe auch O. von Zwiedineck-Süden- 

horst, Simulation und Rentenhysterie bei der Reform der sozialen 

"Versicherung. a. a. O. S. 35—54. : 

5) Diesbezüglich siehe auch R. Wilbrandt: Zur Kritik der 

-Sozialversicherung in Deutschland. a. a. O. $. 60: „Die Tatsache der 

genannten missbräuchlichen Benutzung, weist auf ‚die Notwendigkeit 

‚von: Reformen hin, nicht auf die Abschaffung . der Einrichtung als 

solcher”. 

4) E. Liek: a. a. O0. S. 42 . 

oa P. Moldenhauer: Sozialversicherung, : Handwörterbuch ‘der 

Staatswissenschaften. 4. „Aufl, ‚Jena 1929. Ergänzungsband. S. 852. 

7
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Nach den neuesten statistischen. Angaben, betrug die, durch- 

“schnittliche monatliche Invalidenrente im. Jahre :1935 .30,60 RM. 

Ferner zeigt.es sich,. dass die durchschnittliche Höhe der. Invali- 

‚denrenten in der deutschen Invalidenversicherung seit 1932 immer 

"um RM 30.— lag‘). : ee 

Ist dem aber so, dann erscheint es unvorstellbar, dass sich 

ein Versicherter krank stellt, sich entmannt, seine ganze Wesen- 

-sart vernichtet, alles nur um eine so bescheidene Rente zu erhal- 

“ten. Deshalb kann man mit vollem Recht mit Zahn teststellen, 

dass „die demoralisierende Nebenwirkung der Rentenhysterie eine 

nur untergeordnete Rolle spielt und so wenig normale Begleiter- 

-scheinung ist, wie bei der Feuerversicherung der vom Versicherten 

selbst herbeigeführte Brandschaden oder die von ihm mit beden- 

-klichen Mitteln angestrebte grösstmögliche Brandentschädi- 

gung” ?). 
Fbenso übertrieben ist es, den Völkern mit 'Sozialversiche- 

-rungseinrichtungen ‚die Sucht zum „Faulenzertum“ und „Schma- 

zotzertum”°) zuzuschreiben und ausserdem noch zu behaupten, 

dass die Sozialversicherung „ein überaus gefährlicher Giftkeim“ 

sei, der „die sittliche Gesundheit der Völker”) und dadurch das 

iobenswerte Wettbewerbsstreben der Völker auf dem Gebiet der 

-produktiven Arbeit vernichtet. 

„Bellum omnium contra omnes“ und „homo homini lupus“ sind 

‚nicht mehr die leitenden Grundsätze der Menschheit. Wir leben 

zwar in einem Zeitalter zahlreicher grosser Umgestaltungen, aber 

-quch in einem Zeitalter des moralischen Wettbewerbs unter den 

-Völkern. Die Verwirklichungen, die sich in der letzten Zeit. zei- 

„tigten, wie z.B., auf dem Gebiet der Sozialpolitik — das Inter- 

nationale Arbeitsamt — zur gegenseitigen Annäherung 

-vyon Kapital und Arbeit, beweisen den edlen und hochstehenden 

‚Geist, um den sich die , Menschheit gegenwärtig bemüht. 

  

Amtliche Nachrichten für Reichsversicherung, 

Jahrg. 1955. Heft Nummer 12, herausgegeben vom Reichsversicherungs- 

amt, Berlin, 25. Dez. 1955. S. IV. 612. 

n 2) F. Zahn:, Belastung durch. die deutsche Arbeiterversicherung. 

„a. a, OÖ. 58. 114. . BE u \ \ 

=" 5), E. Horneffer: a. a. 0. Ss. 2. 

- + :4)' Ebenda. Ss; 2° \
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Die Sozialversicherung ist eine Etappe in.dieser. Aufwärtsent- 
wieklung der Menschheit: und wie viele schwerwiegende Unvoll- 
"kömmenheiten man auch .immer. feststellen mag, .die Soziälver- 
sicherungseinrichtung wird sich immer. auf ‚einer moralischep 
Grundlage weiterentwickeln und nicht die schlechten Naturtriebe 
der Völker::erwecken oder fördern,. wie die oben genannten Kri- 
tiker ‚behauptet haben. Und dass die -Sozialversicherung sich ie 
dieser Richtung bewegt, beweist der Solidaritätsgedanke, auf wel- 
chem die Sozialversicherung beruht welcher durch keine andere 
‘Einrichtung so sehr gefördert worden ist. wie gerade durch die 
Sozialversicherung )... = .. 2 

Schliesslich sei als Entgegnung auf: die Angriffe der deutschen 
"Sozialversicherung durch deutsche Gegner der .grossen Wohltaten 
‘der deutschen Sozialversicherung auf „die Anerkennung hingewie- 
sen, die gerade dieses Sozialversicherungswerk bei drei anerkann- 

ten ausländischen Autoren gefunden hat, die die deutsche Sozial- 
. versicherung am höchsten stellen. Es sind: Sha dwell, P. Pie 
‚und Blo ndel. Shadwell:schreibt wie folgt: „Niemand kann 
daran‘ zweifeln, dass das allgemeine ‚Wohlbefinden der arbeiten- 

‘den Klassen in Deutschland, das’ auffällig ins Auge springt und 
durch" die Statistik “der-Bevölkerungsbewegung trotz vieler ungün- 
stiger Umstände bestätigt wird, in grossem Masse ..auf das: Ver- sicherungssystem zurückzuführen ist“ 2).- : 

Paul Pic sagt: „Il est indEniable, eı efiet, que Passurance 
obligatoire generalisee- prösente les plus. grands avantages au ‚point 

"de vue-social, en ce quelle facilite la rcalisation d’oeuvres de 
preservation eollective, utiles-ä la population tout entiere.. C’est ainsi que les hygienistes sont unanimes ä constater que le.develop- pement remarquable en ‚Allemagne des sanatoria. ‚anti-tuberculeux, 
dont on ne saurait hier: les heureüx .effets au point de vue.d&mo- 
graphique, est dü-avant tout au--regime: de .P’assurance obligatoire. 
Conscientes de leur interet, les caisses allemandes n’ont rien „neglig€ pour Jutter victorieusement contre la mäladie, ‘et reduire 

  

3)" Siehe“ferner- die Ausführungen in dieser‘ Arbeit :auf S, 375377. 2) A. Sha dwell: Industrial Efficieney of England, Germany ‚and America, London 1906, in deutscher Auffassung, Berlin 1908. 5. 367. -



298: 

au minimum les cas d’invalidit&;. mais il. fallait‘pdur- une: telle lutte 

aın budget consid£rable, auie: seule Nasstiranige" ‚obligatoire. pouvall 

alimenter 0. : 

Bl ondel schrieb im: ‚Jahre 1902 über” den | Düsseldorfer Kon 

gress: „L’organisation des assurances n’a: ralenti en aucune facon 

le magnifique essor de l’Empire allemand... Non 'seulement : (con- 

<lut-il avec M. Bödiker), le jeu des ässurances wa niullement_ra- 

1enti les initiatives individuelles,. mais ‚cette grande organisation 

est un ‚veritable: bienfait, une garantie de la paix sociale ’et, au 

point de vue Economique comme au point de vie’ politique,. un 

des plus fermes ‚soutiens de: ’empire”?). 

Diese Worte internationaler Anerkennung berechtigen - wohl 

dazu, sich dem Urteil. von Albrecht anzuschliessen, der -im 

Gegensatz zu den deutschen Kritiken der‘ Sozialversicherung ohne 

Vorbehalt anerkennt, dass die deutsche Sozialversicherung „zur 

Hebung der Leistungskraft der deuischen Arbeiterschaft, ‘damit 

zur Hebung der Leistungsfähigkeit der deutschen Volkswirtschaft 

sınd damit wiederum zur Steigerung des Wohlstandes der: Arbei- 

terschaft Erhebliches beigetragen hat” °); oder wie Grieser: vor- 

ausschauend sagt, dass die Sozialversicherung ‚ ‚Deutschlands Bei- 

drag zur. ‚Festigung des Arbeitsfriedeus der Welt sein wi vird” 4), - 

8 2. Sozial-ökonomische Kritiken. 

I. Belastung der Wirtschaft und Steigerung des 

Preisniveaus. 

Zumindest glaubten die Gegner der: obligatorischen Sozialver- 

sicherung, in dem Hinweis auf die untragbar hohen Kosten einen 

mwiderlegbaren Beweisgrund gegen die Sozialversicherung er- 

bracht zu haben. Diese hohen Kosten hätten eine empfindliche 

Belastung der Wirtschaft zur Folge und dementsprechend eine 

9) Paul Pic: a. a. O. S. 1017. 

2) Zitiert von Paul Pic: a. a. O. S. 1017. 

5) Albrecht: Grundfragen der Sozialversicherung: a. a. O. 5.26. 

 9»A. Grieser: Die gegenwärtigen Probleme der Sozialversiche- \ 

zung. a. a. O. S. 148.
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Steigerung des’ Preisniveaus und somit eine Verteuerung der Le- 
benshaltung bei gleichbleibenden Löhnen. . oo 

iese Kritik, die eine der meist umstrittensten Fragen der Sozialversicherung und sogar der innerdeutschen Politik wurde, tauchte um die Wende des 20. Jahrhunderts auf!), Der erste Au- tor, der sich um eine ‚wissenschaftliche Darstellung-der Höhe der „Belastung der. Wirtschaft“ bemüht hat, war Greissl1?) mit sei- 
nen Untersuchungen, die er im Jahre 1899 veröffentlichte. 

‚Diese Kritik wurde besonders von: der Arbeitgeberseite heran- 
gezogen:’Die wichtigsten Kritiker auf diesem Gebiete sind : Steller, 
Tille, Friedensburg, Bernhard, Hartz ;: Hartz behauptet allerdings,. 
dass die Kosten der ‚Sozialversicherung für die Arbeitgeber über- 
haupt keine „soziale ‚Belastung” bedeuten, sondern. n ur für de Arbeitnehmerschaft allein). . 

‚Diejenigen Kritiker, die. die- Kostenhöhe der -Sozialversicherung 
angreifen,: behaupteten °— gemeinsam: mit den Arbeitgebern — dass diese Aufwendungen ‘so: hoch seien, dass sie eine so hohe „Soziale Belastung der Wirtschaft“ bedeuten, sodass. 
sie eine „Soziallast“ bildeten ; die Unternehmer würden in- 
folgedessen gedrückt, und der Geschäftsbetrieb: — Preisbildung,. 
Absatz, Wettbewerbsfähigkeit und-- Rentabilität —: gehemmt). 
Deinzufoige ginge der Verkaufspreis in die Höhe, und daraus folge: 
dann wieder zwangsläufig. eine Verteuerung der Lebenshaltung. 
Die Rentabilität der Unternehmungen sinke und damit ihre Wett- 
bewerbsfähigkeit auf dem internationalen Markt. Die Folge könne 
nur das Verschwinden der Unterneimungslust und ein Verfall der 

  

t) Vergl. F. Boesler: Sozialetat und soziale Belastung. Berlin 1951. Kan. I, S. 9-31, . ' 2) Greiss]: Wirtschaftliche Untersuchungen über die Belastung der deutschen Industrie durch die Arbeiterversicherungs- und Schutz- gesetzgebung. Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirt. ‚schaft, Bd. XXIII, 1899. S, 855912, 
5) Hartz: Irrwege der deutschen Sozialpolitik. Berlin 1928: S. 52- „Wer trägt denn eigentlich die soziale Belastung? Niemand anders als die deutsche Arbeitnehmerschaft trägt diese Jasten allein!” Demzufolge berechnet Hartz die „Belastung der versicherungspflich- ‚tigen Arbeitnehmer” mit etwa 13%. S, 56. 
4) Vergl. Branchart: Zur Frage der Belastung der deutscher Industrie durch die Arheiterversicherung. Zeitschrift für die ‚gesamte Versicherungswiss., Bd. 14, 1914. S. 476. —
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Ertragsfähigkeit der Industrien sein. Und alles. .das wegen der 

untragbar hohen Kosten der Sozialversicherung.. 

Sp schreibt beispielsweise Steller,. dass: „die stets stei- 

genden Kosten der Arbeiterversicherung... einen unangemessen 

hohen Satz des Geschäftsgewinnes entnehmen und die Gestehungs- 

kosten oder Selbstkosten: des Unternehmens in einer für die. Er- 

tragsfähigkeit der deutschen Gewerbetätigkeit nachgerade bedroh- 

licher Weise erhöhten”*). Dementsprechend. stellen die grossen 

Kosten der Arbeiterversicherung eine „grosse wirtschaftliche Ge- 

fahr” dar, weil „sie auf die Unternehmungslust und die Ertrags- 

“fähigkeit der Industrie in einem Grade einzuwirken drohen. dass 

dadurch die bisher so erireuliche Entwicklung unserer (der deut- 

schen) grossgewerblichen Tätigkeit ernsthaft in Frage gestellt” ?). 

wird. 

Tille fusst auf denselben Gedankengängen, wenn er schreibt, 

dass „der Ertragswirtschaft durch die Klassenversicherung — so 

hiess die Sozialversicherung bei ihm — und ihren Rücklagen ganz 

gewaltige Summen entzogen worden sind” I was eine . „Sozial- 

last“ darstellt. nn 

 Friedensburg ‚glaubte, dass die deutsche Industrie „durch 

die nachgerade schon als üngeheuerlich zu bezeichnenden Kosten 

der Sozialversicherung in ihrem Konkurrenzkampf mit dem Aus- 

Jande aufs äusserste benachteiligt und gehemmt wurde“ ; ausser- 

dem seien die Versicherungskosten für „eine erhebliche Steigerung 

der Preise” verantwortlich‘). 

Bei sämtlichen Gegnern der Sozialversicherung wegen der 

Industriebelastung zeigt es sich, dass die Begriffe „soziale Be- 

lastung der Wirtschaft“ oder „Soziallast“ zum Schlagwort gewor- 

den sind. Mit Recht weist deshalb Hartz darauf hin, dass „das 

organisierte Unternehmertum diese Aufwendungen sehr geschickt 

1) P. Steller: Das Unternehmertum und die öffentlichen Zu- 

stände in Deutschland. Berlin 1911. S. 19. 

 »3)P. Steller: aa. O. S. 25. 

3) A: Tille: Die Berufstandspolitik des Gewerbe- und Handels- 

standes. Bd. II. Die deutsche Gesetzgebung gegen die. gewerbliche Er- 

tragswirtschaft. Berlin 1910. S. 205. 
\ 4)F. Friedensburg: Die Praxis der deutschen Arbeiterversi- 

cherung. a. a. OÖ. S. 555. :
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für sich auszunutzen verstanden hat, indem es das Schlagwort von der „sozialen Belastung der Wirtschaft” benutzte” !), 
Der grosse Irrtum dieser Kritiker — und mit ihnen zusammen der Arbeitgeber — beruht darauf, dass sie die Aufwendungen ZU- zunsten der Sozialversicherung als blösse Belastung der Wirt- schaft annehmen ; sie bedenken nicht, dass diese Aufwendungen reproduktiv sind, sie denken nicht an „den. Wert der Sozialver- sicherung für die Wirtschaft” ’), an die „Produktivität der Sozial- versicherung“ °), sie wollen nicht erkennen, dass den Unterneh- mern neben: den sozialen Aufwendungen unschätzbare Ideelle und materielle Vorteile aus der Sozialversicherung erwachsen. Auf diese Zusammenhänge haben denn auch bekannte Autoren wie Herkner '), Zahn ®), Fuster *), Kaufmann °), Potthof°), Branchart °), 

1) Hartz: a. a. 0. 5. 51, 
2) P. Moldenhauer: Handwörterbuch der Staatswissenschaften. a.a. 0. S, 859, . 
> W. Weddigen: Grundfragen der Sozialversicherungsretorm. Jena 1951. S. 45, - \ 
4) Herkner: schrieh zuerst in den Prenssischen Jahrbüchern darü- ben: 1910: Bd. 142. S. 539 ff; 1911: Bd. 183. S. 167 ff. und Bd. 144, S. 107 ff. Eine Zusammenfassung seiner Gedankengänge gibt er in: „Die Arbeiterfrage”, a. a. O. S. 385 ff. mit folgenden Worten: „Den privat- wirtschaftlichen Lasten stehen unschätzbare volkswirtschaftliche und „soziale Vorzüge gegenüber”. S. 389. 

5) Zahn: Belastung durch die deutsche Arbeiterversicherung. S. 1127-1160, u.: Wirkungen d. deutschen Sozialversicherung. München 1915. 6 Fuster: ‚Les charges de l’assurance: ouvriers allemands et ouvriers anglais”, Bull, des assuTances sociales. 1912. 5, 68 ff. und die Soziallasten. in: Zukunft der ‘Arbeit, Jahrg. 4. S. 114—150. „Das Geld, das Deutschland in die Sozialversicherung steckt, kehrt in tausend Gestalten wieder, es wird zu Familienglück, Gesundheit und Menschen. würde und schafft ein starkes, lebenskräftiges. Deutschland, das ewig dauern wird”. . 
9% Kaufmann: Licht und Schatten bei der deutschen Arheiter- versicherung. Berlin 1912, S, 7—8. 
8: Potthof: Wer trägt die Kosten der sozialen Versicherung? Schriften des Vereins für Sozialpolitik. Bd. 137. Teil 4. S. 281. Mün- chen 1913, 

9 Branchart: Zur Frage der Belastung der deutschen Industrie “durch die Arbeiterversicherung. a. a. O. Branchart schreibt: dass „von reinen Lasten im strengen Sine des: Wortes nicht gesprochen werden ‘kann, denn mit diesen Ausgaben sind für den Unternehmer erhebliche ideelle und materielle Vorteile verbuden”. S. 477. - © 
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Grieser !), Schmittmann*),  Kreil 3), Egger‘), Moldenhauer °), 

Weddigen‘), Wilbrandt’), Paul Pic ), usw. mit allem Nachdruck 

hingewiesen. oe 

So findet Zahn die folgenden treffenden ‘Worte: „Die 

Lasten der Arbeiterversicherung sind weniger 

als Lasten, sondern vielmehr als notwendige 

und zugleich reproduktive, sich sehr ‘lohnende 

Spesen unserer Volkswirtschaft zu bewerten“. 

„Die Arbeiterversicherung und die mit ihr inaugurierte moderne 

Sozialpolitik und Sozialhygiene ist keine blosse Belastung 

der Wirtschaft. Sie ist ausserdem... Meliorierung der 

Produktion selber, sie ist technische Voraus- 

setzung der wirtschaftlichen Produktivitäts- 

steigerung (in noch weit grösserem Masse als Verbesserung 

und Vermehrung von Maschinen), sie ist biotechnische 

Sicherung der Gemeinschaft, sie istintegrieren- 

1) Grieser: Die gegenwärtigen Probleme der Sozialversicherung. 

a, a. ©. 5. 144--146. „Die Sozialversicherung ist öffentlich-rechtliche 

Bewirtschaftung von Gesundheit und Arbeitskraft, sie ist Menschen- 

würde im wahren Sinne des Wortes, sie ist so wenig eine soziale Last 

wie ‚die Güterversicherung”. S. 146. 

2) Schmittmann: "Sozialversicherung, Handwörterbuch der 

Staatswissenschaften. Bd. VII. 4 Aufl, Jena 1926. S. 656-657. „Die 

Wirtschaft. die allzu gern immer nur von sozialen Lasten spricht, 

übersieht die grossen Gegenwerte, die für sie in der Sozialversicherung 

enthalten sind”. 8. 656. 

5) Kreil: Sozialversicherung und Wirtschaft. Berlin 1928. „Die So- 

zialversicherung bedeutet für die Wirtschaft aber nicht nur eine Be- 

lastung. Der Nutzen, den die Wirtschaft von der Sozialversicherung hat, 

darf nicht vergessen werden”. S. 8. 

4) Egger: Die Belastung der deutschen Wirtschaft durch die 

Sozialversicherung. Jena 1929. 

5) Moldenhauer: HdSt, a. a. O. 11. Belastung der Wirt- 

schaft, S. 837840. 
6) Weddigen: Grundfragen der Sozialversicherungsreform. a. a. 

08.85 u 55. 

7) Wilbrandt: Zur Kritik der Sozialversicherung in Deutsch- 

land. a. a. 0.8.56 . 

8 P. Pic: Traits El&mentaire de legislation industrielle, a. a. 

©. S. 1056.
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der ‚Bestandteil der sesamten Nationalwirt- schaft“), 
Wie schon früher erwähnt, haben die Gegner der Sozialver- sicherung ebenso wie die Unternehmer gerade die grossen ideellen und materiellen . Vorteile, die aus der Sozialversicherung erwach- sen, ausser Acht gelassen. Moldenhauer führt daher in sei- ner Entgegnung einige besonders offensichtliche Vorteile einzelır auf: „Auf der anderen Seite darf der Wert der Sozialversiche- rung für die Wirtschaft nicht übersehen werden, auch nicht, dass ohne die Sozialversicherung wahrscheinlich die Löhne höher sein ‚würden, weil der Arbeitnehmer dann Ausgaben für Privatversiche- rung hätte, die er durch die Löhne. decken‘ müsste. Auch wären die Ausgaben für die soziale Fürsorge, der da, wo eine Sozijal- versicherung fehlt, eine viel grössere Aufgabe zufällt, voraussicht- lich viel höher. Sie würden sich wieder in den .Steuern gegen die Wirtschaft auswirken”). 

: Auch Wilbrandt weist ausdrücklich auf einige Vorteile hin, die die Wirtschaft von der Sozialversicherung hat: „ES: wird behauptet, dass diese Summen der Wirtschaft „entzogen“ wurden. Das ist volkswirtschaftlich falsch ‚gesehen. Die gesamter Beiträge, die wir genannt haben, werden in irgendeiner Form der Wirtschaft wieder zugeführt. Renten- und Krankengelder werden in der Regel. als Kaufkraft bestimmter Konsumenten auftreten, ein anderer erheblicher Teil der Ausgaben erscheint als Einkommen der Aerzte, der Beamten und Angestellten der einzelnen Institu- tionen, angesammeltes Vermögen taucht auf in Gestalt von Bau- darlehen, von Anleihen. die an Reich, an Länder oder Gemeinden gewährt werden”), 
Die Sozialversicherung bietet der Unternehmerschaft auch in- sofern grosseVorteile, als sie es mit einer materiell und gesund- heitlich gehobenen Arbeiterschaft zu tun hat, die demzufolge auch leistungsfähiger ist. Der Arbeitswillen und die Arbeitsfreudigkeit 

  

1) Zahn: Belastung durch die deutsche Arbeiterversicherung. a. a. OÖ. S. 1159, (Gesperrt v. Verfasser selbst.) 
2) Moldenhauer: Handw. der Staatswiss, a. a. O, 5. 859, SR. Wilbrandt: Zur Kritik der Sozialversicherung in Deutsch- land. a. a. O. S, 56,
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der Arbeiter werden dadurch gehoben, dass die Sozialversiche- 

rung die Arbeiter gegen die Lebens- und Arbeitsgefahren, die sie 

in der Zukunft treffen können, schützt. Wenn die Arbeitnehmer 

die Gewissheit haben. dass ihre Zukunft materiell gesichert ist, 

werden sie sicherlich qualitativ und, quantitativ mehr leisten, als 

wenn sie in steter Sorge um die Zukunft sind. Die Steigerung der 

Ertragsleistung aber kommt der Wirtschaft wieder unmittelbar 

zugute. 

Diese möglicherweise absichtlich irrige Beurteilung der Höhe 

der Soziallasten seitens einiger Wissenschaftler und der Unter- 

nehmer hat seine Ursache darin, dass sie „immer schlechthin nur 

von „Soziallasten“ der Wirtschaft reden, wo man richtigerweis® 

nur von Sozialaufwendungen der Wirtschaft sprechen darf“). 

Denn das Wort „Soziallast“ erweckt so leicht eine Talsche Vor- 

stellung, weil es’ an Armenlast, an unwirtschaftliche, tote Aus- 

gaben erinnert, als ob die sozialen Aufwendungen Luxusausgäben 

seien?). So muss demgegenüber immer. wieder betont werden, dass 

‚diese „Sozialaufwendungen“ reproduktive und lohnende Spesen 

sind, und nicht eine blosse „Belastung der Wirtschaft“. Mit vol- 

lem Recht sieht denn Zahn die Sozialversicherung als eine „bio- 

technische Sicherung der Gemeinschaft, als einen integrierenden 

Bestandteil der gesamten Nationalwirtschaft an“ ®), 

Wenn man jedoch diese Grundprobleme der Sozialversiche- 

rung noch eingehender prüft, so wird man erkennen, dass die Ein- 

wendungen betreffend die „Belastung der Wirtschaft“ und die 

„Steigerung der Preise“ in dieser Form überhaupt nicht stichhaltig 

sind. 
Die Aufwendungen der Sozialversicherung werden von :der 

- Gesamtsumme der Löhne und nicht vom Wert der erzeugten 

Güter berechnet, und zwar in „Prozentsätzen der Löhne). 

0 g Weddigen: Grundfragen der Sozialversicherungsreform, a. &- 

„8. 45. 
. 

2) Vergl. auch A. Grieser: Die gegenwärtigen Probleme der 

Sozialversicherung. a. a. O. $. 144-146. 

5) Zahn: a. a. O. 8. 1159. : 

4) Herkner: Die Arbeiterfrage. a. a. ©. S. 388. Diesbezüglich 

siehe auch Moldenhauer: HdSt. a. a. ©. 5. 859: „Man kann die 

Bedeutung der Belastung nur im Zusammenhang mit den Löhnen über- 

haupt betrachten und untersuchen”. -
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Der gemeinsame Beitrag ——:des Arbeitnehmers und des Un- ternehmers — ist-fast in allen Ländern, die. eirie: -Sozialversiche: rungseinrichtung haben, nicht höher als 10 % der gezahlten Löhne: eine Ausnahme bilden nur ganz wenige Länder, so Deutschland; wo die gesamten Beiträge für alle Versicherungszweige ungefähr 20% der Löhne ausmachen !), 
In fast allen. Ländern, abgesehen von Russland, werden die Sozialaufwendungen zu gleichen Teilen von den Arbeitnehmern und Arbeitgebern getragen 2), 
In Frankreich wurden die Beiträge in dem Sozialver- sicherungsgesetz vom 30. April 1930 auf 8 % der Grundlöhne fest- gesetzt, und zwar mussten die Arbeitgeber und Versicherten da- nach je 4 v.H. der Löhne als Beiträge zahlen. Dieser 8-prozentige Beitrag wurde auch in dem neuen französischen Sozialversiche- fungsgesetz vom 31.Oktober 1935 beibehalten. 

In Rumänien liegen die Beiträge noch niedriger. Das Ein- heitsgesetz vom 7. April 1933 bestimmt, dass die 'Sozialversicherungs- beiträge 6 v.H. der Grundlöhne nicht überschreiten dürfen. Die Beiträge sind zu gleichen Teilen von den Versicherten und ihren Arbeitgebern zu zahlen, also je 3 v.H. 
Im Verhältnis zu ‚den Verkaufspreisen der erzeugten Güter. 

  

1) Manes: Versicherungswesen, Bd. III, a. a. O. S. 241. errech- nete die Beiträge mil ungefähr 0 %. Lutz Richter (Vereinheit- Jichung der Sozialversicherung. Berlin: 1951. S, 6) hat fast denselben ‚Prozentsatz ausgewiesen, nämlich 19% ‚v. H . Albrecht: (Grundfragen der Sozialversicherung. Berlin 1929, S, 36) und Hartz (.20,S$. 56) dagegen schätzen die gesamten Beiträge der Arheitgeber und der Arbeitnehmer nur auf 15-% der Löhne. Zuvor wurden die Aufwendungen der Sozialversicherung auch schon für sich berechnet. So hat Herkner (Die Arbeiterfrage. a. a. ©.. S. 388) die Aufwendungen für den Unternehmer allein auf 3—5,7% der gezahlter Löhne geschätzt: Zah n (a. a0) auf 5—4 %; Steller (a. a. OÖ.) auf 56% und Greissi (a. a OÖ.) auf höchstens 5% %. 2) In Russland, wie schon früher im zweiten Abschnitt erwähnt, müssen die Mittel der Sozialversicherung von den Unternehmern aliein aufgebracht werden. Dagegen wurden in Rumänien vor dem grund- legenden Gesetz vom 17. April 1933 über die Vereinheitlichung der Sozialversicherung die Mittel der Krankenversicherung von den Arhei- tern allein aufgebracht. Nach dem Gesetz von 1955 zahlen nunmehr ‘die Versicherten und Arbeitgeber die Beiträge zu gleichen Teilen in allen Versicherungszweigen. -
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sind die: Beiträge der Arbeitnehmer und Arbeitgeber noch viel 

geringer, weil die Löhne doch nur ein Bestandteil der Selbst- 

kosten sind. Welchen Einfluss die Aufwendungen für die Sozial- 

versicherung „auf die Selbstkosten der Unternehmer und weiter 

hin auf die Preise der Waren ausüben, hängt von dem. Anteil ab, 

den die Löhne an den Selbstkosten besitzen“ '). 

Selbst wenn man in Übereinstimmung mit M. R. Picard 

den Gesamtbetrag der Löhne im Durchschnitt mit ungefähr 20% 

der- Verkaufspreise der Waren annimmt, so: würde eine Sozial- 

‚yersicherungsaufwendung von 10 v.H. der Löhne höchstens eine 

3-prozentige Steigerung des Preisniveaus bewirken können. Dieser 

Prozentsatz liegt aber sehr weit entfernt von denjenigen Kritikern, 

‚die behaupten, dass die Sozialversicherung eine Preissteigerung 

.von 30 v.H. erreichen werde 2). 

Das Problem der Preissteigerung durch die Sozialversiche- 

rung wurde zu einer sehr umstrittenen Frage, insbesondere .in 

‚Frankreich nach der: Einführung des Sozialversicherungsgesetzes 

vom 30. April 1930°). 

 Herkner hat sich. in. seinem Buch „Die Arbeiterirage“ eben- 

falls mit dieser: Frage beschäftigt. So hat er ausgerechnet, dass 

‚der Anteil der Löhne‘an den Selbstkosten der ‚Unternehmer 

‚4wischen 30 und 80% schwanken’ kann, Demzufolge: können die 

. 1) Herkner. a. 2.0, Ss 589. 

2) Verlg. Paul Pic: a. a. O., S. 1055 , : 

3). Vergl. Paul Pic: a, a. oO, S. 1055: "Bien des, eritiques ont die 

adressdes a “ja loi nouvelle. Ti en est qui mettent en cause son prin- 

“cipe möme.. . D’äutres se bornent ä la declarer inopporfune. Ils affir- 

“ment quil eüt &i&’ prudent, en periode de crise, d’en ajourner Vappli- 

. eation.:ou. touf- du moins ‘de proc&der: par &tapes successives, la mise 

. En vigleur ‚imme&diate de !a loi dans toutes ses dispositions risquant 

de provoquer une hausse dangereuse du. coüt de la vie. Mais il semble 

bien que Yon ait iei. un peu. jongl& avec les chiffres. L’Animateur des 

"jenips nouveaux na-t-il pas soutenu, que la hausse‘ serait de 50 %?. 

"Pour" M.: Potin, grand industriel. parisien, la hausse & prevoir serait 

de 53 ä& 4%: d’aprös M. Landry, d&pute, rapporteur du budget des Fi. 

nances, cette hausse oscillerait entre 36 et 52. Hy. a loin de ces 

„‚ehiffres, ‚approximatifs sans doute, mais &ludies, aux chiffres .astrono- 

miques ceites plus haut”. 0
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Aufwendungen für die Sozialversicherung eine Erhöhung der 'Selbstkosten. von 1—2, bezw. 45% bewirken ?). 
In Rumänien betragen die Aufwendungen der Unterneh- mer, sowohl aus den grossen als auch aus den kleinen Industrien "angefähr 500 Millionen Lei. Demgegenüber beträgt die Gesamt- ‚ Summe der Löhnel5 Milliarden Lei und der Wert der erzeugten Güter 60 Milliarden Lei). Daraus geht klar hervor, dass der An- teil der Sozialversicherungsaufwendungen der Unternehmer an 

Hieraus folgt, dass die Frage der Steigerung der Preise und der Verteuerung der Lebenshaltung als Folge der Sozialversiche- rung sehr problematisch ist. Wir haben gesehen, dass die Auf- ‚wendungen für die Sozialversicherung fast in allen Ländern so zering sind, dass kaum von einer Verteuerung der Lebenshaltung und einer „Belastung der Wirtschaft“, insbesondere nicht im Kon- kurrenzkampf gegenüber dem Auslande, die Rede sein kann. Dass die Länder, die ein Sozialversicherungssystem besitzen, nicht benachteiligt sind gegenüber denjenigen Ländern, die keine solche Einrichtungen haben, beweisen am besten die europäischen Länder, die vor dem Kriege keine Sozialversicherungseinrichtung besassen, und die durch den Versailler Vertrag (nach dem Kriege) neue Gebiete mit schon gut entwickelten Sozialversicherungen hin- zubekommen haben, so wie Frankreich, Rumänien, Polen, Jugo- ‚slawien. die Tschechoslowakei usw. Nicht nur, dass sich kein Kon- kurrenzkampf fühlbar machte, die Sozialversicherung wurde in den neuerworbenen Gebieten beibehalten, und noch mehr, die ‚aufnehmenden Länder erkannten die Notwendigkeit und die gros- sen Wohltaten der Sozialversicherung und führten sie ohne Be- denken auch in ihren alten Gebietsteilen ein. 
Alle diese Länder haben die Sozialversicherung übernommen ohne Angst vor dem Konkurrenzkampf mit dem Auslande oder mm 

. . 
* ” 

1) Herkner: aaO, S. 389, 
2)D: R loanitesceu: Curs de politicä socialä. Bucuresti 1954. 5. 214, 228, 

- . er
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vor einer Verteuerung der Lebenshaltung, die in Wirklichkeit auch 

nirgends aus diesem Grunde eingetreten ist. Anstatt der Benachtei- 

jigung und Lähmung der Wirtschaft wurde gerade das Gegenteil 

erreicht: die Produktion stieg stetig und keine Benachteiligung 

wurde fühlbar*). 

Zusammenfassend lässt sich daher feststellen : dass im allge- 

meinen die Sozialversicherung zu keiner Belastung der Wirtschaft 

und zu keiner Verteuerung der Lebenshaltung führt. Auch die un- 

zünstigen Auswirkungen im internationalen Konkurrenzkampf las- 

‚sen sich nicht nachweisen. Andererseits nimmt die Sozialversiche- 

zung ungeachtet der Angriffe eine stete Fortentwicklung. Die Un- 

ternehmer sollten daher ihre Bemühungen und Hoffnungen auf 

‘Herabsetzung der Sozialversicherungsaufwendungen aufgeben. 

denn eine solche Herabsetzung könnte nur grosse Nachteile für . 

die Sozialversicherungseinrichtungen haben, die letzten Endes auf 

die Unternehmer zurückfallen würden. Diese Kritiken sind denn 

“auch mit der Zeit seltener geworden ’°). 

II. Die Unzufriedenheit des Ärztestandes. 

Der Aerztestand ist in gewissem Sinne ein Opfer der Sozial- 

versicherung geworden, weil fast alle Aerzte mehr und mehr an 

‘die Kassenpraxis denken müssen. Das beste statistische Material 

hierfür findet man in Deutschland. Nach Weddigen waren 

t) Dass die Länder, die eine Sozialversicherungseinrichtung haben, 

im allgemeinen überhaut nicht benachteiligt sind gegenüber anderen, 

die keine solche Finrichtung besitzen, hat Paul Pic sehr treffend 

‚gezeigt an dem Beispiel von Frankreich und Elsass-Lothringen. Das 

Bestehen der Sozialversicherung in Elsass-Lothringen hat den Industrien 

.des Mutterlandes oder ihrer Wirtschaft nach dem Kriege überhaupt 

keine Benachteiligung gebracht: „Comment s’expliquerait-on que les 

“industriels alsaciens-lorrains, depuis longtemps-assujettis au regime al- 

.lemand des assurances obligatoires, ne soient nullement handicapes 

sur le terrain &conomique par leurs concurrents des autres depar- 

tements francais?” Paul Pic. a. a. Oo. S. 1055—1056. " 

2) Vergl. Paul Pic. a. a. O, S. 1057: „Nous avons encore le 

souvenir des attaques violentes dirigees il y a 30 ans contre la loi 

des accidents du iravail, qui devait, disait-on, ruiner Yindustrie fran- 

saise. Or nul aujourd’hui n’oserait s’attaquer au principe de cette loi 

de protection vurriöre”. EEE
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1931 von insgesamt 48.000 Aerzten in Deutschland 35.000 von den 

Krankenkassen beschäftigt!). Ausserdem hat die grosse Ausdeh- 

nung der Sozialversicherung — insbesondere der Krankenversiche- 

rung — immer mehr:die Privatpraxis der Aerzte .eingeengt ; denn 

die wohlhabende Schicht ist der Kopfzahl nach viel geringer. als 

die minderbemittelten Versicherten. und ihr "Wohlstand gibt ihnen 

die Möglichkeit. besser für ihre Gesundheit zu sorgen, sodass: sie 

den Arzt am wenigsten brauchen. Die grossen Arbeitermassen. 

aber bilden wegen ihrer Armut und: ihres Elends im allgemeinen 

die zahlreichen Patienten und damit die grosse Praxis des Aerzte- 

standes. Infolge der Sozialversicherungseinrichtungen ‚haben die 

‚Aerzte ihre grosse Privatpraxis fast vollkommen verloren, weil 

‚alle Krankheitsfälle der Arbeiter jetzt zu: Lasten der Sozialver- 

sicherung gehen. 

Aus dieser bedeutenden Einschränkung der Privatpraxis. ist die 

Unzufriedenheit der. Aerzte erwachsen. Die Aerzte haben sogar 

behauptet. dass die Sozialversicherung zum Ruin des Aerztestan- 

des geführt habe ?). 

Die Kassenpraxis ist in wachsendem ‘Masse zu einer Lebens- 

frage für die Aerzte geworden, während die Privatpraxis immer 

‚mehr! die Bedeutung "eines ‚Nebenverdienstes gewinnt. So heisst 

es, dass die Aerzte „kaum, noch Bewegungsfreiheit für eine -selb- 

‚ständige ‚Praxis haben, sie sind ‘auf .die Kassenpraxis, die die 

grosse Zahl der Mitbürger umfasst, angewiesen”). Oder... „in 

sehr naher. Zeit gibt es Keine Privatpraxis mehr, sondern nur noch 

Kassenpraxis. Das Verhältnis zu .den Krankenkassen ist für die 

deutschen, Aerzte keine ‚Nebenfrage mehr, wie noch zu Beginn 

dieses Jahrhunderts, söndern die ‚Lebensfrage... Die ‚Privatpraxis 

‚bildet. wenn wir: von verschwindenden Ausnahmen absehen, : für 

‚den heutigen deutschen Arzt besten falls &inen Nebenverdienst. Die 

-4).W. Weddigen:. Grundfragen der Soziälversicherungsreform, 

a. a 0, 5:9, en 
2) Vergl. Herknei: Die Arbeiterfiage, aa. ©. 5. 580, 

3) Horneffer: Frevel am Volk, a. a. O. S. 32,
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Überzahl der Aerzte lebt nur noch‘ von der Kassenpraxis, ist voll- 

kommen auf sie angewiesen“ ’). | 

Wegen der Einschränkung der Privatpraxis fordern die Aerzte, 

dass die Sozialversicherung einen möglichst‘ kleinen Kreis von 

Versicherten erfasst. Deshalb „bekämpfen die Aerzte mit aller 

Schärfe die weitere Ausdehnung in der Krankenversicherung“ ?). 

Die strittigsten Punkte zwischen Aerzten und Krankenkassen 

sind im allgemeinen — wie auch Finkenrath feststellt — das 

Arztsystem und die Bezahlung oder die Honorierung der Aerzte: 

„In allen Ländern, in denen die Regierung nicht regelnd eingriff, 

ergab sich eine Zuspitzung des Verhältnisses zwischen Kranken- 

kassen und Aerzten im wesentlichen in folgenden umstrittensten 

Punkten: Dem Arztsystem und der Bezahlung” °). 

Hinsichtlich der Bezahlung klagen die Aerzte über die, iniolge 

der Monopolstellung der Krankenkassen, im allgemeinen kleinen 

‚Aerztehonorare bei der Sozialversicherung. So heisst es bei Wed- 

digen: „Dabei drückt die Monopolstellung, die die Kassen als 

Nachfrageorganisationen dem überfüllten Aerztestand gegenüber 

heute bereits mehr und mehr einnehmen, auf das Aerztehonorar. 

Seit dem Inkrafttreten des Krankenversicherungsgesetzes stieg ia 

die Zahl der Aerzte in Deutschland von 12.000 auf rd. 48.000. Aehn- 

lich wie es schon für Danzig geschehen ist, stellten wir für Mün- 

chen fest, dass der Kassenarzt durchschnittlich heute für eine Be- 

ratung nicht das erhält, wass der Friseur für das Haarschneiden 

fordert. Dieser Preisdruck wirkt sich um so empfindlicher aus, 

als die Einbeziehung immer weiterer Kreise in die Krankenversi- 

cherungspflicht, die, wachsende Ausdehnung des Nachfragemono- 

pols also, gleichzeitig dem Arzte die Möglichkeit schmälert, durch 

die besser bezahlte „Privatpraxis“ einen Ausgleich zu schaffen. 

So mindert der Druck auf das Entgelt die. Qualität der Gegen- 

leistung des Arztes, indem sie ihn zum Massenbetrieb zwingt” °). 

1) Liek: Die Schäden der sozialen Versicherungen, a. A. O. 

S. 64 u. 68. 

2) Moldenhauer: Handwörterbuch der Staatswiss, a. a. O,: 

S, 828. 

.. 3 Finkenrath, Dr. med. Kurt: Die Kassenarztfrage im 

In- und Auslande, München 1927. S. 19. 

4) Vergl. Weddigen: Grundfragen der Sozialversicherungsre- 

form, a. a. 0,8. °. - 9 \
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Weitere Nachteile, die den Aerzten aus der. 'Sozialversiche- 
rung erwachsen, sind insbesondere- von Liek. aufgezeigt. wor- 
den!):. So z. B. das Vorhandensein der sog. „Kassenlöwen”, die 
fast immer jüngere Aerzte (25-35 Jahre) sind, und die gewöhnlich 
als Geschäftsmänner und nicht als Aerzte handeln, weil sie auch 
die unberechtigten Wünsche der Patienten erfüllen und im grossen 
Masse Gefälligkeitsatteste ausstellen). _ 

Die Kassenlöwen machen sich die Mängel: der Sozialversiche- 
rung zunutze und stellen ihre Tätigkeit auf den Massenbetrieb der 
Kassenpraxis ein, um sich ein möglichst hohes Einkommen zu ver- 

schaffen. Aber dieser Massenbetrieb hat auch seine Nachteile. Vor 
allem „führt der Massenbetrieb notwendig zu flüchtiger Ramschar- 
beit. Auch bei bestem Willen ist es dem beschäftigten Kassenarzt 
gar nicht möglich, genau zu untersuchen und auf Grund dieser 
Untersuchung sorgsam zu behandeln”). Eine Folge dieser Tat- 
sache ist, dass die Untersuchungen im- allgemeinen sehr oberfläch- 
lich gemacht werden. . 

Dieser Massenbetrieb ist insofern auch für den Arzt selbst 
sehr nachteilig, weil er ihm „weder Zeit zur Weiterbildung noch 
zur Erholung lässt”°). Liek weist darauf hin, dass die Kassen: 
ärzte sogar bis zu 60, 80 und 100 Kranke täglich abzufertigen 
haben °). 

Und schliesslich hat „die Tätigkeit bei den Kassen den Aerzte- 
stand proletarisiert“ und dadurch hat das Kassenwesen zur „Ent- 
wertung der ärztlichen Tätigkeit” beigetragen‘). Die Versicherten 
„sehen nicht mehr zum Arzt als dem wissenden Berater und Helfer 
empor, sondern betrachten und behandeln ihn ‚lediglich als Ar- 
beitnehmer” ”). 

Die wichtigste aber auch umstrittenste Frage in dem Verhält- 

1) Siehe Liek: a. a. ” S. 31-38. 

Y)Liek:a a O, 8. 

5) Ebenda. 'S. 52. 

4) Ebenda. .S. 

5) Ebenda. 

6)- Ebenda: 5.56; - . BE r a 
7) Ebenda. S. 56—37. a u en DL
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nis zwischen Aerzteschaft und Sozialversicherung ist die,'ob. freie 

Arztwahl oder verbeamtete Kassenärzte.-- . 

.. Im allgemeinen verlangen die Aerzte die freie Arzt- 

wahl?), desgleichen die Versicherten. Die Versicherungsanstal- 

ten wehren sich dagegen, weil das System der freien Arztwahl 

viel teuerer ist als das der festen Kassenärzte und zwar wegen 

der möglichen Missbräuche, ‚die auftreten könnten. Bei freier Arzt- 

wahl besteht immer die Gefahr, dass die Aerzte im KonkurrenZz- 

kampf auch unberechtigte. Wünsche der Patienten erfüllen ?). Alle 

die. Missbräuche, die von den Gegnern der Sozialversicherung in 

bezug auf die Moral des Volkes erörtert wurden, wie: die Simu- 

Jation, Heuchelei, Krankheitszüchtung, Rentensucht usw. könnten 

bei freier Arztwahl einen viel grösseren Spielraum gewinnen. Aus 

diesem Grund sind die Versicherungsanstalten gegen die freie 
Arztwahl eingestellt ; diese Missbräuche würden eine schwere 

Schädigung ihrer Finanzkraft zur Folge haben °). 

Man müsste eigentlich auch die Frage stellen, ob die freie 

Arztwahl denn wirklich im Interesse der Aerzte selbst liegt ? 

1) Siehe auch Finkenrath, a. a. O, S. 19: „Seitens der Aerzte 
-fast aller Länder wurde die Forderung auf freie Arztwahl erhoben, 
wobei man davon ausging, dass möglichst der bisherige Zustand der 
privatärztlichen Versorgung erhalten blieb.” - 

2) Vergl. Herkner: a. a. O. S. 580; desgl. bei Augustin, 
Gisela. Die Arztfrage in der deuischen und ausländischen sozialen 
Krankenversicherung. Diss. Berlin 1951. $S. 22: „Die teilweise ableh- 
.nende Stellingnahme der Krankenkassen gegenüber dem System der 
freien Arztwahl beruht fast ausschliesslich auf wirtschaftlichen Ge- 
“siehtspunkten, Die Ansichten ‘der Versicherungsträger gehen davon 
‚aus, dass bei diesem System die Beziehungen zwischen Arzt und Kasse 
gelockert würden. Bei freier Konkurrenz werde der Arzt vom Versi- 
.cherten abliängig und sein. Interesse am Gedeihen der Kasse damit 
‚gemindert. Der Versicherte könne bei diesem System den Arzt leicht 
wechseln und dadurch die Krankenkontrolle erschweren. Der Arzt. 
‚der nun also vom Patienten abhängig geworden sei, würde aus eige- 
nen Interessen den menschlichen Schwächen gegenüber nachsichtig 
sein und somit die Simulation fördern”. 

5) Vergl. Herkner, a. a. O. S. 580;. desgl. Finkenrath, a. a. O. 
S, 26: „Bei freiem Arzt besteht gewissermassen eine Abhängigkeit vom 

Patienten, die so vorzüglich sie für die Wiederherstellung des Fr- 
krankten ist, nicht ohne Nachteile ‚hinsichtlich der begutachtenden kas- 
senärztlichen Tätigkeit unter Umständen im Sinne der Kassenfinanzen 
sein kann”, °
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Wenn man diese Frage unvoreingenommen stellt, sa wird Mar 
erkennen, dass die Aerzte. im allgemeinen nicht so grosse Vorteile 
aus der freien Arztwahl ziehen können. Warum? Weil es eine 
bekannte Tatsache ist, dass die Masse der Patienten aus der So- 
zialversicherung im allgemeinen nicht zu den tüchtigsten. Aerzten. 
geht, sondern zu denen, die ihre Wünsche am leichtesten erfüllen. 

Ferner würden die grossen und berühmtesten Aerzte -wohl 
kaum grossen Vorteil aus diesem System zielten, weil die Zahlung 
höherer Aerztehonorare für den Fonds der Sozialversicherungsein- 
richtung nicht tragbar ist. Demzufolge könnten die berühmten und 
besonders erfahrenen Aerzte nie völlig befriedigt werden. 

Gegenüber dem ungünstigen System der freien Arztwahl hat 
man die Verbeamtung der Kassenärzte vorgeschla- 
sen, welche gewiss eine grosse Verminderung der Missbräuche 
und der Betrügereien in der Sozialversicherung bewirken könnte.. 
Andere Autoren gehen noch weiter und schlagen sogar die Ver- 
staatlichune. der Kassenärzte vor). Der wesent- 
lichste Unterschied zwischen der Verstaatlichung und der Verbe- 
amtung der Kassenärzte ist der, dass der Kassenarzt im ersteren. 
Falle ein Staatsbeamter und nicht ein Kassenbeamter sein wird, - 
Warum man die Verstaatlichung und nicht die Verbeamtung der 
Kassenärzte fordert, begründet Liek wie folgt: „Mir ist der - Kassenarzt als Staatsbeamter vor allem aus dem Grunde er- 
wünschter, weil er weniger dem Druck mächtiger politischer Par- 
teien ausgesetzt sein dürfte, als wenn er Kassenbeamter wird.. 

f 

Ferner wird das Bewusstsein, als beamteter Arzt dem ganzem 
Volke zu dienen, den meisten Aerzten einen stärkeren Halt geben als das Gefühl, Angestellter einer Krankenkasse zu sein” ?). 

Als Folge der Verbeamtung oder der Verstaatlichung der 

  

‚DSo z.B Liek: a a.0O,S. 0 ft. 
2) Ebenda. $. 82,
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Kassenärzte glaubt man verschiedene Vorteile zu erreichen): Die 
Kassenärzte werden nicht mehr zum Massenbetrieb gezwungen 
sein, da sie unabhängig von der Anzahl der Konsultationen nur 
ein und dasselbe Honorar erhalten können. Demzufolge wird der 
grosse Wettbewerb der Kassenärzte untereinander, und dessen 
zahlreiche unerfreuliche Nebenerscheinungen aufhören, oder 'we- 
nigstens zum grössten Teil beseitigt, da der Wettbewerb wegen 
des festen Honorars keine Vorteile mehr bringen kann. So hat das 
„beamtete Arztsystem“ wenigstens den Vorzug, „die Möglichkeit 
des ärztlichen Desinteressements an dem einzelnen Kranken zu 
schaffen” 2), . 

Desweiteren werden die Kassenärzte auch ideelle Vorteile von 
dieser Regelung haben, da ihnen nunmehr hinreichende Zeit für 
Erholung und Fortbildung bleiben wird. . 

In enger Verbindung mit der Verbeamtung der Kassenärzte 
wird auch oft die Errichtung von Ambulatorien oder Figenwirt- 
schaftsbetrieben durch die Krankenkassen erörtert. Die Vorteile 
dieser werden von Finkenrath in folgendem gesehen: „Line 
besondere Form in der Richtung fixierter kassenärztlicher Tätig- 
keit ist die Uebernahme der ärztlichen Behandlung im Eigenwirt- 
schaftsbetriebe der Krankenkassen ; Raum, Instrumentarium werden 
Eigentum der Krankenkasse, und der Arzt wirkt als Angestellter 
oder Beamter der Kasse. Hier handelt es sich um einen völligen 
Bruch mit den bisherigen Gepflogenheiten der ärztlichen Versor- 
zung. Denn nunmehr wird mit dem persönlichen Verhältnis zwischen 
Arzt und Patient für die Kassenpraxis völlig gebrochen. Nicht der 
Kranke, sondern der Fall beschäftigt den Mediziner der Kasse” ®), 

Wenn man die aufgezeigten Vorteile betrachtet, so geht daraus 

1) Diesbezüglich siehe auch Finkenrath, a. a. O. S. 18 „In 
Portugal aber erfolgt. die ärztliche Behandlung durch beamtete Aerzte 
des Staates. Diese Lösungen sind von zwei Seiten wichtig. Die ühli- 
chen eingangs gekennzeichneten Streitigkeiten zwischen Kassenärzten 
und Krankenkassen und .ihre Verschärfung durch Klassensentiment 
und — Ressentiment fallen fort. Rechtlich ist die ärztliche Begutach- 
tung einer etwaigen unzulänglichen Beeinflussung durch die zur Lei- 
stung verpflichteien Versicherungskassen entzogen”. 

2) Finkenrath: aa O.S. 41, 

3) Finkenrath:a. a.0.S. %,
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klar hervor, dass die Verbeamtung oder Verstaatlichung der Kas- 
‚senärzte ein viel besserer Weg zur Beseitigung des Notstandes in 
der Aerzteschait ist als die Einräumung der Arztwahl in der So- 
zialversicherung. 

Fin drittes System, das in vielen Ländern benutzt wird, ist 

das sog. gemischte System, welches zwischen den beiden 

anderen steht. Bei diesem System werden Kollektivverträge 

zwischen den Versicherungsanstalten und den Aerzteverbänden ab- 

geschlossen. Die Kollektivverträge sind auf der Basis eines Mini- 
maltarifs begründet'). 

1) Hinsichtlich der verschiedenen Arztsysteme siehe auch Inter 
nationales Arbeitsamt: Die obligatorische Krankenversiche- 
rung, Genf 1927.. Reihe M. Nr. 6. S. 419-421, Das Internationale Ar- 
heitsamt stellt fest, dass in der Regel drei Arztsysteme zu finden sind, 
nämlich: „1. Zulassung aller sich bewerbenden Aerzte zur Kassenpraxis: 
unbeschränkte freie Arztwahl; 2. Zulassung eines jeden Arztes, der 
den Arztvertrag annimmt: beschränkte freie Arztwahl; 5. Eigenwirt- 
schaftliche Besorgung des Arztdienstes; der Arztzwang”. 

Die Arztsysteme wurden von Manes auch ähnlich eingeteilt 
(Versicherungswesen, III. Bd. a. a. O. S. 260): „Man kennt verschie- 
dene Arztsysteme, d. h. Regelungen der Verhältnisse zwischen 
Aerzten einerseits, Krankenkassen und Versicherten andererseits”. 

„Beim Arztzwang besorgen die Kassen unmittelbar den Arzt- 
dienst dadurch, dass sie einen Arzt oder mehrere Aerzte fest anstellen 
und die erkrankten Versicherten zwingen, sich, von besonderen Fällen 

abgesehen, von diesen Kassenärzten behandeln zu lassen”. 
„Im Gegensatz hierzu steht die freie Auswahl, sei es die 

beschränkte, sei es. die. unbeschränkte freie Arztwahl. Bei ersterer fin- 
det eine Vereinbarung der Krankenkassen mit der ärztlichen Standes- 
organisation über die Bedingungen für die ärztliche Behandlung statt, 
unter denen die Aerzte zur Behandlung bereit sind. Jeder Arzt, der 
mit diesen Bedingungen einverstanden ist, wird zur Behandlung zuge- 
lassen, sofern nicht etwa die Kassen die Zahl der Aerzte beschränken. 
Bei der unbeschränkten Arztwahl fällı jede Vereinbarung 
zwischen Kasse und Standesorganisation weg. indem jeder Versicherte 
sich von jedem Arzt behandeln lassen kann”. _ . " 

„Das in der Mitte stehende System der beschränkten freien 
Arztwahl ist in Deutschland das von 1952 ab ausschliesslich herr- 
schende”. on 

„Nunmehr ‚schliessen die Krankenkassen (Kassenverbände, Kassen- 
vereinigungen) Kollektivverträge mit den beteiligten kassen- 
ärztlichen Vereinigungen, die als eine Art Zwangsgewerkschaft der 
Kassenärzte eines Bezirks zu betrachten sind. Der Vertragsinhalt wird 
bestimmt durch den Reichsausschuss für Aerzte und Kranken- 
kassen, der als selbstverwaltungsmässig organisierte Reichsbehörde zur 
Regelung der beiderseitigen Beziehungen eingesetzt ist”.
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: :Abschliessend ‘lässt: sich sagen, dass die Wichtigkeit eines gu- 

ten Verhältnisses zwischen Aerztestand und. Sozialversicherung 

ausser Frage steht, insbesondere wenn man an: die grosse Zahl der 

Kassenärzte im Vergleich mit der gesamten Zahl der Aerzte eines 

Landes denkt. Infolgedessen hängt das Problem .des ärztlichen 

Standes sehr viel von dem Sozialversicherungssystem ab, 

Betrachtet man jedoch .die. Sozialversicherungseinrichtung als 

ganzes, so kann die Aerzteirage nur als eine Nebenirage behandelt 

werden. \ 

Der Wert einer für die Volksgemeinschaft so lebenswichtigen 

Einrichtung kann nicht nach der Unzufriedenheit: einer nur :mittel- 

bar beteiligten Berufsklasse beurteilt werden. 

Wie wichtig auch immer der Aerztestand für die Sozialver- 

sicherungseinrichtung Sein mag,’ so kann er doch erst in zweiter 

Linie Berücksichtigung finden gegenüber den lebenswichtigen In- 

teressen der Versicherten, .d.h. der Arbeitermassen, für die diese 

Einrichtungen geschaffen wurden. Und schliesslich sind fast alle 

Klagen des Aerztestandes nicht unüberwindbar ; die Sozialversi- 

cherungsgesetze 'sind daher auch bemüht, sie zu beheben, einmal 

durch eine ‘bessere Kontrolle und Auswahl, zum andern durch eine 
höhere Bezahlung der :Aerzte. Einer der geeignetsten Auswege 

scheint u.E. jedoch die Verbeamtung oder Verstaatlichung der -Kas- 

senärzte zu sein. 

8 3. Verwaltungstechnische Kritiken. 
J. Die Gefahr der Bürokratisierung und der zu hohen 

Verwaltungskosten. 

Andere Gegner der modernen Sozialversicherung richten ihre 

Kritik besonders auf die Organisation ; sie glauben, dass eine de- 

rartige Sozialversicherungseinrichtung zwangsläufig auf.eine Ver- 

bürokratisierung und demzufolge auf einen allzu kostspie- 

ligen Verwaltungsapparat hinauslaufe, Man wirft der Sozialver- 

sicherung vor, dass sie „einen riesigen Beamtenapparat“'!) braucht; 

1) Liek: a a. O. S. 42.
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‚und dass „der gewaltige bürokratische Apparat der Kasse natürlich 
viel Geld kostet” ?). on oo. 

Hinsichtlich der Verbürokratisierung schreibt man, dass 
„zwischen Arzt und Kranken, d.h. zwischen ein natürliches Ver- 
trauensverhältnis ‘sich eine bürokratisch geleitete. Verwaltung 
schiebt” ?). Ja, es kann nicht geleugnet werden, dass es eine solche 
„bürokratisch geleitete Verwaltung” gibt, aber andererseits kann 

auch nicht geleugnet werden. dass eine solche „bürokratische” Ver- 
waltungsorganisation nicht notwendig wäre. Wie bei fast allen 
öffentlichen und privaten grossen Einrichtungen, die zentral geleitet 
werden müssen, so ist auch bei der Sozialversicherung eine in ge- 
wissem Sinn „bürokratisch geleitete Verwaltung” unumgänglich 
notwendig, um „zeitliche, räumliche und personelle Schwierigkeiten 
aller Art möglichst reibungslos zu überwinden” °), 

Dass ein grosser Verwaltungsapparat bei der Sozialversiche:” 
rung erforderlich ist, erkennen auch. ihre Gegner an, so beispiels- 
weise Horneffer: „Der grosse Verwaltungsapparat der Sozial- 
versicherung ist oft beklagt und getadelt worden. Hieran ist sie 
unschuldig. Diese überlastete Verwaltung entspringt dem Wesen 
ihrer Aufgabe, ist mit diesem Wesen unvermeidbar verbunden” '), 

Dieser „kostspielige” Verwaltungsapparat ist notwendig, weil 
die Sozialversicherung im Hinblick auf ihren Versicherungsfonds 
eine schwierige doppelte Aufgabe zu erfüllen hat: sie muss zuerst 
aus einer Vielzahl kleiner und kleinster Beiträge den allergrössten 
Teil ihres Fonds ansammeln, und dann muss sie diese Riesensumme 
wiederum in kleine und kleinste Summen aufteilen, um diese Teil- beträge an die Vielzahl von verletzten und erkrankten Versicherten - auszuzahlen. Es zeigt sich also, dass die Kritik, die die Abschaffung des grossen Verwaltungsapparates und damit die der Sozialver- 
sicherung selbst fordert, keine innere Berechtigung hat. So schreibt Hartz: „Bei den Folgerungen, die ich glaube aus meinen Be- 
trachtungen ziehen zu müssen, scheint mir der ganze Apparat ent- behrlich zu sei. Ich glaube nicht, dass der ganze Apparat der So- 

  

1) Liek: aa 0.S 8 
2) Ebenda. S. 20. j 5) Manes: Versicherungswesen. 5, Bd. a. a. O. 5. 28. 4) Horneffer: a a. O. S, 54
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zialversicherung, 'so wie sie jetzt. besteht, nennenswert. verringert 
werden kann, auch bei einer Neugestaltung der Sozialversiche- 
rung”). .. u nn 

Der bestehende Verwaltungsapparat in der Sozialversicherung 
ist nicht zu entbehren, auch wenn er die Gefahr der Verbürokra- 
tisierung in sich schliesst ; im übrigen ist dieser Mangel auch kei- 
neswegs unüberwindbar gross und bildet erst recht keinen so 
‚schwerwiegenden Grund, um einzig und allein wegen dieses „kost- 
spieligen” und „bürokratischen” Verwaltungsapparates die völlige 
Abschaffung der Sozialversicherung zu fordern.. Die Einrichtung 
‚der obligatorischen Sozialversicherung hat sich von Anfang an als 
‚sehr günstig erwiesen für die Arbeitermassen. Dies zeigt mit aller 
Deutlichkeit die mehr als fünfzigjährige Entwicklung der Soziät- 
‘versicherung in Deutschland. Ihre wertvollen und allgemein aner- 
‚kannten Ergebnisse werden noch im nächsten Kapitel dieser Arbeit 
{S. 332 if.). darzustellen sein. in 

Nichtsdestoweniger sind wegen der hohen Verwaltungskosten 
‚die heftigsten Angrifie auf die moderne Sozialversicherung erfolgt, 
dass ein solcher grosser Verwaltungsapparat natürlich viel Geld 
kostet, weil er aus „prunkhaften Versicherungspalästen, aus 
‚einem riesigen Beamtenapparat, unübersehbaren Bergen von: Ak- 
ten, Gutachten, Berichten, endlosen Scherereien der Arbeitgeber 
und der Versicherten mit Karten, Klebemarken, Kontrolle” ?) usw, 
‘bestehe‘). Wegen dieser angeblichen Fehlleitungen eines grossen 
“Teils des Versicherungsfonds, die man alle kurzweg unter dein 

  

1) Hartz; Irrwege der deutschen Sozialpolitik, a. a. O. 8. 127. 2) Liek: aa O.S. 42. _ 
3) Siehe darüber auch bei R. Wilbrandt, Zur Kritik der So- ‚zialversicherung in Deutschland, a, a. O. S. 64: „Man behauptet im- 

mer, ’die deutsche Sozialversicherung arbeite zu teuer. Es geschieht 
das nicht immer in sachlich begründeter und einwandfreier Form, das Schlagwort beherrscht vielmehr anch hier sehr oft die öffentliche NDis- ‘kussion. Man spricht von „Palästen der Krankenkassen”, gemeint sind die Verwaltungsgebäude, von Luxusautomobilen der "Bonzen‘, gemeint ‚sind die leitenden Persönlichkeiten innerhalb der betreffenden Verwal- 
tungen, man wirft diesen Persönlichkeiten vor, dass sie 'Ministergehäl- 
ter’ bezögen, wobei man in der Regel vergisst, dass im arm gewor- 
denen Deutschland die. Ministergehälter sich gegenüber anderen Ge- 
hältern. leitender Persönlichkeiten auf einer recht bescheidenen Höhe 
bewegen”.
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Schlagwort der hohen Verwaltun zskosten kritisiert, for- 
dern die Gegner der Sozialversicherung- gleichfalls die völlige Be» 
seitigung dieser Einrichtung. So schreibt Horneffer: ‚„..die 
Verwaltung wird ungemein kostspielig,- sie wird so. umfangreich 
und'überladen, dass sie einen grossen Teil des Gesamteinkommens 
verschlingt, also dem eigentlichen Zweck entzieht... Sie kann des- 
halb, man mag sich drehen urid wenden wie man will, ihre. wahren 
Zwecke grundsätzlich niemals erfüllen” "). Geht man aber den von 
den Kritikern so heftig umstrittenen „hohen Verwaltungskosten” 
auf den Grund, so zeigt es sich, dass die in den Sozialversicherun- 
gen .der Länder aufgewendeten Verwaltungskosten keineswegs so 
hoch sind im Verhältnis zu den verwalteten Versicherungsfonds; 
wie man nach dem Ausmass der Kritik glauben :müsste, . 

Hinsichtlich der Verwaltungskosten- in der Sozialversicherune. 
stellt Weddigen für Deutschland fest, dass sie „nur we- 
nige Prozent der Gesamtausgaben der ‚Sozialversicherung” betra- 
gen, und zwar-machten sie im Jahre 1927 noch nicht 6 2 der Aus- 
gaben aus?). . 

In Frankreich wurden die Verwaltungskosten der Sozial- 
versicherung durch das Gesetz vom 30. April 1930, Art. 68, $ 6 
auf 5% der Gesamteinnahmen aus den Beiträgen festgesetzt ; und 
zwar werden diese 5% aus dem sogen. „Fond de majoration et de 
solidarite” zur Verfügung gestellt °). 

In Rumänien werden der Zentralkasse zur Deckung der’ 

  

1) Horneffer: a. a O. 8. 554 
2 W. Weddigen, Sozialpolitik, Jena 1955. S. 235, Desgleichen’ 

bei R Wilbrandt, a a O. S. 4-65: „Die Gesamtverwaltungs- 
kosten bei den reichsgesetzlichen Krankenkassen betragen 1928 etwa‘ 
7% der Einnahmen, bei der Unfallversicherung 10%, bei der Invali- 
denversicherung etwa 4% %, bei der Angestelltenversicherung etwa' 
4%. Die verhältnismässige Höhe der Verwaltungskosten bei der Un-- 
fallversicherung ist wohl dadurch zu erklären, dass ‚zu dem Aufgahen-- 
kreis dieser Institution die’ Unfallverhütung gehört, die durch Über- 
wachung der Betriebe, Einwirkung auf die Produktionstechnik, Hite- 
rarische und bildmässige Propaganda betrieben wird und naturge- 
mäss erhebliche Aufwendungen erfordert”, - 
_..3) Manuel] pratique des assurances sociales 5e 
Edition. Commentaire ei texte de la loi du 5 Avril 1928 modifi& par 
la loi du 50 Avril 1950. Comit& Central des Assurances Sociales. Paris: 1950. S. 161.
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Verwaltungskosten’ nach dem Einheitsgesetz vom 7. April 1933 — 

Art. 53 — 7 Prozent des Gesamtionds der 'Sozialversicherung be- 

willigt.- 2 . : 

Diese willkürlich herausgegriffenen Beispiele zeigen mit ‘aller 

Deutlichkeit, dass die Verwaltungskosten in der Sozialversicherung‘ 

nicht erheblich sind, und dass die Kritiken reichlich. übertrieben 

worden sind. Einen Beweis für die Haltlosigkeit der Angriffe. auf 

die Verwaltungskosten in der Sozialversicherung gibt auch ein Ver- 

gleich mit den privaten Versicherungsgesellschaften, deren  Ver- 

waltungskosten nach den Berechnungen von Wilbrandt durch- 

schnittlich 15 % der Einnahmen betragen). Allerdings dürfte 

der Prozentsatz der Verwaltungskosten der Privatversicherung im 

allgemeinen doch erlteblich höher liegen, wenn nicht doppelt so 

hoch sein. Wilbrandt hat offenbar bei seinen Berechnungen die 

Provisionen nicht berücksichtigt. 

* Ferner hat man der Sozialversicherung, teilweise auch unter 

dem Schlagwort der hohen Verwaltungskosten vorgeworfen, dass 

sie riesige Kapitalien der Arbeitnehhmerschaft in üppigen und prunk- 

vollen Verwaltungsgebäuden festgelegt habe. So heisst es: „Die 

Ausstattung der Gebäude wie der: Innenräume ist vielfach so üppig 

und verschwenderisch, von so kostspieligem und wertvollem Mate- 

rial, dass die Bauwerke der vorhergenannten Art, die ein sittliches 

Recht zur Prachtentfaltung haben, dadurch oft genug in den Schat- 

ten gestellt werden. Bisweilen auf den teuersten Grundstücken der 

Stadt, die allein Millionen kosten, erheben sich diese Paläste” ?). 

In derselben Weise schreibt auch Liek von „einem unverzeih- 

  

)R. Wilbrandt,a.a, O.S.65. Wilbrandt hält aber auck 
im Verhältnis zu dem Aufgabenkreis der Sozialversicherung die Ver- 
waltungskosten überhaupt nicht hoch: „Bei der Berücksichtigung des 
grossen Aufgabenkreises, den alle diese Verwaltungen. zu erfüllen ha- 
ben, bei Beachtung der Tatsache, dass es sich um eine Fülle von Ein- 
zelgeschäften, Abrechnungen, Korrespondenzen, Gutachten, Durchfüh- 
rung von Verfahren vor Gerichten und Verwaltungsinstanzen handelt, _ 
wenn man weiter daran denkt, dass z. B. die reichsgesetzlichen Kran- 
kenkassen im Jahresdurchschnitt 1928 20 Mill. Versicherte umfassten, 
wird man den Verwaltungsaufwand nicht als zu hoch bezeichnen kön- 
nen. Als Vergleich sei angeführt, dass die privaten Versicherungsge- 
sellschaften mit durchschnittlich 15 % der Einnahmen als Verwal- 
tungskosten rechnen”, S. 63, 

2) Horneffer, aa O, 5. 55
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lichen Luxus bei den Krankenkassenbauten” und von „prunkvollen 
Ausstattungen ; Klubsesseln, Marmor und edlen Holztäieluagen”, 
die in den Verwaltungsgebäuden der Sozialversicherung zu finden 
sind ?). Bu 

Auf diese Vorwürfe Jässt sich sagen, dass allerdings gelegent- 
lich eine übertriebene Pracht bei dem Bau und der Einrichtung der 
Verwaltungsgebäude entfaltet worden ist, dass die Aufwendungen 
für Bauten aber im Durchschnitt trotzdem nur einen sehr geringen 
Teil der Sozialversicherungseinnahmen ausmachen. So werden in 
Deutschland bei den reichsgesetzlichen Krankenkassen unge- 
fähr 1% der Einnahmen für Bauten und für den Erwerb von Grund- 
stücken ausgegeben 2). 

In Rumänien dürfen die Aufwendungen für Bauten nach 
dem Einheitsgesetz von 1933, Art. 53, höchstens 3% des Gesamt- 
fonds der Sozialversicherung betragen s), 

Ausserdem muss man selbst bei diesem niedrigen Prozentsatz 
der Bauaufwendungen in Betracht ziehen, dass in Deutschland so- 
wohl als auch in Rumänien und in anderen Ländern in den Aus- 
gaben für Bauten auch alle Aufwendungen für die Erholungsheime. 
Krankenhäuser, Heilanstalten usw,, die von der Sozialversicherung- 
zZebaut wurden,. mit eingerechnet werden. Der in Verwaltungsge- 
bäuden festgelegte Anteil der Aufwendung kann daher nur sehr 
gering sein. Diese Auffassung wird auch von Wilbrandt ver- 
treten: „Man wird in Deutschland eher die Erfahrung machen, dass 
gerade die Krankenkassen in unzulänglichen Bauten untergebracht 
sind, als die Feststellung, dass wirklich Luxusbauten vorhanden 
wären. Es ist freilich so, dass bei etwa notwendigen Neubauten auf 
besonders gute und dauerhafte Bauweise gesehen werden muss, ein- - 
fach weil Sozialversicherungen sich derartige Neubauten nicht all- 
zuoft leisten können, weil aber auch der Publikumsverkehr bei all 
diesen Stellen sehr gross ist und hohe Anforderungen an Güte und 
Dauerhaftigkeit der Bauweise stellt” ), 

  

1) Liek aa 0,S. 9. 
2) Wilbrandit, a.a. 0.5, 65. 
>) d. h. die Aufwendungen für Bauten dürfen höchstens 50 % des Reservefonds betragen, der seinerseits auf 6 % des Gesamtfonds festgesetzt ist. 
4 Wilbrandt aa 0.8 6,
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Schliesslich muss berücksichtigt werden, dass gelegentliche 
Schäden hinsichtlich einer zu grossen Luxusentfaltung bei den Ver- 
waltungsgebäuden, ebenso wie die Gefahr der Verbürokratisierung 
und der allzu holen Verwaltungskosten nicht unmittelbare Folge 
des Bestehens der Sozialversicherungseinrichtungen selbst - sind, 
sondern lediglich Folgen eines Mangels in der Organisation, der 
Kontrolle und hauptsächlich in der Auswahl eines nicht nur gut 
geschulten, sondern auch moralisch gesunden Beamtenapparat bei 
der Sozialversicherung. Infolgedessen sind die oben gekennzeichne- 
ten Schäden überwindbare und mehr oder weniger auch künftig ver- 
meidbare Schäden. Aus diesem Grund berechtigen derartige Män- 
gel die Gegner der ‚Sozialversicherung auch keineswegs, die Exis- 
tenzberechtigung der Sozialversicherung in Frage zu stellen und 
ihre Beseitigung zu fordern. 

Und dass man inzwischen mit allen zu Gebote stehenden Mittel 
an eine künftige Ausschaltung solcher .Misstände gegangen ist, zei- 
gen die entsprechenden gesetzlichen Regelungen vieler Länder. 
Beispielsweise bewirkte das rumänische Einheitsgesetz 
vom April 1933 eine Vereinheitlichung und Vereinfachung 
des ganzen rumänischen Sozialversicherungssystems und damit ein 
Ersparnis von 50 Millionen Lei — d.s. ungefähr 1.250.000 
RM. — allein an den Verwaltungskosten '). 

Das neue französische Sozialversicherungs- 
gesetzvom31. Oktober 1935 sucht derartige Mängel eben- 
falls auszuschalten und damit eine Senkung der Verwaltungskosten 
zu erreichen. Man hofft künftig die Verwaltungskosten um ungefähr 
20% senken zu können. 

Auch in Deutschland hat man verschiedene Vorschriften er- 
lassen, um den Missbrauch der Sozialversicherungsfonds in der 
Verwaltung möglichst zu vermeiden. So sieht beispielsweise die 
Reichsversicherungsordnung in den $$ 27 d und 27 e — nach dem 
Stand vom I}. Juli'1934 — vor, dass beim Erwerb von Grundstücken, 
deren Kaufpreis die vom Reichsarbeitsminister festgesetzte Höchst- 
‚grenzen überschreitet, die Genehmigung des Reichsversicherungs- 
amtes eingeholt werden muss; desgleichen wenn bei der Errich- 

  

1) D.R. lIoanitescu: Cus de politicä socialä, a. a. O. 5. 230,
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ung oder Erweiterung von Gebäuden die..Kosten die vom Reichs- 
arbeitsminister z.Zt. festgesetzte Höchstsumme von RM 100.000.— 
äbersteigen, 

. Ganz abgesehen \ von \ diesen. speziellen Massnahmen wird im- 

‚meı Aufgaben der Staaten und besonders der Leiter der Sozial- 
versicherungsanstalten sein, dafür Sorge zu tragen. dass der Ge- 
samtfonds der ‚Sozialversicherung so wenig wie möglich miss- 
braucht wird. Denn letzten Endes darf man niemals vergessen, dass 
diese Gesamtfonds in erster Linie aus den Beiträgen der schlecht 
‚bezahltesten Arbeiter angesammelt wurden. Sie dürfen auf keinen 
Fall leichtsinnig. verwendet werden, sondern. müssen restlos. den 
grossen und wichtigen Aufgaben der Sozialversicherung nutzbar 
gemacht werden, weil hier die Kapitalien der Aermsten aus dem 
‘Volke auf dem Spiel stehen. 

Il. Missbrauch der Sozialversicherungseinrichtingen. 
Versicherungsbetrug. 

Andere ernsthafte Kritiken wenden sich auf Grund der Mö- 
zlichkeit des Versicherungsbetrugs gegen die So- 
‚zialversicherung an sich. Ein Missbrauch der Sozialversicherungs- 
einrichtungen kann sowohl von Seiten der Versicherten, der Aerzie, 
‚der Arbeitgeber als auch der eigenen Verwaltungsbeamten vor- 
kommen. Die Gefahr des Versicherungsbetruges hält man vor allem ' 

- "bei den Versicherten selbst für sehr gross, weil sie auf Grund der 
Pilichtbeiträge danach streben, die Sozialversicherungseinrich- 
tungen nach Möglichkeit auch auszunutzen, d.h. jeder Versicherte 
‚sucht auf irgend eine. Weise „etwas für seine Beiträge von der 
"Versicherung zu haben”). 

Fs heisst daher, dass die Sozialversicheruig eine „Verleitung 
zum Betrug”) sei, weil die Krankheit durch die Krankenversiche- 
rung „ein Geschäft” geworden ist. „Was ist heute aus dieser ehren- 
“haften und dankbaren Aufgabe geworden ? ein Spiel mit der Krank- 
“heit (was die gesunden, schafienden Schichten unseres Volkes den 

1) Vergl, W. Weddigen: Grundfragen” der Sozialversicherungs- 
reform, a. a. O. S, 86--87, 

2) Liek: a. a. O. S.51.:
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degenerierten und absterbenden Kreisen überlassen sollten) und, 
was.noch schlimmer ist,:ein Geschäft. Das Sprechzimmer des Arztes 
ist nicht mehr der Tempel, in dem der Kranke Heilung sucht, son- 
dern die Börse, in der Geschäfte gemacht werden” 1), 

Auf Grund vielfacher Erfahrung kommt Liek sogar zu der 
Überzeugung, dass kein Mensch „völlig gefeit ist gegen die Ver- 
suchung, eine derartige Versicherung zu missbrauchen. Ich selbst 
möchte mich jedenfalls nicht zu den Immunen rechnen” schreibt 
Liek in seinem Buch: „Die Schäden der sozialen Versicherung” ?). 

In derselben Weise denkt auch Hornefie r, wenn er schreibt, 
dass die Sozialversicherung „die: sittliche "Gesundheit des deutschen 
Volkes, die noch besteht. zu unterhöhlen droht”... „Wenn infolge 
einer Krankheit, ohne zu arbeiten, Vorteile zu erwarten sind, wenn 
ohne Arbeit Geld erhältlich ist... so ist: dem Faulenzertum und 
Schmarotzertum Tür und Tor geöffnet. Nur märchenhaften Ideal- 
menschen, die es niemals gibt, wäre eine solche Gesetzgebung zu- 
zumuten” °). Horneffer behauptet sogar, dass „die trügerische Aus- 
nutzung der Sozialversicherung in weiten Kreisen der ‚Beteiligten 
garnicht mehr als „unanständig“. sondern als „selbstverständlich” 
empfunden wird °). 

Aber nicht nur die Versicherten selbst sondern auch die Aerzte 
missbrauchen die Sozialversicherung, weil sie die „Heucheleien und 
Missbräuche decken und durchschlüpfen lassen”’). Die Aerzte 

. Aber, die die Sozialversicherungseinrichtung am meisten missbrau- 
chen sind die sogenannten „Kassenlöwen”, die den „Massenbetrieb“ 
der Kassenpraxis an sich reissen. Und weil der Kassenarzt durch- 
schnittlich für eine Beratung nicht das erhält, was der Friseur für 
das Haarschneiden fordert, muss der Arzt — um sich ein grösseres 
Einkommen zu schaffen — eine grosse Menge Patienten durch 
„flüchtige Ramscharbeit“ untersuchen, so dass er als Geschäfts- 
mann und nicht als Arzt handelt‘). „Es ist eine allgemein bekannte 

  

1) Liek: aa. 0.8.4, . 
2) Ebenda. $. 50, \ 
5) Horneffer: aaO0.8 2_. . 
4) Ebenda. 8. 27. - 
5) Ebenda. S. 51. ' . I 
6)-Liek: a.a O. S’26--27 pnd 51-32. DE
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Tatsache, dass fast immer jüngere Aerzte (25-35 Jahren) Kassen- 
!öwen sind. Warum ? Man sollte doch umgekehrt annehmen, dass 
erst der ältere Arzt dank seiner grösseren Erfahrung, dank seiner 
Erfolge sich das Vertrauen weiter Kreise erwirbt. Der Aufstieg 
kommt in der Tat nicht auf diesem überlebten Wege zustande. Viel- 
mehr wird der junge, um die Gründung seiner Existenz besorgte 
‚Arzt leichter geneigt’ sein, Mahnungen des ärztlichen Gewissens 
zu übertöten, d.h. er stellt Gefälligkeitsatteste aus, bescheinigt weit- 
herzig die Arbeitsunfähigkeit, findet mehr, als tatsächlich vorhan- 
den ist, oder gibt belanglosen Veränderungen eine nicht zutrefiende 
Bedeutung. Kurz, er handelt als Geschäftsmann, nicht als Arzt”). 

Dass in gewissem Umfang Betrügereien und Missbräuche in 
der Sozialversicherung vorkommen können; liegt in der Natur der 
Sache, weil in den Sozialversicherungseinrichtungen nicht eine 
kleine Zahl von Versicherten sondern Millionen werktätige Men- 
schen betreut werden. Sie muss daher wie jede soziale Einrichtung, 
die mit dem Faktor „Mensch“ rechnen muss, einen gewissen Pro- 
zentsatz ar Missbräuchen und Betrügereien erwarten. So stellt 
Manes fest, „dass es die Sozialversicherung in beinahe allen 
Schandensfällen nicht mit objektiv vollkommen messbaren Tatbe- 
ständen zu tun hat, sondern dass sich in ihre Schadensfälle das un- 
wägbare und unmessbare Element der Persönlichkeit des Versi- 
cherten eindrängt” ?). " 

Versicherte und Arbeitgeber, Aerzte (Kassenärzte) und Ver- 
waltungsbeamte, alle können Missbräuche begehen. Einige wollen 
möglichst wenig bezahlen, und gleichzeitig - den grösstmöglichsten 
Vorteil von der Sozialversicherung haben, andere aber wollen sich 
auf unrechtmässige Weise Vorteile verschaffen. 

Trotzdem lässt sich leicht erkennen, dass auch die diesbezüglichen 
Angriffe auf die Sozialversicherung ebenso wie in den vorherge- 
henden Abschnitten erörterten Kritiken im allgemeinen stark über- 

‚trieben sind. So der bekannte französische Schriftsteller — 
Paul Pic — stellt fest. dass die Kritiken hinsichtlich des Miss- 
brauchs der Sozialversicherung, im besonderen in Bezug auf die 

  

Liek:a.a O0. S. 51. 
2) Manes: Versicherungswesen. II. Bd. a. a. O, 5. 216.
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deutsche Sozialversicherung, übertrieben sind: „I convient de no- ter toutefois que, si les abus reveles sont r£els, le requisitoire dont ‚Is ont &t& le pretexte parait singuliörement ‚EXAKETE; .et ce qui 
le prouve, c’est que nul ne songe serieusement en Allemagne ä renoncer & un r&gime, qui dans l’ensemble a rapproche Je travail du capital, et donne la securite du lendemain A une.masse enorme 
de travailleurs”!), 

‘Wir schliessen uns daher den schon an anderer Stelle zitierten Ausführungen von Herkner an, dass bei einer strengen statisti- 
schen Fassung die ziifernmässige Bedeutung der Missbräuche ge- ringfügig bleibt. Da sich die Zahl der Versicherten ‚auf Millionen 
beläuft, „so kann die absolute Ziffer missbräuchlicher Ausnutzun- 
zen gross erscheinen, wenn auch der Bruchteil der Fälle. zanz 
gering ist” 2), a 

Im übrigen sind alle Kritiken betreffend die Ausnutzungen der 
Sozialversicherung in betrügerischer Absicht nur von verwaltungs- 
technischer Bedeutung. Diese Kritiken können in keiner Weise 
die Forderung nach: Abschaffung der Sozialversicherungseinrich- 
tungen rechtfertigen, sondern nur die Dringlichkeit entsprechen- 
der Verwaltungsmassnahmen zur Vermeidung künftiger Miss- 
bräuche klarmachen. 

- 
Was hier geschehen muss, ist die Begrenzung der Missbräuche 

auf das geringste Ausmass ®), 

Das kann in erster Linie, wie schon früher erwähnt, durch eine 
bessere. Auswahl sowohl der Verwaltudgsbeamten als auch der 
Aerzte, die am leichtesten „die Heucheleien und Missbräuche dek«- 
ken und durchschlüpfen lassen” ?) erreicht werden. ‚Ferner em- 
pfiehlt es sich, auch abschreckende Strafen einzuführen für Ver- 
sicherte, die sich unerlaubter Mittel bedienen zur Erlangung von 
Sozialleistungen. 

  

1) Paul Pic: a. a..0. 5. 1009. 
2) Herkner: Die Arheiterfrage. a. a. O, S. ‚3985-385, 5 5). Siehe auch Briefs: Die volkswirtschaftliche Bewertung, ‚der Sozialversicherung. Die dentsche ‚Sozialversicherung :seit 1914. . Essen 4929. 5. 26: „Man muss damit rechnen, ‚dass: alle . .gesellschaftlichen Institutionen eine gewisse "Quote anvermeidlichen ‚Missbrauchs um- schliessen. Es kommt darauf an, sie auf. ein. Minimum zu begrenzen”. 4 Horneffer: aa. O.S$. 51. 

21
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In vielen Ländern hat’ man inzwischen schon. verschiedene 

geeignete Massregeln zur Bekämpfung des Missbrauchs der Sozial- 

versicherungseinrichtungen eingeführt. 

- Vor allem hat man in fast allen Ländern die Geldleistun- 

zen so festgesetzt, dass sie nureinen Teildesentfallen- 

den Arbeitseinkommens betragen, obwohl das ursprüng- 

liche Ziel der Sozialversicherungen die völlige Sicherung der Ar- 

beitseinkommens war!). Fast überall findet man als Schutzmass- 

nahme gegen die eben erwähnten Missbräuche, dass die Kranken- 

gelder und Renten nur einen durch Gesetz festgesetzten Prozent- 

satz der Löhne ausmachen. So betragen beispielsweise die Kran- 

kengelder in Deutschland, Frankreich und Rumänien nur 50% des 

Arbeitseinkommens. In der Rentenversicherung betragen die Un- 

fallrenten bei voller Arbeitsunfähigkeit 2/3 des Lohnes in Deutsch- 

land und Rumänien und in Frankreich betragen die Invaliden-und 

‘Altersrenten 40% des Lohnes. . 

Ferner wird in vieler Ländern die Gewährung der Kranken- 

'gelder stets nach einer bestimmten Wartezeit abhängig gemacht. 

So wurde schon im zweiten Abschnitt erwähnt, dass das Kranken- 

‘geld in Deutschland erst vom 4. Krankheitstage ab, in Rumänien 

vom 8. Tage und in Frankreich vom 6. (bei mehr als 3 Kinder aber 

vom 4.) Krankheitstage ab gewährt wird. Dies ist lediglich eine 

Schutzmassnahme gegen den Missbrauch der Sozialversicherung. 

Fine sehr wichtige und wirksame Massnahme gegen eine miss- 

bräuchliche Ausnutzung der Sozialversicherung ist die Selbst- 

beteiligung der Versicherten am Schaden, und 

zwar in der Weise, das sie einen bestimmten Anteil an den Arzt- - 

und Arzneikosten selbst tragen müssen ?). 

1) Moldenhauer: Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 
a. a. O, S. 851. “ 

2) Siehe Weddigen, Grundfragen der Sozialversicherungsre- 
form, a. a. O. 8. 96: „den sichersten, reibungslosesten und billigsten 
‚Schutz der Kasse gegen 'Überarztung u. drgl. durch den Kassenarzt 
‚bedeutet ja der Patient, der die Arzt- und Heilmittelrechnungen zum 
Teil selbst ‚bezahlen muss”. Das System der Beteiligung an den Arzt- 
‘und Heilmittelkosten_ ist schon vor langer Zeit entstanden. Es war als 
'Lyoner 'Systerm oder System ‚des. „Ticket moderateur” ir 
‘einzelnen Hilfskassen Frankreichs bekannt. Vgl. Wedd igen: Sozial- 
politik. a, a. O. S. 229, - ” BE 2
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Das französische Sozialversicherungsgesetz 
vom 30. April 1930 setzte die Beteiligung an den Arztkosten 
auf 15% fest, wenn der Lohn kleiner als 20 Fr. ist, und auf 20%, 
‚wenn der Lohn mehr als 20 francs beträgt. Bei den benötigten Arz- 
‚neien und Heilmitteln ‚müssen die Versicherten ausserdem 15% 
‚der Kosten selbst zahlen. Jedoch werden in beiden Fällen — sowohl 
bei den Arzt- als auch bei den. Arzneikosten — die sehr armen Ver- 

‚Sicherten von der Beteiligung von Kosten befreit ?). 
Die deutsche Sozialversicherung kennt auch eine gewisse Be- 

teiligung an Arztkosten in Form des Krankenscheines?). 
‘Nach $ 182a R.V.O. wird der Versicherte auch an den Kosten für 
‚Arznei-, Heil- und Stärkemitteln beteiligt, und zwar muss der Ver- 
‚sicherte für jede Verordnung den Betrag von 25 Rpf. zahlen’). 

Als eine zweckmässige Massnahme: zur Bekämpfung der 
-Missbräuche in der Sozialversicherung sei hier noch auf die grossen 
‘Vorteile beamteter Kassenärzte hingewiesen. Beispielsweise hat 
‚die rumänische Sozialversicherung viele eigene Krankenhäuser und 
Heilanstalten und dementsprechend beamtete Aerzte, 

In andern Ländern, wie beispielsweise Deutschland, hat man 
‚zur Bekämpfung der Missbräuche in der Sozialversicherung von 
‘Seiten des Aerztestandes das Ver trauensarztsystem ein-. 
‚geführt. Auch die zur Sicherung gegen Missbrauch in vielen Län- 
dern in der Sozialversicherung eingeführten Kontrollen und 
'Strafvorschriften können geeignete Massnahmen sein. Vor 
‚allem findet man in der: deutschen Sozialversicherung sowohl eine 
Kontrolle der Versicherten als auch der Aerzte‘). 

Zur Bekämpfung der Rentensucht dienen schliesslich auch die 
"Kapitalabfindungen, die bei geringfügigen Verletzungen 
“oder Invaliditätsfällen gezahlt werden. In Deutschland und Rumä- 
nien bestehen dahingehende Vorschriften, dass eine Unfallrente nur 
dann gewährt wird, wenn die Erwerbsfähigkeit eines Verletzten 

1) Vergleich auch Paul Pic, a. a. O. S. 1056. 
2) Siehe. die Reichsversicherungsordnung $ 1876. Für die Kran- 

-kenhilfe hat der Versicherte einen Krankenschein zu. lösen. .Die Ge- 
bühr dafür beträgt 25 Rpf. . ze 

5) Siehe die Reichsversicherungsordnung R.V.O) $ 182 a. 
4) Vergl. W Weddigen: Sozialpolitik, a.-a. O. S. 330. . 

r
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um mehr als ein Fünftel, d.s.' 20% gemindert ist. Für geringere 
‚Verletzungen werden hur‘ Käpitälhbfihidtunken gezählt. 

Es zeigt sich also, dass fast älle‘ Länder, die’ ein Sozislverst- 
'cherungssystem besitzen, zahlreiche Massnahmen zur Bekämpfung 
der Missbräuche, 'Betrügereien und Ausnutzungen der Sozialversi- 
cherungseinrichtungen bereits’ eingeführt haben, so dass das Aus- 
mass dieser Schäden mehr und mehr vermindert worden ist. 

Abschliessend sei noch kurz auf die möglicherweise für die 
künftige Bekämpfung der Missbräuche in der Sozialversicherung 
sehr bedeutsame Frage der Gewinnbeteiligung der Ver- 
sicherten in der Sozialversicherung?), d. h. einer 
Beitragsrückgewähr oder anderer geldlicher Vorteile, für solche 
Versicherte die längere Zeit hindurch keine Leistungen in Anspruch 
genommen haben, hingewiesen. Diese Gewinnbeteiligung des Versi- 
cherten in der Sozialversicherung findet „nach Massgabe seiner 
"Nichtinanspruchnahme der Versicherungsleistungen”?) statt. An 
sich ist der Gedanke der Gewinnbeteiligung der Versicherten in 
der Privatversicherung schon seit langer Zeit bekannt. 

Wie im einzelnen eines Tages die Verfahrensweise im Falle 
der Gewinnbeteiligung der Versicherten geregelt werden wird, ist 
nicht von grundsätzlicher Bedeutung. So stellt Weddigen fest, 
dass „man dabei nicht nur an eine sofortige Barauszahlung der 
Prämien, sonders auch an eine Gutschreibung auf Sparkonten den- 
ken kann” °), 

In gewissem Sinn kann man sogar heute bereits von einer Ge- 
winnbeteiligung: beispielsweise in der deutschen Angestelltenversi- 
cherung sprechen in Bezug auf die dort vorhandene Beitragsrücker- 

1) Verg. W, Weddigen: Grundfragen der Sozialversicherungs- 
reform, a. a. O. S. 99. „Zu dem gleichen Erfolg einer Belebung des 
Gesundheits- und Gesundungswillens der Versicherten .: beieiligt die 
Privatversicherung ferner den Versicherten nach Massgabe seiner Nicht- 
‚Inanspruchnahme der Versicherungsleistüngen „am ‚Gewinn der Ver- 
“ sicherung”. . 

>) Ebenda. 
5) Ebenda. 8. 9-10, ee ,
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stattung für die weiblichen Versicherten, wenn sie Sich, verheiraten, oder im Todesfall oder endlich, wenn sie in eine geistliche Genos- senschaft. eintreten }). 

& 4. Die Forderung nach Abschaffung der Sozial- - versicherung und .das Sparzwangssystem.. 
Bei der kritischen Würdigung der einzelnen. Angriffe die seit ihrem Bestehen nicht nur sehr zahlreich sondern auch mit grosser Heftigkeit gegen das System der obligatorischen Sozialversiche- rung vorgebracht worden sind, mussten wir immer wieder die Fest- stellung machen, dass die betreffenden Kritiker nur in den selten- sten Fällen sich in ihren Forderungen auf Beseitigung der aufge- zeigten Misstände beschränkten, sondern meist — wohl aus ihrer Abneigung gegen das System der Sozialversicherung als solchem -— 

was diese Gegner der Sozialversicherung erstreben. Wollen sie etwa die Abschaffung der Sozialversicherung um jeden Preis oder sind sie irgendwie doch ernsthaft um die Überwindung tatsächlich bestehender Missstände bemüht. 
Soweit es um die Beseitigung der aufgezeigten Missbräuche der Sozialversicherungseinrichtungen. geht, haben die Gegner der Sozialversicherung durchaus das Recht der Kritik auf ihrer Seite, Wenn die Gegner der Sozialversicherung aber die völlige Ab- schaffung der Sozialversicherung fordern, so muss man sich. doch fragen, was diese Kritiker der breiten Masse der unbemittelten Är- beitermassen an ihrer Stelle bieten wollen, um sie gegen die viel- fältigen Berufsgefahren und anderen unvorherzusehenden Lebens- und Fxistenzgefahren zu schützen. „Soweit diese Kritiker keine Vorschläge machen, welches System an die Stelle der Sozialver- sicherung treten soll, besitzen sie für unsere Darstellung keine Bedeutung. Auf irgendeine Weise muss jede Gesellschaft das Pro- blem der Verwirklichung eines minimalen Existenzrechts lösen” ?), 

  

1) Vergl. die Ausführungen im vorigen Abschnitt dieser Arbeit. S. 214-215. 
2) Manes: Versicherungswesen. 5, Bd. a. a. 0. $, a9,
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Man kann doch nicht glauben, dass die ‚Kritiker die Rückkehr zır 

der vor 50 Jahren bestehenden Läge der Arbeitermassen wünschen,’ 

als.der arme und arbeitsunfähige, invalide Arbeiter einem völlig: 

ungewissen Schicksal preisgegeben war und bestenfalls irgend- 

welche: Wohlfahrtsunterstützungen: bekam. Bu 

Einige Kritiker vermeiden es, selber eine Lösung zu versuchen. 

Andere dagegen bringen auch eigene Vorschläge, so Bäumer, 

Hartz, Hornefier, Lick, Arthur ‘Müller, Stappert, 

Wenz, usw, 

Liek beispielsweise setzt sich für die Verstaatlichung 

der Kassenarzte ein. Sein Vorschlag wurde schon gelegen- 

lich der Kritiken betreffend die Unzufriedenheit des Aerztestandes 

eingehend erörtert. Da dieser Vorschlag ein Nebenproblem der So-: 
zialversicherung berührt, und Liek keineswegs eine völlige Abschaf-: 

fung der Sozialversicherung erstrebt, kann dieses Problem in die- 

sem Zusammenhang ausser Acht gelassen ‘werden. 

Die anderen oben erwähnten Schriftsteller: Stappert, 

Hartz, Arthur Müller, Bäumer, Wenz, Hornefier 

usw. dagegen haben die völlige Abschaffung der Sozialversicherung: 

gefordert und statt dessen die Einführung eines sogenannten all- 

gemeinen Sparzwangssystems!). 

Hartz fordert die völlige Abschaffung des Sozialversiche- 

rungssystems, unter Ausschaltung der Unfallversicherung, und die 

Einführung eines Systems sozialer Zwangssparkassen?). In 

diesen sozialen Zwangssparkassen werden die bisherigen Beiträge 

zur Sozialversicherung einschliesslich derienigen der Arbeitgeber’ 

eingezahlt. „Man schaffe an Stelle der Sozialversicherung — Kran- 

kenversicherung, Invaliden-, Angestellten-, Arbeitslosen-und Knapp- 

schaftsversicherung— ein System sozialer Zwangsspar- 

kassen, in die jeder Deutsche ohne, Unterschied des Standes, Be- 

1) Stappert W. Krankenschein gefällig? München 1928. 
Hartz: Irrwege der deutschen Sozialpolitik und der Weg zur 

sozialen Freiheit. Berlin 1928. \ 
Müller Arthur: Prsatz für die Sozialversicherung. Zeitschrift 

Nationalwirtschaft 1929. Heft 6. 
Bäumer: Die Krankenversicherung, jetzt ein Fluch, umgestaltet 

ein Segen für das Volk. 1950. 
Horneffer: Frevel am Volk. Gedanken zur ‚deutschen Sozial- 

politik, 2. Aufl., Leipzig 1950. 
2) Hartz: a. a. O. Kap. XIV. S, 149-165.
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rufes oder: Einkommens, den Betrag, der heute als: Beitrag für die 
Sozialversicherung bezahlt werden muss, einzuzahlen und die Ein- 
zahlung nachzuweisen hat. Genau so wie es heute bei der Sozial- 
versicherung geschieht” ?). . : 

Jeder Einzelne wird sein eigenes Konto bei der Zwangsspar- 
kasse haben, welches er volles Verfügungsrecht hat. Aus diesem 
individuellen Sparkonto kann sich. jeder einzelne selbst gegen die 
bisher durch die Sozialversicherungen - gedeckten Notfälle schü- 
tzen?). 

Den wesentlichsten Vorteil dieses Sparzwangssystems sieht 
Hartz in der Abschaffung des grossen Verwaltungsapparates der 
Sozialversicherung, der immer sehr hohe Aufwendungen erfordert. 
Dagegen ist der Verwaltungsapparat der Sozialsparkasse produk- 
tiv und „trägt sich neben den an die Sparer zu vergütenden Zinsen | -. selbst” ®), 

Hartz will auch den Kreis der Zwangssparer erheblich weiter 
ziehen als der der bisherigen Versicherungspflichtigen. 

Nur auf diese Weise, nämlich- durch das Sparzwangssystem, 
ist nach Hartz eine Befreiung des Arbeiters möglich: Nur das Sparzwangssystem kann dem Arbeiter den Weg zum Eigenbesitz und zum freien Eigentum eröffnen %), 

Hornefier bringt ebenfalls ein Sparzwangssystem 
in Vorschlag, aber er verwendet nicht den Begriff der Zwangsspar- 
kassen. Er spricht lediglich von einer staatlichen Spar- pflicht, die an Stelle der staatlichen Versicherungspflicht eintre- ten soll°). Horneffer vergleicht andererseits diese allgemeine Spar- pflicht mit der schon von uns im anderen Zusammenhang herange- zogenen‘) allgemeinen Wehrpflicht. und allgemeinen Schulpflicht). In derselben Weise müsse der Staat auch die allgemeine Spar- pflicht einführen. Weitere Einzelheiten über die Durchführung ‘seines Vorschlages gibt Horneffer in seinem Buche nicht. 

  

1) Hartz: a.a O0: S. 154— 155, 
2) Diesbezüglich vergleiche auch Albrech t, Grundfragen der Sozialversicherung. aa. 0.5. 19. 
3) Hartz: a.a. 0. 5. 15, oo. 
4) Vergl. Albrecht. a a. O, Ss. 
5) Horneffer: 2.a0 8 61. ed 6) Vergl. S. 277._978 in dieser: Arbeit. 
7) Horneffer: aaO. S. 39 und 69.
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Das vorgeschlagene Sparzwäangssystem beruht auf der Erzie- 
hung des Einzelnen’ zur Selbsthilfe und auf dem Grundsatz. der 

Selbstverantwortlichkeit, welche aber auch dem obligatorischen 
Sozialversicherungssystem zugrunde liegen’). 

Das: Individualzwangssparsystem ist ebenso wie die Sozialver- 

sicherung eine Massnahme zum Zwecke der Vorsorge, für die Dec- 

kung der Notfälle — der wahrscheinlichen zukünftigen Arbeits-und 

Lebensgefahren. Deswegen haben diese beiden: Systeme viele ge- 

meinsame Züge. „Sozialversicherung und Sparzwang sind also kein 

Gegensatz, sondern Sozialversicherung ist eine Art Sparzwangs- 

gemeinschaft auf der Grundlage der Gegenseitigkeit” ?). 

Trotzdem ist die Sozialversicherung dem Sparzwangssystem 

überlegen, insbesondere was die Deckung der Notfälle anbetrifft. 

So schreibt Lutz Richter: „Das befürwortete Systern des weit- 

ausgedehnten Sparzwanges entfernt sich im Grundsatz nicht allzu- 

weit von der Idee der Sozialversicherung, ohne dieser technisch 

überlegen zu sein. — Die angeblich gesellschaftsschädlichen Wir- 

kurigen gesicherter Lebenslage würden weder das Mass der Siche- 

rungen in Wechselfällen des Lebens überschätzen noch einseitig 

ihre erschlaffende Wirkung sehen” °). 

Der einzige wesentliche Unterschied zwischen den beiden Sys- 

1) Dieser Spargedanke ist schon vor langer Zeit entstanden. Nach 

Ludwig Brucker: (Die deutsche Sozialversicherung am Scheide- 

wege. Stuttgart 1955. S. 21.) geht er mindestens auf die Malthusische 

Zeit zurück. (Wende des 18. und 19, .Jahrhunderis.) 

Der Spargedanke kommt besonders in den’ Fahriksparkassen zum 
Ausdruck. Im Jahre 1851 wurde eine Art Spar- und Hilfskasse von 

Samuel Best in England begründet; welche gleiche Beiträge 
einsammelte, aber verschiedene Leistungen gewährte In Deutsch- 

land entstanden ebenfalls nach 1860 eine Reihe von Fabriksparkassen. 
die aber im allgemeinen keine Krankenunterstützung vorsahen. Es 

müssen auch die Vorschläge von Schäffle erwähnt werden, in 
einem Entwurf „Vereinigte Versicherungs- und Spardienst bei Zwangs- 

hilfskassen”. Tübbingen 1884. Er schlug die Verbindung des Spardienstes 

mit der :Sozialversicherung vor, und zwar in den Hilfskassen. Er fusste 

dabei bis zu einem gewissen Grade auf dem oben erwähnien engli- 
schen Sparsystem von Samuel Best. 

2)_Manes: Versicherungswesen. TU. Bd. a. a. O. S. 219. 

5) Lutz Richter: Sozialversicherungsrecht, Berlin 1951. S. 250,
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temen. besteht darin, dass die Sozialversicherung auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit aufgebaut ist, oder mit anderen Worten — „ins Soziale übertragen“ wie Albrecht mit Recht sagt — auf dem Gedanken der Solidarität). Und gerade in dem Vorhandensein dieses Prinzips der Gegenseitigkeit in der Sozialversicherung kommt ihre Überlegenheit dem ‚Individualzwangssparsystems ge- zenüber zum Ausdruck. 

Die Solidarität zwischen dem Arbeitgeber, dem Staat und den Bedürfnissen der Arbeitermassen ist eine. Errungenschaft der So- zialversicherung, die von keiner andern sozialen Einrichtung dem ‚Arbeiter so nahe gebracht worden ist, wie gerade von der Sozial- versicherung. Nur ai{ Arund-des Solidaritätsgedankens, des sozia- len aber auch natürlichen Grundsatzes des „einer für alle, alle für einen“ können die bedürftigen Arbeitermassen gegen die Notfälle ‚des Lebens und der Arbeit unterstützt werden. 
Das Sparzwangssystem erstrebt zwar auch eine Deckung der 

Notfälle, aber die Unterstützung beruht in diesem Fall nicht auf «dem Gegenseitigkeitsprinzip sondern auf den individuellen Spar- konten, 

Im Prinzip könnten die individuellen Sparkonten auch gross sein?): Aber bis sie die entsprechende Höhe erreicht haben, wie sollen oder können sich die bedürftigen Arbeiter in dieser Zwischen- zeit unterstützen? Dass der Notfall immer plötzlich und uner- wartet eintritt, kann nicht bestritten werden. Was sollen die Ar- beiter aber bei einem unerwarteten frühen Eintritt des Notfalles machen, wenn die Ersparnisse weniger Jahre überhaupt noch, nicht 

  

1) Albrecht: a a.0sS3%. 
2) So berechnet Hartz (a..a.0.S. 149—152), dass ein Arbeiter mit einem Wochenlonh von 36 Mark mit seinen Beiträgen zur Sozial- versicherung. einschliesslich die Arbeitgeberanteile, bei Vollendung des 60. Lebensjahres ein Vermögen von 55.000 Mark besitzen würde. In derselben Weise ein Bergarbeiter. der einen höheren Lohn bekommt und dementsprechend höhere Beiträge zahlen muss, würde bei der Vollen- dung des 60. Lebensjahres ein Vermögen von 108.000 Mark besitzen. Aber man denke, dass dafür eine regelmässige Beitragszahlung vom 21. bis zum 60. Lebensjahre notwendig ist, die von so vielen Arbei- tern nicht geleistet werden kann. Ferner setzen die Berechnungen von Hartz die Erhaltung des Vollverdienstes durch das ganze Leben (vom 21. bis zum 60. Lebensjahre) voraus, was auch nicht der Fall ist.
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gross sein können, zumal wenn man berücksichtigt, dass zu: Be- 

ginn der Berufstätigkeit der Vollverdienst noch nicht erreicht ist ? 

Was sollen ferner diejenigen Arbeiter machen, die infolge eines 

Betriebsunfalles oder in Folge von Invalidität dauernd arbeitsun- 

fähig werden ? Schliesslich, „welcher Arbeiter kann von sich. sagen, 

dass er vor der Not der konjunkturbedingten Arbeitslosigkeit auf 

alle Fälle geschützt ist? Sie kann jeden treffen, ob jung oder alt, 

ob ungelernt oder gelernt, ob höher oder geringer verdienend” ’). 

Hier liegt der Vorzug der Sozialversicherung vor dem Sparzwangs- 

system. Der Grundgedanke und das oberste Ziel der Sozialversi- 

cherung ist die Existenzsicherung der Arbeitermassen zu allen Zei- 

ten und gegen alle Lebens-und Arbeitsgefahren. Und dieses Ziel 

kann das Individual-Zwangssparsystem nie erreichen, weil es nicht 

auf dem Gegenseitigkeitsprinzip begründet ist. Albrecht charak- 

terisiert die Überlegenheit der Sozialversicherung mit folgenden 

treffenden Worten: „Haben denn ali diese Glücklich-Unglücklichen 

vorher gewusst, dass ihnen nichts oder nur verhältnismässig wenig 

im Leben zustossen würde, das sie vor das schreckliche Nichts 

hätüte stellen können ? Eben dieses Unberechenbare ist ja der An- 

lass, warum man sich. eines auf dem Gegenseitigkeits-und Aus- 

gleichprinzip beruhenden Systems sowohl in der Privat-, wie in 

der Sozialversicherung zu bedienen gelernt hat” ?). 

Unseres Erachtens. könnte man :auf alle Vorschläge betreffend. 

das Sparzwangssystem verzichten, wenn die schon (auf S. 324) 

gekennzeichnete Gewinnbeteiligung der. Versicherten am Vermögen 

der Sozialversicherung. eingeführt.würde. Denn es gibt tatsächlich 

Fälle, in denen Arbeiter 15, 20 oder 30 Jahre lang Beiträge an die 
Sozialversicherung entrichten. aber niemals Leistungen bekommen 

haben, weil sie weder krank noch invalide geworden sind. In die- 

sen Fällen wäre es nur billige, dass dem Versicherten nach einer 

bestimmten Zeit wenigstens einen kleinen Anteil seiner Beiträge 

zurückerstattet würde. Mit der Einführung einer Gewinnbeteiligung 

oder einer Beitragsrückerstattung gäbe es keinen Vorzug des 
Sparzwangssystems mehr vor der Sozialversicherung. 

1) Albrecht: a a. O0. S. 4-55. 

9) Albrecht: aa 0.5. 2.
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--Was schliesslich das von Hartz ‚angeführte Argument zır 
Gunsten eines Sparzwangssystems anbelangt, nämlich die Befreiung 
des Arbeiters auf Grund seiner Unterstützung in dem Eigenbesitz, 
und zwar dem freien Eigentum, als Ergebnis des: Sparzwangs- 
systems, so haben die Kritiker übersehen, dass die Sozialversiche- 
rung eine derjenigen Einrichtungen ist, die in erster Linie die Fi- 
nanzierung des Wohnungsbaues für Arbeiter un- 
ternommen hat. So weist Albrecht nach, dass in Deutsch- 
!and in der Zeit von 1891 bis 1914 über 1/2 Milliarde Maik aus 
den Reserven der Träger der Invalidenversicherung diesem Zweck 
zugeflossen sind; das ist im Durchschnitt fast 1/4 des Reinver- 
mögens dieser Anstalten !). Nach der Inflationszeit haben. die Trä- 
ger der Invalidenversicherung : wiederum ungefähr: 160 Millionen 
Mark bis zum 31. Dezember 1928 für den Arbeiterwohnungsbau 
verwendet). Die Reichsversicherungsanstalt ‚für Angestellte steht 
auch nicht zurück auf diesem Gebiete. So hat sie seit ihrem Beste- 
hen bis zum Jahre 1928. etwa eine Viertelmilliarde dem gleichen 
Zwecke zugeführt °). Allein im Jahre 1934 beliefen sich die gesam- 
ten Neuanlagen. für Wohnungszwecke in der Angestelltenversiche- 
rung auf 44 Mill. RM, und im Jahre 1933 sogar auf 50 Mill. RM. °). 

Der Arbeiterwohnungsbau wurde aber nicht .nur.in Deutschland 
durch die Mittel der Sozialversicherung finanziert sondern auch ir 
anderen Ländern. In Rumänien konnte gemäss dem Einheitsgesetz 
vom 7. April 1933 aus dem gesamten Reservefonds der Sozialver- 
sicherung die Finanzierung des Arbeiterwohnungsbaues unternom- 
men werden. Sogar im Jahre 1933 hat man s0 Arbeiterwohnungen 
in Bukarest (Bezirk „Vatra Luminoasä”) fertig gestellt, die den Ver- 
sicherten zu sehr günstigen Bedingungen gegeben wurden‘). Die 
Rückzahlung erfolgt erst nach 30 Jahren. Es zeigt sich also, dass 

  

1) Albrecht: aa.O.S8 7. 
2) Ebenda. 

5) Ebenda. 

4) Bericht der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte über das Geschäftsjahr 1954. S, 3, 
5) D. R Ioanitesceu: Curs de politicä socialä, a. a. O, S. 295,
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die Sozialversicherung die einzige Einrichtung ist, die eine. wahre 
Eixstenzsicherung der arbeitenden Massen darstellt’). 

Die .Sozialversicherung hat viele Kritiken erfahren, trotzdem 
ist es bisher niemanden gelungen, eine andere bessere Einrichtung 
zu finden, die die .Arbeits- und Lebensgefahren der bedüritigen Ar- 
beiter und ihrer Familien so vorteilhaft decken könnte, 

. Aus diesem Grund schliessen wir uns den Ausführungen von 
Lutz Richter an, „dass die Abschaffung oder eine erundstür- 
zende Umgestaltung der Sozialversicherung ein Sprung ins Dunkle 
wäre, der wissenschaftlich und gesellschaftspolitisch nicht verant- 
wortet werden könnte” ?). 

Aus allem folgt daher die zwingende Notwendigkeit der Sozial- 
versicherungseinrichtungen, oder wie Manes im Jahre 1930 vor 
einem Komite in Basel sagte : „es ist ebenso unmöglich das Wirt- 
schaftsleben Deutschlands ohne Sozialversicherung zu denken, als 
ohne Telephon oder ohne Telegraph” °): 

ELFTES KAPITEL 
ERGEBNISSE UND ENTWICKLUNGSTENDENZEN 

DER MODERNEN SOZIALVERSICHERUNG. 

$ 1. Statistische Ergebnisse. 

Während im vorhergehenden Kapitel versucht wurde, die zahl- 
reichen Kritiken der Sozialversicherungseinrichtungen systema- 
tisch zur Darstellung zu bringen und auf ihre Stichhaltigkeit zu 
prüfen, sollen nunmehr im folgenden die grossen Erfolge und Lei- 
stungen dieses einzigartigen sozialen Hilfswerks im Dienste der 
arbeitenden Massen gewürdigt werden. 

  

: !) Aus diesem Grund schreibt Manes mit vollem Recht, -dass 
„der Vorschlag, die Sozialversicherung durch ein weit ausgebautes 
Sparzwangssystem zu ersetzen, auf einer Unterschätzung des objektiven 
Risikos der Existenzunsicherheit beruht”. Versicherungswesen. III. Bd. 
a. a. O.S. 219. 

2) Lutz Richter: Vereinheitlichung der Sozialversicherung. 
Berlin 1951. S. 5. 

5) Manes: Vor dem „Comit& national d’etudes. in Basel. 17. 
Mätz 1950, zitiert von P. Pic: Traits &l&mentaire de legislation in- 
dustrielle. a. a. ©. 5. 1009,
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"Um aber eine’ exakte Vorstellung von der Bedeutung der So- zialversicherung in der Gegenwart und ihrer grossartigen Entwick- lung zu bekommen, ist es ‚notwendig, einige statistischen Angaben’ zu machen über die Zahl der versicherten Personen und die Grösse 
der Sozialversicherungsfonds in den wichtigsten Ländern. Die 
Fonds der Sozialversicherung werden im allgemeinen als Gesamt- 
einnahmen und Gesamtausgaben der Sozialversicherungseinrich- tungen dargestellt. Zur besseren Veranschaulichung des Zahlenma- 
terials werden wir in einigen Ländern auch die Zahlen der Gesamt- 
bevölkerung und der erwerbstätigen Personen heranziehen. 

Bezüglich der internationalen Ausbreitung der Sozialversiche- 
rung können die Veröffentlichungen des Internationalen Arbeitsamts in Genf ausgewertet werden, auf die wir auch schon im I. Abschnitt dieser Arbeit vielfach hingewiesen haben. 

Nach den Angaben des Internationalen Arbeitsamts gibt es ge- 
‚genwärtig in der ganzen Welt die folgenden Sozialversicherungs- einrichtungen !): \ 

130 Sozialversicherungseinrichtungen betreffend die obligato- 
rische Unfallversicherung und die Unfallentschädigungspflicht in 
54 Ländern ; nn 
8 obligatorische Kranken- und Muterschaftseinrichtungen in 

31 Ländern ; 

75 obligatorische Invaliditäts- bzw. Altersversicherungen und 
Versicherungen für den Todesfall in 30 Ländern. . 

Diese Zahlen sind aber nicht vollständig, weil es noch ausser- 
‚dem zahlreiche Sonder-Sozialversicherungseinrichtungen der Eisen- 

 bahngesellschaften, der Staaten, der Gemeinden, der Provinzen usw. 
gibt. Demzufolge stellt das Internationale Arbeitsamt fest, dass es 
unter Einbeziehung aller regelmässigen und Sondereinrichtungen der Sozialversicherung und aller Staatsbürgerversorgungseinrich- 
tungen der ganzen Welt, gegenwärtig 400 Gesetzgebungen gibt, 

Te — ———nn 

1) Internationales Arb eitsamt: L’organisation inter- nationale du travail et les assurances sociales. Genf 1933, Reihe M. Nr 12,8, 196-197. 
—
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«die die werktätigen Menschen bei’ Unfällen, Krankheit, -Muttersch aft, 

Invalidität, Alter und Tod unterstützen). 

Das Internationale Arbeitsamt stellt ferner fest, dass die ver- 

schiedenen Sozialversicherungszweige' folgende versicherte Perso- 

nen auf der ganzen Welt erfassen ?). 

Die obligatorischen Kranken-, und Mutterschaftsversicherungen 

umfassen ungefähr 90 Millionen Personen ; die obligatorischen In- 

validitäts-, Alters- und Todes-Versicherungen ungefähr 100 Millio- 

nen Personen. 

‚Ab 1. Januar 1937 wird aber beim Inkrafttreten des neuen Al- 

tersversicherungsgesetzes der Vereinigten Staaten von Amerika die 

Gesamtzahl der von der Altersversicherung erfassten Personen 

‘mehr als 125 Millionen betragen. 
‚Die ‚obligatorischen Unfallversicherungen und. die Unfailent- 

‚schädigungspflichteinrichtungen der ganzen Welt umfassen noch 
<ine viel grössere Zahl von versicherten Personen als die eben 
‚erwähnten ‘Versicherungszweige ; leider können hier keine zuver- 
lässigen Zahlen angegeben werden, weil es in vielen Ländern keine 
‚entsprechend genauen Statistiken gibt?). 

Bezüglich der Arbeitslosenversicherungen kommt das Interna- 
tionale Arbeitsamt zu dem Ergebnis, dass es gegenwärtig in 17 
Ländern eine solche Einrichtung gibt, und dass diese mehr als 42 
Millionen versicherte Personen erfassen. Von diesen 17 Ländern 
‚besitzen 9 eine obligatorische Arbeitslosenversicherung und weit 
‚mehr als 38 Millionen versicherter Personen, die anderen 8 Länder 
haben nur eine freiwillige Arbeitslosenversicherung mit ungefähr 
“4 Millionen versicherten Personen ’). 

  

1) Dabei ist zu | berücksichtigen, dass in diesen ebenso wie in den 
folgenden Zahlen: die Arbeitslosenversicherungen nicht einbezogen wor- 

. len sind. - 
2) I. A. A.: L’organisation internationale du travail et. les assı- 

‚zances sociales, a. a. ©. S. 196. ' 
5) Internationales Arbeitsamt: Assurance chömage et 

«diverses formes d’assistance' aux chömeures. Conference internationale 
du travail, It.e Session. Genf 1955, 5, 4-5,
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1. Deutschland.  - EEE 
a) Die Zahlder Versicherten. 
Gegenwärtig umfasst die gesamte deutsche Sozialversicherung 

angefähr 24 Millionen Versicherte. Genaue statistische Angaben 
über die Zahl der Versicherten gibt es nur in den verschiedenen 
Versicherungszweigen. So umfasste im Jahre 1934 Y: 

. die Krankenversicherung . . . . . . 18.071.000 Versicherten 
1 

2. die Unfallversicherung . . . . ... . 23.458.354 » 
3. die Invalidenversicherung. . . . . .. 17.300.000 n 
4. die Angestelltenversicherung . . . . 3.700.000 » 
5. die Knappschaftsversicherung . . . .. 528.873 „ 
6. die Arbeitslosenversicherung . . ung. 12.500.000 » 

Die gesamte Bevölkerung des Deutschen Reiches, 
‚ohne das Saarland, betrug am 16. Juni 1933 — 65.218.461 Personen; 
von diesen waren 32.296.074 erwerbstätige Personen ?). Das br- 
deutet also, dass die gesamte deutsche Sozialversicherung unge- 
fähr 3/4 aller erwerbstätigen Personen und ungefähr 1/3 der ge- 
samten Bevölkerung umfasste. Wenn man ferner .die Familienan- 
Zehörigen der Versicherten in Betracht zieht, weil sie in fast allen 
Versicherungszweigen verschiedene Ansprüche haben, so ergibt 
sich, dass mehr als 2/3 der gesamten Bevölkerung Deutschlands 
von der deutschen Sozialversicherung abhängig ist. 

Die Gesamtzahl aller versicherten Personen in Deutschland 
nahm in den letzten 50 Jahren folgende Entwicklung) : 

  

1) Amtliche Nachrichten für Reichsversicherung. 
"Jahrgang 1955. Heft N. 12, Sonderausgabe des Reichsarbeitsblattes. Ber- 
lin, 25. Dez. 1955, S. IV, 477. . 

Die Arbeitslosenversicherungszahl ist aber nach dem Statistischen 
Jahrbuch für das Deutsche Reich 1955. berechnet, Herausgegeben vom 
Statistischen Reichsamt. Berlin 1955, S. 412, 

2) Statistisches Jahrbuch 1955, a.a. O.$S, 5 und 18. Die Bevölkerung des Deutschen Reichs einschliesslich des Saarlandes be- 
trug im Jahre 1955 — 66.050.000 Personen. 

53) Deutsche Wirtschaftskund e:-Bearbeitet im Statisti- 
schen Reichsamt. 2. Aufl; Berlin 1955. $, 553,
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Versicherte Personen 

__ Insgesamt Ja.vH_der Gesamlbeyölkerung 
‚1885 4,7 Mill. —  10vH 
1900=19,0 „ — 34 „ 
191 3= = 26,0 » —— " 39 ” 

1929 —24,8 „ — 39 „ 
1930-250 „ — 39 „ 
1931 = 23,3 „ . — 36 ” 

1934 betrug die Gesamtzahl der versicherten Personen — wie 
schon erwähnt — ungefähr 24 Millionen. ‚Dass die Gesamtzahl. der 
Versicherten nach dem Weltkriege gesunken ist, erklärt sich aus 
der Abtrennung verschiedener Gebietsteile: von Deutschland. 

b) Die Fonds der deutschen Sozialversiche- 
rung 

Was die Einnahmen, Ausgaben und das Vermögen der gesam- 
ten deutschen Sozialversicherung anbetrifft, gibt die Statistik fol- 
‚gende Zahlen für das Jahr 1934 an:!) 

Einnahmen Ausgaben Vermögen 
Gn Mill. xM) (in Mill. RM) (in Müll. RM) 

Krankenversicherung . . 1.128 1.141 819 

  

1. 

2. Unfallversicherung . . . 356 317 330 
3. Invalidenversicherung.. .. 961 776 1.414 
4. Angestelltenversicherung 457 263 2.444 
5. Knappschaftsversicherung 224° 202 151 
6. Arbeitslosenversicherung 1.531 1.359 — 

4.657 4.058 5.158 

Die Gesamteinnahmen der deutschen Sozialversicherung er- 
reicht also im Jahre 1934 die ungeheure Summe von 4.657 Millio- 
nen RM; demgegenüber betragen- die Ausgaben 4.058 Millionen RM. 
Nach den Statistischen Angaben waren die Gesamteinnahmen. und 
Ausgaben der deutschen Sozialversicherung im Jahre 1930 noch 
viel grösser. Die Ausgaben allein betrugen 6.179,7 Millionen RM *). 

‘) Amtliche, Nachrichten für Reichsversiche- 
rung a. a O. S. 477-478. 

2) Deutsche Wirtschaftskunde: a. a. O. S. 555,
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2. Grossbritannien und: Nord-Irland ?). 
Für Grossbritannien und Nord-Irland entnehmen wir den An- gaben des Internationalen Arbeitsamts für das Jahr 1931 die fol- genden Zahlen über die Gesamtbevölkerung und die Gesamtzahl der erwerbstätigen Personen: 

. Gesantbevöl- Erwerbstätige . 
kerung __Personen 

Grossbritannien . 2. 44.795.357 21.054.686 Nord-Irland °; . “... 1.256.561 :570.706 
Grossbritannien und Nord-Irland haben keine obligatorische Unfallversicherung, wohl aber eine Unfallentschädigungspflicht; deshalb ist in diesem Zweig die Zahl der versicherten Personen nicht genau berechnet, sondern nur geschätzt. " Die Anzahl der versicherten Personen für das Jahr 1933 war in den verschiedenen Sozialversicherungszweigen folgende: . 

1. Unfallentschädigungspflicht « „ung. 17.000.000 Versicherte . 2. Krankenversicherung en ‚17.707.009 „ : 3. Witwen-, Waisen- und Alters- on rentenversicherung . . . . _ 19.178.000 . , 4. Arbeitslosenversicherung . . . 12.653.000 
: Hinsichtlich der Fonds der Sozialversicherung in Grossbritannien ‚entnehmen wir der Statistik folgende Zahlen: ' 

Gesamtausgaben Gesamteinnahmen u - (Piund sterrling) - (Pfund sterrling) 
1. Krankenversicherung . - = ..38.796.000 38.304.000 © 2. Witwen-, Waisen- und A- 

. tersrentenversicherung » 36.639.000 43.053.000 3. Arbeitslosenversicherung - 61.460.000 : 61.460.000 
136.895.000 142.817.000 

‚.. ES ist erstaunlich, dass in Grossbritannien allein in diesen drei Sozialversicherungszweigen die jährlichen Gesamteinnahmen und 

  

1) Internationales Arbeitsamt: Les services sociaux en 1955. Vol. I. Genf: 1956. "Reihe M. Nr. 13. S, 414—427, 

22
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Gesamtausgaben die ungeheuren Summen vor -136.895.000 Pi. St. 

bezw. 142.817.000 Pf. St. erreichen. 

Dazu kommt noch die Staatsbürgerversorgung in Grossbritan- 

nien und Nord-Irland mit einer nicht weniger bedeutenden Summe 

von 41.703.000 Pf. St.?). 

Bezüglich der Unfallentschädigungspflicht werden die. jähr- 

lichen Gesamtausgaben auf ungefähr 10.000.000 Pf. St. geschätzt. 

3. Frankreich’). 

Die Gesamtbevölkerung Frankreichs belief sich im 

Jahre 1931 auf 41.228.466 Personen; davon waren 21.611.835 er- 

werbstätige Personen. 

Frankreich hat ebenfalls keine Unfallversicherung, sondern nur 

eine Unfallentschädigungspflicht, Diese umfasste im Jahre 1932 

ungefähr 10.309.000 versicherte Personen, und weist für dieses Jahr 

folgende Einnahmen und Ausgaben aus: 

Gesamteinnahmen — 1.779.557.893 fr. Franes. 

i Gesamtausgaben — 1.690.807.556 fr. Francs. 

Die allgemeine einheitliche Sozialversicherungseinrichtung für 

Krankheit, Mutterschaft, Invalidität, Alter und Tod umfasste im 

Jahre 1933 — 8.914.880 versicherte Personen, von denen 7.982.880 

in Handel und Gewerbe und 932.000 in der Landwirtschaft be- 

schäftigt waren, 

Die Gesamteinnahmen dieser einheitlichen Versicherungsein- 

richtung betrugen 3.807.181.119 fr. Frances und die Gesamtausga- 

ben 1.691. 306.365 ir. Francs. 

Abgesehen von den in der oben erwähnten einheitlichen So- 

zialversicherungseinrichtung erfassten Personen gab es im Jahre 

1933 in Frankreich noch folgende Versicherte: 

‘ in Elsass-Lothringen. . . . .... ung. 1.078.143 
bei der Soziälversicherung der Bergarbeiter . 2. 280.000 

bei der Sozialversicherung der Seeleute . . . . . 195.671 

bei der Sozialversicherung der bei der Eisen- . 
bahn beschäftigten Personen . !: . 2... 2... 450.000 

bei der Sozialversicherung der beim Staate 
beschäftigten Personen . . . . 2 2.2.2.2... 94.000 

1) Internationales Arbeitsamt: Les services sociaux en 
1955. a. a. O. S. 455. 

2) Ebenda, $.. 521-580.
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4. Die Vereinigten Staaten von Amerika, 

Die Gesamtbevölkerung zählte im Jahre 1930 = 122.775.046 Personen; davon waren 48.829.920 erwerbstätige Personen !). Die Unfallentschädigungspilicht erfasste im Jahre 1933 unge- jähr 20 Millionen versicherte Personen; .die Gesamtausgaben be- trugen ungefähr 312 Millionen Dollars 2). 
Im August 1935 haben die Vereinigten. Staaten. ein Gesetz über ‚die obligatorische Altersversicherung eingeführt. Das‘ Gesetz wird aber erst am 1. Januar 1937 in Kraft treten und wird mehr als ‚25 Millionen Versicherte umfassen’). 

5. Sowjetrussland (U. SS. R.)t). 

Die Gesamtbevölkerung umfasste im Jahre 1933 = 165.748.400 Personen; davon waren 22.301.200 Arbeiter und Angestellte, 
Die Zahl der versicherten Personen bei der allgemeinen: ein- heitlichen Sozialversicherungseinrichtung belief sich im Jahre 1933 ‚auf 22.156.500. 

Die Gesamteinnahmen betrugen . 4.799,8 Millionen Roubles Die Gesamtausgaben „ . 48035  ,„ » 

6. Italien’). 

Die Zahl der Gesamtbevölkerung betrug im Jahre 1931 = 
41.651.617 Personen. Davon waren: 17.442.399 erwerbstätige Persoten, 

Die Gesamtzahl der versicherten Personen 
verteilt sich im Jahre 1933 wie folgt: 

  

1) Internationales Arbeitsamt: Les services sociaux en 1955. a. a O. $, 248 
9%) Ebenda: S. 260: 2 

5) Internationales Arb eitsanit: L’organisation idterna«= tionale du travail et les assurances sociales. a. a. ©. S. 5 und 196. 4 LA. A.: Le serVices sociaux en 1955, a. a. O. S. 680--694. 5) Ebenda, S. 511-348,



340° 

  

1. bei der. Unfällversicherung .. . . : : . . ung 10.000.000 

davonin Handel und Gewerbe . . . . . . . 2.500.000 

“in der Landwirtschaft . en. ne. 7.500.000 

2. in der Krankenversicherung- (insgesamt)?) . 1.796.027 

- 3. in der Mutterschaftsversicherung . . . : . . 840.00 

 4::in der Tuberkulosenversicherung . . . «- 6.250.000: 

5. in der Invaliditäts-, : Alters-und Todes - Ver- on 

. sicherung . . . . . 6.195.000 

6. in der Arbeitslosenversicherung . 222.2. 5.000.000 

Die Gesamtausgaben: betrugen im Jahre 1933: 

. in der Unfallversicherung?) . . 345.556.000 Lire 

3 in der Krankenversicherung (insgesamt) 153.581.400 „ 
3. in der Mutterschaftsversicherung . . 7.529.000 „ 

4. in. der Tuberkulosenversicherung . . 150.930.000 „ 
5. in der Invaliditäts-, Alters-und Todes- . 

"Versicherung . . . . ....683.705.000 

6. in der Arbeitslosenversicherung .......160.607.000 „ 

\ a ‚insgesamt. . . 1.501.908.400 Lire 

7. Schweden’). 

In Schweden betrug die Zahl der Gesamtbevölkerung im Jahre 
1933 ungefähr 6.211.566 Personen, von denen 3.150.000 erwerbstä- 

tig waren. 

Die schwedische obligatorische Volksversicherung für "Invalidi- 

+ät und Alter umfasste im Jahre 1933 = 3.930.000 versicherte Per- 

‚sonen, also mehr als die Hälfte. der. Gesamtbevölkerung N. 

Die Ausgaben. der obligatorischen Volksversicherung betrugen 

im Jahre 1934 = 57.695.940 schwedische Kronen. 

Schweden hat auch eine obligatorische Unfallversicherung, die 

ihrerseits 1.576.262 versicherte Personen erfasst. 

) Ausschliesslich der in der Landwirtschaft Beschäftigten, weil sie 

statistisch nicht erfasst werden; diese Einschränkung gilt auch für die 

‚entsprechenden Angaben. in den. Gesamtausgaben. 

2) .avon: in Handel und Gewerbe — 266.832.000 Lire 

n "in der Landwirtschaft — 78.724.000 ° Zn 

Zn 545.556.000 ,„ 
1. 5) I. &. A.: Les services socioux, a. a. OÖ, S. 648--659.
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8. Rumänien. 

‚Die Zahl der Gesamtbevölkerung beläuft sich auf ‚ungefähr 
38.000.000 Personen. 

Das einheitliche rumänische Sozialversicherungssystem für Krankheit, Mutterschaft, "Unfälle, Berufskrankheiten, _ Invalidität, Alter und Tod umfasste im Jahre 1934 ungefähr 1 Million Ver- sicherte), 
E 

: Die Gesamteinnahmen des rumänischen Einheitssystems betru- zen im Jahre 1936 = 938,817.000 Lei und die Gesamtausgaben 907.559.338 Lei?). 
Für die nachfolgenden Länder werden statistische Angaben 3ediglich hinsichtlich der Zahl der versicherten Personen gemacht. 

9. Belgien‘). 

Im Jahre 1933 gab es bei der: 

a) Unfallentschädigungspflicht - 2.200.000 versicherte Personen b) Invaliditäts-, Alters- und Todes- 
Versicherung der Arbeiter . - . 1.772.760 c) Invaliditäts-, Alters- und Todes- 
Versicherung der Angestellten . 235.000 d) Invaliditäts-, Alters- und Todes- 
Versicherung der Bergarbeiter . 180.645 e) und der Seeleute... . .. . 2.953 

” 

10. Bulgarien ®). 
Im Jahre 1934 umfasste das bulgarische einheitliche Sozialver- Sicherungssystem betreffend Unfälle, Berufskrankheiten, . Krank- ‚heit, Mutterschaft, Invalidität und. Alter = 251.268 versicherte Personen, und die Arbeitslosenversicherung im Jahre 1933 = 206.358 “Versicherte, 

  

1) D.R. Io 
3. 226, 

2) Casa Centralä a asigurärilor sociale: Bugetele de venituri si cheltueli ale asigurärilor sociale pe intervalul { Aprilie 1956 _ 51 Martie 1937, Bucuresti. S. MI u. V 5) Siehe Intern ationales Arbeitsamt: L’organisation in- ‚iernationale du travail et les assurances 'sociales, a. a. O, S. 199, 219, 220, Pr 44 4) LA. A.: Les services sociaux en 1955, a. a. O,, S, 171—176. 

anifescu: Curs de politicä socialä, Bucuresti 195%;
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11. Chili‘). 

Die Zahl der versicherten Personen betrug im Jahre 1933 bei der: 
einheitlichen Sozialversicherung für | 

Krankheit — Invalidität — Alter . . 2. 2... 500.000 
Unfallentschädigungspflict . . 2. 2... ... 15661. 

12. Dänemark’). 

Die Zahl der versicherten Personen betrug im Jahre 1933 
bei der: 

Unfallversicherung . . . “20.0. 570.400 
Obligatorischen Volksversicherung für "den Fall 

der Invalidität ren... er 51.830596. 

Die freiwillige Krankenversicherung und die Staatsbürgerver- 
sorgung hinsichtlich der Altersrenten haben fast den gleichen Um- 
fang wie die obligatorische Volksversicherung. 

13. Finnland’). 

Im Jahre 1931 umfasste die obligatorische Unfallversicherung 
= 501.456 Versicherte. . 

Indien‘). 
Im Jahre 1933 erfasste die Unfallentschädigungspilicht unge- 

fähr 6 Millionen versicherte Personen. 

15. Der Irische Freistaat’). 

Im Jahre 1933 gab es bei der: 

Kranken-, und Invalidenversicherung 473.766 Versicherte Parsanen 
Arbeitslosenversicherung 2... 359.516- „ 

1) LA. A.: Les services sociaux en 1955, a. a. OÖ, S. 250-232, 
2) Inter nationales Arbeitsamt: L’organisation interna- 

tionale du travail et les assurances sociales, a. a. O. S. 205, 291. 
5) Ebenda. $. 204. 

# 1 A. A.: Les services socjaux en 1955, a. a. OÖ, S. 470. 
5) Ebenda. S. 487—488.
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16. Japan '). 

Im Jahre 1933 erfasste die Unfall- 
entschädigungspflicht . . . . . 4.000.000 Yersichsrto Personen 

Im Jahre 1935 erfasste die Kranken- 
versicherung . 2. ..2.2.2.2..2.667.000 n 

17. Jugoslawien 2). 

im Jahre 1934 umfasste: 

die einheitliche Unfall- und Kranken- 
versicherung . . 222222... 680.000 Versicherte 

die Invaliditäts- Alters- und Todesver- 
Sicherung. der Bergarbeiter . .. . 45.000 „ 

die Invaliditäts- Alters- und Todesver- 
sicherung der Angestellten .. . . 10.000 » 

18. Niederlande?°). 

Im Jahre 1933 umfasste die Unfallversicherung: 
in Handel und Gewerbe. . . . . 1.182.873 Versicherte 
in der Landwirtschaft . . . . . . 170.750 » 

Die Invaliditäts-, Alters- und Todesversicherung: 

in Handel, Gewerbe und Landwirtschaft 3.050.000 n 
der Bergarbeiter ... 2... 0... 32.092 „ 

19. Norwegen *). 

1931 erfasste die allgemeine Unfallversicherung der Arbeit- 
nehmer 2 2 on 169.335 Versicherte. 

‚1932 erfasste die Unfallversicherung der Seeleute und ähnh« 
cher Personen . . . 22... 2... 182.669 Versicherte. 

1933 erfasste die Krankenversicherung . . 568.209 Versicherte, 

1) Internationales Arbeitsamt: L’organisation interna- 
tionale du travail et les assurances sociales, a. a. 0. S. 207, 215. 

2) Ebenda. $. 211, 217, 228, 

3) Ebenda.'S, 209, 224, 25, 
4) Ebenda. S. 208, 216. zz
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20. Österreich!). 

In der Unfallversicherung: gab. es: 

1934 in Haridel un Gewerbe. .:.- .. 593.000 Versicherte 
1933 in der Landwirtschaft . ; . . 700.000  „ 

In der Krankenversicherung: 
1934 in Handel und Gewerbe . . . 987.000 „ 
1933 in der Landwirtschaft ... . . 275.000 ° °, 

In der Invaliditäts-, Alters- und Todes- -Versicherung: 
1933 bei den Bergarbeitern . .- . 13.000 Versicherte 
1934 bei den Angestellten... .. 198.000 . » 
1934 bei den Arbeitern in Handel und . 
Gewerbe... .. 2... 600.000 ” 

1933 bei den landwirtschaftlichen Ar- . 
beitern . . . nn. 280.000 „ 

21. Polen’). 

Im Jahre 1934 betrug die Zahl der versicherten Personen bei der: 
Unfallversicherung . 22.22.22 2.2..7.3.300.000 
Krankenversicheruig . . . 22.2.2. 1.600.000 
Invaliditäts-, Alters- und Todes- Versicherung: . 

der Arbeitnehmer een... 1.230.000 
der Angestellten nenn... 270.000 

22. Spanien 3), 

1933 gab es in der Mutterschaftsversicherung = = . 000 Ver- 
sicherte. 

" 

23. Tschechoslowakei‘). 

: Im. Jahre 1934 betrug die Zahl der versicherten Personen 
bei der: . 

Unfallversicherng .» . .. =» 9000. 1.800.000 

  

Krankenversicherng . 2 2 .2.. - 2.900.000 

) LA. A.: L’organisation internationale du travail et les assu- rances sociales, a. a. O. 5, 199, 212, 219. 
2) Ebenda. S. 209, 216, 225, 
3) Ebenda. 8. 213. 
4) Ebenda. 8. 210, 217, 226.
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Invaliditäts-, Alters- und Todes-Versicherung:: Soon 
der Bergarbeiter . . . 20. 0.100.000. 

: der‘ Angestellte ee. 300.000 5 
der Arbeiter ee en ee eo :1,700.000 

24. Ungarn '). | 

Im Jahre 1933 betrug die Zahl der Versicherten in der: , 
Unfallversicherung: 

in Handel und Gewerbe . . . 2..." 730.000 
in der Landwirtschaft . . . 2 oo... 620.000 

Krankenversicherung: en 870.000 
Invaliditäts-, Alters- und T odes-Versicherung 560.000 

8 2. Die soziale Bedeutung der Sozialversicherung. 
l. Die Bedeutung der Sozialversicherung für die 

Arbeiterschaft. 

Da fast in allen Ländern die Versicherten sich zum grössten "Teil aus den Arbeitermassen zusammensetzen, erscheint es ge- zechtfertigt, in den folgenden Ausführungen in erster Linie die Bedeutung der Sozialversicherungseinrichtungen im Hinblick auf ‚die Arbeiterschaft zu würdigen. 
Die Sozialversicherung hat offensichtlich den arbeitenden Mas- ‚sen selbst die meisten und grössten Vorteile gebracht. Dies’ ent- spricht voll und ganz der Zwecksetzung der Sozialversicherungs- ‚einrichtungen, nämlich der Existenzsicherung der Ver- sicherten, d.h. der arbeitenden Masse, gegen die zukünftigen Arbeits- und Lebensgefahren. Die Wohltaten der Sozialversicherung kommen aber nicht nur den Ver- sicherten selbst, sondern in den meisten Fällen auch ihren Fami- lienangehörigen zugute, Auf ‚Grund dieser Tatsachen kann man wohl behaupten, dass die Sozialversicherungseinrichtungen die Ar- 'beiter und ihre Familien der drückenden Sorge um den ungewissen kommenden Tag enthoben haben. 

Die ungeheure Bedeutung dieser Tatsache kann man erst er- 

  

1) Ebenda. $. 205, 214, 295,
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messen, wenn man bedenkt, dass gerade die Arbeitnehmerschaft 
diejenige soziale Klasse ist, die den Schutz der Sozialversicherung 
am meisten braucht, weil sie einerseits den meisten und grössten. 
Gefahren ausgesetzt ist, und andererseits, weil ihr einziges Kapi- 
tal in ihrer Arbeitskraft liegt?). 

Wegen dieses Schutzbedürfnisses der Arbeitermassen durch die 
Sozialversicherung erscheint die Einführung dieses sozialen Hilfs- 
werks wie das Aufkommen einer wohltätigen Sonne für die Ar- 
beitermassen. Die Sozialversicherung bedeutet für sie die Siche- 
rung ihrer Existenz und die ihrer Familien, gegen die Unsicherheit 
der Zukunft. Diese Sicherung des morgigen Tages ist somit als 
der grösste Vorteil anzusehen, den die Arbeitermassen von der 
Sozialversicherung haben können; er ist auch grösser als alle an- 
deren Vorteile, die die Sozialversicherung mit sich bringt. 

Die Sicherung der arbeitenden Massen gegen die Gefahren 
der Zukunft ist auch insofern von höchster Bedeutung für sie, weil 
sie erheblich zur Steigerung der Arbeitslust und des Arbeitswil- 
lens und damit zur Hebung der Leistungsfähigkeit und des Wohl- 
standes der Arbeiterschaft beiträgt, 

Innerhalb des Kreises der arbeitenden Massen selbst haben die 
am schlechtesten bezahlten Schichten das stärkere Interesse ar 
der obligatorischen Sozialversicherung und ihren Wohltaten, denn 
die besser bezahlten Schichten haben im allgemeinen vie! eher die 
Möglichkeit, sich selbst verschiedene Selbsthilfeeinrichtungen auf- 
zubauen ?), 

Was die Gewährung der Leistungen der Sozialversicherung 

  

1) Vergl. auch G. Albrecht: Grundfiagen der Sozialversiche- 
rung. Berlin 1929. S. 15: „Kein Mensch kann die besonderen Bedürf- 
nisse der Arbeiterschaft nach einem solchen Existenzschutz leugnen. Schon ein kurzer Verdienstausfall infolge Krankheit kann den Minder- 
"bemittelten vielfach vor eine überaus bedenkliche Situation stellen: 
mehr als andere Schichten ist die Arbeiterschaft — wenigstens in man- 
chen Berufszweigen — der Gefahr ausgesetzt, durch Unfall körperlich 
geschädigt zu werden oder gar das Leben einzubüssen: auch Verdienst- 

. minderung oder gar völliger -ausfall infolge Invalidität und Alter 
droht dem Arbeiter vielfach früher und nachhaltiger als anderen Be- 
rufsschichten”. . 

2) Vergl. Manes: Versicherungswesen. II. Bd, Leipzig und Berlin 
1952. S. 215. \
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anbetrifft, so haben die Versicherten feste Rechtsansprü- 
che und klagbare Ansprüche auf Entschädigung beim 
Eintreten der Versicherungsfälle Diese festen 
Rechtsansprüche sind ebenfalls als ein grosser Vorteil für die 
arbeitenden Massen anzusehen, weil die Arbeiterschaft nunmehr 
in Notfällen nicht mehr der erniedrigenden Bettelei ausgesetzt ist 
und weil sie dementsprechend nicht mehr auf: die Barmherzigkeit 
anderer angewiesen ist. .. 

Die festen Rechtsansprüche erfüllen also das heisse Sehnen 
der modernen Arbeitnehmer nach Rechten und fördert ihre sittli- 
chen und geistigen Interessen!). Dies alles aber wird nur eine 
Steigerung ihres Ehrgefühls und ihres Selbstbewusstseins zur 
Folge haben. 

Die Sozialversicherung verbessert aber nicht nur die recht- 
liche Stellung der Arbeitnehmer im öffentlichen Leben, son- 
dern ganz allgemein ihre soziale Stellung. So schrieb van 
der Borght schon am Anfang der Sozialversicherung: „Die 
Arbeiter sind dadurch als eine Gesellschaftsklasse anerkannt wor- 
den. der für das öffentliche Leben keine geringere Bedeutung als 
anderen Schichten, insbesondere auch keine geringere, als den 
Unternehmern beizumessen ist” 2), 

Aber nicht nur die rechtliche und-die soziale Stellung. son- 
dern auch die materielle Lage der arbeitenden Mas- 
sen wird durch die Einführung der Sozialversicherung erheblich 
verbessert. Man denke nur an die vielen Milliarden Marks, die 
von den verschiedenen Sozialversicherungseinrichtungen in Gestalt 
von Leistungen ausgezahlt werden, zu denen die Versicherten nicht _ 
mehr als die Hälfte beigetragen haben °). 

Wie schon früher erwähnt, betrugen allein in Deutschland die 

ı) Vergl. Herkner: Die Arbeiterfrage. 8. Aufl. 1. Bd. Berlin und 
Leipzig 1922. S. 591 und Manes: Sozialversicherung. W, d. V., 4, Aufl. 
Jena 1955. 5. Bd. S. 375, 

2) R. van der Borght: Die soziale Bedeutung, der deutschen 
Arbeiterversicherung. Festgabe für J. Conrad. Jena 1898. S. 221. 

5) Vergl. Manes: W.d. V, a. a. O. S, 375 und R. van der 
Borght:a.a O0. S. 186-189,
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Gesamtausgaben äller Sozialversicherungszweige 4.058 Millionen. 
RM im Jahre 1934 und sogar 6.179.7 Millionen RM im Jahre 1930 ?). 

Diese grossen Aufwendungen der Sozialversicherungen sollten 
also eine: Steigerung ‘des Arbeitereinkommens angesehen werden, 
weil sie alle zugunsten der Existenzsicherung der arbeitenden Mas- sen und ihrer Familien ausgegeben werden ?). Dabei ist zu berück- sichtigen. dass trotzdem kein Absinken der Geldlöhne eingetreten 
ist. So kommt Moldenhauer zu der Schlussfolgerung, „dass 
eine weitere. Ausdehnung der Sozialversicherung genau so wirkt. wie eine Lohnerhöhung”°). _ 

Die verbesserte materielle Lage der arbeitenden Massen und 
ihre festen Rechtsansprüche auf die Sozialversicherungsleistungen 
bringen es mit sich, dass die Arbeiterschaft die Aufrechterhaltung einer gewissen Lohnhöhe behaupten kann. Es ist selbstverständlich, dass, wenn die Arbeitnehmer die erniedrigende Stellung der Bet- telei nicht mehr zu fürchten haben, auf höhere Löhne halten .und im allgemeinen schlecht bezahlte Arbeit -nicht annehmen werden. 

Ein anderer grosser Nutzen, den die Arbeitermassen aus der Sozialversicherung ziehen, ist die bedeuten de Verbesse- 
rungihrer Gesundheit. Im einzelnen wird auf dieses Pro- 
blem erst weiter unten (S. 356 ff.) eingegangen werden. Hier soll 
nur ausdrücklich darauf hingewiesen werden, dass die. Gesundheit . und die Arbeitskraft der arbeitenden Massen durch die Sozialver- sicherung erheblich gefördert und gesteigert werden, 

Die Sozialversicherung kann in gewissem Sinne auch eine Ra- tionalisierung des Arbeiterhaushaltes bewirken, insoweit sie insbesondere für die unteren Arbeitnehmerschichten 
„eine starke psychologische Stütze bedeutet und zur Festigung ihres moralischen Willens und zur Erweckung ihrer Kulturbedürf- 
nisse unendlich viel beiträgt”; infolgedessen „bekommt der Ar- beitnehmerhaushalt durch die Sozialversicherung eine Gleichmäs- 
sigkeit und Stetigkeit, die vor allem die Frauen der Arbeitnehmer Zu schätzen wissen” ®), 

  

1) Vergl. S. 356 in dieser Arbeit. 
2) Vergl. Manes: W.d. V,a..a O. S. 375. . - 5) Moldenhaner: Sozialversicherung. H. d. St. 4.. Aufl, Jena 1929. Ergänzungsband. S. 939, 
4) Manes: Versicherungswesen., III. Bd. a. a. O. S. 214.
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Von sehr grosser Bedeutung und in engverbündenem Zusam- 
menhang mit dem eben gesagten steht auch die Förderung 
und Finanzierung .des Arbeiterwohnungsbaus 
durch die Sozialversicherung. Welche erhebliche Summen ir 
Deutschland von den Trägern der Invaliden- und Angestelltenver- 
sicherungen für diesen Zweck bereitgestellt wurden, ist: darauf 
schon an anderer Stelle mit Nachdruck hingewiesen worden. Die 
Invalidenversicherung hat eine halbe und die Angestelltenversiche: 
rung eine Viertel Milliarde RM zur Verfügung gestellt !). Ein wei- 
terer Vorteil für die Arbeitnehmer liegt. in der Beteiligung der 
Versicherten an der Selbstverwaltung der Versicherungs- 
anstalten und an der Rechtssprechung der Sozialversicherung. Der 
besondere Wert liegt dabei auf sozial-pädagogischem Gebiet... : 

Schliesslich ist es für die Arbeiterschaft. von sehr grosser 
Bedeutung, dass die Sozialversicherung die einzige Einrichtung, 
und die eine erfolgreiche und restlose Deckung der 
Tnvaliditäts- und Altersrenten durchführen kann. Da- 
gegen haben sich die auf dem: Gegenseitigkeitsprinzip beruhenden 
Hilfsvereine der Arbeitnehmer stets als unfähig erwiesen, Risiken 

von langer Dauer, wie die der Invalidität und des Alters zu decken. 

Diese Hilfsvereine können im allgemeinen nur Risiken von kurzer 

‘Dauer, so wie Krankheiten oder vorübergehende ‘Arbeitslosigkeit 
überbrücken, denn die Deckung der Invaliditäts- und Altersrenten 
erfordert ungeheure Summen. Deswegen können sie nur durch die 
Sozialversicherung befriedigend verwirklicht werden, weil diese 

eine Vielzahl von Personen umfasst und dementsprechend grosse 

Kapitalien für die Zukunft ansammeln kann ?). 

1). Vergl. auch S. 551 in dieser Arbeit. : 
2) Internationales Arbeitsamt: Les problemes gene- 

raux de l’assurance sociale.: Genf 1925, S. VII. 
Siehe auch Schmoller. Die soziale Frage. München und Leip- 

zig 1918..9. 586: „Das Problem der Unfall-, Alters_ und Invaliditäts- 
- versicherung ist unendlich schwieriger, sie . setzt grössere, : feste Kör- 
perschaften voraus als es die Orden und Gewerbevereine im gan- 
zen sind”. . . 

Und: Paul Pic: Traite el&mentaire de legislation industrielle. 
Paris 1955. S. 1016: „dans les ann&es qui precederent le vote .de la 
loi francaise de 1910, les chefs les plus autorises du mutualisme, MM. 
Siegfried, Mabilleau, P, Deschanel, etc., avaient cru devoir se rallier, 
sous certaines reserves, au principe de l’obligation, reconnaissant ainsı 
Yimpuissance de la mutualit€ libre & solutionner le probleme de 
Fassurance-invalidite”.
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Alle diese Vorteile gewinnen zwangsläufig. immer mehr das interesse der Arbeiterschaft an .der Sozialversicherung, welche 
zleichezitig den gesunden Grundsatz der Solidarität bei den Ar- 
beitermassen erheblich fördert. Die Arbeitnehmer fühlen sich mehr 
und mehr solidarisch mit ihren Arbeitgebern, mit der heutigen Gestaltung der Gesellschaft, und schliesslich insbesondere mit den: Staat. Dagegen werden die umstürzenden Strömungen in der Ar- beiterschaft immer mehr versiegen, weil die Arbeitnehmer sich zufrieden fühlen, weil ihre und ihrer Familien Existenz für die Zukunft gesichert ist. Infolgedessen wird die Solidarität eine fast vollkommene sein, 

Obwohl in den früheren Zeiten im allgemeinen die Organi- sationen der Arbeitnehmer nicht immer mit der Einführung der Sozialversicherung einverstanden waren, kämpfen fast alle Arbei- ter der Welt heutigen Tages mit aller Kraft für diese Wohl- tätige Einrichtung), 

Il. Die Bedeutung der Sozialversicherung für die Familie. 

Die Sozialversicherung bringt aber nicht nur den Arbeitneh- anern allein grosse Vorteile, sondern auch ihren Familien. 
Die Sozialversicherung fördert sehr erheblich das Familien- leben und den Familiengeist, insbesondere dadurch, dass sie ihre Leistungen mehr und mehr auf die Familienangehörigen der Ver- sicherten ausdehnt?), 
Die Vorteile, die die Sozialversicherung. der Familie bringt, 

  

1) Fast überall tritt jetzt die öffentliche Meinung und alle Ar- beiter für die Einführung der obligatorischen Sozialversicherung, wo es diese nicht gibt, oder für ihre Verbesserung, wo: sie besteht, ein. Daher stellte das Internationale Arbeitsamt in Genf im Jahre 1955 (L’annee Sociale. 1935 5, 187—188) für Canada fest: „bero. Iution de Y’opinion canadienne en favenr de ] i parait: en tout cas trös nette: elle est, au reste; constatee dans le rap port de la commission de Quebee et, cette annee le quarante-neuvicme Congres syndical Ouvrier canadien a vivement insiste sur la necessits d’etablir dans le plus bref delai une Fegislation d’assurance obliga- toire couvrant' la maladie et Tinvalidite”. 
2) Vergl. im einzelnen. „Von der Familie abgeleitete Kritiken”. S 280--283 dieser Arbeit.
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hat Friedrich Zahn in dem Abschnitt „Familie und Versi- 

‚cherung” treffend dargestellt?). 

Unter den Vorteilen, die die Familie von der Sozialversi- 

cherung hat, sind die folgenden besonders zu erwähnen: 

a) Zunächst ist hier die Abstufung der Geldleistun- 

sen nach dem Familienstande der Versicherten 

zu erwähnen, die immer häufiger Anwendung findet. Sie besteht 

in der Krankenversicherung, wo. das Krankengeld bis zu einer be- 

stimmten Höchstgrenze des Grundlohnes für Verheiratete abge- 

stuft ist. Sie besteht ferner in den Rentenversicherungen, indem 

bei den Renten noch Zuschüsse für die Kinder gewährt werden. 

Schliesslich hat auch die Arbeitslosenversicherung das Prinzip: der 

Abstufung der Leistungen in Form von Zuschlägen für sämtliche 

Familienangehörige übernommen ?). 

b) Dann kommt die Familienhilfe im engeren Sin- 

‘ne in Betracht. Darunter sind die Unterstützungen zu verstehen, 

‚die den Familienangehörigen in den Fällen gewährt werden, in 

‚welchen eine Zahlung von Geldleistungen unmittelbar an den Ver- 

‚sicherten aus irgendwelchen Gründen (Tod, Anstaltspflege, usw.) 

nicht in Betracht kommt. Hierher gehören die Hausgelder, Ster- 

begelder und die einmaligen Bezüge oder die dauernden Renten, 

‚die den Hinterbliebenen nach dem Tode des Versicherten gewährt 

werden °). 

c) Als familienpolitische Massnahme ist auch der Schutz 

der Mutterschaft (die Mutterschaftsfürsorge) 

anzusehen. die innerhalb der Sozialversicherung eine nicht unbe- 

deutende Rolle spielt. Ihre besondere Bedeutung liegt darin, dass 

sie sich nicht nur für die. gegenwärtige, sondern auch für die 

zukünftige Familie sorgt °). 

d)’ Von höchster Bedeutung für die Gesundheit der ganzen 

Familie ist die heutige Ausdehnüng der Krankenhilfe 

1). Fr. Zahn: Familie und: Versicherung. Festgabe. für A. Manes. 
Berlin 1927. S. 65-97. " 

2) Diesbezüglich siehe bei Fr. Zahn: Familie und Versicherung. 
a. a. O. S. 78_82. 

3) Siehe Fr. Zahn: a. a. O. $. 87. 

4) » Fr Zahn: a. a O. S. 87.89.
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auch auf die versicherungsfreien Familienange- hörigen der Versicherten), “ E -"e) Sehr wichtig für die Gesundheit der Versicherungsangehö- rigen sind auch die Massnahmen- der Sozialversicherungsträ: ger betreffend das Heilverfahren und die soziale Hygiene, die nicht nur dem Versicherten, sondern auch ihren Angehörigen zugute kommen. Hier sind die Invalidenhaus- und Waisenhauspflege zu erwähnen, -die den Familien-- angehörigen seitens der Versicherungsträger gewährt werden ?). f) Schliesslich darf nicht ausser Acht gelassen werden, dass gegenwärtig wohl die Leistungen aber nicht die Beiträge nach dem Familienstande abgestuft werden. Das bedeutet, dass die verhei- rateten Versicherten gewisse. Vorteile auch auf Kosten der Ledi- gen und Jugendlichen haben ). 
Infolge der vielfachen und grossen Vorteile, die die Familie von der Sozialversicherung hat, kennzeichnet F, Zahn die fami: lienpolitische Bedeutung der Sozialversicherung mit folgender Worten: „Kann schon. das einzelne Individuum nicht der. wirt- schaftlichen Sicherung entbehren, so noch viel weniger die Fami- lie. Leidet die Familie, so’ leidet das ganze Volk, und geht die Familie zugrunde, so verdirbt mit ihr Rasse und Volk. Die Ver- sicherung, gleichviel ob Sozialversicherung oder. Privatversiche- tung, bezweckt somit durch Ausschaltung der Macht des Zufalls die Stabilisierung unseres Daseins, schafft damit die gesunde wirt- schaftliche Basis für das Gedeihen der Familie- und gibt dieseır dadurch die Möglichkeit zur Erfüllung ihrer Funktionen, insbeson:= dere der quantitativen und qualitativen Erneuerung von Geschlecht und Volk” ?). ° 

II. Die Bedeutung der ‚Sozialversicherung für 
die: Arbeitgeberschaft. 

Dass die Sozialversicherung auch den - Arbeitgebern un-- 

  

1) Siche Fr. Zahn: a.2.0.8, 8991, 2) » Fr. Zahn: aa O. S. 9195, 5 Fr. Zahn: aa OS. 9, 
4) Fr. Zahn: a0. $ 70—71.
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schätzbare ideelle und materielle Vorteile bietet, 
wurde schon. an anderer Stelle in dieser Arbeit angeführt!). 

Vor allem steht der Arbeitgeberschaft auf dieser Basis eine 
körperlich und geistig leistungsfähige, arbeits- 
freudige, konsumkräftige und zugleich sozial 
gehobene Arbeiterschaft gegenüber ?). Diese Tatsache 
allein bedeutet für die Arbeitgeber schon ein grosser Gewinn. 

Die versicherten Arbeitnehmer werden nicht mehr die gefähr- 
lichen Arbeiten vermeiden. Der Arbeitswille und die Arbeitsfreudig- 
keit der Arbeitnehmerschaft sind bedeutend gehoben, weil alle Ar- 
beiten durch die Sozialversicherung gegen die künftigen Arbeits- 
und Lebensgefahren gesichert sind. Beruhigt über die Zukunft wer- 
den sie gewiss einen qualitativ und quantitativ höheren "Arbeits- 
ertrag erreichen als zuvor, der in erster Linie dem Arbeitgeber 
zugute kommt. 

Für die Arbeitgeberschaft war die Sozialversicherung auch insofern vom Vorteil, als sie eine gewisse Abschwächung des 
Klassenkampfes bewirkte. Auch in Krisenzeiten braucht 
sich der Arbeitgeber nicht mehr so grosse Sorgen wegen einer 
möglichen Beunruhigung der Arbeitnehmerschaft zu machen, weil 
zwischen den beiden Vertragsparteien die Sozialversicherung als 
Garant steht. Die Arbeitgeberschaft rückt in Krisenzeiten an 
die zweite Stelle, Allerdings leistet sie oftmals Zuschüsse, aber 
sie trägt nicht mehr ausschliesslich die ganze Verantwortung: für 

. ihre Arbeitnehmerschaft, sondern die Sorge um die Fxistenzsiche- 
rung der Arbeitnehmer obliegt in solchen Zeiten letzten Endes 
den Sozialversicherungseinrichtungen. 

Die Sozialversicherung bedeutet aber auch eine finanzielle 
Entlastung für die Arbeitgeber, denn wenn die Sozial- 
versicherung nicht vorhanden wäre, müssten sie der Arbeiterschaft 
wahrscheinlich höhere Löhne zahlen, um den Arbeitnehmer die 
Mitgliedschaft in einer Privatversicherung zu ermöglichen °). Auch 

  

1) Siehe 10. Kapitel, $ 2, bei der Belastung derWirtschaft. S. 296 ff. 2) Vergl. Fr. Zahn: Belastung durch die deutsche Arbeiterversi- eherung. Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft. Bd. 12. 1912. S. 1141. 

5) Vergl. Moldenhauer: H. d. St, a a0, 8. 89, 

23
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die Ausgaben für die soziale Fürsorge würden bestimmt höher 
. sein; und. die hierfür notwendigen Mittel müssen mehr oder we- 
niger auch wieder von der freien Wirtschait, also von ‘der Ar- 
beitgeberschaft aufgebracht - werden !). Schliesslich: würden die 
‚Arbeitgeber für den Fall,: dass keine Sozialversicherungen be- 
‚stehen, verpflichtet sein, Beiträge-an eine Haftpflichtversicherung 
oder an eine Individualversicherungsgesellschaft zu zahlen oder 

"sogar eigene Versicherungseinrichtungen zu errichten. Alle diese 
verschiedenen Einrichtungen, die dann anstelle der Sozialversiche- 
‘rung bestehen würden, würden sicherlich viel kostspieliger arbei- 
'ten-als die Sozialversicherung selbst. 

Dass die Sozialversicherung immer billiger als eine Staats- 
fürsorge ist, wurde schon von Moldenhauer nachgewiesen ?). 
"Bezüglich der Haftpflichtversicherung stellte Manes iest, „dass 
in Ländern und Zeiten ohne Sozialversicherung der Arbeitgeber 
für diese Haftung ebenfalls erhebliche, ja bisweilen sogar grös- 
sere Beträge zu leisten hatte und noch leistet” ®»). Dasselbe gilt 
auch für die Versicherung der Arbeitnehmer in Individualversiche- 
rungsgesellschaften durch Kollektivversicherungsverträge, usw. In 
'jast allen diesen Fällen sind die Sozialversicherungsbeiträge nie- 
‚driger als die Aufwendungen für die anderen Einrichtungen, weil 
die Sozialversicherung besser organisiert ist,. insbesondere aber 

“weil neben den Arbeitgebern auch die Arbeitnehmer regelmässig 
zur Aufbringung der Mittel der Sozialversicherung beitragen. 

"Zudem sind die Arbeitgeber ebenso wie die Arbeitnehmer in. 

1) Vergl. Moldenhaner, HaSt., a. a. O. S. 839, . 
2) Siehe auch die Ausführungen im I... Abschnitt. S, 21. dieser: 

Arbeit. \ u 
- 5) Um dies besser zu veranschaulichen, weist Manes (Versiche. 
rungswesen. IIl. Pd. a. a. O. 8. 221) äuf die Lage der Unternehmer: 
der deutschen Grossindustrie vor der Einführung des Sozialversiche- 

"rungssystems in Deutschland hin: „So waren beispielsweise die Unter- 
‚nehmer der deutschen Grossindustrie vor Einführung der Sozialyer- 

. sicherung durch Beiträge und Nachschüsse zur Haftpflichtversicherung, 
zur freiwilligen Kranken- und Invalidenversicherung und durch. sor.- 

‚stige soziale Leistungen in ‚beträchtlicher Gesamthöhe zu zusätzlichen 
“Ausgaben genötigt, sodass sie die Sozialversicherung als eine will. 
kommene Ablösung, Vergleichmässigung und Verallgemeinerung dieser 
Ausgaben im Konkurrenzkampf mit anderen. schlechten fundierten Be- 
trieben ansahien”, S. 211--212. 

N



  

„durch ihre Vertretung in den Verwaltungs- und Rechtsprechungsor- ganen und haben dort die Möglichkeit, ihre Interessen den Arbeit- nehmern gegenüber zu vertreten‘). Ferner ist zu berücksichtigen, dass die Sozialversicherung für die ‚Arbeitgeberschaft eine sich fi- 

bewirkte, die insbesondere vor der. Einführung des Sozialversiche- Tungssystems vorhanden waren, als die Arbeitgeberschaft unter den Haitpflichtgesetzgebungen stand?),. 
Schliesslich darf man einer Würdigung der mannigfachen Vor- teile der Sozialversicherung für die Arbeitgeberschaft, nicht die be- ‚sondere Lage der mittleren und der Kleinunternehmer ausser Acht ‚lassen, weil sie sich und ihre Angehörigen bei der Sozialversiche- „fung selbst versichern können und somit in ähnlicher Weise wie ihre Arheitnehmer die Wohltaten der Sozialversicherung geniessen’), Auf Grund all dieser unschätzbaren ideellen und materiellen . Vorteile, die sie von der Sozialversicherung haben, sind die Ar- beitgeber in fast allen Ländern eifrige Befürworter für die Ein- führung der allgemeinen obligatorischen Sozialversicherung gewor- den ?). Die Arbeitgeberschaft hat viel schneller als die Arbeit- nehmerschaft die grossen Vorteile der Sozialversicherung erkannt, sodass sie in einigen Ländern mit der Einführung des Sozialver- sicherungssystems einverstanden war, während auf der anderen ‚Seite die Organisationen der Arbeitnehmer auch am Anfang noch dagegen wehrten), ‘So haben beispielsweise in Deutschland in den Jahren 1883—1889 die Organisationen der Arbeitnehmer we- „gen der führenden: Stellung der sozialdemokratischen Partei gegen die Sozialversicherung gekämpft. Dagegen war Bismarck in enger Verbindung ‘mit dem Zentralverband Deutscher Industrieller, ein €ifriger Befürworter der deutschen Sozialversicherung °). Aehnlich 

  

1) Manwes- Versicherungswesen. II. Bd. a. a. OÖ. S. 208, 2) Manes: Ebenda. S. 211. 
\ 5) Vergl. Branchart: Zur Frage der Belastung der deutschen Industrie durch die Arbeiterversicherung. Zeitschrift für die ge- samte Versicherungswissenschaft. Bd. 14, 1954, S, 477. \ 4) Vergl. Manes: Versicherungswesen. III. Bd. S. 202. 5) Manes: Ehenda. S, 207.
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lagen ‘die Verhältnisse in der jüngsten Zeit sowohl in Frankreich. 

bei. der Einführung des Sozialversicherüngsgesetzes vom 30. Aprik 

- 1930 (1928) als auch in Rumänien bei der Einführung des neuen 

‚Einheitsgesetzes vom 8. April 1933. In beiden. Fällen hat sich die 

Arbeitgeberschaft mit aller Kraft für das Zustandekommen ‘der ent- 

sprechenden (esetze eingesetzt. 

IV. Die Bedeutung der Sozialversicherung für Volk 

und Staat. . 

Nicht nur für die Arbeitermassen und die. Arbeitgeberschaft, 

sondern auch für. die ganze Volksgemeinschaft und nicht: zuletzt 

für den Staat selbst ist. die Sozialversicherung von grossem Vorteil. 

1. Förderung der allgemeinen Volksgesundheit. 

Unter den: grossen Vorteilen der Sozialversicherung für die 

.  Volksgemeinschaft ist in erster Linie auf die bedeutsame Förde- 

- rıng der Volksgesundheit hinzuweisen. _ 

Überall wo die Sozialversicherung eingeführt wird, entsteht 

bald-ein dichtes Netz Anstalten, die der Erhaltung oder Wieder- 

>. herstellung der Volksgesundheit dienen. Man denke nur an: die 
zahlreichen Krankenhäuser und Heilanstalten, die der Sozialversi- 

cherung gehören und in welchen Millionen von Versicherten un- 

tersucht werden; man denke an die ungeheuren Massen von Heil- 

“und Arzneimitteln, die den Versicherten unentgeltlich zur Verfü- 

gung stehen; und schliesslich hat die ganze Tätigkeit der Kran- 

kenkassen und ihrer Aerzte kein anderes Ziel als die Förderung 

der Gesundheit der Versicherten und damit der ganzen Volksge- 

meinschaft. 

Von grösster Bedeutung für die Förderung der Volksgesund- 
heit sind dabei die grossen Fonds der Sozialversicherung. Nur auf 
Grund dieser Fonds könnten die Sozialversicherungen eine grosse 
Anzahl von Krankenhäusern, Heilanstalten und anderen ähnlichen 
Anstalten bauen, die zur Bekämpfung von Krankheiten aller Art 

. dienen, die die Menschheit bedrohen. Somit stehen diese Anstalten 
im Dienste der Gefahrenverhütung für die ganze Volksgemeinschaft. 

Besondere Erwähnung verdienen die grossen Lungen-Heil- 
stätten, Genesungshäuser, mediko-mechanischen Institute und ähn-
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3iche Einrichtungen, die ‘von den Sozialversicherungen 
in Deutsch- land, Italien, Frankreich, Rumänien, usw. errichtet wurden. "Paul Pic stellt fest, dass die Heilstätten für Lungenkranke in Deutschland, deren Erfolge den Gesundheitszustand der ganzen Bevölkerung augenscheinlich’ gehoben haben, insbesondere ein Verdienst der Sozialversicherung 

seien‘). . 

„Charta del Lavoro“ (art. 27) sogar eine obligatorische Tuberku- Josenversicherung eingeführt wurde °). Nach den Angaben in dem „Internationalen Jahrbuch der Sozialpolitik 1933” ist in Italien eit dichtes Netz von Heilstätten für Lungenkranke errichtet worden. Ende 1933 waren 31 solcher Heilstätten mit ungefähr 13,000 Betten im Bau). Im folgenden Jahr gibt „das Intern ationale Jahr. buch der Sozialpolitik 1934.35” an, dass „zu den schon 1933 ‚ vollbetriebenen 10 Heilstätten der Tuberkuloseversicherung weitere 54 bereits vollendete oder doch im Bau befindliche Heilan- 

Man kann daher ganz allgemein feststellen, dass die Sozialver- sicherung wesentlichen Anteil hat an der Bekä mpfung der Volkskrankheiten undder Volksseuchen. Grieser bezeichnet die Versicherungsanstalten daher als „Träger von Zweck- 

  

1) Paul Pic: Traite Elementaire de legislation industrielle, a, a. ©. S. 1017., Diesbezüglich siehe auch: R. van der Borght. Die ‚Soziale Bedeutung der deutschen Arbeiterversicherung. a. a. 0, SS, 307_ 209 und Herkner: Die Arheiterfrage. a. 2. O. 5. 399. 2) Siehe dazu die „Charta del Lavoro”, die Verordnung vom 27. "Okt. 1927 und das Gesetz vom 2%. Mai 1928 betreffend die Tuberkulo- ‚seversicherung. Ferner bei PaulPiecaa O. S. 1012, 5) Interwationales Arbeitsamt: L’annee sociale 19575, :Genf 1954, S, 204. 
° 4) TI. A. A.: Internationales Jahrbuch der Sozialpolitik, 1954— 1955, Genf 1955. S. 257: „Im Berichtsjahr wurde vor allem das Institut „Benito Mussolini”: eine der grössten Errungenschaften der Tuberkulo- seversicherung in Betrich genommen”, - 

\
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verbänden zur Bekämpfung von Tuberkulose, : Geschlechtskrank* 

heiten, Krebs, Alkoholismus usw.” '). 

Überdies kommt diese Förderung der Volksgesundheit seitens- 

- der Sozialversicherung jeweils nicht nur der gegenwärtigen Gene. 

ration, sondern auch den künftigen Generationen zugute ?). 

2. Verminderung der Arbeitsunfälle,,der Krankheits - und 
 —  Invaliditätsfälle. — Schadenverhütung?) 

Die Gefahr der Arbeitsunfälle und. der Invalidität ist durch die 

schadenverhütenden Massnahmen der Sozialver- 

sicherung erheblich vermindert worden.’ Die Versicherungsan- 

1) A. Grieser: Die gegenwärtigen Probleme der Sozialversiche- 
rung. Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft. Bd. 26. 
1926. 5. 142. Auch Manes: (Versicherungswesen. Bd. II. a. a. O. 
S. 205) stellt fest, dass die Sozialversicherung „zunächst einmal eine 
überaus wichtige Organisationsgrundlage bei der Bekämpfung der Volks- 
krankheiten, als vor allem der Tuberkulose und der: Geschlechtskrank- 
heiten ist”. . 

2) Vergl. Manes: Wörterbuch der Volkswirtschaft. a. a. O. S. 575. 
5) Diesbezüglich siehe: Kaufmann: Schadenverhütendes Wirken. 

in der deutschen Arbeiterversicherung. 5. Aufl. Berlin 1914. 
Derselbe: Zur Umgestaltung der deutschen Sozialversicherung- 

Berlin 1924. ‘ 
» Derselbe:, Zusammenwirken der gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften mit dem Roten Kreuz auf dem Gebiete der ersten Hilfe. 
Berlin 1915. 

Herkner: Die Arbeiterfrage a. a O. S. 589-391. 
R. van der Borght: Die soziale Bedeutung der deutschen Ar- 

beiterversicherung. a. a. OÖ. S.: 201-219... 
Reichsversicherungsamt: Die deutsche Arbeiterversiche- 

rung als soziale Einrichtung. 5. Aufl. Berlin 1906. 
C. Hartmann: Unfallverhütung und Arbeitshygiene, Die deut- 

sche Arbeiterversicherung als soziale Einrichtung. Heft III. 2. Aufl. 1905. 
Schlesinger und Hartmann: Unfallverhütung und Be- 

triebssicherheit, 1910. 

A. Bender: Unfallverhütung. Handwörterbuch der sozialen Hy-' 
giene 1912, IT, S. 659-675. 

Versicheru 4 gslexikon: 2, Aufl. Berlin 1924. Schadenver- 
hütung: Kaufmann. S. 1096-1099: Unfallverhütung: Wörner. S. 12355— 
1256; Heilverfahren: Brunn. S. 677. 

Handbuch der Praktischen Gewerbehvygiene mit 
besonderer Berücksichtigung der Unfallverhütung; herausgegeben von 
Dr. H. Albrecht, Berlin 1896. 

Wörner: Unfallverhütung als Teil der Betriebsrationalisierung- 

Fesitgabe für A. Manes. Berlin 1997, 8. 115—124.



Vorbeugungsmassnahmen, weil jede Herabminderung der Betriebs- gefahren ihre Gesamtfonds bedeutend entlastet. Vor allem: ist die Gefahrenverh ütung in der Unfallversicherung als sog, „Unfallverhütung“ sehr gut entwickelt. Aber auch die Invaliden- 

fahren und vorbeugende Fürsorge, im letzteren Fall als Krankheitsve rhütung durchgeführt. Von grosser Bedeutung ist in der Krankenversicherung die Gewerbeh Ygie- ne geworden. 

der Berufskrankheiten zu verstehen sind), Die Unfallverhütung ist im Laufe der Zeit zum wich- tigsten Teil des Aufgabenkreises der Unfallversicherung gewor- den. Dass ausserdem die Schadenverhütung wertvoller ist für den Versicherten als den Schadenersatz, findet gerade hier die beste Bestätigung und „eine von schönsten Erfolgen begleitete -Verwirk- lichung” 2), Die Tendenz, den schadenausgleichenden Geldzahlun- gen erst die zweite Stelle einzuräumen, macht sich in der Sozial. versicherung immer mehr geltend ’°). 

  

!) Albert Thomas: Internationale Arbeiterschutzgesetzgebung. HaSt. Ergänzungsband. 4. Aufl. Jena 1929, S.-570: „b) Der Schutz der Arbeiter bei ih rer Tätigkeit (Gefahrenschutz). Wir verstehen unter dem Schutze der "Arbeiter bei ihrer Tätigkeit die 
Massnahmen der Unfallverhütn ng und der Gewerbehygiene, einschliesslich die Bekämpfung der Berufskrankheiten”. 9 Wörner: Artikel Unfallverhütung im Versicherungslexikon. a.a. 0,5. 1255, 

° 3) Siehe auch: Kaufm ann. Artikel über Schaden verhü- tung im Versicherungslexikon. a. a. 0. S, 1097: „Schon bald brach sich aber weitergehend die Erkenntnis durch, dass die, letz- ‚ten Ziele der Arheiterversicherung nicht in der Überwindung von Scha- denwirkungen gipfeln, dass der Schutz gegen Arbeitsunfähigkeit wich- tiger ist 'als die Sorge für die Arbeitsunfähigen, und dass die Ar- beiterversicherung ‚ihre Aufgabe. am besten erfüllt, wenn sie möglichst an die Quellen der Schädigungen herantritt”,
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Die Unfallversicherung hat sich in dieser Richtung so- stark‘ 
entwickelt und ist auf diesem Gebiet so weit vorgeschritten, dass 

Herkner schon im Jahre 1922 mit vollem Recht schrieb: „Die: 

Seele der Unfallversicherung ist die Unfallverhütung” ’). 

Man kann sogar sagen, dass die Unfallverhütung der Unfall- 
versicherung ihr besonderes Gepräge gegeben hat?). Auch sie hat 
durch das zielbewusste Streben der Sozialversicherung nach einer 
umfassenden Unfallverhütung einen neuen Impuls bekommen. 

Conrad Hartmann hat schon frühzeitig die grosse Be- 
deutung der Unfallverhütung erkannt und die Technik auf ihre 
Aufgabe hingewiesen, indem er sagte, dass bei voller Anwendung 
der Unfallverhütungstechnik ein Viertel aller Betriebsunfälle voll- 

ständig beseitigt werden könnte®). 
Die Unfallverhütung findet praktisch ihre Verwirklichung in 

demErlass von Unfallverhütungsvorschriften und an- 
deren Schutzvorrichtungen seitens der Berufsgenossen- 
schaften, betreffend die notwendigen Massnahmen und das Ver- 
halten der Arbeiter und der Betriebsführer zur Verhütung von Un- 
fällen. In Deutschland sind die Berufsgenossenschaften nach den 
Bestimmungen der Reichsversicherungsordnung ($ 848 a-R.V.O)) 
sogar verpflichtet, die Unfallverhütungsvorschriften für die Be- 
iriebe ihrer Mitglieder zu erlassen. Darüber hinaus sind die Be- 
rufsgenossenschaften für die Durchführung der Unfallverhütungs- 
vorschriften verantwortlich. Zu diesem Zwecke müssen sie beson- 
dere technische Aufsichtsbeamte. halten. Ende 1934 wa- 
ren in Deutschland 550 technische Aufsichtsbeamte — 442 bei den 
gewerblichen und 108 bei den landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften — beschäftigt‘). Neben den technischen Aufsichtsbeam- 
ten :der Berufsgenosenschaften sind noch die Gewerbeauf- 
sichtsbeamten der staatlichen Verwaltungsbehörde zu erwäh= 
nen, die ebenfalls Betriebsbesichtigungeri durchführen. Infolge die- 

1) Herkner: Die Arbeiterfrage, a. a. O. 5. 589, 
- 2) Wörner: Artikel Unfallverhütung im Versicherungslexikon, 
a..a..0. S. 1955 

3 Vergl. Herkner: a. a. OÖ, S, 589; 
‘ Amtliche Nachrichten fürReichsver sicherung. 

Sonderausgabe: des Reichsarbeitsblattes. Jahrg. 1955. Heft 12, Berlin 
Dez. 1955. S, 465, on .
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ser laufenden und gut organisierten Beaufsichtigung der Industrie- ‚anlagen konnte Herkner beispielsweise im Jahre 19li eine Ab- nahme der schweren Unfälle deststellen, trotz der Steigerung der ‚Betriebsgefahren durch gewisse technische Fortschritte !). 
Hinsichtlich der Entwicklung der Häufigkeit der Betriebsun- fälle in der deutschen Unfallversicherung zeigt die Statistik -zanz allgemein seit 1913 eine erhebliche Abnahme der erstmalig ent- schädigten Betriebsunfälle 2), 

1913 139.633 
1932 83.018 
1933 69.897 
1934 71.220 

Diese Abnahme der Betriebsunfälle dürfte in erster Linie durch planmässige Unfallverhütungsmassnahmen erreicht worden sein. Was die Aufwendungen für die Unfallverhütung in Deutschland ‚anbetrifft, so wurden beispielsweise im Jahre 1934 7.358.900 RM und im Jahre 1931 sogar 8.170.700 RM hierfür ausgegeben >). Hierzu kommen noch die Aufwendungen der Arbeitgeber bei der Durchführung der Unfallversicherungsvorschriften. Obwohl dieser Aufwand sich einer genauen Feststellung entzieht, muss er sehr ‚erheblich sein ?). 
Auch die sogenannte „Erste Hilfe” spielt heute in der ‚Unfallversicherung eine grosse Rolle. Soweit nämlich die Unfälle doch nicht zu vermeiden waren, hängt der gute Erfolg des Heil- verfahrens sehr wesentlich von der Art der ersten Hilfe ab, die ‘unmittelbar nach dem Eintritt der Unfälle geleistet wird). Die erste Hilfe kann in den Betrieben in zweifacher Weise geför- ‘ ‚dert werden: entweder durch Einstellung von Sanitätspersonal, was fast nur in Grossbetrieben möglich sein dürfte, oder ein- fach durch Ausbildung der Arbeiter für diese Zwecke, Diese Schu- 

  

1) Herkner: Die Arbeiterfrage, a. a. O. S. 390. 2) Amtliche Nachrichten für Reichsversiche. Fung,a a 0.5, 455, 
3) Ebenda. S. 465, 
4) Ebenda. 
5) Herkner: aa O. S. 59.
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lung ‘übernehmen in diesem Falle im allgemeinen die grossen Or- 

ganisationen, wie das Rote Kreuz, die Samaritervereine und der 

Arbeitersamariterbund!). In dieser Weise erreicht man in den 

Betrieben eine gute Durchführung der ersten Hilfe mit geschulten 

Betriebshelfern, Sanitätskölonnen, aber auch, was mindestens von 

ebenso grosser Bedeutung ist, die unmittelbare Bereitstellung von 

Verbandzeug und Transportmitteln ?). 

Für die Invaliden- und Angestelltenversiche- 

rungsanstalten ist das Heilverfahren und die vor- 

beugende Fürsorge von grösster Bedeutung geworden. In 

Deutschland ist die vorbeugende Fürsorge. infolge des Gesetzes 

vom Juli 1935 zum Schwerpunkt der eben genannten Anstalter 

und für die Zukunft sogar wichtiger als die Gestaltung der Ren- 

ten geworden’). . 
Unter Heilverfahren sind im allgemeinen die freiwilli- 

gen- Leistungen der Invaliden- und Angestelltenversicherungen zu. 

verstehen, die als Zweck die Abwendung einer drohenden’ Inva- 

lidität oder die Beseitigung einer schon eingetretenen Invalidität 

haben. Infolge dieser Bestimmungen können die Invaliden- und 

Angestelltenversicherungsanstalten Mittel aufweisen für allgemeine 

Massnahmen zur Verhütung des Eintritts vorzeitiger Invalidität 

und zur Erhaltung und Stärkung der Volksgesundheit °). 

Die ungeheure Bedeutung der Heilverfahren und der allge- 

meinen Massnahmen, die von den eben genannten Anstalten un- 

ternommen werden, hat Kaufmann treffend gekennzeichnet, 

wenn er schreibt: „Einem Beschlusse des Reichstages verdankte 

eine Bestimmung des Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetzes 

von 1889 ihre Entstehung. Sie gab den Trägern der Invalidenver- 

sicherung — den Landesversicherungsanstalten — die Befugnis. 

für einen der reichsgesetzlichen Krankenversicherung nicht un- 

terliegenden erkrankten Versicherten ein Heilverfahren zu 

1) Wörner: Unfallverhütung als Teil der Betriebsrationalisie- 
rung. Festgabe für Alfred Manes. Berlin 1927. S. 123. 

2) Herkner: a a. O. S. 590. 
53) A. Grieser: Die gegenwärtigen Probleme der Sozialversi- 

cherung. a. a. O. S. 142. 
4 Brunn: Artikel Heilverfahren im Versicherungslexikon.. a. 

a. 0. S. 677.
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übernehmen, sofern als Folge der Krankheit Erwerbsunfähigkeit 
zu besorgen ist, die einen Anspruch auf Invalidenrente begrün- 

..det. Niemand ahnte damals,‘ welche hervorragende Bedeutung‘ 
diese Bestimmung erhalten würde. Was demnächst die Landes- 
versicherungsanstalten, dem Gesetzgeber meist vorauseilend, zum 
Teil mit Unterstützung der Krankenkassen, vorbeugend zum Be- 
sten der Volksgesundheit geleistet haben, überschritt die Arbeit. 
vieler Menschenaälter. Der erfolgreiche Kampf, den sie gegen 
Trunksucht; Tuberkulose und neuerdings auch gegen Geschlechts- 
krankheiten geführt haben, gehört zu den glänzendsten Abschnit- 
ten ihrer Tätigkeit. Die grossen Kapitalbestände der Landesver- 
sicherungsanstalten fanden in den verschiedensten Formen zur 
Erhaltung und Stärkung der Volksgesundheit, sowie zur Förde- 
rung anderer Aufgaben der Wohlfahrtspflege, besonders im Woh- 
nungswesen, Verwendung !). 

Um die grosse Bedeutung der Heilverfahren und der vorbeu- 
genden Fürsorge der Invaliden- und Angestelltenversicherungsan- 
stalten ermessen zu können, seien die folgeriden statistischen. An- 
gaben angeführt, 

In der deutschen Invalidenversicherung wurden in den Jahren 
1913—1914 folgende Summen für das Heilverfahren ausgegeben ?)/ 

'193....... . 26,5 Millionen Mark 
1925. ....0...388 ” 
1931........643 | » 
192........386 » 
1933. .......333 u 
1934.....2...385 » 

Diesen Summen entsprechen die folgenden Gesamtzahlen der 

  

1) Kaufmann: Artikel Schadenverhütung im Versicherungsle- xikon. a. a. O. S. 1098, . 
2) Amtliche Nachrichten für Reichsversiche rung. 1955. a.a. 0. S. 618 

\
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behandelten Personen (abgeschlossene und laufende Behandlungs- 
fälle zusammen): 

1913. . . . ...154.000 behandelte Personen 
1925. :....210.000 : „ » 
1930... ... .. . 540.000 „ „ 
1931... ..... 398.000 „ „ 
1932...» ... 153.000 „ n 
1933. 2... ..125.000 „ n 
1934... ... .. 153.000 „ » 

Die deutsche Angestelltenversicherung hat ebenfalls ETOSSE 
Summen für diese Zwecke aufgewendet: 

20.193.000 RM = im Jahre 1933 und 
20.641.000 „ = im Jahre 1934). 

Auch in der Krankenversicherung finden wir die gleichen 
Tendenzen zur Schadenverhütung, wie in den oben erwähnten 
Sozialversicherungszweigen. Die Krankenkassen haben in jüngster 
Zeit zahlreiche Massnahmen betreffend die Krankheitsver- 

 hütung erlassen. Insbesondere versucht man, den dauernden 
Gesundheitsschädigungen vorzubeugen durch eine umfassende Für- 
sorge für Genesende, Schwangere und Wöchnerinnen?). 

In Verbindung mit der Krankenversicherung hat sich ferner 
ein neuer und sehr wichtiger Zweig der Medizin herausgebildet, 
nämlich die Gewerbehygiene. Sie hat sich in erster Linie 
im Bereiche der Sozialversicherung und in so enger Verbindung 
mit dieser entwickelt, dass man sie gewissermassen als eine 
Schöpfung der Sozialversicherung ansehen kann. 

Die Gewerbehygiene dient dem Schutze der Gesundheit der 
Arbeiter und ist heute in fast allen Betrieben, Werkstätten, Fa- 
briken und anderen ähnlichen Einrichtungen, die Arbeitnehmer 
beschäftigen, eingeführt. 

Die Durchführung der Gewerbehygiene obliegt den Aerzten, 

1) Statistisches Jahrbuch für das Deutsche 
Reich. 1955; herausgegeben vom Statistischen Reichsamt. Berlin 1955 
5. 409. 

+2) Kaufmann: Artikel Schadenverhütung im Versicherungs- 
lexikon. a. a. O. S, 1098. 
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Gewerbeaufsichtsbeamten, Betriebsunternehmern und Arbeitneh- mern. 

u Die Aerzte sammeln infolge ihrer Praxis bei den Krankenkas- sen im Laufe der Zeit ihre besonderen Erfahrungen über. die e- fahren der Berufsarbeit, sodass sie immer mehr und mehr die Gewerbehrygiene verbessern können). So können die Kassenärzte immer neitere und bessere Verhütungsmittel ausfindig machen. Auch ein bestimmter Kreis von Gewerbeaufsichtsbeamten, meist staatliche Beamte, die die Gewerbeaufsicht in den Betrieben durch- führen, können mitwirken an der Ausgestaltung der Gewerbehy- 'giene. Aber auch die Arbeiter selbst können zu wertvollen Mit- arbeitern werden. Denn sie sind aufmerksamer geworden, sie haben sich daran gewöhnt, immer in der grössten Sauberkeit zu leben, allmählich merken sie, von welchen Arbeitsgefahren sie am mei- sten bedroht sind und, endlich wissen sie jetzt schon viel besser, wie sie gegen die Erkrankungen kämpfen müssen. So stellte Herk- ner schon vor langer Zeit fest: Die. Arbeiter „zeigen wachsendes Verständnis für eine hygienisch vernünftigere Lebensweise und grössere Geneigtheit, die Bemühungen zur Verhütung der Betriebs- gefahren wirksam zu unterstützen” 2), 
Wie gross die Aufwendungen für die Krankheitsverhütung sind, die die deutschen Krankenkassen für Krankheitsverhütung und Ge- sundheitsfürsorge ausgegeben haben, zeigt die folgende Statistik ®), 

129. .....0.0.. . 10.008.000 RM 190... 2.0 0.0... . 10.333.000 1931......0.. 0 «8.431.000 „ 1932. .....0.00.. - 4.133.000 „ 193...,...... - 3.870.000 „ 194..2.....00.. - 4.814.000 „ 
Wenn aber trotz aller Massnahmen zur Krankheitsverhütung eine Erkrankung eintritt, so ist nunmehr das unmittelbare Ein- gsreiien des A rztes in der Krankenversicherung genau so wichtig wie die sogenannte „Erste Hilfe” in der Unfallversicherung, 

ln 

ı) Vergl. Herkner: a. a. OÖ. S, 390, 2) Herkner: a a. OÖ. S. 390-391, 53) Amtliche Nachrichten für Reichsversiche ‚rung 195.2. O0. S, 700.
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Es ist daher sehr verdienstvoll von der Sozialversicherung, dass 

sie in ihrer Organisation nach einem Maximum an schnellem Ein- 

greifen des Arztes strebt. Dadurch wird. ein rascher und zuver- 

lässiger Heilungsprozess nach Möglichkeit gesichert. 

Es ist in diesem Zusammenhäng auch darauf hinzuweisen, dass 

.die kranken Versicherten bei ansteckenden Krankheiten in Kran- 

kenhäusern untergebracht .werden, um die weitere Ausbreitung 

ihrer Krankheit wirksam bekämpfen zu können. Demselben Zwecke 
dient aber nicht nur die Spitalpflege, sondern auch die zahl- 

reichen. prophylaktischen Massregeln, die gewöhnlich 

von den Krankenkassen durchgeführt werden '): 

3. Mutterschaftsfürsorge und Bevölkerungspolitik. 

Der Schutz der Mutterschaft in der Sozialversicherung ist von 

sehr grosser Bedeutung für den Staat, nicht nur weil die Mutter- 

schaftsfürsorge von überragender Bedeutung ‚ist für die küntfige 

Generation, sondern auch weil sie die ‚Bevölkerungspolitik der 

Staaten wirksam unterstützen kann. 

Die Wochenhilfe, die bei jeder Entbindung gewährt wird; hilft 
‚das Leben von Mutter und Kind sichern. Eine gute Entbindıng 
und eine gut durchgeführte Wochenhilfe unterstützt die Geburt 

. von kräftigen und gesunden Kindern, die letzten Endes gute Staats- 
bürger, leistungsfähige Arbeiter und kräftige Soldaten dieses Staa- 
tes sein werden ?). 

Die Wochenhilfe der Sozialversicherung besteht im allgemei- 

nen in der Gewährung von: Hebammenhilfe, Arzneien und ande- 

ren Heilmitteln, ärztliche Behandlung, falls erforderlich, und end- 

Jich in Wochengeld und Stillgeld. 

Die Wochenhilfe wird in den meisten Ländern nicht nur den 

  

1) Vergl. Herkner: a. a. O. S. 391. . 

2) Siehe auch Herkner: Die Arbeiterfrage, a. a. O. 5. 391: 
„Auch die den Schwangeren und Wöchnerinnen zuteil werdende Für- 
sorge und die neuerdings eröffnete Möglichkeit, durch Stillgelder eine 

‚bessere Ernährung der Säuglinge zu sichern, dürfen in ihrer Bedeu- 
tung für Volksgesundheit und Erwerbskraft nicht unterschätzt werden”.
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weiblichen Versicherten gewährt, sondern auch. den weiblichen 
Familienangehörigen der männlichen Versicherten, die selbst nicht versichert sind. So erhalten z.B. in Deutschland nach dem $ 205a ‚der Reichsversicherungsordnung auch die Ehefrauen, sowie solche 
Töchter, Stief- und Pflegetöchter der Versicherten die Wochen- hilfe, welche_mit diesen in häuslicher Genieinschaft leben, voraus- gesetzt aber, dass sie sich im Inland aufhalten und dass sie selbst keinen Anspruch auf Wochenhilfe haben 1), 

In Rumänien und in fast allen anderen Ländern, die eine Sozialversicherungseinrichtung 
haben, finden wir fast die gleichen Regelungen in der Mutterschaftsfürsorge. 

Im Sinne einer möglichst guten Mutterschaftsfürsorge liegt es ‚auch, dass in fast allen Ländern mit Zustimmung der Wöchnerin 
die Kasse an Stelle des Wochengeldes, Kur ‘und Verpflegung in 
‚einem Wöchnerinnenheim oder Hilfe und Wartung durch Haus- “pflegerinnen gewähren kann. 

Die grosse Bedeutung der Mutterschaftsfürsorge der Sozial- versicherung kann man am besten ermessen, wenn man einen Blick auf die grosse Zahl der Kinder wirit, bei deren Geburt die Mutterschaftsfürsorge Leistungen gewährt hat, und wenn man die ‚Summe der Gesamtaufwendungen der Sozialversicherung für die Wochenhilfe in Betracht zieht. 
Nach den statistischen Angaben wurde in den letzten Jahreni in Deutschland bei den reichsgesetzlichen Krankenkassen Wochen- hilfe gewährt: ?) 

1929... . . . in 802.656 Geburtsfällen 
190... . „788391 . „ 
1931. ..... „686.743 „ 
192...... „599.198 „ 
1933. . ....... „543,330 » 
194... „ 715.772 

Vergleicht man mit diesen Zahlen die Zahlen der Geburten überhaupt in denselben Jahren, so zeigt es sich, dass bei "unge- 

  

1) Vergl. auch F. Zahn: Familie und Versicherung, a.a.0.8. 89, 2) Amtliche Nachrichten für Reichsversiche- rung. 195, a. a. O. S. 699,
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fähr 2/3 aller deutschen Geburten die Sozialversicherung mitge- 
wirkt hat. Die Zahlen der Lebendgeborenen für die entsprechender 
Jahre sind im Deutschen - Reiche '): 

1929... . . 1.164.062 Lebendgeborene 
1930. .... 1.144.151 » 
1931. .... 1.047.775 » 
19322... -. 993.126 » 
193..... 971.174 » 
1934... . . 1.196.740 » 

F. Zahn schätzt die Zahl der Fälle, in denen die Kranken- 
versicherung im Jahre 1925 bei den Geburten in Deutschland ir 
Anspruch genommen wurden, auf rund 62 32). 

Hinsichtlich der Aufwendungen der deutschen reichsgesetzli- 
‚chen Krankenkassen für die Wochenhilfe werden von der Reichs- versicherung folgende Angaben gemacht): 

1929. . . . .: 87.550.000 RM 
1930... ....... 95.260.000 „ 
1931... ... . 93.892.000 „ 
192... ... . 75.660.000 „ 
1933. ....... 66.757.000 » 
1934... . . . 87.371.000 

” 

Aus den verschiedenen statistischen Angaben geht eindeutig 
hervor, dass die Mutterschaftsfürsorge der Sozialversicherung von 
unermesslicher Bedeutung für die Staaten ist. Die Staaten können 
in der Mutterschaftsversicherung eine wirksame Stütze ihrer Be- 
völkerungspolitik haben. Sicherlich gibt es auch viele andere Mit- 
tel, aber trotzdem spielt gerade die Sozialversicherung auf diesem. Gebiet eine wichtige Rolle. Deshalb gewähren die Staaten in ihrent eigenen Interesse sogar Gehaltszuschüsse zu den Aufwendungen für die Wochenhilfe der Mutterschaftsversicherung. So gab z. B. 

  

1) Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich. 1955, a. a. O. S. 56, 
2) Siehe F. Zahn: Familie und Versicherung, a. a. O. S. 99. 5) Amtliche Nachrichten für Reichsversiche- rung, 195, a. a, O. S, 700.
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in Deutschland das Reich zu: den Kosten der Familienwochenhilfe 
einen Reichszuschuss ‚von 50 RM für jeden Entbindungsfall. Diese 
Reichszuschüsse betrugen im Jahre 1932 ungefähr 800.000 RM und im Jahre 1929 sogar 27 Millionen RM , 

4. Sterblichkeitsrückgang. 
Obwohl der Rückgang der Sterblichkeitsziffern nicht das aus- schliessliche Verdienst der Sozialversicherung ist, so haben doch viele bedeutende Schriftsteller — so wie van der Borght?), Herkner’), IN. Angel’escu‘), Manes’) und Paul Pic‘ -— nachgewiesen, dass die Sozialversicherung einen wesentlichen Anteil an dieser rückläufigen Entwicklung der Sterblichkeit hat. 
Auf Grund eingehender Studien hat IN. Ängelescu nach- 

gewiesen, dass die Sterblichkeitszifier bis zum Jahre 1881 stetie gewachsen ist und dann nach der Einführung der Sozialversiche- rung: allmählich abgenommen hat’). 2: 

  

Jahre -  Sterblichkeitsziffer ' 
. (auf 1000 Einwohner) . 

1851/60 27,8 ,[® 
1861/70' 28,4 „ 
1871/80 288 „ 
1881/90 26,5 „ 
1891/9000 __ 235 „ 
1906 14,9 „: 
1907 142 „ 
1908 14,0 „ 

Der Rückgang der Sterblichkeitsziffer unter dem Einfluss der Sozialversicherung zeigt sich insbesondere in Deutschland, wo der 

  

1) Siehe S. 174 dieser Arbeit. : 2) R. van der Borght: Die soziale Bedeutung. der deutschen Arbeiterversicherung, a. a. O. 8. 265. . 
3) Herkner H.: Die Arbeiterftage, a. a. O. S, 391. 4) I. N. Angelescu: Asigurärile sociale in statele moderne, Bucuresti 1955, S, 97a 
5) A. Manes: Versicherungswesen, 3. Bd., a. a. 0. $, 205. 6) Paul Pic: Traite &l&mentaire de IEgislation industrielle. «&, a. OÖ. S. 1018 
DIN. Angelescu:a.2aO0% 279, 

24
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‚Rückgang unmittelbar nach Einführung der Sozialversicherung 
-(1883—1884) einsetzt und bis zur Gegenwart anhält!). 

Sterblichkeitsziffer pro 1000 Einwohner: 
1871/75 | 28,2 
1881/85 25,7 
1891/95 23,3 
1901/05 19,9 
1911/13 16,0 
1913 (jetzigen Reichsgebiet) 4,8 
1921/23 14,1 
1924/26 12,0 
1927/29 12,1 
1930 11,1 
1931 11,2 

Die Statistik zeigi, dass sogar während des Weltkrieges die 
Sterblichkeitsziffer ‚in. Deutscafand kleiner. war als in den Jahr- 
zehnten vor der Einführur.z der Sozialversicherung. Die hächste 
Sterblichkeitsziffer während des Weltkrieges hat Deutschland im 
Jahre 1918 zu verzeichnen — nämlich 24,8 pro. 1000 Einwohner. 
Indessen waren die Sterblichkeitsziffern vor der Einführung der 
Sozialversicherung folgende ?): 

1851/60 26,3 pro 1000 
1861/70° 26,8 „ 
1871/75 28,2 „ 
1876/80 26,1 „ 

Die offenbar enge Verbindung zwischen dem Sterblichkeits- 
rückgang und der Sozialversicherung kommt am besten zum Aus- 
druck, wenn man entsprechenden Ziffern ‚in Deutschland und 
Frankreich. vergleicht. Im Jahre 1880, also ‚bevor die Sozialver- 
sicherung eingeführt wurde, belief sich die Sterblichkeitsziffer- in 
Deutschland auf 26 pro. 1000. Einwohnern, währened sie in Frank- 
    

1) Deutsche W irtschaftskunde: Bearbeitet im Statisti- schen "Reichsamt, -2. Aufl. ‘Berlin : 1953. - S. 27: 
2) St ati i stisches J a h r abu uch für das Deutsche Reich 1955, 2,205. ren Do,
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‚Teich erheblich niedriger war, und zwar 22,9 pro 1000 Einwohner. ‚Dagegen ist die Sterblichkeitsziffer in Deutschland im Jahre 1927, „also nach. einer langen Reihe von Jahren, in denen das Sozial- 

hat man der deutschen Sozialversicherung zu verdanken!). -'; Herkner- sieht auch. den segensreichen Einfluss der Sozial- versicherung auf die Sterblichkeit dadurch erwiesen, dass seit In- ‚krafttreten der 'Sozialversicherung die Sterblichkeitszifiern in den .Stätden viel mehr zurückgegangen sind als auf dem Lande, und das, weil die Sozialversicherung auf demLande nicht ebenso schnell ‚und erfolgreich durchgeführt werden konnte wie in den Städten. Herkner schreibt: „Wenn 1913 im Deutschen Reiche etwa 700.000 Menschen weniger starben als gestorben wären, wenn noch die Sterberaten bestanden hätten wie vor 30 Jahren, so ist die- 

‚auf die Stadtbevölkerung, während die Landbevölkerung, die von der Krankenversicherung im allgemeinen unberührt geblieben war, noch keine Verbesserung der Sterblichkeitsverhältnisse erreicht hatte” 2). 

Dass die Sozialversicherung auf dem Lande nicht so schnell ‘Fuss fassen konnte, wie in den Städten, erklärt sich daraus, dass in vielen Ländern, auch heute noch, die Sozialversicherung auf ‚dem Lande überhaupt noch nicht vorhanden ist (z. B. die Ver- sicherung der landwirtschaftlichen Arbeiter), weil sie dort zu teuer arbeiten würde. Und in den Ländern, wo sie dennoch auf "dem Lande ebenfalls eingeführt worden ist, kann sie trotz allem nicht so erfolgreich durchgeführt werden, wegen der grossen Entfernungen, der wenigen Aerzte und der hohen Transportkos- ten im Krankheitsfalle, 
Man darf andererseits die- Herabminderung der Sterblichkeits- — 

v P. Pic: aaO. S. 1018. 
2) Herkmer: a. a. 0. S, 591, 
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zitfern nicht ausschliesslich der Sozialversicherung zurechnen, weit 
der Rückgang der Sterblichkeitsziffern nicht nur ihr Verdienst ist, 
‚sondern in wesentlichem Umfang auch der ständig fortschreiten- 
“den Medizin zu verdanken ist. 2 

* * * \ - 

Immerhin kann man wohl infolge der vielfachen sozialen Auf- 
bauarbeit, die die Sozialversicherung für Volk und Staat fortge- 
setzt leistet — so wie die Förderung der allgemeinen Volksge- 
sundheit, die Verminderung der Arbeitsunfälle und der Krankheits- 
und Invaliditätsfälle (Schadenverhütung), der Schutz der Mutter- 
schaft und der Sterblichkeitsrückgang — behaupten, dass die Sozial- 
versicherung eine grossartigee Menschenökonomie im wahr- 
sten Sinne des Wortes bewirkt. Dies haben denn auch bedeu- 
tende Sozialpolitiker wie Herkner, Grieser und Manes 
schon frühzeitig erkannt. Beispielsweise schreibt Herkner: „So 
betrachetet, erscheint die Sozialversicherung als ein volkswirt- 
schaftlich wie human gleich segensreicher Kampf gegen iede 
Energieerzeugung, als ein erfolggekröntes System der Menschen- 
ökonomie” !), 
  
  

1):Herkner — a. a O. _ S. 391. Die Arbeiterfrage. So auch 
A. Grieser: Die gegenwärtigen Probleme der Sozialversicherung — 
a.a.0. — S. 146: „In diesem Sinne ist Sozialversicherung öffentlich- 
rechtliche Bewirtschaftung von Gesundheit und Arbeitskraft, sie ist 
Menschenökonomie im wahren Sinne des Wortes”, Und auch A. Ma- 
nes — (Versicherungswesen — Bd. 3 _ aaO. S$ 204) der auch 
zeigt. . was Menschenökonomie wirklich bedeutet: „Daneben hat die 
Sozialversicherung selbstverständlich tiefgreifende Wirkungen auf die 
gesamte Bevölkerungspolitik. Die Bevölkerungspolitik der industriel- 
technischen Wirtschaft muss darauf gerichtet sein, Menschenökonomie 
zu treiben. d. h. eine möglichst gesunde Bevölkerung bei möglichst . 
geringen Bevölkerungsumsätzen zu schaffen, Die industriell-technische 
Gesellschaft verwendet auwf die Ausbildung der einzelnen Arbeitskraft 
eine ständig wachsende Mühe. Im ganzen gesehen, wachsen die An- 
forderungen an die beruflichen, politischen. und menschlichen Erfah- 
rungen des einzelnen fortgesetzt. Ein Bevölkerungstyp mit grosser 
Umsätzen. also hoher Sterblichkeit bei hoher Geburtenziffer, wäre für 
die industriell-technische Wirtschaft daher äusserst unökonomisch. Die 
Sozialversicherung gibt dem Staat eine Garantie dafür, dass der fort: 
gesetzt steigende Wert der Erziehungskosten und des sonstigen Auf- 
wands für die Heranbildung der Arbeitskraft richtig erhalien und 
abgeschrieben wird”.



373 

  

.9. Förderung des Solidaritätsgedankens und Abschwächung des Klassenkampfes. 
Weitere wertvolle Dienste hat die Sozialversicherung dem Staate dadurch geleistet, dass ihre segensreiche ‚Arbeit zur För- derung des Solidaritätsgedankens und damit zur Abschwächung des Klassenkampfes beigetragen hat. 
Der mit der Industrialisierung aufikommende Klassenhass und Klassenkampf 'war nicht nur eine Folge der politischen Führung 

vermeidbaren Arbeitsgefahren dieses Mechanisierungsprozesses, Durch eine systematische Bekämpfung der Arbeitsgefahren wur- den diese erheblich herabgemindert. 
Darüber hinaus zwang die praktische Durchführung der ein- zelnen Massnahmen der Sozialversicherung sanz allgemein die Arbeitgeber- und die Arbeitnehmerschaft zur Zusammenarbeit. So wurde das Ausmass des Klassenkampfes, sowohl durch eine För- derung des gegenseitigen Verstehens als auch durch eine Minde->° rung der Ursachen des Klassenkampfes, wesentlich abgeschwächt. Dies ist allerdings insofern ganz selbstverständlich, als die Sozialversicherung auf gesunden Grundsätzen beruht, nämlich auf. dem Solidaritätsgedankens und auf dem Grundsatz des „einer für alle und alle für einen”. 

. [ Was am meisten den Hass der Arbeiter gegenüber ihren Arbeitgebern in früheren Zeiten erregt hat, ist der Unterschied, der zwischen beiden Klassen besteht, und zwar: während die Ar- beitgeber wegen. ihrer besseren materiellen: Verhältnisse im all- gemeinen gegen fast alle zukünftigen Lebensgefahren gesichert scheinen, bestand für den Arbeiter regelmässig eine grosse Unsi- cherheit des morgigen Tages!), Das einzige Vermögen der Ar- beiter ist seine Arbeitskraft. Aus diesem Grund ist es das grösste Unglück, das den Arbeiter treffen kann, wenn sich die Unmög- lichkeit herausstellt, aus irgendeinem Grunde seine Arbeit in Zu-. kunft nicht mehr weiter verrichten zu können. Wird diese Un- möglichkeit zur Tatsache, so zieht das graue Elend bei dem Ar- beiter und seiner Familie ein. 

  

4) Vergl, I. N. Angelescu — a. a. 0. — 5, .288--0g9, 

&
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Durch die Sozialversicherung aber, die die Existenz der Ar- 
beiter und ihrer Familien gegen fast alle zukünftigen Arbeits- und 
Lebensgefahren zum Ziele: hat, wird jene unmittelbare Sorge um 
den morgigen Tag auch für den Arbeiter beseitigt, Demzufolge: 
ist der Klassenhass der: Arbeiter gegen das Unternehmertum im: 
gewisser Weise abgeschwächt worden, klen die ‘Arbeiter haben‘: 
keinen Grund mehr, in ihrem Arbeitgeber nur einen Ausbeuter 
zu ‚sehen, der ihre Arbeitskraft bis zur Höchstgrenze ausnutzt,. 
solange sie kräftig und gesund sind, und der sie später, wege. 
sie krank oder. invalide werden, ohne Mitleid — als Bettler —- 
der Volksgemeinschaft zur Last fallen lässt. Dieses Hassgefühl : 
ist durch die Sozialversicherung verringert worden, weil sie sich: 
um die Eixstenzsicherung der Arbeitermassen sorgt und in Not- 
fällen die. entsprechenden Entschädigungen leistet. on 

Auch hinsichtlich der Gewährung der Entschädigungen trägf. 
die Sozialversicherung sehr wesentlich, zur Beseitigung der Strei=' 
tigkeiten und der gegenseitigen Unzufriedenheiten: zwischen Ar-- 
beitnehmern und Arbeitgebern bei. Früher — insbesondere un-: 
ter der Einrichtung der Unternehmerhaitpilicht sollten die Arbei- 
ter in Notfällen zu ihren Arbeitgebern: gehen, um die entspre-: 
chenden Entschädigungen zu bekommen; Die Entschädigungen wa- 
ren aber von vornherein nicht festgesetzt, sodass die Arbeiter: 
und ihre Arbeitgeber in den meisten Fällen sich nicht einigen 
konnten und demzufolge: zahllose Streitigkeiten und Prozesse erit-. 
standen. Grundsätzlich anders ist die Stellung ‘des verletzten oder: 
erkrankten Arbeiters in der Sozialversicherung. Hier sind fast alle. 
Entschädigungen bezw. Leistungen von vornherein festgesetzt, und: 
ausserdem setzen sich die Organe der Sozialversicherung fast. 
überall und in fast allen Versicherungssystemen sowohl aus Ver- 
tretern: der Arbeitgeber als auch der Versicherten zusammen, so- 
dass. die etwa. noch entstehende Meinungsverschiedenheit viel 
leichter beseitigt werden kann. " u 

So hat die Selbstverwaltung in erheblichem Masse dazu beige- 
tragen, den Klassenkampf zu überwinden und an seiner Stelle dem: 
Solidaritätsgedanken zur höchsten Entfaltung zu bringen. _ _ 

Dass der Solidaritätsgedanke durch keine andere Einrichtung: 
so stark: gefördert worden ist wie durch die Sozialversicherung.
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versucht Albrecht mit den folgenden Worten zu .beweisen: „In der Tat liegt in diesem kollektivistischen Prinzip ein sozial- erzieherischer Wert von grösster Bedeutung ; der im Arbeiter durch ständiges Wachhalten des Klassendenkens und einseitigen Interessenstrebens grossgezogene Egoismus wird hier abgelenkt auf solidarisches, den Mitmenschen: zugewandtes Empfinden, Der sozial gesunde Grundsatz des „einer für alle, alle für einen” ist, wenn er auch hier ebensowenig, wie in anderen Anwendungen, ideale Verwirklichung findet, dem Arbeiter durch nichts so nahe gebracht worden, wie durch, die Sozialversicherung, melır und in einem viel wesenhafteren Sinne als durch die gewerkschaftliche Gruppenegoismus, des klassenbetonten Gegensatz zu anderen Organisationsidee; denn dieser liegt immer der Gedanke der Ge- sellschaftsschichten zugrunde; in jener aber handelt es sich um das von Grund auf christliche Gebot der „Nächstenhilfe” in den Nöten des irdischen Daseins”). 
Die Sozialversicherung hat also das Solidaritätsbewusstsein 

der Arbeitermassen hervorgerufen, den Gedanken, sich mit den Unternehmern, aber noch weit mehr mit dem Staate solidarisch zu fühlen. Diese Solidarität zwischen den Arbeitermassen und dem Staat wurde sogar einer der Hauptgründe, die Bismarck zur Einführung der Sozialversicherung in Deutschland bewogen haben ?). 
\ 

Was die Solidarität zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern anbetrifft, so wurde diese besonders dadurch gefördert, dass die beiden sich, früher bekämpfenden Gruppen in der Sozialversiche- rung in einer Gemeinschaft, ja in einer „Schicksalsgemeinschaft” 
— wie Grieser mit Recht sagt — vereinigt worden sind. Diese Gemeinschaft in der Sozialversicherung beherrscht der Leitsatz des „einer für alle, und alle für einen”, auf Grund dessen die. Arbeitgeber und Arbeitnehmer: sich gegenseitig helfen müssen und 

  

NG. Albrecht _ Grundfragen der Sozialversicherung, aa O., S. 3—24. 
2) Vergl. G. Schmoller, — Die soziale Frage, München und Leipzig 1918, S. 594: Die Einführung der Sozialversicherung in Deutsch- land hat als „Hauptnote, Bismarcks Glaube an die soziale Mission des Staates seine Absicht, die Arbeiter durch Reichseinrichtungen an das Reich zu fesseln”.



376° 

Schulter an Schulter für das gemeinsame Wohl gegen die. ge- 
meinschaftliche Not kämpfen sollen. 

Der grosse Erfolg der Sozialversickerung beruht darauf, dass“ 
sie Arbeitern und Arbeitgebern die Möglichkeit gibt, sich besser 
kennen zu lernen und somit gerechter zu beurteilen. Grieser 
sagt in diesem Zusammenhang: „Die Sozialversicherung bindet 
Arbeiter und Unternehmer in einer Gemeinschaft, äusseres Band 
und eiserne Klammern sind Versicherungszwang und Beitrags- 
pflicht.... Die Versicherungsgemeinschait soll von Unternehmern 
und Arbeitern 'als gemeinschaftliches Giück, als gemeinschaftliche 
Not erlebt werden, als eine Schicksälsgemeinschaft, in der keiner 
mehr ist als der andere, in der jeder, ob Unternehmer oder Ar- 
beiter, für den anderen verantwortlich ist" }), . 

Fast dieselben Gedanken hat van der Borzsht schon im 
Jahre 1898 geäussert: „Das Zusammenarbeiten in den Verwal- 
tungsorganen und den Schiedsgerichten wie im Reichsversiche- 
rungsamt trägt dazu noch besonders bei. Hier arbeiten Unterneh- 
mer und Arbeiter Schulter an Schulter und lernen sich gegenseitig 
besser kennen und besser beurteilen, und manches ungerechtfer- 
tigte Vorurteil wird dadurch allmählich beseitigt werden. Die trotz 
aller Verhetzung doch in letzter Linie vorhandene Gemeinsamkeit 
der Interessen wird dadurch immer mehr beiden Teilen zum Be- 
wusstsein kommen”?), . 

In gleicher Weise sah auch der rumänische Arbeitsminister 
D, R. Ioanitescu die Aufgaben der Sozialversicherung im Hin- 
Blick auf die Überwindung des Klassenkampfes. In einem Vortrag. 
den er im rumänischen Senat im Jähre 1933 anlässlich der Ein- 
führung seines. einheitlichen Sozialversicherungsgesetzes vom 7; 
April 1933, gehalten hat, sagte er: „Ich sche innerhalb dieser An- 
stalten die Festlegung des beiderseitigen Wunsches, der Unterneh- 
mer und der Arbeitnehmer, sich gegenseitig besser zu verstehen. 
Ich bin sicher, dass hier inmitten dieser Atmosphäre von Seiten 

  

A. Griese. — a.a O,S. 144 . , 2) R van der Borght. _ Die soziale Bedeutung der deutschen 
Arbeiterversicherung. a. a. O. S, 21.
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der kranken, alten oder invaliden' Arbeiter aller Klassenkampf zer- streut werden wird” !), 

6. Andere Vorteile der Sozialversicherung für. den Staat. 

Ein weiterer. grosser Vorteil für den Staat ergibt sich aus der finanziellen Entlastung des Staatshaushalts durch die Sozialversicherung, und zwar trägt die Sozialversiche- rung in zweifacher Weise zu dieser’ Entlastung. bei: sie entlastet ‘in erster Linie den Staat, die. Länder und Gemeinden hinsichtlich ihrer Aufwendungen für ‚die Armenpflege. Wenn die Sozialversi- cherung ‘auch, nicht eine vollständige Ablösung 'dieses sozialen Problems auf sich nehmen kann, weil sie im allgemeinen nur die Arbeitnehmer und nicht alle Personenkreise ihres Verwaltungsbe- zirks erfasst, so bringt sie doch eine erhebliche Entlastung für die öffentliche Fürsorge?°). Hier spielt vor allem die Krankenversicherung eine grosse Rolle, „da die Krankheit ver- hältnismässig am häufigsten als Verarmungsursache erscheint” °), Schliesslich muss man auch berücksichtigen, dass die Sozialver- sicherung „immer billiger als eine Staatsfürsorge wird” *), weil sie als feste Grundlage ‘die Selbsthilfe der Arbeitnehmer hat, durch welche sie ihre finanziellen Mittel aufbringt. 
In zweiter Linie trägt die Sozialversicherung nicht unwesent- lich zur Entlastung des Staatshaushalts bei, indem sie einen er- 

    

1) Siehe dazu: Legea pentru unificarea asigurärilor sociale cu Ex. Punerea de motive, disceursurile d-ui Ministru 'D, R. loanifeseu si Desbaterile Parlamentare, Bucuresti 1935, Discursul la Senat, S. 56. . 2) Sofern in den einzelnen Ländern eine Arbeitslosenversicherune besteht. ist der Umfane der Entlastung des Staaishaushaltes durch die Auswirkung der Sozialversicherung selbstverständlich geringer. .5)R. van der Borsht, a a0, S. 255. Hinsichtlich der Un- fallversicherung stellt van der Borght fest. dass sie „am wenigsten zur direkten Entlastung der Armenpflege beigetragen hat... Die Unfall- versicherung hat trotzdem eine grosse mittelbare Bedeutung für die Armenpflege. Je mehr sie die Zahl der dauernd und gänzlich Erwerbs- unfähigen herabmindert, desto mehr beugt sie der Verarmung vor”. 
4) P. Moldenhanuer: Versicherungs- oder Versorgungsprinzip in der deutschen Sozialversicherung. Zeitschrift für die gesamte Versi- cherungswissenschaft. Bd. 22, Berlin 1922, S, 180. ’
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heblichen. Teil der Aufwendungen für die Volksgesundheit ‘und 

Volkshygiene übernimmt, die im anderen Falle der Staat selbst. 

hätte aufbringen müssen. 

Wenn man nun an (die Milliarden Mark denkt, die allein in 

Deutschland alljährlich von den Sozialversicherungseinrichtungen. 

ausgegeben werden, so kann man sich vorstellen, was für eine 
ungeheure finanzielle Entlastung der Staatshaushalt dadurch er- 
fährt, dass die Sozialversicherung ihre Mittel der öffentlichen Für- 
sorge, der Hebung der Volksgesundheit, der Volkshygiene, der Mut- 
terschaftsfürsorge, in Form von Alters- und Invaliditätsrenten, usw. 
zur Verfügung stellt. Nach der Statistik beliefen sich die Gesamt- 

ausgaben der deutschen Sozialversicherung in den letzten Jahren 

auf nicht ‘weniger als!): 

5.744,6 Millionen RM im Jahre 1929 

61797, »» 1930 
5.571,7 „ >» ».191 
31397 ° „ nn. ‚1933 

 3.303,4 „ >» 1934 

Auch insofern hat der Staat grossen Vorteil von der Sozialver- 

sicherung als sie eine erhebliche Entlastung der staatli 

chen Verwaltung und der Zivilrechtspflege mit 

sich bringt. Man denke nur an die Überlastung der Zivilrechts- 
pflege durch die zahlreichen Prozesse zwischen Arbeitgebern und. 
Arbeitnehmern vor der Einführung der Sozialversicherung unter 
der Haftpflichtgesetzgebung ?). Diese Prozesse bedeuten aber nicht 
nur eine Überlastung der Zivilgerichte, sondern waren der unmittel- 

bare Anlass zu einer ständigen Erbitterung der Arbeitnehmer gegen 

ihre Arbeitgeber und vertiefte somit immer mehr den Klassenhass. 

Dank der Sozialversicherung sind diese Prozesse grösstenteils unnö- 

tig geworden, denn es bedarf keiner Feststellung der Arbeitgeber- 

oder Arbeitnehmerschuld mehr. Die Verletzten erhalten die satzungs- 

gemäss vorgesehenen Entschädigungen von den Versicherungsan- 

stalten sofort nach Eintritt des Versicherungsialles, wenn sie die 
    

. D Deutsche Wirischaftskunde — a0. _S 35 
und Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 195 — 
a.a. OÖ. — S. 415 {für die letzten 2 Jahre). ! 

2) Vergl. Manes— Versicherungswesen — 5. Bd. — a. a. O.— S. 206,
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Voraussetzungen erfüllt haben. Die: Einführung fester: Rechtsan- sprüche hat nicht nur einen guten Einfluss auf das Verhalten der Arbeitnehmer gehabt, sondern hat auch viel dazu beigetragen, die Klassengegensätze zu überbrücken und die Überlastung der Zivil- rechtspflege fast vollständig zu beseitigen. ‘ Auch die Entlastung der öffentlichen Verwal- tung infolge der Selbstverwaltung in der Sozialversicherung be-" deutet für den Staat eine erhebliche finanzielle Entlastung, denn die Sozialversicherung übernimmt nicht nur den grössten Teil der Aufgaben der öffentlichen Fürsorge, sondern auch einen Teil der: Aufgaben der Gewerbepolizei, der Gewerbeaufsicht, der Aufsichts- organe für die Invalidenversicherung usw.d), . Schliesslich hat die Sozialversicherung dem Staate auch mit- telbar ' wertvolle Dienste geleistet, indem ihre sozialen Leistungen auch den Umfangder Bettelei stark eingeschränkt haben. Desgleichen zeigt die Kriminalstatistik eine auffal- lend rückläufige Entwicklung der Kriminalfälle, seitdem es der Sozialversicherung gelungen ist, eine gewisse Besserung und Si- cherung der wirtschaftlichen Lage der ärmsten Volksschichten zu erreichen 2). 
. \ 

sicherung, sie erscheint ihm als Mittagssonne zur Erhaltung der’ Arbeitskraft und Arbeitsgelegenheit ; sie ist die Abendsonne für: die Siechen, für die Gebrechlichen und die Alten und sie ‘ist schliesslich auch die Mitternachtssonne für diejenigen, die blind sind oder das Licht des Geistes verloren haben” ®). 

    

1) Manes: Versicherungswesen. 3. Bd., a. a. ©. S. 206. 2) R. van der Borght: a a0. S. 264, 9 Grieser Vortrag auf dem 1. Delegiertenkongress der Inter- nationalen Vereinigung für sozialen Fortschritt, der vom 22. bis 24, September 1926 in Montreux stattfand — zitiert nach Alois Egger — Die Belastung der deutschen Wirtschaft durch die 'Sozialversicherung. S. 278.
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$ 3. Entwicklungstendenzen der modernen 
_ Sozialversicherung'!). 

Hinsichtlich der Entwicklungstendenzen in der gesamten mo- 
dernen Sozialversicherung kann man allgemein feststellen, dass 

sie gegenwärtig eine starke Tendenz zur Vereinheitlichung, Ver- 

einfachung und. Rationalisierung ihres gesamten ‘Systems zeigt’). 

Das Problem der Vereinheitlichung in der Sozialversicherung wird 
Gegenstand des nächsten Kapitels sein. Hier beschäftigt uns vorab 
nur die Frage nach den Entwicklungstendenzen in Bezug auf den 
Umfang, die Finarizierung, die Organisation und die Leistungen der 
Sozialversicherung. ” 

1. Entwicklungstendenzen hinsichtlich des Umfangs 
der Sozialversicherung. 

„Die Sozialversicherung ist ursprünglich eine reine Arbeiter- 

versicherung gewesen, wenn sie auch.. Angestellte mitumfasste. 

Die Selbständigen waren von der Zwangsversicherung ausgeschlos- 

sen“°). Bald nach der Einführung der Sozialversicherung machte 
sich die Tendenz geltend, den Versichertenkreis immer mehr und 

mehr auszudehnen, Diese Bestrebungen sind auch. ganz natürlich, 

weil die Leistungsfähigkeit der Sozialversicherung von:dem Ge- 
setze der. grossen Zahl abhängig ist ; demzufolge arbeitet die So- 
zialversicherung am besten und günstigsten, wenn sie einem mög- 

lichst grossen Kreis von Versicherten umfasst. 

Gegenwärtig findet die Tendenz allgemeine Anerkennung, die 

in vielen Ländern schon verwirklicht worden ist, nämlich die ge- 

samte Arbeiterschaftund die gesamte Angestell- 

tenschaft in den Versichertenkreis der Sozialversicherung ein- 
    

1) Diesbezüglich siehe insbesondere P. Moldenhauer: Art. So- 
zialversicherung. .H. d. St. Ergänzungsband. Jena 1929. 4. Aufl. 5. 828— 
859: „I. Entwieklungstendenzen der jüngsten Zeit”. 

2) Hinsichtlich der gegenwärtig starken Tendenz zur Rationalisie- 
zung und Vereinheitlichung. der Sozialversicher ungen der einzelnen Stax- 
ten siehe auch I. Argeseanu: Rationalizarea sistemelor nafionaje 
de asiguräri sociale, Politica Socialä. Anul IV, Nr. 102—108. 

5) Moldenhauer: H.d.St. a. a. O. S. 828,
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zubeziehen, allerdings in den: meisten Ländern unter der Voraus- setzung einer jährlichen Höchstverdienstgren- ze. Diese jährliche ‚Höchstverdienstgrenze war ursprünglich ge- setzt worden, weil’ man in der Sozialversicherung in erster Linie diejenigen sozialen Gruppen erfassen wollte, die die Sozialversi- cherung am dringendsten brauchen, weil sie nicht in der Lage sind, ihre Existenz und die. ihrer Familien gegen die "Unsicherheit der Zukunft selbst zu schützen. Diese Erwägungen spielen auch ‚heute noch eine bedeutende Rolle in der Sozialversicherung. .. Hinsichtlich der Lohna rbeiter lässt sich feststellen, dass diese, soweit siein Ha ndel und Gewerbe tätig sind, in fast allen Sozialversicherungseinrichtungen versicherungspflichtig sind; ‚die landwirtschaftlichen Arbeiter dagegen stehen in ‚vielen Ländern aus finanziellen Gründen noch ausserhalb der Sozialversicherung. Jedoch besteht auch hier heute die Tendenz, die landwirtschaftlichen Arbeiter in die obligatorische Sozialver- ° sicherung einzubeziehen. Insbesondere das Internationale Arbeits- amt in Genf beschäftigt sich gegenwärtig ernstlich mit dieser Frage !), 
= : n - Desweitern streben die Sozialversicherungen fast. aller Län- der danach, alle Haus zehilfeen ebenso wie die Heimarbei ter und Hausgewerbetreibenden in die obligatorische Sozialversicherung einzubeziehen. 

Mehr umstritten ist die Frage der Einbeziehung der Hand- werker, kleinen Gewerbetreibenden usw., mit ande- ren Worten, der kleinen Selbständigen überhaupt ?), .In 

  

  

1} Diesbezüglich siehe die folgenden Übereinkommen des Interna- tionalen Arbeitsamtes: Empfehlung betreffend die Arbeitslosigkeit in der Landwirtschaft. 3. Tagung. Genf 35, Okt. _ 19. Nov. 1921: Empfeh- lung betreffend die Mutterschaftsfürsorge in der Landwirtschaft. 3. Tagung, 1921; Übereinkommen betreffend die Unfallentschädigungs- pflicht in der Landwirtschaft. 5, Tagung, 1921: Empfehlung betreffend die Sozialversicherung für die Landwirtschaft. 5, Tagung 1921: Über- einkommen betreffend die Krankenversicherung der landwirtschaftli- chen Arbeiter. 10. Tagung. Genf 35, Mai — 16. Juni 1927; Überein- reffend die Pflichtversicherung der Arbeitnehmer der land- wirtschaftlichen Unternehmungen für den Fall des Alters (1955): des- gleichen für den Fall der Invalidität (1955) und für den Fall des Ablebens (1955). 
2) Vergl. Moldenhauer — H.d. St. _-aaO _ S. 828,
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‚einigen Ländern, wie z.B. in Rumänien; wurden sie in die Pflicht- 
versicherung einbezogen ; in anderen Ländern aber, wie z.B. in 
"Deutschland, besteht für sie im allgemeinen nur die Möglichkeit 
“iner freiwilligen Selbstversicherung.bei den Sozialversicherungs- 
anstalten. Aber auch hinsichtlich dieser kleinen Selbständigen setzt 

‚sich mehr und mehr das Bestreben durch, sie in die Sozialversi- 
»cherung einzugliedern, weil sie — wie schon früher erwähnt — 
‘der Arbeitnehmerschaft viel näher stehen als. der - Arbeitgeber- 
schaft, indem ihre Haupteinnahmen aus ihrer eigenen Arbeit und 
:nicht aus einem angelegten Kapital fliessen. 

Gelegentlich findet sich sogar die Tendenz, gewisse freie 
Berufe in die Sozialversicherung einzubeziehen !). 

Diese‘ Tendenz, den Versichertenkreis der Sozialversicherung 
‘immer mehr und mehr auszudehnen, ist sogar so weit gegangen, 
‚dass einige Länder die. Gesamtheit ihrer Erwerbstä- 
tigen und andere sogar die gesamte Volksgemein- 
"schaft, allerdings unter gewissen Voraussetzungen, den obliga- 
‘torischen Sozialversicherungen unterworfen ‚haben. So gibt es bei- 
spielsweise eine Sozialversicherung sämtlicher Erwerbstätigen in 
‚Portugal; eine obligatorische Volksversicherung, d. h. eine Sozial- 
versicherung für die ganze- Volksgesamtheit gibt es dagegen in 
Schweden und Dänemark). 

Man kann daher ganz allgemein in der Sozialversicherung die 
"Tendenz feststellen, heute den Kreis der Versicherten auf alle die- 
jenigen Personen auszudehnen, deren Existenz von ihrer eigenen 
Arbeit abhängt. : ° 

Was die Versicherungsfälle bzw. die Versiche- 
rungszweige anbelangt, so kann man hinsichtlich der Unfall- 
versicherung zusammen mit der Unfallentschädigungspflicht fest- 
stellen, dass sie in fast allen Ländern der Erde eingeführt wordeir 
ist. Ganz ähnlich liegen die Verhältnisse in der Kranken,- und Mut- 
terschaftsversicherung sowie der Invaliditäts-, Alters- und T odes- 
Versicherung. Weniger verbreitet ist die Arbeitslosenversicherung. 
Es besteht jedoch allgemein die Tendenz, alle. diese Versicherungs- 
  

  

HVe rg]. aüch Moldenhauer -Hd.St. 2.20. —S. 828-9, 
2) „vergl. auch die Ausführungen auf S. 5 dieser Arbeit.
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-zweige immer mehr und mehr zu verbreiten, und zwar nicht nur ‚in solchen Ländern, die bisher die Sozialversicherung noch nicht eingeführt haben, sondern auch innerhalb derjenigen Länder, die schon ein Sozialversicherungssystem haben, dieselbe auf einen ‚möglichst grossen Kreis von Versicherten auszudehnen. 
In diesem Zusammenhang sei nochmals auf die erste und "bisher einzige Verwirklichung einer obligatorischen Tuberkulosen- 'versicherung in Italien hingewiesen, die bisher die einzige derartige ‘Sozialversicherungseinrichtung in der Welt ist. 

2. Entwicklungstendenzen hinsichtlich der 
Finanzierung der Sozialversicherung. 

Bezüglich der Finanzierung macht sich fast überall das Be- ‚streben geltend, die Fonds einer Sozialversicherung innerhalb eines Landes ständig zu vergrössern, sodass die Sozialversicherung eine .der bedeutendsten und grössten sozialen Einrichtungen in fast allen Staaten geworden ist. 
Hinsichtlich der Beiträge geht die Entwicklung ganz allgemein ‚dahin, die Beiträge zu gleichen Teilen auf die Arbeitgeber und die Versicherten zu verteilen. Diese Parität de r Beitrags- verteilung wurde beispielsweise in Rumänien in dem Einheits- ‚gesetz 1933 und in Deutschland in dem Aufbaugesetz von 1934 für ‚alle Versicherungszweige eingeführt. 

.. Bei der Erhebung der Sozialversicherungsbeiträge geht die ‚Tendenz dahin, die Beiträge so weit wie möglich als einheit- 1 iche Beiträge für alle Versicherungszweige gleichzeitig und ‚durch dieselben Versicherungsträger zu erheben. Das ist z.B. der - Fall in Österreich und in Deutschland, insbesondere nach dem ‚Aufbaugesetz von 1934, . 
Was der Erhebungsverfahren anbetrifft, so wird immer mehr das. Verfahren des Abziehens der Beiträge nach den Gesamtlohn- listen bevorzugt gegenüber dem ‚Markenverfahren. Immerhin bleibt ‚das Markenverfahren für kleine Unternehmungen vor wie nach die Zeeignetste Erhebungsweise. 

. u. - Unter den verschiedenen Deckungssystemen in der Sozialver- sicherung wird heute im allgemeinen das Kapitaldeckungsverfahren immer mehr bevorzugt,.aber nur hinsichtlich der langfristigen Ri-



384 

  

siken, d.h. hinsichtlich der Rentenversicherungen, weil das Kapital-- 
deckungsverfahren nur für diese Risiken in Frage kommt. Anderer- 
‚seits sind die Sozialversicherungen weitgehend bemüht, auf dem 

‚Wege des Umlagedeckungsverfahrens grössere Reservefonds. 
oder Rücklagen zu bilden, wodurch das -Umlageverfahren eine- 
grosse Sicherheit bietet. ne 

Auch die finanzielle Selbständigkeit der einzelnen Versiche- 
rungsträger wird heute vielfach durchbrochen, und zwar als man 
dazu übergeht, Gemeinlasten .oder Sonderlasten zu. 
bilden !). Diese Gemeinlasten bedeuten eine gemeinsame finan- 
zielle Deckung der Lasten durch sämtliche oder mehrere Versi-: 
cherungsträger zusammen, und dient zum Ausgleich ungerecht- 

fertigter Verschiedenheiten in der Höhe der Beiträge und der Lei- 
stungen. Obwohl die finanzielle Selbständigkeit der einzelnen Ver- 
sicherungsträger verletzt wird, ist die Bildung von Gemeinlasten 

eine wertvolle Einrichtung, weil durch sie die finanziell stärker 

belasteten Versicherungsträger von denienigen entlastet werden, 
die finanziell günstig gestellt sind. \ 

3. Entwicklungstendenzen hinsichtlich der Organisation. 
der Sozialversicherung. 

In der Organisation der Sozialversicherung macht sich im-- 
mer mehr die Tendenz zur Vereinheitlichung der ganzen Organi- 
sation der Sozialversicherung geltend. Damit ist gleichzeitig eine 
Vereinfachung und Rationalisierung der Organisation eng verbun- 
‚den. Man sucht eine Organisation von höchstmöglicher Leistungs- 
fähigkeit zu schaffen, die gleichzeitig möglichst niedrige Verwal- 

tungskosten verursacht und möglichst wenig Spielraum für etwaige 
Missbräuche lässt. Im einzelnen soll an dieser Stelle nicht näher 

auf das Problem der Vereinfachung und der Rationalisierung der 

Organisation in der Sozialversicherung eingegangen werden wegen 

seiner engen Verknüpfung mit dem Problem’ der Vereinheitlichung, 
welches im nächsten Kapitel eingehend erörtert werden wird. 

Hinsichtlich der Organisationseinheiten der Versicherungsträ- 
ger wird mehr und mehr der örtliche Typ der Versicherungsträger 
bevorzugt. 
    

4) Vergl. Moldenhauer: H.d.St, a. a. O., 5. 856.
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4. Entwicklungstendenzen hinsichtlich der Leistungen ' 
der Sozialversicherung. 

Unter den verschiedenen Leistungen der Sozialversicherung 
spielt die Schadenverhütung und Schadenvorbeu- 
gung eine immer grössere Rolle. Ursprünglich glaubte man, dass 
die Sozialversicherung in erster Linie dazu geschaffen sei, um die 
entstandenen Schäden zu beheben. Allmählich hat man aber er- 
kannt, dass die Schadenverhütung, Unfallverhütung Krankheits- 
verhütung, Heilverfahren, vorbeugende Fürsorge, usw. im Versi- 
cherungsfälle viel wichtiger sind als die Schadenentschädigung, 
sodass diese Massnahmen heute fast an die erste Stelle in der So- 
zialversicherung getreten sind. So schreibt Kaufmann: „Schon 
bald brach sich aber weitergehend die Erkenntnis durch, dass die 
letzten Ziele der Arbeiterversicherung nicht in der Überwindung 
von Schadenwirkungen gipfeln, dass der Schutz gegen Arbeitsun- 
fähigkeit wichtiger ist als die Sorge für die Arbeitsunfähigen, und 
dass die Arbeiterversicherung ihre Aufgabe am besten erfüllt, wenn 
sie möglichst an die Quellen der Schädigungen herantritt” ’). 

Die Schadenverhütung gewinnt also eine immer grössere Be- 
deutung in fast allen Sozialversicherungseinrichtungen und wird 
immer mehr zu einem wichtigen Bestandteil derselben 2). So sagt 
auch Manes: „Erst neuerdings ist man zu der Auffassung ge- 
kommen, dass es sich aus zahlreichen Gründen empfiehlt, vor al- 
lem die Ursachen der Schädigung und erst dann die dennoch ein- 

 getretenen Schäden zu beseitigen, also an erster Stelle, soweit 
möglich, Vorbeugung als Hauptleistung der Sozialversicherung, an 
zweiter Stelle Wiederherstellung der Arbeitskraft und erst an 

‘letzter Stelle Geldleistungen”°). 
So kann man das ständige Vordringen der Schadenverhütung 

innerhalb der wichtigsten Leistungen der Sozialversicherung als 
die bedeutendste Tendenz der gegenwärtigen Sozialversicherung 
hinsichtlich ihrer Leistungen ansehen. 

) Kaufmann: Art, Schadenverhütung. Versicherungslexikon. 
Berlin. 1954. 2. Aufl. S. 1097. . 

2) Siehe auch die Ausführungen dieser Arbeit. 5. 350 ff. 
5) Manes: Versicherungswesen. II. Bd. & a. O. S. 248,
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Ferner bedarf es der besonderen Erwähnung, dass heute die 
Tendenz fast aller Sozialversicherungseinrichtungen der verschie- 
denen Länder dahin geht, möglichst alle Versicherungsiälle und 
alle Bedarfsfälle zu decken. So kommt ‚man immer mehr und mehr 
zu der Auffassung, dass es nur ein einziges Risiko in der gesam- 
ten Sozialversicherung geben sollte, und zwar die Beeinträchtigung 

. der Erwerbsfähigkeit der versicherten Personen, gleichgültig, in 
welcher Gestalt diese Beeinträchtigung eintritt, ob als Krankheit, 
Invalidität, Alter oder Tod. Diese Auffassung und diese Tendenz 
sind in den einheitlichen Sozialversicherungssystemen am besten 
verwirklicht worden. 

Was die Höhe der Leistungen anbelangt, so macht sich allge- 
mein die Tendenz geltend, die Leistungen der verschiedenen So- 
zialversicherungseinrichtungen immer reichiicher zu gestalten. Auf 
diesem Gebiet müssen insbesondere die Bestrebungen des Inter- 
nationalen Arbeitsamts erwähnt werden, das durch viele Überein- 
kommen und Empfehlungen versucht hat, ein Minimum der zu- ge- 
währenden Leistungen sicher zu stellen. 

ZWÖLFTES KAPITEL: 
DAS PROBLEM DER VEREINHEITLICHUNG DER SOZIAL- 

VERSICHERUNGSEINRICHTUNGEN. 

Wie schon früher erwähnt '), gibt es gegenwärtig ungefähr 
250 verschiedene Sozialversicherungseinrichtungen in den einzel- 
nen Ländern, und zwar: 

130 Sozialversicherungseinrichtungen betreffend die Unfallver- 
sicherung und die Unfallentschädigungspflicht in 54 Ländern ; 

45 Kranken- und Mutterschaftsversicherungen in 31 Ländern 
und 75 Invaliditäts-, Alters- bzw. Todes-Versicherungen in 30 
Ländern. 

Aus diesen statistischen Angaben folgt eindeutig, dass die So- 
zialversicherung in ihrer gegenwärtigen Gestaltung noch eine ge- 
wisse Mannigfaltiekeit und Zersplitterung nicht nur von Land zır- 
Land, sondern auch innerhalb der meisten Länder aufweist. Diese 

  

1) Vergl. S. 355 in dieser Arbeit. &
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Mamnigfaltigkeit und Zersplitterung hat keine logische, sondern 
aur eine historische und praktisch-politische Rechtfertigung, und 
zwar wurden die verschiedenen Sozialversicherungseinrichtungen 
sicht alle auf einmal eingeführt, sondern erst allmählich im Laufe 
‚der Zeit. Daher standen sie bei ihrer Einführung unter dem Ein- 
Aluss verschiedener Umstände, nämlich der allgemeinen ökano- 
mischen Lage, der Finanzkraft des betreffenden Landes, ob die 
Einstellung der Arbeitnehmerschaft und der Arbeitgeberschaft ge- 
‚genüber der Sozialversicherung günstig oder ungünstig war uw.am. 
Aus diesem Grunde haben die verschiedenen Sozialversicherungs- 
£inrichtungen, selbst wenn sie später eingeführt wurden, sich nicht 
immer die neuesten Verbesserungen zu Nutze gemacht und sind 
‚nicht immer dem jeweiligen Fortschritte ihrer Zeit angepasst wor- 
den. So schreibt H.v. Waldheim über die deutsche Sozialver- 
sicherung, die ziemlich zersplittert sei, obwohl sie doch eine der 
deistungsfähigsten Sozialversicherungen ' sei, folgendes : „Soweit 
man überhaupt 1881 „wusste, was man wollte“, wollte man die 
‘Sozialversicherung als ein einheitliches, engverzahntes System mit 
möglichst engverbundenen, möglichst einheitlichen Organen auf- 
‚bauen. Besser noch als Schmoller und Posadowsky, die 
‘von Planlosigkeit und Ueberstürzung beim Aufbau der Sozialver- 
«sicherung sprachen, haben Sartoriusvon Waltershausen 
und Rothfels die Zersplitterung der deutschen Sozialversiche- 
rung aus Notwendigkeiten der politischen Taktik heraus erklärt”), 

“ Daneben muss aber berücksichtigt werden, dass die deutsche 
"Sozialversicherung gegenwärtig ungefähr 24 Millionen Versicherte 
umfasst und die Bildung einer einzigen einheitlichen .Versicherungs- 
‚organisation für so viele Millionen Versicherte keineswegs einfach 
‚zu lösen wäre, 

Die Zersplitterung und die Mannigfaltigkeit in der Gestaltung 
der verschiedenen Sozialversicherungseinrichtungen der Welt 
müssen aber einmal überwunden werden. Daraus erklärt sich das 
allgemeine Streben nach Vereinfachung und Rationalisierung der 

‘ 'Sozialversicherung. Insbesondere sind hier die jüngsten Bestrebun- 
  
  

) H. v. Waldheim: Zeitgemässe Reformen der deutschen So= zialversicherung in historischer und wirtschaftlicher Beleuchtung. 'Ber- 
din 1950. S. 5—6, “
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gen des Internationalen Arbeitsamts zu erwähnen !). Aber sowohl 
die Rationalisierung wie auch die Vereinfachung der Sozialver- 
sicherung sind eng verbunden mit dem Problem der Vereinheit- 
lichung, das im wesentlichen auf diesen beiden begründet ist. 

Um das Problem der Vereinheitlichung der Sozialversicherung 
erörtern zu können, bedarf es zuvor der Klärung der Begriffe 
„Vereinheitlichung“ und „einheitliches Sozialversicherungssystem“. 
Nach Manes ist ein vollkommenes Einheitssystem nur dann ver- 
wirklicht, „wenn eine einzige oberste Zentralstelle vorhanden wäre 
unter selbstverständlicher Einrichtung zahlreicher örtlicher Ver- 
"waltungsstellen, derart jedoch, dass nur stets ein und dieselbe für 
alle Risiken in Betracht käme” ®),. Manes nennt also 
zwei wichtige charakteristische Merkmale : das Vorhandensein 
einer einheitlichen Organisation — eine einzige oberste Zentral- 
stelle und mehrere untergeordnete örtliche Verwaltungsstellen und 
die gemeinsame Deckung aller Risiken. Dazu kommen aber noch 

.die folgenden wichtigen Gesichtspunkte : 
a) Es muss ein einziges einheitliches Gesetz für die Durch- 

führung des ganzen einheitlichen Systems geschaffen werden ; 
 b)es darf nur ein einziger einheitlicher Beitrag für die Deckung 

aller Risiken zusammen erhoben werden, der von den Versicherten 
‘und ihren Arbeitgebern zu gleichen Teilen zu tragen ist; und 
endlich 

c) sollen alle Einkommen und Vermögen aller Versicherungs- 
träger zusammen einen gemeinsamen Fonds bilden nämlich den 
Fonds der gesamten Sozialversicherungseinrichtung, 

Das einheitliche Sozialversicherungssystem erfasst demzufolge 
alle gegenwärtig vorhandenen verschiedenen Sozialversicherungs- 
    

1) Es ist noch zu erwähnen, dass im Mai 1955 ein internationaler Kongress der ‚Sachverständigen auf dem Gebiete der Sozialversicherung in Budapest stattgefunden hat. Dieser Kongress kam auch zu dem bedeutsamen Entschlüss, dass die Verwirklichung der Vereinheitlichung in der Sozialversicherung grosse Ersparnisse und ein ausgezeichnetes Funktionieren der ganzen Finrichtung mit sich bringen werde. Dies- bezüglich siehe I. Argegeanu: Rationalizarea sistemelor nationale de asiguräri sociale. Politica Socialä. anul IV, Nr. 102, 105, 104, 105, . 106, 107, 108. 2 

2) Manes: Versicherungswesen. III Bd, a. a. O, S. 206,
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zweige eines Landes in einer einzigen einheitlichen Einrichtung. Die 
Versicherten der einzelnen Versicherungszweige zahlen in diesem 
einheitlichen System einen einzigen Beitrag und werden: dadurch 
zegen alle Versicherungsfälle versichert. Bei dem Einheitssystem 
findet somit die Auffassung von der - Deckung: eines einheitlichen Risikos ihre vollkommenste Verwirklichung. Dieses - einheitliche Risiko ist die Beeinträchtigung der menschlichen Erwerbsfähigkeit, 
gleichgültig, in welcher Form sie auch eintritt: als Krankheit, Mut- 
terschaft, Unfall, Invalidität, Alter, Tod oder Arbeitslosigkeit. 

Die Leistungen werden in einem solchen Einheitssystem weeen 
der gemeinsamen Deckung aller Versicherungsfälle in drei Grup- 
pen eingeteilt: 1. Sachleistungen, 2. Renten und 3. andere Geidlei- 
stungen. Dazu kommen noch die Leistungen in der Forın der Scha- 
denverhütung, die insbesondere bei einem Einheitssystem von häch- 
ster Bedeutung sind. 

Die Organisation der Versicherungsträger folgt in einem Ein- heitssystem im Gegensatz zu dem Mehrheitssystem nicht dem Be- 
rufs-, sondern dem Territorialprinzip. Die oberste Zentralstelle hat 
die grosse Aufgabe, die gesamte Tätigkeit der gesamten Sozialver- 
sicherungseinrichtungen zu leiten und zu beaufsichtigen, und die 
gesamten Fonds der Sozialversicherung zu verwalten. So fliessen 
ihr sämtliche Einnahmen der Sozialversicherung zu und werden von hier den örtlichen Versicherungsträgern je nach Bedarf wie- 
der zugeleitet. Infolgedessen übernimmt die oberste Zentralstelle 
in einem einheitlichen Systeni selbst die Rolle einer Gemeinlast, 
d.h. einer gemeinsamen finanziellen Deckung der Lasten der ört- 
lichen Versicherungsträger. Was diese örtlichen Versicherungsträ- 
ger anbetrifft, so sind diese einheitlichen örtlichen Organe der 
Zentralstelle in ihrem Bezirk für die Erhebung sämtlicher Beiträge 
und sämtlicher Einnahmen der Sozialversicherung, für die Ge- 
währung sämtlicher Leistungen und für die ‚Zahlung anderer ent- 
sprechenden Ausgaben verantwortlich. 

Ein fast vollkommenes einheitliches Sozialversicherungssystem 
zibt es— wie. schon früher erwähnt!) — in Rumänien, kraft 
  

  

1) Für näheres siehe: Die heutige Lage der Sozialversiche- 
rung in Rumänien. S. 242 ff,
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des Gesetzes zur Vereinheitlichung der Sozialversicherung vonr 
7. April 1933. Dieses System sieht die Versicherung aller versi- 
cherten Personen vor für den Fall der Krankheit, Mutterschaft, 
Unfall, Berufskrankheiten, Invalidität, Alter und Tod. Alle vor- 
kommenden Versicherungsfälle werden von dem rumänischen ein- 
heitlichen Sozialversicherungssystem gedeckt, mit Ausnahme der 
Arbeitslosigkeit. 

Die Träger dieser einheitlichen Organisation der rumänischer 
Sozialversicherung sind : 

.. 2 oberste Versicherungsanstalt — die Zentralkasse — 
und 32 örtliche Versicherungskassen. 

....„. Für die Deckung aller Versicherungskassen haben die Versi- 
:cherten nur einen einheitlichen Beitrag zu zahlen. Die einheitlicher 
Beiträge betragen 6% der Grundlöhne der einzelnen 5 Lohnklas- 
sen, und sind gleich hoch für das ganze Staatsgebiet, weil es keine 
Gefahrenklassen gibt, und werden von den Versicherten und ihrer 
Arbeitgebern zu gleichen Teilen getragen. Ausserdem sollen die- 
jenigen Unternehmungen, die mehr als 10 versicherte Personer 
beschäftigen, noch einen Zuschussbeitrag in Höhe von 1,20% der 
Grundlöhne zahlen, der zur Bestreitung der Unfallversicherungs- 
kosten dient. In dieser Weise hat die rumänische Sozialversiche- 
rung auch die umstrittene Frage der Einbeziehung der Unfallver- 
sicherung in das Einheitssystem gelöst. 

Ein fast vollkommenes einheitliches Sozialversicherungssystenr 
gibt es ferner in Bulgarien für die folgenden Versicherungs- 
fälle: Krankheit, Mutterschaft, Betriebsunfälle, Berufskrankheiten,. 
Invalidität, Alter und Tod!). Das einzige nicht einbezogene Risiko 
— die Arbeitslosigkeit — wird von einer besonderen Versicherungs- 
einrichtung erfasst. 

Oberste Verwaltungsanstalt in dem bulgarischen Einheitssy- 
stem ist der „Sozialversicherungsfonds“, der auf 
Grund des Gesetzes vom 6. März 1924 die Unfall-, Kranken- und 
Mutterschaft-, Invaliden- und Altersversicherung verwaltet. Kraft 
dieses Gesetzes verwaltet der „Sozialversicherungsfonds“ auch die- 
Arbeitslosenversicherung ; dementsprechend ist er praktisch die 

1) Diesbezüglich siehe Internationales Arbeitsamt: Les 
services sociaux en 1955, a. a. O. 8, 171175,
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oberste Versicherungsanstalt für alle Versicherungszweige bezw. 
Versicherungsfälle. . 

‚In der Aufbringung der Mittel ist die Finheitlichkeit indessen 
nicht mehr so vollkommen gewährt. Die Kosten der Unfallversiche- 
rung werden von den Arbeitgebern allein getragen. Für die anderen 
Versicherungsfälle werden zwei weitere Beiträge erhoben, u. zwar: 
ein Beitrag für die Deckung der Krankheits- und Mutterschaitsver- 
sicherung und der zweite für die Deckung der Invaliden- und. 
Altersversicherung. Diese beiden Beiträge sind jedoch gleich hoch. 

In Sowietrussland (U.d.S.S.R.) gibt es ebenfalls ein 
fast vollkommenes einheitliches Sozialversicherungssystem, dessen 
Organisation aber gewisse Abweichungen von den bisher geschil- 
derten Einheitssystemen aufweist !). 

Die einheitliche Organisation der Versieherungsträger des 
russischen einheitlichen Systems hat ebenfalls eine oberste Zen- 
tralstelle und mehrere örtliche Verwaltungsstellen ; aber die ober- 
ste Zentralstelle ist der Zentralgewerkschaftsrat und 
örtliche Verwaltungsstellen sind die Gewerkschaften selbst. Die 
Träger der russischen Sozialversicherung sind also keine eigent- 
lichen Versicherungsanstalten, die sich ausschliesslich nur mit den 
Aufgaben der Sozialversicherung beschäftigen. Neben dem Zen- 
tralgewerkschaftsrat bestehen noch 163 Gewe rkschaftsver. 
bände, die mit dem Zentralgewerkschaftsrat zusammen die Ver- 
waltung, Leitung und Überwachung der gesamten Sozialversiche- 
rung durchführen. Mit den sämtlichen Fonds der Sozialversiche- 
rung haben aber diese obersten Anstalten nicht viel zu tun. Ört- 
liche Versicherungsträger sind, wie schon erwähnt, die Gewerk- 
schaften. Unter diesen bestehen noch als unterste Versiche- 
rungsorgane die Zahlstellen bei den Betriebsausschüssen 2), 

Die Beiträge werden in einem einzigen Betrag zur Deckung 
aller Versicherungsfälle erhoben ; sie sind indessen nur einheitlich 
"hinsichtlich einer oder mehrerer Unternehmungen, aber nicht für 

1) Diesbezüglich siehe Internationales A rbeitsamt: Les services sociaux en 1935. a. a. O. S. 681-694. 
2) Vergl. auch Internationales Arbeitsamt: Internatio- nales Jahrbuch der Sozialpolitik 1934-35, Bd. I, Genf 1955, $. 286287.
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das ganze Staatsgebiet, weil es verschiedene Gefahrenklassen und 
Tarife gibt. Demzufolge müssen die. Unternehmungen verschieden 
hohe Beiträge entrichten, Ferner werden die Beiträge von -den 
Unternehmern allein entrichtet ; die Versicherten tragen über- 
haupt nicht dazu bei. Schliesslich müssen die Unternehmer noch 
bestimmte Zuschussbeiträge zahlen für die Auffüllung des Fonds 
zur Finanzierung des Arbeiterwohnungsbaus. 

Was die Deckung der Versicherungsfälle anbetrifit, so wer- 
den von dem russischen Sozialversicherungssystem alle Versiche- 
rungsfälle mit Ausnahme der Arbeitslosigkeit erfasst. 

Auch Chile hat ein einheitliches Sozialversicherungssystem. 
Das chilische einheitliche Sysfem umfasst aber nur die Kranken-, 
Mutterschafts-, Invaliditäts-, Alters- und Sterbegeldversicherung 
und erstreckt sich lediglich auf die Arbeiter '). 

Die Organisation der Versicherungsträger in dem chilischen 
einheitlichen System besteht aus einem obersten Versicherungs- 
träger, der Zentralsozialversicherungsanstalt und 
aus mehreren örtlichen -Verwaltungsstellen. 

Die notwendigen finanziellen Mittel werden durch einheitliche 
Beiträge, aber auch durch eine besondere Steuer aufgebracht. Die 
einheitlichen Beiträge betragen 6% der Löhne und werden von 
dem Versicherten, Arbeitgeber und dem Staate folgendermassen 
aufgebracht : 3% trägt der Arbeitgeber, 2% der Versicherte und 
1% der Staat. Im Bergbau und in drei bestimmten Provinzen sind 
die Beiträge höher, und zwar in dem Verhältnis von 4, 3 und 2% 
für die oben erwähnten Gruppen. 

Obwohl das chilische Einheitssystem nur einige Versicherungs- 
fälle umfasst, so sind doch in Chile die Bestrebungen sehr stark, 
den Aufgabenkreis dieses Einheitssystems zu erweitern. So stellt 
das Internationale Arbeitsamt diesbezüglich fest: „Schliesslich 
kam es zu interessanten Erörterungen über die Vereinheitlichung 
oder Zusammenfassung der Unfallversicherung und der Kranken-, 
Invaliden-, Alters- und Finterbliebenenversicherung” ?). 

  

1) Diesbezüglich siehe Internationales Arbeitsamt: Les services sociaux en 1955, a. a. 0. S. 250—252, 
2) Internationales Arbe itsamt: Internationales Jahr- buch der Sozialpolitik 1954--1955, a. a. 0.9.25.
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In der jüngsten Zeit hat Polen auch eine gewisse Verein- 
heitlichung der Sozialversicherung durchgeführt, aber nur in Be- 
‚zug auf die Verwaltung der Sozialversicherung. Hierüber berichtet 
‚das Internationale Arbeitsamt folgendes: „Das Sozialversiche-- 
fungsgesetiz vom 28. März 1933 hatte drei Arten von Versiche- 
Tungsträgern vorgesehen, und zwar: 1. die regionalen Sozialver- 
sicherungskassen, insgesamt 67, denen die gesamte Beitragsein- 
hebung und die Erbringung der Leistungen der Krankenversiche- 
rung obliegt; 2, vier zentrale Versicherungsträger, und zwar je eine 
Anstalt für die Krankenversicherung, für die Unfallversicherung, 
für die Invaliden-, Alters-' und Hinterbliebenenversicherung der 
Arbeiter und für die Rentenversicherung der Geistesarbeiter; 3. 
die Sozialversicherungskammer, welche die Tätigkeit der Kassen 
und Zentralanstalten vereinheitlichen sollte“, 

„Die Verordnung vom 24, Oktober 1934 bringt den Zusammen- 
schluss der vier Zentralanstalten und der Sozialversicherungskam- 
mer zu einer einzigen Anstalt, deren Vollzugsorgane die Sozial- 
versicherungskassen sind, solange nicht die Anstalt selbst die in 
‚der Satzung vorgesehenen Ortsstellen errichtet” }). 

Wie schon oben erwähnt, ist die Vereinheitlichung aber keine 
‚vollkommene, weil „innerhalb der Anstalt die verschiedenen Wag- 
nisse — Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfälle und Berufskrank- 
heiten, Invalidität, Alter und Ableben der Arbeiter, Invalidität, 
Alter, Ableben und Arbeitslosigkeit der Geistesarbeiter — finanziell 
getrennt bleiben. Für jedes Wagnis wird ein besonderer Fonds 
geschaffen, dem die Finnahmen gutgeschrieben und die Ausgaben 
für das jeweilige Wagnis angetastet werden” ?), 

In Frankreich gibt es ebenfalls ein unvollkommenes Ein- 
heitssystem, das die folgenden Versicherungsfälle einheitlich deckt: 
Krankheit, Mutterschaft, Invalidität, Alter und Tod°). 

Dieses Sozialversicherungssystem erhebt zwar. einheitliche 
  

1) IT A. A.: Internationales Jahrbuch der Sozialpolitik 1954— 55, a. a. OÖ. S. 274. 
2) Ebenda. 

. 5) Diesbezüglich siehe I. A. A.: Les services sociaux en 1955, 
a. a. O. S. 527556,
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Beiträge für die Deckung der oben erwähnten Versicherungsfälle- 
hat aber keine oberste Zentralkasse, wie es im allgemeinen bei 
einem Einheitssystem als notwendig erachtet wird. Ausserdem er- 
streckt sich dieses französische „einheitliche” Sozialversicherungs- 
system nicht über das ganze Staatsgebiet und erfasst nicht alle 
in Frankreich obligatorisch versicherten Personen, sondern neben: 
diesem System bestehen noch andere sozialen Versicherungsein- 
richtungen, so beispielsweise : die Sozialversicherungseinrichtun- 
gen in Elsass-Lothringen, die noch getrennte Versicherungszweige 
haben, wie in Deutschland, ferner die Sozialversicherungseinrich- 
tung der Bergarbeiter, der Seeleute usw.?), 

Eine teilweise Vereinheitlichung mit einer obersten Zentral- sozialversicherungsanstalt gibt es in der Ts chechoslowakei, und zwar hinsichtlich der, Arbeiterversicherung. „Die Arbeiterver- sicherung versichert die in gewerblichen, kaufmännischen oder landwirtschaftlichen Betrieben beschäftigten Arbeiter, Heimarbei- ter und Hausangestellten gegen die Fälle der Krankheit, der In-- validität, des Alters und des Ablebens. Die Krankenversicherung: beruht auf dem Umlageverfahren, die Pensionsversicherung auf dem Kapitaldeckungsverfahren mit Durchschnittsprämien. Jene wird von den Krankenkassen, diese von der Zentralsozialversiche- fungsanstalt durchgeführt” 2), 

Jugoslawien hat insofern eine gewisse Vereinheitlichung: ‘der Sozialversicherung durchgeführt, als die Zentralanstalt für Ar- beiterversicherung die Kranken- und Unfallversicherungszweige: einheitlich verwaltet °). 

In Italien gibt es eine gewisse einheitliche Organisation für die Tuberkulosen-. Invaliditäts-, Alters-, Hinterbliebenen- und Arbeitslosenversicherung, in dem alle diese Versicherungszweige- von derselben obersten Zentralanstalt verwaltet und geleitet wer-- 

    

1) Diesbezüglich siche IL A. A.: Les services socjaux en 1955, a. a. O., S. 356.585, 
2) TA. A: Internationales Jahrbuch der Sozialpolitik, 1954— 1955, a.a. 0. S. 284, 
5) Ebenda. S. 258239,
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den, und zwar von-der faschistischen Nationalanstalt 

für soziale Fürsorge, 

Eine teilweise Vereinheitlichung wurde kürzlich auch in 
Österreich durchgeführt. Und zwar ist durch das Gesetz von 
1935 ein einheitlicher Beitrag für sämtliche Sozialversicherungs- 
zweige — Kranken-, Invaliditäts-, Alter-, Hinterbliebenen-, Unfall- 
und Arbeitslosenversicherung — bestimmt worden. Dieser Fin- 
heitsbeitrag ist auf 20% der Lohnsumme für alle versicherten Ar- 
beiter und Angestellten festgesetzt und wird zu gleichen Teilen 
von den Versicherten und ihren Arbeitgebern getragen '). 

Das Gesetz hat ferner die Träger der Krankenversicherung 
und die der Rentenversicherungen vereinigt, wie in Deutschland 
nach dem Aufbaugesetz von 1934. Und zwar sind die Träger der 
Krankenversicherung örtliche Versicherungsanstalten der Träger 
der Rentenversicherungen °). 

Deutschland besitzt schon seit langer Zeit in der Knapp- 
schaftsversicherung ein einheitliches Sozialversicherungssystem, 
Indessen ist die Knappschaftsversicherung der kleinste Sozialver- 
sicherungszweig im deutschen Sozialversicherungssystem. 

Die einheitliche Organisation der deutschen Knappschaftsver- 
sicherung besteht aus einer obersten Versicherungsanstalt — der 
Reichsknappschaft— und aus 17 örtlichen Versicherungsträgern — 
den Bezirksknappschaften °). 

Die Knappschaftsversicherung deckt die folgenden Versiche- 
rungsfälle: Krankheit, Mutterschaft, Invalidität, Alter und |Tod. 

Die notwendigen finanziellen Mittel werden durch einheitliche 
Beiträge aufgebracht, die zur Deckung aller oben ‚genannten Versi- 
cherungsfälle dienen. Diese einheitlichen Beiträge werden zu 3/5 
von den Versicherten und zu 2/5 von ihren Arbeitgebern getragen. 

Im übrigen hat in Deutschland immer eine starke Tendenz zw 
einer weiteren Vereinheitlichung der Sozialversicherung bestanden. 

1) Diesbezüglich siehe Internationales Arbeitsamt: 
l’Annee Sociale 19551956, Geneve 1956. S. 240. 

2) I. Argeseanu: Rafionalizarea sistemelor nationale de asi- 
guräri sociale. Politica Socialä, anul IV, Nr. 107, 

5) Siehe auch S, 224—225 dieser Arbeit.
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Aus früheren Zeiten ist die Einführung der Reichsversiche- 
rungsordnung zu erwähnen, die von 1911 und bis auf den heutigen 
Tag ein Einheitsgesetz für die Kranken-, Unfall- und Invaliden- 
versicherungszweige geblieben ist?), \ 

Auch das Aufbaugesetz vom 5. Juli 1934 bedeutet einen .we- 
sentlichen Schritt vorwärts im Sinne einer Vereinheitlichung der 
Sozialversicherung in Deutschland. 

Die Zwecksetzung wird auch im Gesetzestext des Aufbauge- 
setzes ausdrücklich in der Einleitung . hervorgehoben, indem es 
dort heisst: „um Zersplitterung und Unübersichtlichkeit in der 
Sozialversicherung zu beseitigen und durch eine einheitliche Zu- 
sammenfassung ihrer Leistungsfähigkeit zu stärken“, 

Vor allem hat das Aufbaugesetz erheblich zu.der Vereinheit- 
Jichung der Träger der Krankenversicherung — der Krankenkassen 
— und der. Träger der Invalidenversicherung — der Landesversi- cherungsanstalten — beigetragen. Und zwar bestimmt das Aufbau- 
gesetz, dass die Krankenkassen für die Landesversicherungsanstal- 
ten die örtlichen. Aufgaben der Invalidenversicherung durchzu- 
führen haben und auf der anderen Seite, dass die Landesversi- 
cherungsanstalten selbst Träger der Krankenversicherung sind, in- soweit es sich um Gemeinschaftsaufgaben handelt, d. h. um solche 
Aufgaben, die zweckmässig gemeinsam für ihren zuständigen Be- 
zirk durchgeführt werden. - 

: 
Des weiteren bestimmt das Aufbaugesetz, dass die örtliche 

Landesversicherungsanstalt und der örtliche Gemeindeunfallversi- 
cherungsverband eine Verwaltungsgemeinschaft unter einheitlicher Führung bilden sollen (Abschh. I — Ar. 2 — 82). 

Ferner ist es von grossen Wichtigkeit, dass nunmehr der Reichs- arbeitsminister Vorschriften über einen einheitlichen Beitragsein- zug für die Kranken- und Rentenversicherung erlassen kann (Abschn. 
I, Art. 8, $ 4). 

Ebenso bedeutsam ist die Bestimmung des Aufbaugesetzes, 
nach der das Reichsversicherungsamt oberste Spruch-, Beschluss- 
und Aufsichtsbehörde über die gesamte deutsche Sozialversiche- 
rung ist (Abschn. III) 
  

  

1) Vergl. Moldenhauer: Hd. St, a. a. O. S. 829,



397 

  

Ausserhalb des Bereiches des Aufbaugesetzes kann das Ein- 
-zugsverfahren in der Arbeitslosenversicherung ebenfalls als ein 
Schritt im Sinne der Vereinheitlichung der Sozialversicherung be- 
zeichnet werden; sämtliche Beiträge zur Arbeitslosenversicherung 
werden nämlich von den Krankenkassen eingezogen. Diese Bestim- 
mung wurde zusammen mit dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 
von 1927 eingeführt. Aber auch die seit langer Zeit verbreitete 
Tendenz zur Bildung von Kassenverbänden, Spitzenverbänden, Ar- 
beitsgemeinschaften, usw., zwischen den Versicherungsträgern des- 
selben oder mehrerer Sozialversicherungszweige !) liegt in dieser 
Richtung. 

Hinsichtlich der somit von allen Seiten und seit langer Zeit 
erstrebten Vereinheitlichung der Sozialversicherung in Deutschland, 
ist der folgende preiswürdige Vorschlag von Lutz Richter be- 
sonders zu erwähnen: „Das organisatorische Gesamtbild einer im 
Rahmen des Möglichen und psychologisch Erstrebenswerten ver- 
einheitlichten Sozialversicherung würde also das sein, dass drei 
‚versicherungstechnisch voneinander getrennte Versicherungszweige 
beständen: die Versicherung gegen Krankheit (einschliesslich unfall- 
verursachter Behandlungsbedürftigkeit und Mutterschaft), die Ver- 
sicherung gegen Erwerbsunfähigkeit langwieriger Art (einschliess- 
lich der durch den Unfall entstandenen, gegebenenfalls gespalten 
in Arbeiter- und Angestellten-Rentenversicherung) und die Versi- 
cherung gegen Arbeitslosigkeit. Getragen würde die Krankenversi- 
cherung von mittelgrossen, räumlich zerstreuten Krankenkassen 
(Ortskrankenkassen, Betriebskrankenkassen, sowie der Seekranken- 
kasse, die nunmehr an die Reichsanstalt anzulehnen wäre; zuge- 
lassen blieben Ersatzkassen), die Invaliden- und Angestelltenversi- 
cherung und die Arbeitslosenversicherung unter getrennter , Rech- 
nungsführung von der einen Reichsanstalt. Dieser bliebe auch die 
Aufgabe der Arbeitsvermittlung. Deshalb, aber auch zu anderen 
Zwecken, müssten ihr die Aussenstellen belassen werden. Für die 
Aufgaben der Beitragseinhebung und der Auszahlung von Renten- 
leistungen, sowie der Krankenbehandlung für Rentner, überhaupt 

  

1) Diesbezüglich siche Moldenhauer: Handwörterbuch der 
Staatswissenschaften, a. a. O. S. 851.
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für den Verkehr mit Versicherten und Arbeitgebern ausserhalb der 
Arbeitsmarktverwaltung wurde sie sich in weiten Umfange der. 
Krankenkassen zu bedienen haben, während ihre eigenen Aussen- 
stellen für Aufgaben mehr hoheitlicher Färbung, für Überwachung 
und dergleichen zu verwenden wären” ?). 

Nach Lutz Richter wäre also die Reichsanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung als oberste Versiche- 
zungsanstalt der gesamten deutschen Sozialversicherung zu se- 
tzen?); die Unfallversicherung könnte als besonderer Zweig der 
Sozialversicherung verschwinden, d. h. sie könnte in die Kranken- 
und Rentenversicherung eingegliedert werden ?). 

Ein anderer Vorschlag betreffend die Vereinheitlichung und 
Rationalisierung der gesamten deutschen Sozialversicherung ist 
derjenige von L. Lang. Lang schlägt zwar die Bildung von 
„Kreisversicherungsgenossenschaften” als einheitliche Versiche- 
rungsträger für sämtliche Versicherungszweige vor: „Es kann für 
alle Versicherungszweige nur ein Versicherungsträger geschaffen 
werden. Dieser Träger heisst „Kreisversicherungsgenossenschaft”. 
Er wird nach den Prinzipien der Selbstverwaltung auf regionaler 
Grundlage unter Berücksichtigung beruflicher Interessen aufgebaut. 
Sein Bezirk ist der Stadtkreis oder der Grosslandkreis, die die 
Grundlage für die kommunale Einteilung des neuen Deutschlands 
zeben werden... Die Kreisversicherungsgenossenschaft ist „Iräger” 
der Sozialversicherung. Sie führt die Aufgaben der Sozialversiche- 
zung durch, soweit nur eben die Versicherten und deren Arbeit- 
geber irgendwie mit der Versicherung in Berührung kommen”... 

, „Die Kreisversicherungsgenossenschaft hat alle Leistungen zu ge- 
währen, die heute in der Reichsversicherungsordnung, dem Ange- 
stelltenversicherungsgesetz, dem Reichsknappschaftsgesetz und dem 
Gesetz über Arbeitslosenversicherung und Arbeitsvermittlung ent- 
halten sind” ®), 

  

1) Lutz Richter: Vereinheitlichung der Sozialversicherung. 
Berlin 1951. S. 56. 

2) Ebenda. S. 28-29, 

5) Ebenda. S. 51-55, 
4) L. Lans: Rationalisierung der Sozialversicherung. Stuttgart 

1929. S. 40 und 42,
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Mit der Vereinheitlichung, d. h. mit der Verwirklichung eines 
einheitlichen Sozialversicherungssystems sind viele Vorteile :ver- 
bunden; deshalb sollte das Einheitssystem zum Vorbild sämtlicher 
‚Sozialversicherungen aller Länder genommen werden, 

Einige grosse Vorteile, die mit der Vereinheitlichung verbun- 
‚den sind, wurden von dem Internationalem Arbeitsamt besonders 
treffend gekennzeichnet: „Deckt ein und derselbe Versicherungs- 
träger den Versicherten gegen alle Risiken, so ist die Verwaltung 
vereinfacht und weniger kostspielig und demzufolge auch der so- 
ziale Ertrag der Versicherung grösser. 

„Der Versicherungsträger stellt nur eine Mitgliedskarte aus, 
benötigt nur einen Lohnausweis, hebt einen Gesamtbeitrag für alle 
Versicherungszweige ein, hat nur eine Zahlstelle und einen Über- 
wachungsdienst. Hieraus erwachsen sowohl dem Versicherten als 
auch dem Arbeitgeber, die stets nur mit einem Versicherungsträ- 
ger zu tun haben, erhebliche Vorteile; auch dürfte der einheitliche 
Versicherungsträger mit einer geringeren Zahl von Beamten das 
Auslangen finden. 

„Belangreicher als die vorangeführten Gesichtspunkte ist der 
folgende: der einheitliche Versicherungsträger kann infolge der 
Vereinigung der Mittel und Kräfte einen günstigeren sozialen Er- 
trag erzielen als mehrere organisch unverbundene Versicherungs- 
träger. Der einheitliche Versicherungsträger hat eine genaue Kennt- 
nis der Versicherten; er überwacht sie vom ersten Tage ihrer Er- 
krankung und ist demzufolge in der Lage, ihnen entsprechende 
Hilfe angedeihen zu lassen. - 

„Der einheitliche Versicherungsträger verfügt auch über eine 
vollständige Organisation der Heilbehandlung. Infolge der Konzen- 
tration der Geldmittel wird es "möglich, Ambulatorien, Kliniken und 
Krankenheilanstalten ins Leben zu rufen, die über ein ausreichen- 
des. und fachlich geschultes Personal verfügen. 

„Infolge des Bestandes eines einzigen Versicherungsträgers 
gibt es weder Kompetenzkonflikte noch Doppelversicherungen oder 
Lücken in der Versicherung” ’). 

1) Internationales Arbeitsamt: Grundprobleme der. So- 
zialversicherung. Reihe M. Nr. 1, Genf 1935. S. 156.
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Der wesentlichste Vorzug des Einheitssystems ist also, dass 
es viel billiger arbeitet als ein Mehrheitssystem, weil es eine ein- 
heitliche Organisation und einen einheitlichen Beitrag zur Deckung. 
sämtlicher Versicherungsfälle hat. Dazegen gibt es in einem Mehr- 
heitssystem mehrere Versicherungszweige, die meist alle ihre ei- 
gene Organisation haben und verschiedene Beiträge erheben. Da- 
her bestehen in einem Mehrheitssystem unnötigerweise mehrere 
Versicherungsanstalten nebeneinander, weil jeder Versicherungs- 
zweig seinen eigenen Versicherungsträger haben soll für die Er- 
hebung der Beiträge, für die Gewährung der Leistungen, usw. Bei 
dem Mehrheitssystem kann es also an ein und demselben Ort meh- 
rere Versicherungsanstalten geben, je nach der Zahl der verschie- 
denen Versicherungszweige. Bei dem Einheitssystem dagegen wird 
es an einem Orte nur einen einzigen Versicherungsträger geben, 
der die Beiträge für die Deckung aller Versicherungsfälle einheit- 
lich erhebt und der alle anfallenden Leistungen gewährt. Das be- 
deutet also, dass in einem Einheitssystem viel wenigere Versi- 
cherungsanstalten notwendig sind, und dass die Beiträge eines und 
desselben Versicherten nur einmal für alle Versicherungsfälle be- 
rechnet werden müssen. Die einheitliche Beitragserhebung bringt 
aber nicht nur dem Versicherungsträger grosse Vorteile, sondern 
auch den Versicherten und Arbeitgebern, weil sie demzufolge nur 
einen einzigen Beitrag zu zahlen haben und nicht mehrere Beiträge 
je nach der Zahl der Versicherungszweige?). 

  

1) Vergl. auch L. Lan g: Rationalisierung der Sozialversicherung, a, a. 0. S. 47: „Durch Errichtung der Kreisversicherungsgenossenschaft wird auch einem Bedürfnis. der Arbeitgeber abgeholfen. Heute müssen sich die Arbeitgeber mit fünf Trägern abgeben. Jeder berechnet die Beiträge anders. Die Beiträge der Versicherten werden auch bei jedem Träger in anderem Satze erhoben. Das gleiche ist von der Beitragsein- ziehung zu sagen. Ausserdem setzt jeder Versicherungsträger Misstrauen in den Arbeitgeber und kontrolliert die Bücher. So hat der Arbeitgeber Bücherprüfungen zu. erwarten von der Krankenkasse, Berufsgenossen- schaft, Landesversicherungsanstalt, Reichsversicherungsanstalt. Daneben prüft das Finanzamt. Welche unproduktive Arbeit von diesen Stellen leistet wird, die alle dasselbe bezwecken: nachzuprüfen, ob der Ar- beitgeber die Lähne richtig angegeben und die Beiträge voll bezahjt hat. Viel leichter und einfacher kann diese Prüfung erfolgen, wenn nur eime Stelle damit befasst wird. Personal, Zeit, Briefwechsel und Belästigungen werden vermieden. Fälle, in welchen ‚Arbeitgeber mit nur 50 Versicherten, 9 verschiedene Krankenkassen und 5 andere Ver- sicherungsträger die ihrigen nennen, werden ausgeschlossen”, 
23
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Die Versicherten werden auch hinsichtlich der Gewährung der 
Leistungen Vorteile haben, weil in einem Einheitssystem, alle So- 
zialversicherungsleistungen durch einen und denselben örtlichen 
Versicherungsträger gewährt sein werden. 

Aus den oben erwähnten Tatsachen folgt eindeutig, dass ein 
Einheitssystem viel niedrigere Verwaltungskosten als ein Mehr- 
heitssystem hat. 

Einen weiteren wesentlichen Vorteil des Einheitssystems ge- 
genüber dem Mehrheitssystem liegt darin, dass die Einrichtung 
eines Einheitssystems eine viel grössere Zahl von Versicherten um- 
fassen kann als die einzelnen getrennten Einrichtungen eines Mehr- 
heitssystems. Da die Sozialversicherung ausserdem im allgemei- 
nen von dem Gesetz der grossen Zahl abhängig ist, liegt darin 
eine weitere Bestätigung klar, dass ein einheitliches System vor- 
teilhafter arbeitet als ein Mehrheitssystem. " 

Die Fonds der Sozialversicherung werden in einem Einheits- 
system ebenfalls viel besser und günstiger verteilt werden können, 
weil die oberste Versicherungsanstalt die gesamten Fonds der So- 
zialversicherung an einer Stelle sammelt und von dort aus verteilt, 
während in einem Mehrheitssystem die Fonds der verschiedenen 
Versicherungszweige getrennt bleiben. Auch die finanzielle Unter- 
stützung (Gemeinlast) der wirtschaftlich schlechter gestellten Ver- 
sicherungsträger gegenüber den gut situierten wird bei einem 
Einheitssystem viel besser und vorteilhafter durchgeführt . werden 
können. 

Wir finden somit immer wieder bestätigt, dass das Einheits- 
system viel günstiger und auch viel billiger als das Mehrheits- 
system arbeitet, weil seine ganze Organisation vereinheitlicht, ver- 
einfacht und rationalisiert ist. Ein gutes Beispiel dafür gibt das 
in Rumänien im Jahre 1933 durchgeführte einheitliche System, 
‚welches eine Ersparnis von ungefähr 50 Millionen Lei brachte?). 

Durch die Vereinheitlichung der Sozialversicherung wird also 
‚mit einem Minimum von Ausgaben ein Maximum an Leistungen 

erreicht, d. h. eine grösstmögliche Leistungsfähigkeit bei möglichst 

niedrigen Kosten. 

1) Vergl. D. R. Toanijescu: Curs de politicä socialä, _ a 
a.0. — 5. 250. . 

26
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Die grosse finanzielle- Überlegenheit der Vereinheitlichung der 

Sozialversicherung hat Lutz’ Richter, ein wichtiger Vertreter 

des Einheitssystems, mit folgenden Worten gekennzeichnet: ;‚Der 

wirtschaftliche Erfolg wird zum Teil nicht: unmittelbar in den 
Rechnungsberichten der Versicherungsträger ersichtlich, liegt‘ viel- 
‚mehr schon in der Einzelwirtschaft der -Versicherungsbeteiligten. 

Arbeit-, streit- und kostenersparende Vereinfachungsmöglichkeiten 

'bieten: sich bei der Abgrenzung des Kreises der Versicher- 

ten. Erstrecken alle Zweige der Sozialversicherung sich einheitlich 

auf denselben Menschenkreis, so fallen die Umständlichkeiten der 

Versicherungspflicht weg. Der Aufbau der Versicherungs- 

träger ist heute allzuviel gestaltig, und damit kostspielig. Durch 

-Vereinheitlichung und Vereinfachung kann hier erheblich gespart 

‘werden. Verbilligungsmöglichkeiten bieten sich auch in Einzelheiten 

“der. Verwaltung; die in dieser Schrift‘ beiseite bleiben müssen. Nur 

auf das Beitragsverfahren sei besonders hingewiesen, das 

durch Zusammenfassung vereinfacht, und damit wirtschaftlicher 
"gestaltet werden kann. Auch unmittelbar für den Staatshaushalt 

lassen sich Ersparnisse erzielen, wenn die Zuschüsse zu den Ver- 

sicherungsaufwendungen wegfallen und der staatliche Behör- 

denaufbau, der Reform der Versicherungsträger folgen, ver- 

einheitlicht und verkleinert wird” ’). 

Am deutlichsten zeigt sich. allerdings die Überlegenheit des 

Einheitssystems in den schadenverhütenden Massnahmen der So- 

zialversicherung und in dem Bemühen um die Volksgesundheit. 

‘Für die möglichst weitgehende Verwirklichung dieser beiden Ziele 

"braucht die Sozialversicherung eine umfassende medizinische Aus- 
‘züstung, d. h modern eingerichtete Krankenhäuser, Heilanstalten 

‘und. medizinische Einrichtungen ‘und einen gut gebildeten Aerzte- 

stand. 

Die. dafür notwendigen, ‚grossen Fonds können am besten und 

günstigsten von einer: grossen Sozialversicherungseinrichtung ver- 

fügbar gerhacht werden. Da andererseits‘ das Einheitssysteni die 

grösstmögliche Sozialvetsicherungseintichtung eines Landes dar- 

- N -Lü tz Richter r: Vereiiheitlichung.. der: Sozialrersicherung, 

a.a. 0.88. Dr 
ar 

ı
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stellt, ‘so: ist: das Einheitssystem: die- wirksamste Sozialversiche- 
sungseinrichtung zur Erfüllung der oben dargestellten Zwecke. or 

Eng verbunden mit der Vereinheitlichung der Sozialversiche- 
aung innerhalb eines jeden Landes ist auch‘das Problem der inter- 
nationalen Vereinfachung und Angleichung der Sozialversicherungs- 

„einrichtungen. Hierfür hat sich insbesondere das Internationale Ar- 
-beitsamt in Genf kürzlich mit aller Energie eingesetzt''). 

Für die künftige Gestaltung der. Sozialversicherung ist also 
‚das Einheitssystem vor allem aus den folgenden beiden Gründen 
‚zu empfehlen: Infolge einer einheitlichen und vereinfachten Orga- 
nisation ist das Einheitssystem das leistungsfähigste Sozialversi- 
‚cherungssystem, denn es erreicht mit einem Minimum an Aus- 
gaben ein Maximum an Leistungen. Beispielsweise betragen in Ru- 
„mänien die einheitlichen Beiträge nur 6 % der Grundlöhne für die 
‚Deckung aller Versicherungsfälle — allerdings mit Ausnahme der 

. Arbeitslosigkeit —, obwohl die Leistungen fast denjenigen, der 

1) Auf die grosse Bedeutung der internationalen Vereinfachung 
und Verzinheitlichung der Sozialversicherung und ihre Bedeutung für 
die Verwirklichung einer sog. „internationalen” Sozialversicherung wur. 

‘ de auch von K. Krzeezkowski schon im Jahre 1923 hingewiesen: 
‘ „Linternationalisation des assurances sociales n’est donc realisable qu’a- 
pres V’etablissement de leur base nouvelle. Seule l’unification fournira 
cette base internationale. Son application sera f&conde en resultats et 
sa portee aussi vaste que celle de certains grands principes de la 

' legislation sociale, tels que Ja journde de huits heures. Une nouvelle 
‚structure du monde pourra s’edifier sur ce fondement”. Zu diesem Ziet 
glaubt Krzeczkowski durch die beiden folgenden Wege am besten zu 

‚erreichen: „Deux routes peuvent mener au but que nous venons d’in- 
‘-diquer: laisser a quelques pays Yinitiative de la refarme et conmpter 

‚sur la force de l’example; ou bien &tablir des conventions internafio- 
nales. Ce dernier moyen nous sömble Je meilleur. Nous sommes per- 

suade que, dans ce domaine le Bureau international du Travail a un 
‘ röle essentiel & jour et quil lui appartient, gräce aux moyens d’aciion: 
- dont dispose lrorganisation permanente, de contribuer ä r&soudre Ja 
_erise dont sonffrent actuellement les assurances sociales”. K, Krzecz»- 
“Kowski: Les assurances sociales et la legislation iniernationale — I. 
: A. A. — ‚Revue internationale. du travail — Novembre ‘1925. Vol. VIII, 
. Nr. 5,8.69. 
_,..So auch L. Brucker. Muthesius, L, Richter, H. Süss, 
Die Sozialversicherung. I. Bd. Berlin 1928, $. 75: ‚Das vom Völker. 
:’bund errichtete Internationale Arbeitsamt hat die besondere Aufgale, 

’ ‚ein einheitliches. Weltsozialversicherungsrecht zu. erwirken”.
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anderen Länder gleichkommen, die viel höhere Gesamtbeiträge 
erheben. 

Zweitens ist die Vereinheitlichung im Interesse einer erwünsch- 
ten „internationalen” Sozialversicherung zu befürworten. Wird die 
Vereinheitlichung in allen Ländern restlos durchgeführt, so wird 
die Sozialversicherung von einer nationalen zu einer internationa- 
len Einrichtung. Alle Sozialversicherungsanstalten werden zusam- 
men, als Schutzanstalten der gesamten Arbeiterschaft angesehen 
werden könuen, die immer bereit sein werden, diejenigen Personen. 
zu unterstützen, die unter dem Druck der Arbeitslosigkeit in an- 
dere Länder auswandern, um sich Arbeit zu suchen. 

Wenn die Leistungen und die Gestaltung aller Sozialversiche- 
tungssysteme der verschiedenen Länder einander ähnlich sein 
werden, so wird es auch sehr bald möglich sein, internationale: 
Übereinkommen zwischen den verschiedenen Ländern hinsichtlich 
der Sozialversicherung abzuschliessen. In diesem Augenblick wer- 
den die betreffenden Länder neben der sicherlich sehr wichtigen 
medizinischen Aufrüstung eine zweite noch wichtigere Aufrüstung 
durch die Sozialversicherung gewinnen, nämlich: eine moralische 
Aufrüstung der arbeitenden Massen. Und die physische und mora- 
lische Gesundheit eines Volkes waren wohl immer die Grundpfeiler 
für den Aufstieg und die Fortentwicklung aller Nationen. 

Auch die Arbeitnehmer, bezw. Versicherten finden in einem 
Einheitssystem den grösstmöglichen Vorteil, indem sie durch die 
“Zahlung nur eines Beitrages an eine einzige Einrichtung gegen 
alle Versicherungsfälle versichert werden. So werden die Versi- 
cherten im Falle eines Einheitssystems durch eine einzige einheit- 
liche Sozialversicherungseinrichtung von ihrer Geburt bis zu ihrent 
Tode, betreut und unterstützt. D. R. loanitescu schreibt im 
diesem Sinne über das rumänische Einheitssystem: „Die Sozial- 
versicherung betreut den Arbeitnehmer von seiner Geburt bis zum 
Tode. Sobald der Lehrling in eine Werkstatt oder Fabrik ein- 
getreten ist, wird er als „Kind” der Sozialversicherungseinrichtung 
berücksichtigt. Er wird zu Lasten seines Arbeitgebers obligatorisch 
versichert. Nachdem der Lehrling Arbeitnehmer geworden 
ist, wird er auf seinem eigenen Konto versichert. Der Beitrag wird 
nicht mehr von seinem Arbeitgeber allein entrichtet, sondern nuh-
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mehr von den beiden. Erkrankt der Arbeitnehmer oder wird er 
invalide infolge von Krankheit oder Unfall, so bekommt er bis zu 
seiner vollständigen Heilung „Krankenpilege”, ‚Kranken- 
geld” bis zur 26. Woche oder eine „Rente” im Falle eines 
Unfalls, einer Invalidität oder wegen seines Alters. Stirbt der Ver- 
sicherte, so erhalten seine Frau und Kinder neben den „Bestat- 
tungskosten” auch „Hinterbliebenenrente”, Sogar 
die Eltern des Versicherten haben Anspruch auf Renten, wenn sie 
beim Tode des Versicherten von diesem unterhalten wurden” !). 

Überblicken wir noch einmal die Entwicklung und die soziale 
Bedeutung der modernen obligatorischen Sozialversicherung für 
Werktätige aller Industriestaaten, so glauben wir keine bessere 
Würdigung dieses sozialen Hilfswerks geben zu können, als uns 
den Worten von Grinda anzuschliessen: „Die Sozialversicherung 
ist ein Mythus, sie ist eine neue Religion der arbeitenden Massen” ?). 

1) D.R. Toaniteseu: Curs de politicä socialä, a. a. O. 5. 255, 2) Grinda: Rapport fait au nom de la commission d’assurance <t de pevoyance sociale chargee d’examiner le projet de loi sur les assurances sociales, Nr. 5505. Chambre de Deputes, session de 1923, Paris 1925,



v
a
n
 Pr 

a
e
:
 

LITERATUR 
  

Deutsche Schriften. 
  

Addicks, A.: Die Schadenverhütung in ‚der deutschen Sozial- 
versicherung. Leipzig : 1951. 
“ Albrecht, G.: Grundfragen der. Soziälversicherung. Berlin 1929. 

_ Sozialversicherung oder Zwangssparkasse Münster 1931. 
Bäumer, W.: Die Krankenrersicherung. ‚jetzt ein Fluch, umge- 

staltet ein Segen für" das Volk. München 1950. . 
. Bernhard, L.: Unerwünschte, Folgen der deutschen. Sozialpoli- 

dik. Berlin 1912. 
Bödiker: Die Arheiterversicherung in den europäischen Staaten 

Leinzig 1895. 
_ Beitrag . zur Geschichte der Arbeiterversicherung in 

Deutschland. Berlin 1902. 
Boesler F.: Sozialetat und Soziale Belastung. Berlin 1951. 

d. Borght, R.: Die soziale Bedeutung der deutschen Arbeiter- 
versicherung. Fesigabe für Johannes Conrad. Jena 1898. S. 185 ff. 

— Grundzüge der Sozialpolitik. 2. Auflage. Leipzig 1925. 
S. 523 ff. ...: 

Brancharit: Zur Frage der Belastung der deutschen Industrie 
durch die Arbeiterversicherung. Zeitschrift für die gesamte Versiche- . 
rungswissenschaft. Bd. 14. Berlin 1914. S, 47511. 

Brentano, Lujo: Die Arbeiterversicherung, gemäss der heuti_ 
gen Wirtschaftsordnung. Leipzig 1879. 

— Der Arbeiterversicherungszwang. seine Voraussetzungen 
und seine Folgen. Berlin 1881. 

Briefs: Die volkswirtschafiliche Bewertung der Sozialversiche- 
rung. Die deutsche Sozialversicherung seit 1914. Essen 1929. 

. Brucker L., Muthesius. Lutz Richter, H. Süss: Die 
Sozialversicherung. Berlin 1928. 6 Bände. 

Brucker, L.: Die deutsche Sozialversicherung am Scheidewege, 
Stuttgart 1955. 

Brunn: Der Friedensvertrag und die deutsche Sozialversicher rung. 
Zeitschrift. für die gesamte Yersicherungswissenschaft. ‘Bd. 20. Berlin 
1920. S. 127 ff. 

Conrad, J.: Grundriss zum Studium "der politischen Ökonomie. 
II. Teil. Volkswirtschatspolitik, ‘11. Aufl. Jena 1930, bearbeitet von 
A. Hesse. S. 448 ff. .



408 
— 

Dersch. H.: Die Sozialversicherung. Berlin 1927. — Das neue Angestelltenversicherungsgesetz. 5. Aufl. Mann- heim 1926, 
Düttmann u. Bülow: Die Entwicklung der deutschen Sozial- versicherung. Düsseldorf 1926. . EckertHNartman n: Handbuch der Reichsversicherung, 19235 — 1926, Berlin 1926. 
Egger Alois: Die Belastung der deutschen Wirtschaft durch ie Sozialversicherung. Jena 1929, ee Fostgabe für Alfred Manes: Berlin 1977, Festgabe für Gries er: Wiederaufban und Wirken der deut- schen Sozialversicherung. München 1928, 
Finkenrath, K.: Die französische Sozialversicherung. Archiv für soziale Hygiene. Jahrgang 1930. V. Bd. Heft 1. 

— Die Kassenarztfrage im In- und Auslande. 1927. Friedensb urg, F.: Die Praxis der deutschen Arbeiterversiche- rung. ‚Zeitschrift für Politik. 4. Bd. Berlin 1911. S. 329 ff. Goldmannu. Groi Jahn: Die Leistungen der deutschen Kran- kenversicherung im Lichte der sozialen: Hygiene. Berlin 1928, Grieser, A.: Die gegenwärtigen Probleme der Sozialversicherung. Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft, Bd. 26, Berlin 1926. S. 141 Sf. 
_ Internationale Einigung über Probleme der Sozialversi- cherung. Zeitschrift für die gesamte Versicherungswiss. Bd. 2. Ber- lin 1925, . 
— Formen und Grenzen der Selbstverwaltung in der Sozial- versicherung. Zeitschrift, Soziale Praxis, Berlin 1925. S. 404- ff. Hahn-Kühne: Handbuch der Krankenversicherung. Berlin 1929, Hanauer: Die sozialhygienischen Leistungen der deustchen Ar. beiter- und: Angestelltenversicherung im Kriege und ihre Zukunftsauf- gaben. Berlin 1920, " 

Hartz, G.: Irtwege der deutschen Sozialpolitik und der Weg zur sozialen Freiheit. Berlin 1928. 
Helipach, W.: Rentenhysterie. Zeitschrift für die gesamte Ver- sicherungswissenschaft. Bd. 8 Berlin 1908. S. 268 ff. Herkner H.: Die Arbeiterfrage. Bd. 1. 8. Aufl. Berlin und „ Leipzig 1922, S, 378 ff, 

‘ _. Arbeitslosenversicherung durch die Bernfsgenossenschaf- ten. Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft. Ba. 4, Ber- lin 1904. S. 287 ff, 
Hevde, L.: Abriss der Sozialpolitik. 8. Aufl. Leipzig 1955.5. 102 ff. Hirsch. M.: Die gegenseitigen Hilfskassen und die Gesetzgebung. Stuttgart 1876. 
Hitze: Zur Würdigung der deutschen Arbeiter-Sozialpolitik. 1915, Hold: Die internationale Sozialversicherung an der Vierteljahr- hundertwende. Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft. Bd. 26, Berlin 19%, S. 12 ff. 
Horneffer. E.: Frevel am Volk. Gedanken zur deutschen So- zialpolitik. 2, Aufl. Leipzig 1950.



409 

Jacobi: Die Träger der Sozialversicherung und ihre Angehöri- 
gen. Leipzig 1916. 

Kaskel, W.: Entwicklungstendenzen der deutschen Sozialversi- 
herung. Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft, Bd. 22, 
Berlin 1922. S. 89 ff. 

_ Die Entwicklung der formellen Versicherung. Festgabe 
für A. Manes, Berlin 1927. S. 248 ff. 

Kaskelu. Sitzler: Grundriss des sozialen Versicherungsrechis. 
Berlin 1921. 

Kaufmann. P. Schadenverhütendes Wirken in der deutschen 
Arbeiterversicherung. 5. Aufl. Berlin 1914. 

_ Sozialversicherung oder Staatsbürgerversorgung. Zeitschr. 
für die gesamte Versicherungswissenschaft. Bd. 24, Berlin 1924. S. ı ff. 

— Zur Umgestaltung der deutschen Sozialversicherung. Ber- 
lin 1924. 

Kleeis, F.: Die Geschichte der sozialen Versicherung in Deutsch- 
land. Berlin-Lichterfelde 1928. 

— Die Neugestaltung der Versicherung. Berlin 1921. 
Knoll, E.: Der Neuaufbau der Sozialversicherung. Stuttgart-Ber- 

lin 1954. 

Kreil, Dr.: Sozialversicherung und Wirtschaft. Berlin 1928. 
. Kumpmann,K. Die Arbeitslosigkeit und ihre Bekämpfung. 
Tübbingen 1920. 

_ Art. Arbeitslösigkeit und Arbeitslosenversicherung. Hand- 
wörterbuch der Staatswissenschaften. 4. Aufl. Jena 1925. S. 791 ff. 

Lang, L.: Rationalisierung der Sozialversicherung. Stuttgart 1929. 
Lass u. Zahn: Einrichtung und Wirkung der deutschen Arbei- 

terversicherung. Berlin 1904. 

Lederer, E.: Sozialversicherung im Grundriss der Sozialökono- 
mik. IX. Abt, II. Teil. Tübbingen 1927. 

Lehfeldt: Reform der Arbeitslosenversicherung in Grossbritan- 
nien und Deutschland. Soziale Praxis, Jena 1951. S. 1206 ff. 

Lehmann: Neuordnung der Sozialversicherung. Berlin 1922 
— Ärzte und Krankenkassen. 4. Aufl. Berlin 1930. 

Liek. E.: Die Schäden der sozialen Versicherungen, und Wege zur 
Besserung. 2. Aufl. München 1928. 

Manes, A.: Versicherungswesen. Bd. I. Allgemeine Versicherungs- 
lehre. 5. Aufl. Leipzig und Berlin 1950; Bd. III, Personenversicherung. 
(B. Sozialversicherung). Leipzig und Berlin 1932. 

_ Sozialversicherung. 7. Aufl. 1928, Sammlung Göschen. 
— Art. Sozialversicherung. Wörterbuch der Volkswirtschaft. 

3. Bd. 4. Aufl. Jena 1955. S. 570 ff. 

— Art. Arbeitslosenversicherung. Wörterbuch der Volkswirt- 
schaft. Bd. 1. 4. Aufl. Jena 1951. S. 166 ff. 

_ Die Leistungen der Sozialversicherung. Zeitschrifi für die 
gesamte Versicherungswissenschaft. Bd. 25, Berlin 1925. S. 266 ff. 

— Sieg der Sozialversicherung über die Staatsbürgerversor- 
gung in Australien. Zeitschrift für die gesamte Versicherungswi iss. Bd. 
26. Berlin 1926. S. 221 ff.



410- 

  

 Maänesü. Stein: Die Sozialversicherung im Völkerrecht. Zeit- schrift für die. gesamte Versicherungswissenschaft. Bd. 29. Berlin. 1922 Ss. 266 ff. ' er Er | E - Moldenhauer,-P.: Das Versicherungswesen. 2 Bände. -Sammis, lung Göschen 4. Aufl. Berlin und Leipzig 1995, u Art: ‚Sozialversicherung. Handwörterbuch der Staatswis- senschaften, Ergänzungsband. 4. Aufl.: Jena 1929. S, gıs ff. = oo. —. : Versicherungs- oder . Versorgungsprinzip in der deutscher Sozialversicherung. Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissen- schaft. Bd. 22, Berlin 1922, S, AZ. : 
— Sozialversicherung und Wirtschaft. Festgabe für Grieser. München 1928, 

re Die Stellung des Arheitgebers in der deutschen Sozial- versicherung. Festgabe für Manes. Berlin 1927. S. 358 ff. — Internationale Sozialpolitik. Vortrag. Leipzig 1927. -— . Internationale Fortschritte der Sozialversicherung. Vor- träge. Hannover 1912, \ 
_ Grundsätzliches zur Krise in der Sozialversicherung. Ärzt- liche Mitteilungen. Heft 24. Leipzig 1951. 
— Die Versicherung der Arbeitslosen, Mainz 1912. — Die Notwendigkeit eines wirksamen Schutzes der Ar- beitslosen und die Frage der Arbeitslosenversicherung. Berlin 1914. Oppenheim, H. B: Die Hilfs- und Versicherungskassen der ar-- beitenden Klassen. Berlin 1875. 

Potthoff: Wer trägt ‘die Kosten der sozialen Versicherung?’ Schriften des Vereins für Sozialpolitik. 137. Bd. 4. Teil, 5. \ . Pribram, K.: Dia Verteilung der finanziellen Lasten in der So- zialversicherung. Festgabe für Schanz. Tübbingen 1928. Bd. L, S. 212 ff. — Die Probleme der internationalen Sozialpolitik. Leip- zig 1927. 
v. Phillippovich RE: Grundriss der politischen Ökononiie: 1. Bd. Allg. Volkswirtschaftslehre. 19. Aufl. Tühbingen 1926. S, 420 fF.. Rawicz, E.: Die deutsche Sozialpolitik im Spiegel der Statistik. M. Glabdach 1929, 

. Reichsarbeitsministeriu m: Denkschrift über die Sozial-- versicherung. Berlin 1925. 
° — Deutsche Sozialpolitik 1918—1928. Berlin 1929. Reichsversicherun gsamt: Die deutsche Arbeiterversiche- rung als soziale Einrichtung. 5. Aufl. Berlin 1906. _ — Das Reichsversicherungsamt und die deutsche Arbeiter-- versicherung. Festschrift. Berlin 1910. 

— Leitfaden der deutschen Sozialversicherung. Berlin 1950.- Reutti: Neworientierung in der Sozialversicherung. Berlin 1952. Richter Lutz: Sozialversicherungsrecht. Berlin 1951. —  Vereinheitlichung der Sozialversicherung. Berlin 1951. — Zum Aufbau der Sozialversicherung. Leipzig 1934. — Grundriss der Reichsversicherung. Stuttgart-Berlin 1955, Rosin. H.: Das Recht der Arbeiterversicherung. 2 Bände. Berlir 1895 und 1905, ° 
Schäffer H. Art. Arbeiterversicherung. Internationales Hand- wörterbuch für Gewerkschaftswesen, 1950,



4". 

.. —  Verwaltungsprobleme im Bereich des sozialen Versiche- rungswesens. Stuttgart 1950. | ee 
Schäffle, A.: Der korporative Hülfskassenzwang: 2. Aüsgabe 

hülfskassen. Tübbingen 1884. a . 
— _ Vereinigter  Versicherungs- und’ Spardienst. bei Zwängs- 

hilfskassen. Tühbingen 1584, : 
Schirbel: Geschichte der sozialen: Krankenversicherung vom Altertum bis zur Gegenwart. Bd. I, Berlin 1929. 
Schmalz: Die deutsche Sozialversicherung während des Welt- krieges. Diss. Erlangen 1950. oo 

. Schmittmann B. Die Sozialversicherung, Heft 1.:Die Grund- lagen der Sozialversicherung. 4. Aufl, Düsseldorf 1926. 
— Art. Sozialversicherung. Handwörterbuch der Staatswis- senschaften. Bd. VII, 4. Aufl. Jena 1926. S. 622 ff. 
— . Sozialpolitik und Wohlfahrtspflege. Stuttgart 1931. . 
— Ausbau in der Sozialversicherung zu Elternschafts- und 

Wohnversicherung. Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft. 
Bd. 17, Berlin 1917. - - 

Schmoller, G.: Grundriss der allgemeinen Volkswirtschaftslehre. 2. Teil. 5. Buch. S, 400 ff. München und Leipzig 1919. 
— Die soziale Frage. München und Leipzig 1918. 2. Buch- 

2, Kap. S. 536 ff. 
Schoenlank, L: Das Versicherungsprinzip und das Fürsorge 

prinzip in der deutschen Sozialversicherung. Berlin 1953. 
Schoenbaum, E. Zur Frage der Sozialversicherung im zwi- 

schenstaatlichen Verkehr. Festgabe für Manes. Berlin 1927. S. 511 ff. 
Schulzu. Eckert: Grundzüge der deutschen Sozialversicherung, 

Im Auftrage des Reichsarbeitsminsteriums. 24. Sonderheft zum Reichs- 
arbeitsblatt. Berlin 1922. 

‚Schulz: Die deutsche Sozialversicherung. 5. Aufl. Berlin 1929. 
— . Die Selbstverwaltung der Krankenkassen im Rahmen 

der Demokratie. Der deutsche Krankenkassenbeamte. Berlin 1931. 8. 229 ff. 
Schweiger, Paula: Sozialversicherung und Wirtschaftsablauf 

Diss. München 1928. 
Siegrist, A.: Probleme der deutschen Sozialversicherung. Ber- 

lin 1927. . " 
Sombart. W.: Die gewerbliche Arbeiterfrage. Sammlung Gö- 

schen. 1904 und 1912, 

Stegerwald: Sozialversicherung und Volkswirtschaft. Zentral- 
blatt der christl. Gewerkschaften Deutschlands. Berlin 19236. S. 208 ff. 

Stein, O.: Ein Welt-Sozialversicherungsrecht im Aufbau. Festgabe 
für Manes. Berlin 1927. S. 224 ff. 

— _ Die Rationalisierung der Sozialversicherung in internatio- 
naler Betrachtung. Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft, 
Bd. 50. Berlin 1950, S. 249 ff. 

Stier-Somlo: Deutsche Sozialgesetzgebung. Geschichtliche Grund- 
lagen. Jena 1906. 

Strassert. H.: Die Selbstverwaltung in der Sozialversicherung. 
Diss. Berlin 1932,



412 
— 

Trode E. Sozialversicherungslehre. 2. Aufl, Stuitgart (Kohlham- mer) 1954, 
Versicherun gslexikon: Herausgegeben von A. Manes. 2, Aufl. Berlin 1924. 3, Aufl. Berlin 1930. " Wagner, Adolf: Der Staat und das Versicherungswesen,. 1881. — Art. Versicherungswesen "in Schönbergs Handbuch der politischen Ökonomie. Bd. 2, 4. Aufl, Tübbingen 1898, Wagner, M.: Die deutsche Arbeiterversicherung, ihre Entstehung und Weiterentwicklung. Berlin 1906. v. Waldheim, H.: Das Versicherungswesen in seiner Entwick- lung mit besonderer Berücksichtigung der Sozialversicherung. Berlin 1929, — Zeitgemässe Reformen der deutschen Sozialversicherung in historischer und wirtschaftlicher Beleuchtung. Berlin 1930, Weber, Adolf: Grundlagen und Grenzen der Sozialpolitik. Bd. 182 der Schriften des Vereins für Sozialpolitik. München 1951. Weber, H.: Gegenwartsfragen der deutschen Sozialversicherung. Heft 9 der Münchener Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Ab- handlungen. München 1930. 

Weddigen, W.: Sozialpolitik, Eine Einführung in ihre Theorie und Praxis. Jena 1935, S, 222 ff. 
’ _ Grundfragen der Sozialversicherungsreform. Jena 1951. —_ Begriff und Wesen der deutschen Sozialversicherung. Ärztliche Mitteilungen. Jahrgang 1933, 

Wilbrandt R. Zur Kritik der Sozialversicherung in Deutsch- land; in Le Assienrazioni Social: Publication officielle de la Caisse nationale des assurances sociales. Anno VII, Nr. 5. Supplement. Rom 1951. S. 49 ff. 
Wischer, F.: Die Sozialversicherung im neuen Staat. Berlin 1954, Wissel, R.: Die Geschichte der deutschen Sozialversicherung in „Die Reichsversicherung”, I. Jahrgang 1927, S. 138 ff, 2. Jahrgang 1928. Heft 7, S. 217 ff., Heft 8 8. 255 ff. 
Wörner, G. Allgemeine Versicherungslehre. 5. Aufl. Leipzig 1920. — Sachleistung oder Geldleistung als Leistungsprinzip der Sozialversicherung. Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissen- schaft. Bd. 25. Berlin 1925, S, 291 ff. 

_ Unfallverhätung als Teil der Beiriebsrationalisierung. Fest- gabe für Manes. Berlin 1927, S. 113 ff. 
Wunderlich, F.: Der Kampf um die Sozialversicherung. Ber- lin 1950, 

— Versicherung, Fürsorge und Krisenrisiko. 1932. Zacher. G. Die Arbeiterversicherung im Auslande. 5 Bände. Berlin 18981997. 
Zahn, F.: Die wissenschaftlichen Ansichten über das soziale Ver- sicberungswesen. Festgabe für Schmoller. Teil 2, München 1908. S. ff. — Die Wirkung der deutschen Sozialversicherung. München 1915. 

" — Belastung durch die deutsche Arbeiterversicherung. Zeit- schrift für die gesamte Versicherungswissenschaft. Bd. 12. Berlin 1912, S, 1127 ff. 
°



413 

  

— Familie und Versicherung. Festgabe für Manes. Berlin 1927. S. 65 ff. 
—  Familienversicherung in der internationalen Sozialpolitik. 

Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft. Bd. 50, Berlin 1350. 5.45 ff. . 
Zschucke Dr. Sozialversicherungsrecht, Heerschild-Verlag. 

München.Berlin. 
v. Zwiedineck-Südenhorst: Sozialpolitik. Leipzig 1911. S. 

377 ff. 

_ Die Bedeutung der Sozialversicherung im Wandel der 
Wirtschaftsentwicklung in „Die Betriebskrankenkasse”. XXT. Jahrgang. 
Nr. 17. Sept. 1928. S. 193 ff. , 

-— Simulation und Rentenhysterie bei der Reform der sozia- 
len Versicherung. Zeitschr. für die gesamte Versicherungswissenschaft. 
Bd. 6. Berlin 1906. S. 20 ff. 

—- Morbiditätsstatistik in der Krankenkassenverwaltung. Zeit- 
schrift für die gesamte Versicherungswissenschaft. Bd. 29, Berlin 1929, 
Heft 1. 

Zeitschriften. 

Ärztliche Mitteilungen. Leipzig. 
Amtliche Nachrichten des Reichsversicherungsamts. Berlin 1885-1927, 
Amtliche Nachrichten für Reichsversicherung, seit 1927. , 
Der Arbeitgeber. Berlin. 

Die Arbeiterversorgung. Berlin. 

Die Reichsversicherung. München. 

Gewerkschaftszeitung. Berlin. 

Internationale Rundschau der Arbeit. Berlin. 

Monatsschrift für Arbeiter- und Angestelltenversicherung. Berlin. 

Reichsarbeitsblatt. Berlin. 

Reichsgesetzhlatt. Berlin. 

Soziale Praxis. Berlin. 

Volkstümliche Zeitschrift für die gesamte Sozialversicherung. Berlin. 

Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft. Berlin. 

Zentralblatt für Reichsversicherung und Reichsversorgung. Stuttgart, 
Bulletin des assurances sociales. Paris. 

Bulletin du ministöre du travail. Paris. 

Internationale Zeitschrift für Sozialversicherung. Prag.. 

Internationales Jahrbuch für Sozialpolitik. Herausgegeben vom In- 
ternationalen Arbeitsamt in Genf. 

Le Assieurazioni Sociali. Rom. 

Revue internationale du travail, herausgegeben vom Internationalen 
Arbeitsamt. Genf. 

Studien und Berichte des Internationalen Arbeitsamtes. Reihe M. 
Genf, seit 1924.



414 

  

Werke des Internationalen Arbeitsamtes in Genf: 
l. Reihe M — Sozialversicherung. 

Nr. 1. Les problemes generaux de Vassurance sociale, Geneve 1925, Nr. 2. La reparation des accidents du travail. Analyse compara- “tive des legislations nationales. Geneve 1925, Nr. 5. La reparation des maladies Professionnelles. Analyse com- ‘parative des lögislations nationales. Genf 1935, . Nr. 5. L’assurance maladie. "Analyse comparative des legislations nationales. Genäve 1995, : " Nr. 5. La reparation des accidents du travail aux Etats-Unis. Ge- neve 1926, 
\ Nr. 8. Les prestations de lassurance — maladie allemande du "point pe vıe de Ihygiene sociale. Gentve 1928, Nr. 9. Pensions non eontributives. Geneve 1955, Nr. 10. L’assurance invalidit& — vieillesse — deces obligatoire. Ge- "növe 1955. 

Nr. 11. Les services sociaux. Gen&ve 1955, Nr. 12. L’organisation internationale du travajl et les assurances ‚sociales. Gen&ve 1936, \ \ 
Nr. 15.. Les services sociaux en 1935, Vol. L Geneve 1956. 

Assurance — chömage et diverses formes d’assistance aux chömeurs Conference internationale du travail. Dix — septi&me session. Geneve 1955, 

. 2. Revue international du travail. 
K. Krzeczkowski: Les assurances sociales et la legislation internationale. Vol. VII, Nr. 5, Novembre 1933, S, 657 ff. E. Liedstrand: Les assurances sociales en Suede, Vol. IX. Nr. 2, -Fevrier 1924, 
J. Ferdinand-Dı eyfus: Les regimes ‚financiers de lassır- rance sociale. Vol. X. .Nr. 4, Octobre 1924. 5. 610 ff. H. Korkisch: Les ressources financieres de Yassurance sociale. ‘Vol. X. Nr. 6, Decembre 1924. S. 965 ff. ° R. Freund: Le problöme de la r&organisation des assurances ou- vrieres en ‚Allemagne. Vol. XT. Nr. 1. Janvier 1935, S, ff Ri K.Pribram: Le probleme de l’unifieation des assurances sociales, “Vol. XI. Nr. 3. Mars 1925. 

- L. Winter: La nouvelle loi tchechoslovaque sur les assurances soeiales. Vol. XT. Nr. 4 Avril 1935, 
J. I. Cohen: Les organes administratifs de Vassurance sociale. "Vol. XT. Nr. 4. Avril 1995. e “ A. Manes: Les Prestations de’ lassurance sociale. Vol. XI. Nr. 5. “Mai 1935, 

: ° - \ Eu. 0... Loorganisation internationale du travail et les assurances ‚sociales. Vol. X1. Nr. 6. Juin 1925. S. 805 ff. en vw „Kovrig: „La..;reforme, de ‚lassurance sociale, en Hongrie No- vembre 1929, 
2: Bu 2 

 



415 

  

. A. Abramson: La reorganisation des institutions d’assurances so- 
<iales en U. R. S. S,, Vol. XXXI. Nr. 3. Mars 1955. S. 589 ff. 

- KK Steincke: La r&forme de l’assurance et de l’assistance so- 
‚ciale au Danemark. Vol. XXXI.. Nr. 5. Mai 1955, S. 658 ff. 

Die Internationalen Jahrbücher für Sozialpo- 
-Jitik, erscheinen jährlich. 

Ausländische Schriften. 

Angelescu, I. N.: Asigurärile sociale in statele moderne. Bucu.. 
resti 1951. . 

\ — Asigarärile sociale; studiu de legislatie internafionalä in 
‘ "Buletinul statistic al .Romäniei. 1911. 

’ 

— Asigurärile sociale in agriculturä — in Buletinul staiistie 
al Romäniei, 1911. 

_ Introducerea asigurärilor sociale in Anglia; in Viata Ro- 
mäneascä 1912. ” 

Argeseanu, I.: Date cu privire la sarcinile financiare ale asigu- 
rärii de pensii potrivit legii de unificare. Bucuresti 1953. \ 

Bellom, E.: Les lois d’assurance ouvriere A Tetranger. 10 Vol. 
1892-1909. 

Beveridge. Sir W.: Insurance for all and Everything. Lon- 
‚don 1924. \ 
\ — The past and present of unemplovment insurance. Lon- 
‚don 1950. 

Capitant, H.: Les retraites ouvrieres, 1899. 
Capitant, H. et Paul Cuche: Precis de legislation indus- 

“trielle. Librairie Dallöz. 3. Aufl. Paris 1933. S. 400 ft. 
Chauveau: Les assurances sociales, 1926. \ — 
Cohen, J.: Insurance against unemplovment. London 1921. 

—_ Workmen’s compensation in Great Britain. London 1923, 
-— Family income insurance. London 1926; und auch in Fest- 

gabe für ManesiBerlin 1927. S. 98 ff. 
Cohen, P.: The british system of social insurance. London 1932. 
Dawson. W. H.: Social insurance in Germany 1885—1911. Its 

history, operation, results and a comparison with the National Insu- 
rance Act. 1911. London 1912. 

Fay. C. R.: Great Britain from Adam Smith to the present dav. 
London 1932. 

Fuster, E: Les charges de l’assurance: ouvriers allemands et 
‚ouvriers anglais. Bulletin des assurances sociales 1912. S. 68 ff. 

Gi.de Ch.: Economie sociale. 8. 337 ff. 
Gordon, A.: Social insurance, 1924, 
Grandjacqwes, H.: Les tendances internationales de Yasse- 

rance sociale. Premiere Edition du code international de Yassurance so- 
ciale. Paris.1950. / 

; Erinä a, E.: Rapport fait au nom de la commission d’assurance 
et de prevoyance sociale chargee d’examiner le projet de loi sur les 

   
7 ZI0E | . 

i : "UVOMIUBA|



416 

  

assurances socijales. Chambre de Deputes, session de 1925. Nr. 3505, Paris 1935. 
, Ioanitescw, D.R.: Renasterea meseriilor. Bucuresti 1931. S. 274 ft. _ Curs de politicä socialä. Editura Muguri. Bucuresti 1954, 8. 209 ff. 

— Discurs tinut la senat cu ocazia depunerii proectului de lege pentru unificarea asigurärilor sociale _ in Legea pentru unifica- rea asigurärilor sociale cu expunerea de motive si desbaterile parla- imentare. Bucuresti 1955, 
: 

Korkisch, HE: Die neuere Entwicklung der sozialen Versiche- rung in der tschechoslowakischen Republik. Prag 1928. 
Lloyd George: The people's insurance. London 1911. Manuel pratique des assurances söciales. Commentaire et texte des lois de 19281950. Comite central des assurances sociales, 3-e &dı- tion. Paris 1950. 
Morgan, G.: Public relief of sickness. London 1935. . Pic, Paul: Traite elömentaire de l&gislation industrielle. Paris 1955. S. 1005 ff. 

_ Les assurances sociales en France et a l’etranger. Pa- ris 1915. . 
Ruebinow, IL M.: Social Insurance. With special reference to american conditions. London 1913. _ Shadwell, -A.: Industrial Efficieney ‘of England, Germany and America. London 1906: in deutscher Ausgabe. Berlin 1908. S. 567 ft. Silvermann, H. A.: The economics of social problems. Ar introduction to social economics. 2nd edition. London 1928. S. 273 ff. Strauss: Les bienfaits des assurances sociales pour Ja sante publique. Revue philantropique, Decembre 1929 et Janvier 1950. 
Tissier, T.: Closset P. usw. Traite des assurances sociales. Pa_ ris 1951. 
Webb, Sidney and Beatrice: The prevention of destitution. Lon- don 1910. 

OT 

ze eo 
GERT. BRIERSITABR 

Sure 

       
     



Lebenslauf. 

Als einziger Sohn des Professors D. R. JOANITESCU, Mini- 
ster a. D., wurde ich, DIMITRIE JOANITESCU, am 20. April 1914 
in Bukarest (Rumänien) geboren. In Bukarest besuchte ich nach 
vierjähriger Volksschulzeit das Gymnasium „SPIRU HARET”. Im 
Juni 1931 bestand ich das rumänische „Bakkalaureat”,. Von Ok- 
tober 1931 bis Juni 1934 war ich Student der „CAMBRIDGE-UNI- 
VERSITY” in England und hörte Vorlesungen bei den Herren 
Professoren ALSTON, BURNS, CLARK, DOBBS, EVANS, FAY, 
GUILLEBAUD, KAHN, KEYNES, PIGOU, ROBINSON, ROBERT- 
SON, THATCHER. Während dieses dreijährigen wirtschaitswis- 
senschaftlichen Studiums bestand ich den „Iripos in Economics 
Part I and Part II” und erwarb den Titel „Bachelor of Arts 
(Honours)”. _ 

Sodann kehrte ich nach Rumänien zurück und legte auf Grund 
des in England erworbenen Diploms in der Juristischen Fakultät 
der Universität Bukarest eine weitere Prüfung ab. Auf Grund der 
bestandenen Prüfung wurde mir das englische Diplom als gleich- 
wertig anerkannt zur Führung des Lizenztitels in den Rechtswis- 
senschaften. 

Im Oktober 1934 wurde ich an der Friedrich- Wilhelms-Uni- 
versität zu Berlin immatrikuliert und hörte Vorlesungen bei den 
‚Herren Professoren von DIETZE, von GOTTL-OTTLILIENFELD, 
HARMS, HARTMANN, HARTUNG, JESSEN, MOLDENHAUER, 
PRION, RUHL, SOMBART, SPRANGER, UEBERSBERGER, 
WAGNER. 
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